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Germany and the Expansionist Policy of the USA in the 1890's with Special Reference to the 

Attitude of Germany to the Spanish-American Crisis. 

The German 'Weltpolitik' found expression in the first naval law and in the partitioning of 
China in 1897-98. During the same period the Spanish-American crisis resulted in war and in 
a deeper_j nvolvement of the USA in the competition for the Far East. The present study 
investigates the reasons behind the imperialistic policies of Germany and the USA as weil as 
the attitude of Germany to the Spanish-American crisis and its influence on German-American 
relations. The causes of the imperialistic policies of both the powers can be divided into two 
categories: current and historical causes, The Spanish-American War, as a current cause, resulted 
in the acquisition of the Philippines by the USA and in the capture of the Caroline Islands, the 
Marianas, and the Palau lslands by Germany. However, the reasons for acquiring new territories 
are to be found deeper, in the economic and internal developments of each country. Germany 
endeavoured to make the most of the Spanish-American War. The fear that important economic 
relations with the USA would be endangered and the pro-American attitude of Great Britain 
contributed to the fact that Germany did not manage to partition the Philippines. Instead, 
Germany's compensation policy was successful in relation to the Pacific Islands, without 
endangering its official relations with the USA. 'Unofficial' Germany, which was investigated 
through eleven newspapers and five journals, strongly criticized the US policy. The attitudes 
of the papers were mostly determined by the opposing forces within German society. In general, 
the papers that supported the existing system used every opportunity to criticize the Americans. 
The opposition, mainly the papers that represented the quarters outside the 'Sammlung', on the 
other band, criticized indirectly the conditions in Germany by pointing to good features in the 
American system. When the American press reacted sharply to the German criticism, the 

relations between the two countries worsened at the level of public opinion. The German 
Government took measures to eliminate the undesirable features that bad occured in international 
communication. This shows that it was realized, more clearly than before, how important the 

press is for foreign relations. 

theories of imperialism 
Spanish-American War 
relations between Germany and the USA 
Pacific Islands 
Philippines 
Cuba 

ISBN 951-678-415-1 
ISSN 0081-6523 

Tampereen Pikakopio Oy 
Tampere 1980 



V 

VORWORT 

Einer der Schwerpunktbereiche in Forschung und Lehre in der Abteilung für allgemeine Ge­
sichte des Instituts für Geschichte der Universität Jyväskylä ist die Geschichte des Imperialismus, 
vor allem die Aussenpolitik der Vereinigten Staaten vom Ende des 19. Jahrhunderts bis zum 
ersten Jahrzehn unseres Jahrhunderts. Die Primarquellen bestehen aus auf Mikrofilm aufge­
nommenem Material der National Archives. Zu dieser Thematik ist eine Menge von Examens­
und Lizentiatenarbeiten verfasst worden, von denen einige zu Dissertationen ausgearbeitet 
werden. 

Als eine Art Vorstufe meiner Dissertation wurde eine Examensarbeit über die Expansions­
politik der Vereinigten Staaten 1898 unter Berücksichtigung Kubas und der Philippinen abge­
schlossen. Schon als ich mich mit dieser Arbeit beschäftigte, stellte sich heraus, dass die interna­
tionale Politik der 90er Jahre des 19. Jahrhunderts Gegenstand einer intensiven Forschungs­
tätigkeit und einer mitreissenden Forschungsdiskussion vor allem in den Vereinigten Staaten 
und in der Bundesrepublik Deutschland war. Von dieser Grundlage her entwickelten sich die 
Politik und die Beziehungen dieser Länder während der Krise zwischen den Vereinigten Staaten 
und Spanien zum Forschungsthema. Dass ich die deutsche Sicht gewählt habe, ist nicht nur auf 
theoretische sondern auch auf praktische Gründe zurückzuführen. Zu den ersteren gehörte die 
interessant erscheinende Frage, wie das intensiv die "Weltpolitik" betreibende und darüber 
eine innere Diskussion führende Deutschland sich zu einem neuen grossmachtpolitischen 
Konkurrenten verhielt. Ein praktischer Grund für die Wahl des Forschungsthemas bestand in 
den erheblich besseren Chancen, Forschungsstipendien nach Deutschland als in die USA zu er­
halten. 

Von Anfang an hat ProfessorAira Kemiläinen meine Examensarbeiten betreut. Ihre humane 
Einstellung und vielseitige, die persönliche Forschernatur eines angehenden Wissenschaftlers 
respektierende Kritik hat auch dazu beigetragen, dass. die Dissertation abgeschlossen werden 
konnte. Auch von Professor Jorma Ahvenainen habe ich fachkundige Anleitung und konstruktive 
Kritik in allen meinen sich mit dem Thema befassenden Examensarbeiten erhalten. Professor 
Jorma Tiainen und Professor Pekka Suvanto verdanke ich wichtige Anregungen, die sie mir für 
das Manuskript meiner Lizentiatenarbeit bzw. der vorliegenden Dissertation gaben. 

Einen grossen Teil meiner Forschungsarbeit habe ich in der Bundesrepublik Deutschland mit 
Hilfe von Stipendien, die mir von dort gewährt wurden, durchführen können. Bei der Gestaltung 
der Arbeit und dem Sammeln des Materials gab mir Erich Angermann, Professor für angloameri­
kanische Geschichte (Universität Köln), gute Ratschläge. Ich hatte das Glück, das Manuskript 
für meine Lizentiatenabhandlung und einen Teil meiner Dissertation als Stipendiat des Instituts 
für Europäische Geschichte in Mainz schreiben zu können. Es ist schwer, sich eine inspirierendere 
Atmosphäre und bessere Arbeitsmöglichkeiten für einen angehenden Forscher vorzustellen als 
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diejenigen, die in dem von Freiherr, Professor Karl Otmar von Aretin geleiteten Institut herrschten. 
Ich möchte meinen tiefsten Dank sowohl dem Personal des Instituts als auch den gleichzeitig 
mit mir geförderten Stipendiaten aus verschiedenen Ländern für eine nicht nur wissenschaftlich 
reiche Zeit zum Ausdruck bringen. 

Im Laute der Forschungen habe ich die Dienste zahlreicher Archive, Institute, Anstalten und 
Bibliotheken in Anspruch genommen. Der mir zuteil gewordene Service ist überall sachlich und 
freundlich gewesen; somit darf ich auch meinen Dank an alle gemeinsam richten. Besonders 
gern denke ich an die Geduld und Hilfsbereitschaft zurück, mit der ich als Ausländer, am 
Anfang meiner Untersuchungen in einer eigenartigen deutschen Sprache vage Fragen stellend, 
behandelt wurde. Ich habe die Untersuchung an der Hochschule Joensuu abgeschlossen; die 
Fernleihe deren Bibliothek hat meine Buchbestellungen unter ihrem Arbeitsdruck in einer aus­
gezeichneten Weise durchgeführt. 

Bei der deutschen Fassung der Dissertation sowie beim Korrekturlesen haben mir Universitäts­
lektor Walter Wolf und Professor Ahti Jäntti geholfen. Die Zusammenarbeit mit ihnen hat 
manchmal geholfen, für den Gedanken die richtige Form zu finden. Lektor Kyösti Julkunen hat 
die Zusammenfassung ins Englische übersetzt. 

Materielle Unterstützung habe ich vor allem aus der Bundesrepublik Deutschland erhalten. 
Ohne Studien- und Forschungsstipendien des Deutschen Akademischen Austauschdienstes 
und des Instituts für Europäische Geschichte wäre es für mich nicht möglich gewesen, meine 
Dissertation zum Abschluss zu bringen. Zu diesem Zweck haben mir der Kulturfond Finnlands 
(Suomen Kulttuurirahasto) sowie die Hochschule Joensuu finanzielle Unterstützung gewährt. 
Ich möchte es auch nicht versäumen, meinen Dank an meine Lehranstalt, die Universität 

'Jyväskylä, auszusprechen, d�e meine Untersuchung in ihre Schriftenreihe aufgenommen hat. 
Nach altem Brauch dankt man zu letzt denen, die einem am nächsten stehen, und deren 

Leben durch die Arbeit an der Dissertation am meisten b\einflusst wurde, oder die fast täglich 
die Arbeit beeinflusst haben. Die Unterstützung und Ermutigung meiner Frau Eila, die selbst 
Geschichte studiert hat, war mir stets bei der langwierigen und wechselvollen Auseinander­
setzung mit dem Wesen des Imperialismus gewiss. Die positive Anpassung unserer Tochter 
Hertta-Kaisa an Forschungsarbeit als Lebensweise der ganzen Familie drückte sich einer ihrer 
ersten Wortkombinationen aus: "Papa, an die Arbeit!" 

In Joensuu, den 17. November 1980 

Olli Kaikkonen 



VII 

INHALTSVERZEICHNIS 

1. EINLEITUNG
1.1. Forschungsaufgabe
1.2. Quellen und Methoden ................................... . 

1.2.1. Das öffentliche Deutschland .......................... . 
1.2.2. Die Presse ...................................... . 

1 
5 
5 

7 

2. ERKLÄRUNGSMODELLE DES AMERIKANISCHEN UND DEUTSCHEN
IMPERIALISMUS DER 90er JAHRE DES 19. JAHRHUNDERTS 14 
2.1. Die "large policy" der Vereinigten Staaten. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 14 
2.2. Deutschlands "Weltpolitik" . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 1

3. DIE DEUTSCH-AMERIKANISCHEN BEZIEHUNGEN VOR DER

4. 

5. 

SPANISCH-AMERIKANISCHEN KRISE 34 
3.1. Die Konkurrenz um Interessengebiete . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 34 

3.1.1. Der Pazifik und China . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 34 
3.1.1.1. Die frühe Entwicklung der Interessengebiete im Pazifik . . . 34 
3.1.1.2. Samoa vor den 90er Jahren des 19. Jahrhunderts. . . . . . . . 39 
3.1.1.3. Hawaii als Mittel der deutschen Samoa-Politik. . . . . . . . . . 4 2
3.1.1.4. China . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 44 

3.1.2. Lateinamerika. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 47 
3.2. Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den USA und Deutschland 5 2

DIE KRISE ZWISCHEN DEN USA UND SPANIEN 57 
4.1. Der kubanische Aufstand ................ ·. . . . . . . . . . . . . . . . . . 57 
4.2. Die "good offices" Präsident McKinleys. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 59 
4.3. Von der spanischen Politik der Nachgiebigkeit bis zur Zuspitzung der Krise . 61 
4.4. Die Amerikaner sind zum Krieg bereit. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 65 
4.5. Die Philippinen: Etappe auf dem Weg in den Fernen Osten . . . . . . . . . . . . 68 

4.5.1. Vom Aufstand gegen Spanien bis zum Frieden zwischen Spanien 
und den Vereinigten Staaten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 68 

4.5.2. Argumente für und gegen die Annexion der Philippinen . . . . . . . . . 7 2  

DIE VERMITTLUNGSTÄTIGKEIT DER GROSSMÄCHTE 17 

5.1. Vermittlungsversuct,e zur Vermeidung des Krieges. . . . . . . . . . . . . . . . . . 77 
5.1 .1. Die Einstellung der Grossmächte zur Kuba-Politik von 

Cleveland und Olney . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 77 
5.1.2. Die Vermittlungsbemühungen vom Anfang der Amtsperiode 

McKinleys bis zur Entstehung der Krise . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 81 
5.1.3. Der Appell der sechs Mächte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 83 
5.1.4. Der Waffenstillstand als Versuch zur Erhaltung des Friedens . . . . . . 86 

5.2. Vermittlungstätigkeit zur Beendung des Krieges . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 90 



VIII 

6. 

7. 

8. 

DEUTSCHLANDS KOMPENSATIONSPOLITIK IM PAZIFIK 93 

6.1. Deutschlands Verhalten zur Philippinen-Frage. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 93 

6.1.1. Vor dem Krieg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 93 

6.1.2. Die die Teilung und/oder Neutralität der Philippinen betreffenden 

Pläne. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 98 

6.1.3. Deutschlands direkte Verhandlungen mit den USA . . . . . . . . . . . . 10 2 
6.1.4. Rückkehr zu den Plänen zur Regelung der Lage auf den Philippinen 

durch internationale Zusammenarbeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 108 

6.2. Die Karolinen, Marianen und Palau-lnseln ........ _ . . . . . . . . . . . . . . 1 10 

6.2.1. Das geheime Abkommen zwischen Deutschland und Spanien 

Über die Hauptinseln der Karolinen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 10 
6.2.2. Deutschland ist zu weiteren Erwerbungen bereit . . . . . . . . . . . . . . 1 14 
6.2.3. Der Streit Über die Sulu-lnseln und Kusai. . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 16 
6.2.4. Der deutsch-spanische SÜdseevertrag Über die Karolinen, 

Marianen und Palau-lnseln. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 20 

6.2.5. Der Südseevertrag im Reichstag . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 2 2

6.2.6. Die Reaktionen der Vereinigten Staaten und anderer Grossmächte 

auf den Vertrag. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 25 

6.3. Hawaii und Samoa....................................... ·129

DIE PRESSE UND DIE SPANISCH-AMERIKANISCHE KRISE 

7.1. Presse und Aussenpolitik .................................. . 

7 .2. Das Verhältnis der deutschen Presse zur amerikanischen Expansion ...... . 

7 .2 .1. Kuba-Krise ...................................... . 

7.2.1.1. Woodfords Note ............................ . 

7.2.1.2. Die spanische Politik der Nachgiebigkeit ............ . 

7.2.1.3. Die Zuspitzung der Krise ....................... . 

7.2.2. Die Vermittlung .................................. . 

7 .2.3. Die Philippinen .................................... . 

7 .2.3.1. Während des Krieges ......................... . 

7 .2.3.2. Vom Waffenstillstand bis zum Pariser Frieden ......... . 

7.2.4. Die Karolinen, Marianen, Palau-lnseln 

7.2.5. Uber Charakter und Bedeutung der Expansion der Vereinigten 

1 34 

1 34 

1 37 

1 37 

1 37 

1 39 

14 1 

144 

149 

149 

15 3 

156 

Staaten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 159 

7 .3. Quantitative Analyse der Zeitungsartikel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 166 

7.4. Die Massnahmen der Regierungen zur Verbesserung der inoffiziellen 

deutsch-amerikanischen Beziehungen 

SCHLUSBETRACHTUNGEN 

170 

174 

TIIVISTELMÄ 

Saksa ja Yhdysvaltain ekspansiopolitiikka 1890-luvulla. Erityisesti Saksan 

suhtautuminen Espanjan ja Yhdysvaltain väliseen kriisiin....................... 180 

OUELLENVERZEICHNIS 185 

ANLAGE 
207 



1. EINLEITUNG

1.1. Forschungsaufgabe 

Die Jahre 1897 und 1898 gelten sowohl in der bürgerlichen als auch in der sozialistischen 
Geschichtsschreibung als Wendepunkt der internationalen Beziehungen, die den Ausgangspunkt 
für die Phase des sog. Hochimperialismus bezeichnen. In diesen Jahren spitzte sich als Folge 
der imperialistischen Politik das Verhältnis der Grossmächte untereinander zu (z.B. im Faschoda­
Konflikt), es wurde eine typisch imperialistische Politik betrieben (z.B. die sog. Teilung Chinas) 
und das Wettrüsten beschleunigt, das auch in Zt:ik1,.mft die internationalen Beziehungen belastete 
(das erste Flottengesetz Deutschlands). 

Die besondere Bedeutung dieser Jahre hebt sich auch dadurch hervor, dass eben zu dieser Zeit 
die zwei sich am dynamischsten entwickelnden Grossmäth_te·, die USA und Deutschland, durch 
ihre aggressive Aussenpolitik eine bedeutende Rolle spielten. Als Folge ihres Krieges gegen 
Spanien eroberten die USA fremde Gebiete, d.h. sie fingen an, einen "direkten" (formalen) 
1 mperialismus zu betreiben, während sich der Imperialismus der USA früher in "indirekter" 
(informeller) Form als Interessengebietspolitik gezeigt hatte - vor allem in Lateinamerika. Der 
Krieg zwischen den USA und Spanien veranlasste die anderen Grossmächte deutlicher als 
früher, di.e Amerikaner als mögliche Verbündete oder ßegner 

0

in der sich verschärfenden inter­
nationalen Konkurrenz einzuschätzen, zumal die US}:\ militärische Stärke zeigten und Kolonien 
in strategisch wichtigen Gebieten einnahmen: in der Karibik und im Pazifik, wo sie, in der 
imperialistischen Konkurrenz, die auf China zentriert war, auf �:en Philippinen Fuss fassten. 

Auch für die deutsche Aussenpolitik waren die Jahre 1897 und 1898 von grosser Bedeutung. 
,. 

. 
Das Betreiben der "Weltpolitik" zeigte sich als "Teilung" Chinas, die von Deutschland initiiert 
wurde, sowie im ersten Flotteng�setz. Über diese miteinander zusammenhängenden Fragen 
wurde in der Presse eine Debatte geführt, wodurch sich das Interesse der Leserschaft auf China 
und den Pazifik richtete. 

In der vorliegendenden Arbeit werden die Gründe, Dur.chführung und Auswirkungen der 
Expansionspolitik der USA und Deutschlands auf die Beziehungen zwischen beiden Ländern in 
den 90er Jahren des 19. Jahrhunderts vor allem aus der deutschen Sicht dargestellt. Der zeit­
liche Schwerpunkt liegt auf der spanisch-amerikanischen Krise, die sich im September 1897 in einer 
Weise zuspitzte, die auch nach aussen sichtbar war. Die Krise führte Ende April 1898 zum 
Krieg, im August zu einem Waffenstillstand und am 10. Dezember 1898 zum Pariser Frieden. 
Der Friedenspakt wurde im Februar im US-Kongress und im Juni 1899 in den spanischen 
Cortes ratifiziert. Die relativ lange Krisenzeit bietet in vielfältiger Weise gute Möglichkeiten zur 
Betrachtung der Politik der USA und Deutschlands sowie der Beziehungen zwischen diesen 
Ländern. In dieser Zeit wurden in den USA Debatten Über die Notwendigkeit und Berechtigung 
des Krieges und von Eroberungen geführt. 1 n Deutschland urid bei den anderen Grossmächten, 
deren Reaktionen aus der damaligen deutschen Sicht betrachtet werden, wurden die möglichen 
und tatsächlichen internationalen politischen Folgen des Kriegs sowie die Möglichkeiten zur 
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Zusammenarbeit erwogen, um aus der Situation Nutzen zu ziehen. Besonders ergiebig ist die 
Krisenlage für die Erforschung von Zeitungsartikeln, weil der Meinungsbildungsprozess über die 
USA in dieser Zeit beträchtlich anwuchs. 

Der sachliche Schwerpunkt der Untersuchung, das Verh!llten Deutschlands zu der,,Krise 
zwischen den USA und Spanien, wird unter zwei Blickwinkeln, unter dem des "offiziellen" 
und dem des "inoffiziellen" Deutschlands näher betrachtet. Aus dem Quellenmaterial, das von 
dem offiziellen Deutschland, d.h. dem Auswärtigen Amt, nachgelassen worden ist, geht zu­
nächst das strategische und machtpolitische Denken sowie die Taktik zur Verwirklichung ge­
wisser Manöver, der Lauf der Ereignisse, hervor. In den für verschiedene Interessenkreise und 
Ideenrichtungen stehenden Zeitungsartikeln, unter denen in diesem Zusammenhang das inoffi­
zielle Deutschland verstanden wird, kommen dagegen die innenpolitischen Beweggründe der 
Aussenpolitik besser zum Vorschein. Um ein Gesamtbild �ber diese Hintergrundfaktoren zu 
gewinnen, ist es zweckmässig, das Verhalten der Presse als ein Ganzes zu behandeln. Das offi­
zielle und das inoffizielle Verhalten voneinander zu trennen, ist auch deshalb sinnvoll, weil die 
aussenpolitischen Aktionen zum grossen Teil auf Wegen geheimer Diplomatie erfolgten. Im 
Reichstag kam die Aussenpolitik vor allem im Zusammenhang mit der Behandlung von Etats 
zur Diskussion, und die öffentliche Meinung wirkte sich auf die betriebene Aussenpolitik nicht 
in dem Masse aus wie z.B. in England oder in den USA. 

Was das offizielle Deutschland betrifft, so werden hier in erster Linie das Verhalten zur 
Gefahr eines Kriegs zwischen den USA und Spiinien sowie besonders die Aktionen Deutschlands, 
Nutzen aus dem Krieg zu ziehen, betrachtet. So gesehen geht es hier auch um eine Darstellung 
und Erklärung der deutschen �.l(pansionspolitik in einer bestimmten historischen Situation. Die 
Expansionspolitik sowohl der USA als auch Deutschlands während der Krise ist als Ausdruck 
eines längeren geschichtlichen Entwicklungsprozesses anzusehen. Es ist also die Frage zu stellen, 
welche Faktoren zur Erstellung einer bestimmten Politik und welche Faktoren 1897-98 von 
der potentialen Bereitschaft zum Handeln, zum direkten Imperialismus, führten. 

Eine Antwort besonders auf die erste und z.T. auch auf die zweite Frage, Erklärungsmodelle 
des amerikanischen und des deutschen Imperialismus zu geben� ist in der reichen theoretischen 

1. Bei Erklärungen werden in erster Linie die neuesten amerikanischen und deutschen Forschungser­
gebnisse berüksichtigt, ·wobei auch die Theorien einiger anderer heutiger Forscher und die klassischen 
Theorien der lmperialismusforschung kommentiert werden. Ebenfalls werden die Unterkonsumptions­
theorie von Hobson (J.A. Hobson, lmperialism. A Study. London 1902) und die Auffassung Lenins vom 
Imperialismus als einer monopolistischen Phase des Kapitalismus als bekannt vorausgesetzt. 
Unter den bekanntesten Kritikern der wirtschaftlichen Erklärungsmodelle des lmoerialismus, zu denen 
auch die marxistische lmperialismustheorie gezählt wird, sind D.K. Fieldhouse (siehe zB. Economics and 
Empire 1830-1914. N .Y. 1973) sowie Ronald Robinson and John Gallaghe�--( siehe z.B. Robinson and 
Gallagher with Alice Denny, Africa and the Victorians. The official mind of imperialism. 1. Aufl. 1961 
und Robinson, Non-E uropean foundations of European imperialism: sketch for a theory of collaboration. 
In: Studies in the theory of imperialism, edited by Roger Owen & Bob Sutcliffe. London 1972.) 

zu erwähnen. F ieldhouse erkennt die Analysen Hobsons und Lenins über die wirtschaftliche Entwicklung 
Deutschlands und der Vereinigten Staaten an, doch stellt er - wie die Forscher, die die wirtschaftlichen 
Gründe des Imperialismus kritisieren - die Behauptung auf:" ... that there was little causal connection 
between need for new outlets for capital and enterprise and formal colonization" (Fieldhouse,S.61J. 

Der Beitrag, der vonFieldhouse und anderen eben erwähnten Forschern zu den Interpretationen des 
1 mperialismus gebraucht worden ist, besteht in der "peripheral" oder "excentric" Theorie, zu der 
Robinson schreibt: "To borrow a figure from geometry, there was the Eurocentric circle of industrial 
strategy making varying intersections with circles centred in the impacable continuities of Asian and 
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Diskussion der 60er und 70er Jahre, die in den USA und beiden deutschen Staaten geführt 
worden ist, gesucht worden. Dabei ist man davon ausgegangen, dass mit Hilfe einer solchen 
Sonderfrage umfangreiche Erklärungsmodelle des Imperialismus nicht widerlegt oder in be­
merkenswerter Weise verifiziert werden können. Kein einzelnes Modell dient auch deshalb ,als 
theoretische Grundlage für vorliegende Untersuchung; es soll vielmehr der Versuch unter­
nommen werden, nachzuweisen, ob und in' welchem Masse die den verschiedenen Theorien zu­
grundeliegenden Gründe und Begründungen der imperialistichen Politik sich auch in diesem 
Zusammenhang empirisch verifizieren lassen. Unabhängig davon, ob man z.B. die Auffassung, 
dass eine aggressive Aussenpolitik vor allem von wirtschaftlichen Interessen bestimmt war, 
akzeptierte oder ablehnte, ist darauf zu achten, ��l�_!,e•Unternehmen z.B. auf den pazifischen 
Inseln Interessen wahrzunehmen hatten, und welchen Einfluss sie auf die betriebene Politik 
ausübten. Obwohl z.B. die Philippinen keine grosse Rolle im Aussenhandel der USA oder 
Deutschlands spielten, hat man möglicherweise damit 'gerechnet, dass sie von potentiellem 
Nutzen sein könnten; vielleicht sah man den Besitz der Inseln als wichtig an auch wegen China. 
Es ist auch zu klären, ob die Aussenpolitik zum Ausgleich innenpolitischer Streitigkeiten diente, 
oder ob sich in erster Linie grossmachtpolitische und ideologische Gründe für die betriebene 
Politik finden lassen. Beide Erklärungsarten finden sich sowohl bei amerikanischen als auch 
deutschen Forschern. Bei den ideologischen Begründungen der imperialistischen Politik kann 
man zumindest auf die Rassenlehre und sozialdarwinistische Stellu�nahmen stossen. Es waren 
ja im Krieg zwischen den USA und Spanien eine an.Qelsächsische un(J eine romanische Nation 
konfrontiert, deren Erfolge im "Kampf ums Dasein" recht verschieden \varen; ausserdem waren 
die aufzuteilenden spanischen Kolonien von einer nicht.-weissen Bewölkerung bewohnt. Zusam­
menfassend kann man sagen, dass der theoretische Teil der vorliegenden Arbeit die "tieferen" 
Gründe des amerikanischen und des deutschen Imperialismus.sowie die Faktoren darlegen will, 
die in den Jahren 1897-99 zur Eroberungspolitik führten. Es gilt, bei der Behandlung des 
Verlaufs aktueller Er,eignisse jener Zeit all dies mit zu berücksichtigen. 

Das Verhältnis zwischen Deutschland und den USA als Teil der internationalen Beziehungen 
der Jahre 1897-99 ist verständlich nur, wenn man die Entwicklung der speziellen Beziehungen 
zwischen diesen Ländern kennt. In bezug auf die zu behandelnde Problematik ist es von aus­
schlaggebender Bedeutung, die Interessen dieser Länder in den Krisengebieten sowie ihre 
direkten, bilateralen Beziehungen, bei denen in diesem Zeitraum der wirtschaftliche Verkehr 
im Vordergrund stand, zu kennen. Die Lateiriamerikapolitik der USA ist relativ umfangreich 
behandelt worden, weil sich die Kuba-Krise dadurch in Zusammenhang mit der geschichtlichen 
Entwicklung bringen lässt. Die Kuba-Krise, sowie die Entwicklung, die zum Krieg und dem 
Pariser Friedensvertrag führte, sind ziemlich genau analysiert worden, einerseits deshalb, weil -
weitgehend in Anlehnung an das authentische Quellenmaterial - die Begründungen und das 
Vorgehen des amerikanischen Imperialismus dargestellt werden konnten und andererseits, weil 

African history. lmperialism, especially in its time scale, was not precisely a true function of either 
circle. lt was in many ways excentric to both. lt should be emphasised that the Afro-Asian crises which 
evoked imperialism were often not essentially the products of European forces but of autonomous 
changes in African and Asian domestic politics>Robinson, Non-Europ;an f�undations, S. 139. Vgl. 
Fieldhouse, S. 463. 
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in dieser Arbeit sich die ganze weitere Behandlung, die das Verhalten Deutschlands und anderer 
. Grossmächte zu den USA während der Krise betrifft, auf diese Entwicklung stützt. 

Bei der Analyse des Verhaltens Deutschlands in der Vermittlungsfrage - sowie zu der ganzen 
Krise - diente als "aussenpolitischer" Ausgangspunkt der Umstand, inwieweit Deutschland 
bereit war, seine wichtigen wirtschaftlichen Beziehungen �u den USA eines Gebietsgewinns 
wegen zu riskieren; desgleichen; ob die .amerikaner als mogIT�he Verbündete in den internatio­
nalen Politik betrachtet wurden, oder ob man die Einflussausdehnung der USA durch Zusammen-
arbeit europäischer Grossmächte verlangsamen wollte. Dabei sind auch die gegenseitigen Be­
ziehungen der Grossmächte sowie der Umstand, welchen Wert die einzelnen Grossmächte auf 
die weitere Entwicklung ihrer Beziehungen zu den USA während der Krise legten, zu berück­
sichtigen. Besondere Aufmerksamkeit wird der Haltung Englands in bezug auf die deutsch­
amerikanischen Beziehungen gewidmet. Innerhalb der deutschen politischen und militärischen 
Führung herrschte eine feste Überzeugung von der Unversöh_nlichkeit Englands und Russlands, 
was zugleich bedeutete, dass Deutschland einen Zweifrontenkrleg vermeiden könnte. England galt 
als Deutschlands Hauptgegner in der Konkurrenz unter den Grossmächtl!n, was auch in der 
Rüstung der Flotte zum Ausdruck kam. Da jedoch der Ausbau der Flotte Zeit in Anspruch 
nahm, musste eine "Politik der freien Hände" betrieben, mussten gute Beziehungen zu allen unter­
halten und grosse Krisen vermieden werden. Unter solchen Prämissen hatten die Allianzver­
handlungen mit England keine Aussicht auf Erfolg. So gesehen ist es interessant zu beobachten, 
wie sich das Verhalten Englands zur Krise und die Entwicklung der englisch-amerikanischen Be­
ziehungen während der Krise auf die deutsche Politik auswirkten. 

Mit den ersten Kriegsereignissen richtete sich das Interesse Deutschlands auf die pazifischen 
1 nseln. Sehr schnell meldete sich Deutschland im Sinne der Kompensationspolitik als Erbe der 
spanischen Kolonialmacht. Bei der Auseinandersetzung mit dieser "Tagespolitik" des Aus­
wärtigen Amtes soll geklärt we_rden, wie der Erwerb neuer Gebiete begründet wurde, ob die 
Auffassungen des Auswärtigen Amtes und der Marineleitung voneinander abwichen oder ob 
eine Intervention von den auf diesem Gebiet tätigen Unternehmen gefordert wurde. 

Bei der Untersuchung des Verhaliens �es von der Presse vertretenen "inoffiziellen" Deutsch­
lands zu den USA während det Krise wurde davon ausgegangen, dass die Zeitungsartikel, in 
denen verschiedene Interessen- und Ideenrichtungen vertreten wurden, die Gegenkräfte der 
deutschen Gesellschaft in der Einstellung sowohl zu den USA und den Amerikanern als auch 
zum deutschen Imperialismus zum Ausdruck brachten. Die öffentliche Diskussion, sowohl 
Über die deutsche Weltpolitik - im Zeichen des Flottengesetzes und Chinas - als auch über die 
Beziehungen zu den USA, in erster Linie wegen der autonomen Zollpolitik der Amerikaner, war 
gerade im Gange, als sich die Krise zwischen den USA und Spanien zuspitzte. Die Presse, die 
durch diese Diskussion vorbereitet war und z.T. sich auch ihre Meinungen gebildet hatte, war 
gewisserrnassen bereit, auch eine umfangreichere Diskussion als eine nur wirtschaftspolitische 
über das Verhalten Deutschlands zu den USA zu führen und zu eventuellen Gebietserwer­
bungen, die Deutschland durch den Krieg ermöglicht wurden, Stellung zu nehmen. Ich habe 
versucht, Deutschlands Einstellung zu den Vereinigten Staaten, dem für Deutschland wichtigen 
Partner, aber zugleich dem gefährlichen Konkurrenten in der Wirtschaft, der die politische 
Freiheit symbolisierenden Repµblik, deren Bevölkerung hauptsächlich aus Nicht-Katholiken 
besteht, von den inneren Gegensätzen der deutschen Gesellschaft aus zu betrachten. Politische 
Gegensätze waren Konservatismus, Lib�ralismus und Sozialismus, zu den wirtschaftlichen zählte 
die Spannung zwischen Schwerindustrie und Landwirtschaft einerseits sowie der Exportindustrie 
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und dem Aussenhandel andererseits; einen religiösen Gegensatz bildete die Konkurrenz zwischen 
der evangelisch-lutherischen und der katholischen Kirche. 

Zuletzt wird noch als eine Art Berjjhrungspunkt der offiziellen und inoffiziellen Beziehungen 
betrachtet, welcher Wert in der Aussenpolitik von den USA und Deutschland der öffentlichen 
Meinung zugemessen wurde. 

1.2. Quellen und Methoden 

1.2.1. Das öffentliche Deutschland 

Was das öffentliche Deutschland anbel.angt, �aut die Untersuchung in erster Linie auf dem 
traditionellen Quellenmaterial der Geschichte der Diplomatie auf: auf der Korrespondenz der 
aussenpolitischen Führung, auf Memoranden, lristruktionen an die Gesandten und Konsuln 
sowie auf ihren Berichten. Die wichtigste .?ir erwähnten Aktenreihen, die zum grössten Teil im 
Politischen Archiv des Auswärtigen Amtes aufbewahrt werden, ist die Aktenreihe Spanien 
Nr. 71, die siebzehn Bände umfasst (Der Krieg zwischen Spanien und den Vereinigten Staaten 
i. J. 1898). Sie enthält Akten aller oben e�wähnten �rt, vor allem die Korrespondenz zwischen
den deutschen Gesandten in Washington, Madrid und den europäischen Grossmächten und
der Wilhelmstrasse. Aus dieser und ander,,en, �kt�nreih,en des_ PA gehen die machtpolitischen
und strategischen Begründungen zuni Erwerb nJuer Gebiete sowie die Taktik und Tätigkeit, um
die Ziele zu erreichen, gut hervor. Das Material.des'.Bonner Archivs enthält Akten, die auch die
Korrespondenz zwischen dem Auswärtigen Amt und den Marinebehörden betreffen. Die Auf­
fassungen der aussenpolitischen Führung ünd derjenig,en, die die Expansionpolitik realisierten,
nämlich der Flottenleitung, Über den Erwerb neuer Gebiete sowie die Aktionen der Marine auf
den Philippinen und Karolinen sind auf Grund des Materials im Bundesarchiv-Militärarchiv
(Freiburg/Br.) untersucht worden.

Zu den ungedruckten Quellen der Geschichte der Diplomatie gehören auch das Material des 
State Department der USA in den National Archives (auf Mikrofilm in Sammlungen des Insti­
tuts für Geschichte der Universität Jyväskylä und der Uniyersitäts- und Stadtbibliothek in Köln 
vorhanden) sowie die Aktenreihen des Public Record Office. Mit Hilfe des ersteren ist der 
Verlauf der spanisch-amerikanischen Verhandlungen präzisiert worden; sie hat auch Informa­
tionen über die Einstellung anderer Grossmächte zur Krise geliefert. Auf Grund dieses Materials 
ist in erster Linie die Eskalation der Kuba-Krise zum Krieg untersucht worden. Die Akten des 
P .R .0. sind zur Präzisierung des Bildes, das durch das deutsche und das amerikanische Quellen­
material über die Rolle Englands vermittelt worden ist, verwendet worden. 

Natürlich enthält das oben angeführte Quellenmaterial auch Informationen Über vieles 
andere mehr, als nur über Taktik und Handeln, das zur Routine der Aussenpolitik gehörte. Das 
Material des Auswärtigen Amtes beinhaltet z.B. Berichte über die politischen Verhältnisse der 
hier zu berücksichtigenden Gebiete, übe; die wirtschaftlichen Ressourcen sowie Über die in 
diesen Gebieten tätigen deutschen Unternehmen und ihre APP!llle, ihre Interessen zu sichern 
(hauptsächlich die Akten des A.A. im Zentralen Staatsarchiv, Potsdam). Auf Grund des letztge-
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nannten, d.h. einer solchen Tätigkeit, die im Auswärtigen Amt dokumentiert ist, wird versucht, 
die Auswirkungen des "von aussen" kommenden Drucks einzuschätzen. Als eine Art Stichprobe 
über die Einstellung des wirtschaftlichen Lebens und der Kolonialorganisationen zur Krise 
(vom Zeitungsmaterial abgesehen) sind die Archive in Hamburg und Bremen sowie die des 
Kolonialraths und der Kolonialgesellschaft (ZStA, Potsdam) konsultiert worden. In den Ver­
waltungsorganen und Handels-Kammern Hamburgs und Bremens, die umfangreiche wirtschaft­
liche Beziehungen zu den USA unterhielten und ihre Interessen auch auf den pazifischen Inseln 
wahrzunehmen hatten, wurde den Auswirkungen der Krise sehr wenig Aufmerksamkeit gewidmet. 
Noch weniger Spuren hinterliess die Krise in Archiven des Reichskolonialraths und der Kolonial­

gesellschaft. Offenbar waren sie für aktuelle, internationalen politische Fragen nicht zuständig. 
Die wichtigste der gedruckten Quellen ist die Reihe "Die Grosse Politik", deren Band 15 eine 

gute Sammlung derjenigen Akten enthält, die die Vermittlungstätigkeit sowie die Philippinen­
und die Karolinen-Frage betreffen. Die Reihe wurde parallel zum Archivmaterial verwendet, 

wobei den Mängeln der veröffentlichten Quellen besondere Aufmerksamkeit gewidmet wurde. 
Die Publikation "Papers Relating to the Foreign Relations of the United States" hat sich als 
nützlich erwiesen, als vor allem die Philippinen-Politik der USA im Zusammenhang mit den 
Pariser Friedensverhandlungen untersucht wurde. 

Von der Forschungsliteratur werden im folgenden nur die Werke angeführt, die sich mit den 
deutsch-amerikanischen Beziehungen beschäftigen. Die Untersuchungen zu Sonderproblemen 

des amerikanischen und deutschen Imperialismus, werden in den Kapiteln 2.1. und 2.2. zur 
Sprache kommen. Als das bei weitem wichtigste Werk muss das zweibändige "Deutschland und 
die Vereinigten Staaten in der Weltpolitik" von AI f r e d  V a g  t s (N.Y. 1935) erwähnt 

werden. Das Werk ist recht umfangreich und behandelt die deutsch-amerikanischen Beziehungen 
in den Jahren 1889-1906. Vagts ist einer der Forscher, die einen deutlichen Einfluss auf die 

Historiker, die sich seit den 60er Jahren mit der Aussenpolitik aus der wirtschafts- und sozialge­
schichtlichen Sicht auseinandergesetzt haben, ausgeübt haben. Bei der Betrachtung der deutsch­
amerikanischen grossmachtpolitischen Beziehungen ist Vagts von den wirtschaftlichen Be­
ziehungen zwischen diesen Ländern ausgegangen. Eben in diesem Sinne ist das Werk von Vagts 
auch in bezug auf diese Untersuchung eine ausgezeichnete Quelle. Auch das von Vagts benutzte 
vielseitige amerikanische Quellenmaterial ist ergiebig. Im ganzen behandelt Vagts in seinem 
Werk parallel ein recht umfangreiches Quellenmaterial. Die deutsch-amerikanischen Beziehungen 
während der Krise zwischen den USA und Spanien werden hauptsächlich im Kapitel "Kuba und 
Philippinen" behandelt. Als Originalmaterial hat Vagts in erster Linie die Akten des Auswärtigen 
Amtes und des State Department benutzt, aber infolge seiner Art, auf Quellen zu verweisen, ist 
die Lokalisierung der Akten sehr schwer.Die Forschungsaufgabe Vagts' hat nicht darin be­
standen - wie in der vorliegenden Untersuchung zu einem Sonderproblem -, sich mit den 
deutsch-amerikanischen Beziehungen ausdrücklich aus der Sicht der spanisch-amerikanischen 
Krise auseinanderzusetzen, sondern die Sonderfragen der Krise und Deutschlands Einstellung dazu 
genau zu analysieren. Was diese Teilbereiche betrifft, vermittelt Vagts dann auch ein relativ undiffe­

renziertes und verworrenes Gesamtbild. Vagts hat sich fast ausschliesslich an die Politik des 
offiziellen Deutschlands gehalten, von den als Anlagen den Akten des Auswärtigen Amtes beige­

fügten Zeitungsausschnitten abgesehen. 
Ausser der Untersuchung von Vagt� war der Nutzen der sonstigen Forschungsliteratur recht 

gering. "Deutschland und die Vereinigten Staaten von Amerika im Zeitalter Bismarcks" von 
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0 t t o S t o I b e r  g - Ve r n i g o r o d e  (Berlin 1933) ist im Zusammenhang mit den Hawaii­

und Samoa-Fragen benutzt worden. "Die deutsch-amerikanischen Beziehungen 1890-1914" von 

l lse Kunz-Lack (Stuttgart 1935) ist eine knappe Gesamtdarstellung. Bernhar d Zirns ist

bestrebt gewesen, in seiner kurzgefassten ( 135 Seiten), in erster Linie auf Literatur und ge­

druckten Quellen gestützten Untersuchung "Die Grossmächte und der spanisch-amerikanische

Krieg" (Diss. Münster 1929) sein Thema relativ vielseitig zu behandeln. Mit Hinblick auf den

Umfang seiner Arbeit setzt er sich mit den wirtschaftlichen Beziehungen der USA und der

Grossmächte recht ausführlich auseinander. Zirns stellt auch die Einstellung der deutschen Presse

zur Krise dar, doch nur für den Zeitraum März bis April 1898 und auch dann nur auf drei

Seiten. Der Aufsatz "Germany and the Spanish-American War" von L e s t  e r  B. S h  i p p e e

(The American Historical Review XXX/1925) stützt sich, was das Aktenmaterial betrifft, nur

auf die Reihe "Die Grosse Politik".

Wie aus dem oben Dargestellten hervorgeht, ist Forschung auf dem Gebiet der deutsch­

amerikanischen Beziehungen in den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts nichts Neues. Die 

einzige neuere, das Thema eng berührende und insofern ergiebige ist die solide Untersuchung 

"The Samoan Tangle. A Study in Anglo-German-American Relations 1878-1900" von P a  u 1 

M. K e n n e d y  (Dublin 1974). Dagegen bietet der von Jo h n  A. M o s e s  und K e n n e­

d y herausgegebene Sammelband "Germany in the Pacific and Far East" (Hong Kong 1977)

kaum Neues für die vorliegende Untersuchung. Dieser Band enthält den Aufsatz "The German

Acquisition of the Caroline lslands 1898-99" von R i c h  a r d G. B r  o w n, der sich mit den

Akten der "Grossen Politik" begnügt.

1.2.2. Die Presse 

In den früheren Presse4ntersuchungen 1, die sich mit den deutsch-amerikanischen Beziehun­

gen in dem hier zu berücksichtigenden Zeitraum befasst haben, sind die Zeitungen nicht syste­

matisch berücksichtigt worden. In den Dissertationen Hammersteins und Deickes ( 1956) sind 

die "führende politische Presse" Deutschlands und "die deutsche öffentliche Meinung" recht 

eng definiert, insofern als fast nur politische Zeitschriften behandelt worden sind. Die geringe 

Beachtung der Zeitungen erklärt Hammerstein damit, dass in Zeitschriften "im Gegensatz 

zur Tageszeitung ... eine ruhigere, überlegtere und daher vierfach auch objektivere Stellung­

nahme." geäussert wurde.2 Mit Berücksichtung der Länge des von Hammerstein untersuchten

Zeitraums ist seine Entscheidung verständlich, doch kommen die Standpunkte verschiedener 

Interessenkreise besser und in der Krisenzeit auch unverzüglicher zum Ausdruck in Zeitungen 

_als in Zeitschriften. 

2. Notker Hammerstein, Deutschland und die Vereinigten Staaten von Amerika im Spiegel der fUhrenden 
poltischen Presse Deutschlands 1898-1906. (Diss. masch. Frankfurt a.M. 1956), S. 9; Gertrud Deicke, 

Das Amerikabild der deutschen öffentlichen Meinung von 1898-1914. (Diss. (masch.) Hamburg 1956). 

In bezug auf einige in der vorliegenden Arbeit berUcksichtigten Zeitungen hat die hier zu behandelnde 

Problematik Manfred Thal/er in seiner Dissertation "Studien zum europäischen Amerikabild. Darstellung 

und Beurteilung der Politik und inneren Entwicklung der Vereinigten Staaten von Amerika in Gross­

britannien, Deutschland und Österreich im Vergleich zwischen 1840 und 1941." (Drei Teile, masch. 

Graz 1975) berUhrt. 
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Der untersuchte Zeitraum ist durch den Wendepunkt der spanisch-amerikanischen Krise im 
September 1897, wo die deutschen Zeitungen ihre weitere Entwicklung regelmässig zu verfolgen 
anfingen, und durch die Diskussion über den Pariser Frieden bis Ende Dezember 1898 abgegrenzt. 
Ausserdem sind die Kommentare der Presse zu dem im Juni 1899 veröffentlichten deutsch­
spanischen Südseevertrag berücksichtigt, worden, durch den die Karolinen, Marianen (ausser 
Guam) und die Palau-lnseln an Deutschland übergeben wurden. 

Von den Zeitungen habe ich national und international renommierte auszuwählen ver­
sucht, die die wichtigsten Parteirichtungen und Interessenkreise Deutschlands reprä­
sentierten. Die Parteien Deutschlands hatten sich noch nicht restlos organisiert und die Zahl von 
eigentlichen Parteizeitungen war sehr gering; von ihnen habe ich nur den Vorwärts benutzt. 

Die D e u t s c h e T a g e s z e i t u n g war von den in dieser Untersuchung benutzten 
Zeitungen - neben dem Vorwärts - am deutlichsten von Parteien und Interessengemein­
schaften abhängig. Sie wurde vom Bund der Landwirte im Jahre 1894 als überregionales 
Meinungsforum gegründet, das zu den für das ganze Reich relevanten Fragen Stellung nahm, 
während sich das eigentliche Organ "Bund der Landwirte" auf fachspezifische Dinge konzentrier­
te. Eine Aktiengesellschaft besass die Zeitung und die wichtigsten Sitze in ihrem Vorstand 
wurden mit Personen besetzt, die wichtige Positionen im "Bund" und in der Deutschkonserva­
tiven Partei bekleideten.3

Die F r a n k f u r t e r Z e i t u n g war hinsichtlich des politischen und Wirtschafts-Teils 
führend unter den deutschen Zeitungen. Die Redaktion der Zeitung bestand aus Fachleuten 
hoher Qualifikation. 1 hr Nachrichtendienst war unabhängig und das Netz der Auslandskorre­
spondenten gross. Walter Jaeger, der in den 90er Jahren des 19. Jahrhunderts der Korrespondent 
der F.Z. in New York war, schrieb auch für die New Yorker Staatszeitung und die New York 
Times. Wegen ihrer scharfen und kritischen Einstellung 's�and die F .Z. ununterbrochen unter 
Strafandrohung. Zum Beispiel wurde im November 189·, im Königlichen Staatsministerium in 
Erwägung gezogen, ob der Verkauf der Zeitung aufBahnhöfen verboten oder amtliche Inserate 
entzogen werden sollten. Man entschloss sich letztere Repressalie zu empfehlen, denn im erste­
ren Falle wären auch andere "gefährlich schreibende Zeitungen", wie die Deutsche Tages­
zeitung in Frage gekommen.4 Der Verleger der F.Z. war der Bankier, Börsianer und Journalist
Leopold Sonnemann, der als Vertreter der Deutschen Volkspartei im Reichstag in den 70er und 
80er Jahren tätig gewesen war.5

D e r H a m b u r g i s c h e C o r r e s p o n d e n t wurde aus den Hamburger Zeitungen 
deswegen ausgewählt, weil er zu der Zeit als eine Zeitung galt, die direkte Beziehungen zum 
Senat und zur Handelskammer hatte. Die Zeitung befürwortete den Freihandel und unter­
stützte die Handelspolitik Caprivis. Aus diesen Gründen wurde die Zeitung in den 90er Jahren 

3. Hans-Jürgen Puhle, Agrarische Interessenpolitik und preussischer Konservatismus im wilhelminischen 

Reich (1893-1914) (Hannover 1967) S. 56-58:, Klaus Wernecke, Die Weltstellung Deutschlands in

der deutschen öffentlichen Meinung 1911-1914. Ein Beitrag zur Presse und Pressepolitik vor dem ersten 

Weltkrieg (Diss. Hamburg 1970),S.14-15. 

4. Protokoll (Abschrift) der Sitzung des Königlichen Staatsministeriums 16.11.1897. P.A. Deutschland 

Nr. 126. Nr. 3, Die Presse in Deutschland (excl. Berliner Presse). Bd. 3.

5. Manfred Overesch, Leopold Sonnemann (1831-1909). In Fischer, Bd. 4,S. 172. 
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des 19. Jahrhunderts offenbar als nationalliberal eingestuft, während sie früher als freikonserva­
tiv betrachtet worden war. Der Correspondent hatte in seinen kolonialpolitischen Stellung­
nahmen schon am Ende der 80er Jahre mehr staatliche Massnahmen in den Kolonien zur Unter­
stützung des Handels gefordert. Die Leitung der politischen Redaktion der Zeitung hatte seit 
dem Herbst 1897 Dr. H. Dietz inne.6

Die führende Zeitung des rheinländischen politischen Katholizismus war die K ö I n i s c h e 
V o I k s z e i t u  n g. Sie behandelte die Aussenpolitik in geringerem Masse als die Frankfurter 
Zeitung oder die Kölnische Zeitung, doch ansonsten, hinsichtlich ihrer Vielseitigkeit, des 
Niveaus ihrer Artikel und ihrer Auflagenhöhe, konnte sie sich mit den besten liberalen Zeitungen 
messen. Die Zeitung hatte ihre Korrespondenten in europäischen Hauptstädten, aber nicht in 
den USA. Die Kölnische Volkszeitung gehörte der Familie Bachern. Zur Jahrhundertwende 
waren ihre bekanntesten Redakteure Julius Bachern (Chefredakteur 1876-1907) und Hermann 
Cardauns.7

\ 

Die K ö I n i s c h e Z e i t u  n g gehörte von den aussei'halb Berlins erscheinenden Zeitungen 
zu denen mit der höchsten Auflagenstärke. Sie war hauptsächlich im westlichen und südlichen 
Deutschland sowie in allen Grosstädten verbreitet. Die Leserschaft der Zeitung bestand in 
erster Linie aus industriellen, Grosshändlern, Bankiers, Akademikern und Beamten. In der Wirt­
schaftspolitik stand die K.Z. als ein Öffentlichkeitsorgan des Centralverbandes deutscher I ndustri­
eller der Grossindustrie nahe. Der Herausgeber der Zeitung war einer der Finanziers des West­
deutschen Vereins für Colonization und Export, der durch die rheinisch-westfälische Industrie 
unterstützt wurde.8 In der Innenpolitik war die Zeitung - nationalliberal orientiert, wie sie war
- häufig in Opposition gegen die Regierung, doch in aussenpolitischen Fragen war ihre Haltung
zu Bülow von Anfang an positiv. Obwohl die Zeitung über einen guten Nachrichtendienst und
ein Netz von Korrespondenten verfügte, hatte sie in den USA keinen eigenen festen Vertreter.
Die K.Z. befand sich im Besitz der /amilie Neven-DuMont. Dr. August Schmits fungierte lange 
(1872-1901) als ihr Chefredakteur. 

Die M ü n c h n e r N e u e s t e n N a c h  r i c ti t e n waren politisch ein Hüter des süd­
deutschen Liberalismus und Förderer bayerischer Interessen, aber in bezug auf die Religions­
politik war die Zeitung ein Gegner des Ultramontanismus. 1 m Presseamt des Auswärtigen Amtes 
wurden die Neuesten Nachrichten als liberal klassifiziert, und zwar als liberal in weitem Sinne, 
denn die Zeitung habe keine Richtung dieser politischen Ideologien vertreten. Die Zeitung 

6. Helmut Washausen, Hamburg und die Kolonialpolitik des deutschen Reiches 1880 -1890. Hamburg
1968, S. 172-175; Ernst von Baasch, Geschichte des Hamburgischen Zeitungswesens von den Anfängen
bis 1914. (Hamburg 1930), S. 122-127; PA. Deutschland Nr. 122, Nr. 3. Journalisten. Bd. 6. Das Ver­
zeichnis über die ausserhalb Berlins erscheinenden politischen Tageszeitungen (4.5.1899) stuft den
Hamburgischen Correspondenten als nationalliberal ein.

7. Hermann Cardauns, Fünfzig Jahre Kölnische Volkszeitung. Ein Rückblick zum goldenen Jubiläum der 
Zeitung (Köln 1910), S. 46-54; Kaupert, S. 95-97; /so/de Rieger, S. 115-116. Zu Bachern, siehe
Neue Deutsche Biographie, Erster Bd. (Berlin 1953), S. 493-499. Zu Cardauns, siehe dasselbe, Bd. 3.
S. 138. 

8. Bade, S. 157-159; Ul/mann, S. 32.
9. Georg Potschka, Kölnische Zeitung. Köln/Lüdenscheid ( 1802-1945). In: Heinz-Dietrich Fischer, 

Bd. 2. S. 153-155; Koszyk, S. 152; Johannes Lehmann, Die Aussenpolitik und die "Kölnische Zeitung"
während der Bülow-Zeit (1897-1909)( lnaug. Diss. Leipzig 1937), S. 16-19, 33-36, 41-50.
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wurde jedoch von offizieller Seite für "verständig" gehalten, und ihr Korrespondent in Berlin, 
Dr. Rudolf Grosse, hatte gute Beziehungen zu offiziellen Kreisen.10

Die N e u e P r e u s s i s c h e ( K r e u z -) Z e i t u n g war als Parteizeitung der Konserva­
tiven schon 1848 gegründet worden. Die Kreuzztg. blieb führende Zeitung der preussischen 
Deutschkonservativen Partei, der Partei von "feudalen Junkern und orthodoxen evangelischen 
Pastoren", obwohl die Verbindungen mit der Partei nicht sehr fest waren. Dadurch, dass die 
Zeitung steif die Interessen der Agrarier vertrat, verlor sie Leser unter Beamten und Offizieren. 
Die Kreuzztg. wurde durch die wöchentlichen Übersichten Professor Schiemanns aussenpolitisch 
interessant.11 Der Chefredakteur der Zeitung war seit 1896 Dr. Hermann Kropatschek.12

Die N o r d d e u t s c h e A 1 1 g e m e i n e Z e i t u n g war das Sprachrohr der konserva­
tiven Richtung, obgleich sie keine direkten Verbindungen mit den konservativen Parteien hatte. 
Durch den Chefredakteur Martin Griesemann (gest. im Mai 1897) und den Leiter des Verlags, 
R .v. Westarp, hatte die Zeitung direkte Verbindungen mit der Presseabteilung des Auswärtigen 
Amts. Griesemanns Nachfolger als Chefredakteur war Wilhelm Lauser. Die N.A.Z. wurde viel­
leicht, was das aussenpolitische Material betraf, als einzige öffentliche offizielle Zeitung benutzt. 
Schon zu Beginn seiner Zeit als Aussenminister nahm Bülow die Zeitung unter seine feste Kont­
rolle, was die Farblosigkeit der aussenpolitischen Sparte der N.A.Z. zur Folge hatte.13 Vor­
sichtigkeit und inhaltliche leere zeigten sich später auch in der Einstellung der Zeitung zur 
amerikanischen Aussenpolitik. 

Der V o r w ä r t s war einerseits Hauptorgan der sozialdemokratischen Partei, andererseits 
Lokalzeitung der Parteianhänger in Berlin. Die Parteileitung kontrollierte die Artikel der Zei­
tung. Als Chefredakteur war Wilhelm Liebknecht bis zu seinem Tode im Jahre 1900 tätig. Die 
Zeitung erschien an sechs Tagen in der Woche.14

Die V o s s i s c h e Z e i t u n g, Berlins älteste Zeitung, vertrat nach der Auflösung der 
linksliberalen Bewegung im Jahre 1893 in erster Linie die Richtersehe Richtung bzw. die der 
Freisinnigen Volkspartei. Diese hochgeachtete Zeitung befand sich in Besitz der Familie Lessing. 
Die bedeutendsten aussenpolitischen Kommentatoren in dieser Zeit waren die Chefredakteure 

10. Charlotte Harrer, Die Geschichte der MUnchner Tagespresse 1870-1890 (WUrzburg 1940), S. 80-86;
Kopie von Bericht v. Rotenhans 10.9.1897. P A. Deutschland. Nr. 122. Nr. 3. Journalisten Bd. 5;
Verzeichnis von Auswärtigen, hier vertretenen politischen Tageszeitungen, Mai 1899. lbid. Bd. 6.

11. Theodor Schiemann war als Professor fUr osteuropäische Geschichte an der Universität Berlin 1892-
1920 tätig. Er schrieb wöchentlich seine aussenpolitischen Übersichten fUr die "Kreuzzeitung" 1893-
1914. Die wöchentlichen Übersichten wurden seit 1902 unter dem Titel "Deutschland und die grosse 
Politik" als Jahrbände herausgegeben. Nach dem Artikel des Brockhaus hatte Schiemann enge Be­
ziehungen zu Wilhelm 11. (Der Grosse Brockhaus, 15. Auflage. 16. Bd. ( Leipzig 1933), S. 591.

12. Hans Booms, Die Deutschkonservative Partei (DUsseldorf 1954), S. 24-31; Notker Hammerstein, 

Deutschland und die Vereinigten Staaten von Amerika im Spiegel der fUhrenden politischen Presse 
Deutschlands 1898-1906 ( lnaug. Diss. (Masch.). Frankfurt/M 1956), S. 12; Kaupert, S. 131; Koszyk, 

S. 138; Meinolf Roh/eder,/Treude Burkhard. Neue Preussische ( Kreuz-)Zeitung ( 1848-1939); In: 
Heinz-Dietrich Fischer Bd. 2. S. 209-212, 221.

13. Joachim Boechmer, Die Norddeutsche Allgemeine Zeitung. Beiträge ihrer Entstehung und Entwicklung 
(Berlin 1926), S. 103--104; Kaupert, S. 172-174; Koszyk, S. 137. Zur 'Zurechtweisung' der N.A.Z. 
siehe z.B. Rotenhan an Wilhelm II. 19.8.97 und BUlow an Lauser 17.2.1899. PA. Deutschland Nr. 126.
Nr. 2 b. Akten betreffend die N.A.Z. Bd. 2. 

14. Siehe z.B. Kurt Koszyk, Deutsche Presse im 19. Jahrhundert. Geschichte der deutschen Presse. Teil II 
(Berlin 1966), S. 197-204; /so/de Rieger, S. 107.
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Friedrich Stephany und Hermann Bachmann sowie der Kolumnist Isidor Levy .15

Die W e s e r • Z e i t u n g war das Sprachrohr der Interessen des Bremer Handels, der 
Schiffahrt und Industrie. Politisch war sie ein Anhänger des freisinnigen Liberalismus. Sie wich 
von anderen Zeitungen Bremens dadurch ab, dass sie ihre Aufmerksamkeit nicht den Anzeigen, 
sondern dem Sachtext widmete, so dass sie viel Über Aussenpolitik schrieb, sowie dadurch, dass 
sie auch sonst überregional war. Obwohl die Auflage der Zeitung nicht gross war, gehörte sie zu 
den Zeitungen, die laufend im Innenministerium verfolgt wurden, und ihr Chefredakteur Emil 
Fitger zählte zu dem Kreis, der durch das Auswärtige Amt informiert wurde.16

Die Auswahl der politischen Zeitschriften ist recht knapp, doch zählten die hier berück­
sichtigten zu den renommiertesten in Deutschland. Sie alle waren an aussenpolitischen Fragen 
interessiert.1 7

Die im Jahre 1894 als Organ des Alldeutschen Verbands gegründeten A 1 1 d e u t s c h e n
B I ä t t e r, Mitteilungen des Alldeutschen Verbandes, erschienen wöchentlich in Zeitungs­
format. Der Chefredakteur der Zeitung, die eine Auflage von ca. 10 000 hatte, war in den 
Jahren 1894-1900 Dr. Adolf Lehr.18 Die Zeitung forderte eine aktive nationalbewusste
Aussenpolitik und propagierte die Nützlichkeit von Kolonien und Politik auf den Weltmeeren 
für das deutsche Volk.19 Ein Verein wie der Alldeutsche Verband beeinflusste stark die po­
litische Meinungsbildung, weil die Parteien kaum aussenpolitischen Einfluss hatten. Zudem 
konnte der Verband seine Sache wirksam propagieren, weil er - im Gegensatz zu den Parteien -
nicht zu allen politischen Fragen Stellung zu nehmen brauchte; er war auch nicht auf Wahl­
erfolge angewiesen.20 Die Alldeutschen Biätter -wurden au�h �-i-�i von - Nichtmitgliedern des
Verbands gelesen. Sie wurden in der deutschen Presse zitiert und ihren Stellungnahmen wurde 
auch im Ausland Aufmerksamkeit gewidmet, häufig in dem Masse, dass es für die aussenpo­
litischen Beziehungen Deutschlands schädlich war.21

D i e G r e n z b o t e n. Zeitschrift für Politik, Literatur und Kunst erschien wöchentlich 
in Leipzig, von Johannes Grunov herausgegeben. Die Grenzboten, deren Auflage ca. 2 000 
betrug, war ihrer Einstellung nach agrarfreundlich und monarchistisch; somit konnte man vor ihr 
kaum Amerika-Sympathien erwarten. In bezug auf ihre aussenpolitischen Artikel war die Publi­
kation der Regierung so loyal, dass sie den Ruf genoss, ein 'offizielles' Organ zu sein. Zu der 
Leserschaft der Grenzboten zählten viele Berufspolitiker und Akademiker.22

15. Klaus Bender, Vossische Zeitung, Berlin (1617-1934), Heinz-Dietrich Fischer,Bd. 2. S. 36-37; Arend 

Bucholtz, Die Vossische Zeitung. Geschichtliche Rückblicke auf drei Jahrhunderte (Berlin 1904), S. 
182-185_

16. Hartwig Gebhardt, Bürgerliche und proletarische Presse. Empirische Untersuchungen zur publizistischen
und politischen Funktion der Tagespresse am Beispiel Bremer Zeitungen 1903 (Pullach 1977), S. 68-
70; Wernecke, S. 22; Hildegard Hennings, Diplomatie und Presse. Versuch einer Darstellung der Be­
ziehungen zwischen der deutschen Diplomatie und Presse in den Jahren 1890-1914 (Diss. Phil. Masch.
München 1943), S. 20, 41.

17. Die Auswahl der Zeitschriften geht auf das Werk "Die Aussenpolitik in den bedeutendsten politischen
Zeitschriften Deutschlands 1890-1909," von Erich von Leopo/t (Leipzig 1933) zurück (bes. S. 3-16).

18_ Alfred Kruck, Geschichte des Alldeutschen Verbandes 1890-1903 (Wiesbaden 1954), S. 22-23. 
19. Leupolt, S. 16.
20. Harthmuth Pogge v. Strandmann, Nationale Verbände zwischen Weltpolitik und Kontinentalpolitik.

1 n: Marine und Marinepolitik im Kaiserlichen Deutschland 1871-1919, S. 299. 
21. Carro/1, S. 420; Hammerstein, S .. 12.
22. Getrud Deicke, Das Amerikabild der deutschen öffentlichen Meinung von 1898-1914 (Phil.Diss. Masch.

Hamburg 1956), S. 101-102; Leupolt, S. 7, 19.
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Von den hier behandelten Zeitschriften wies D i e N a t i o n, Wochenschrift für Politik, 
Volkswirtschaft und Literatur (Berlin), die von einer der führenden Persönlichkeiten der links­
liberalen Freisinnigen Vereinigung, Theodor Barth im Jahre 1883 gegründet worden war, die 
engsten Verbindungen mit ihrer Partei auf. Die Nation wurde die führende Zeitschrift des 
Linksliberalismus, obwohl sie z.T. wegen ihres 'gehobenen' Stils eine Auflage von über 3000 
Exemplaren nicht erreichte. Die Nation wird hier z.T. auch deswegen in Betracht gezogen, weil 
Barth einer der besten Amerika-Kenner seiner Zeit war. Er hatte u.a. in den USA den Wahl­
kampf McKinleys und Bryans direkt verfolgt. Zu den amerikanischen Freunden Barths zählten 
Carl Schurz, der Eisenbahnkönig Henry Villard und der Gesandte Andrew White.23

P r  e u s s i s c h e J a h r b ü c h e r. Monatsschrift für Politik, Geschäfte, Literatur und 
Staatswissenschaften (Berlin) war in dem zu behandelnden Zeitraum vielleicht die führende 
politische Zeitschrift in Deutschland, auch wenn ihre Auflagenhöhe um die 2000 lag. Die P.J. 
hatten ihre feste Stellung schon unter Treitschke (Herausy6l_ber 1866-1889) erreicht. Der Ruf 
der Zeitschrift verschlechterte sich auch nicht unter dem Nachfolger Treitschkes, Hans 
Delbrück. 24 Nach Delbrück waren die PrEi"ussischen Jahrbücher

Vereinigung von Macht und Kultur, von Preussentum und Deutschtum, nationale Gesinnung 
aber kein National-Pfaffentum, nationaler Idealismus, aber kein nationaler Fanatismus, 
deutsches Volkstum als Glied der allgemeinen Menschheitsbildung, Staatsgesinnung statt der 
Parteigesinnung. 

In innenpolitischen Fragen kritisierte Delbrück häufig die Regierungspolitik, aber die offizielle 
Aussenpolitik fand seine Unterstützung.25

Der vielleid,L l.Jeyc1blesle und bekannlesle politische Autor im Deutschland der 'Wilhel­
minischen Epoche' war Maximilian Harden. Dank seinem originellen, glänzenden und irritie­
renden Stil sowie seinen Stellungnahmen zu aktuellen Ereignissen gewann die von ihm 1882 
gegründete Zeitschrift, D i e Z u k u n f t, Wochenschrift für Politik, öffentliches Leben, 
Kunst und Literatur, unabhängige Redetribüne für Jedermann (Berlin), eine grosse Leserschaft 
unter der Intelligenz (Auflagenhöhe 1902: ca. 10 000) sowohl in Deutschland als auch im Aus­
land. Harden war politisch ungebunden. Seine innenpolitischen Stellungnahmen- waren links, 
in der Aussenpolitik war er als Anhänger Bismarcks ein Gegner des 'neuen Kurses'. Durch seinen 
publizistischen Erfolg gewann Harden an politischem Einfluss, und im Ausland wurde Die Zu­
kunft als Organ der Opposition gelesen. 26

Die Methode der Untersuchung ist hauptsächlich die tradionelle qualitative. Es ist der Ver­
such unternommen worden, die Eifnstellungen der Zeitungen gegenüber den Vereinigten Staaten 
während der spanisch-amerikanischen Krise und die die jeweiligen Einstellungen bedingenden 
Faktoren in bezug auf die gleichen Fragen zu analysieren wie bei dem offiziellen Deutschland. 
Die Analyse der Einstellungen und das Einschätzen der Motive ist in der Regel so durchgeführt 
worden, dass die gewichtigeren Darstellungsgegenstände, wie die Einstellung zur Kuba-Krise, 
die Vermittlungsversuche, die Philippinen-Frage und die Südseeinseln sowie der Charakter und 
die Auswirkungen des amerikanischen Imperialismus auf die internationalen Beziehungen, in 

23. Wegner,S.10-11,84. 

24. Leupolt, S. 8-9.
25. Annelise Thimme, Hans Delbrück als Kritiker der Wilhelminischen Epoche (Düsseldorf 1955), S. 12-

13; 105.
26. Uwe 8. Weller, Maximilian Harden und die "Zukunf" (Lemgo1970) ,S. 45-51; Hammerstein, S. 11;

Leupolt, S. 9-11; /so/de Rieger, S. 63-65.
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Teilprobleme eingeteilt wurden; das Verhalten hierzu ist vom positivsten zum negativsten be­

trachtet worden. Der Zweck dieser Methode besteht darin, die verschiedenen Einstellungen und 

Motive klar beschreiben und die Darstellung so gestalten zu können, dass sie in der Form Argu­

mentation-Gegenargumentation fortschreitet. Der Analyse liegen alle Leit- und sonstigen Artikel 

über die spanisch-amerikanische Krise (n = 3 198) zugrunde. 

Aufgabe einer quantitativen Analyse27 ist es, ein Bild über das spezielle und gemeinsame

Gesamtverhalten der einzelnen Zeitungen zu den USA während der Krise zu vermitteln. Die 

analytischen Methoden bei den Leitartikeln (n = 444) und den sonstigen Artikeln (n = 2 754) 

waren eine Einstellungsanalyse mit drei Stufen sowie eine auf die Frequenz gestUtzte Interessen­

analyse. Bei dem unfangreichen Nachrichtenmaterial (n = 22119) habe ich mich mit der lnter­

essenanalvse begnügt. Eine Inhaltsklassifizierung ist nicht durchgeführt worden, doch die da­

durch entstandenen Mängel werden z.T. dadurch ausgeglichen, dass die Einstellungsanalyse in 

chronologischer Reihenfolge nach den monatlichen Frequenzen der Artikel dargestellt wird. 

Dadurch werden Schlussfolgerungen Über das Verhalten zu den Charakteristika, die in dem 

hier zu berücksichtigenden Zeitraum die Krise kennzeichneten, ermöglicht. Die untersuchte 

Einheit in der Einstellungsanalyse ist ein ganzer Artikel, d.h. ein Leit- oder sonstiger Artikel. 

Nur die Schriften über die spanisch-amerikanische Krise sind berücksichtigt, nicht die Über die 

USA oder sonst Über die Amerikaner in diesem Zeitraum. Eine Unterscheidung zwischen den 

Artikeln, die das Thema "berührt" und denjenigen die es "behandelt"28 haben, ist nicht ge­

macht worden, doch auch ohne die Stütze des errechneten Ergebnisses kann festgestellt werden, 

dass der grösste Teil der Artikel zu den das Thema "behandelnden" d.h. den ausdrUcklich Liber 

die Krise verfassten, zählte. Die Klassifizierung in für die-USA positive, neutrale oder negative 

Artikel erfolgte auf Grund des Gesamtcharakters des jeweiligen Artikels.29 Wegen des weiten

Umfangs und der schweren Zugänglichkeit des Materials ist keine erneute Analyse durchge­

führt worden. Auf Grund auch einer so einfachen Analyse kann man besser als in Anlehnung 

an eine nur qualitative Analyse Schlüsse Über das Interesse der Zeitungen an der Krise ziehen 

sowie über ihre Einstellung zu den Vereinigten Staaten im Verlauf der Krise. 

Die Zeitschriften schrieben so wenig Über das Thema, dass eine quantitative Betrachtung als 

Stütze der qualitativen nicht nötig war. Aus diesem Grunde ist sie auch nicht bei den Sonder­

zeitungen der Kolonialpolitik, der Deutschen Kolonialzeitung30 und dem Deutschen Kolonial­

blatt durchgeführt worden. 

27 . Methodische Hinweise haben vor allem die folgenden Werke gegeben (auf Grund deren es natUrlich 

möglich gewesen wäre,eine weitergehende• quantitative Analyse durchzuführen, als es hier der Fall war): 

Seikko Eskola, Yhdysvaltain lehdistö ja Suomen kriisi keväästä 1941 Pearl Harboriin. Tutkimus kansain­

välisestä tiedonvälityksestä ja mielipiteenmuodostuksesta ( Helsinki 1973); Touko Perko, Aseveljen kuva. 

Suhtautuminen Saksaan jatkosodan Suomessa 1941-1944. Mit deutscher Zusammenfassung (Porvoo 

1971); Viljo Rasila, Tilastolliset menetelmät historiantutkimuksessa. Tampereen yliopisto: H istorian lai­

tos. Monistesarja C. Opetusmonisteet, N:o 3 (Tampere 1973). 
28. Vgl. Eskola, S. 179.
29. Vgl. Perko, S. 7-9.
30. Die Kolonialzeitung am 14. April 1898, S. 137; "Wir haben es, bei den beschränkten Raumverhältnissen 

unserer Zeitung vermeiden müssen, uns mit dieser Frage zu befassen, die ja auch, unserem eigentlichen 

Wirkungskreise sehr entfernt liegt, weil Cuba als Land der Kolonization fUr Deutsche nicht in Betracht 

kommen kann ... " 



14 

2. ERKLÄRUNGSMODELLE DES AMERIKANISCHEN UND DEUTSCHEN
IMPERIALISMUS DER 90ER JAHRE DES 19. JAHRHUNDERTS

2.1. Die "large policy" der Vereinigten Staaten 

Expansion ist eine alte Erscheinung in der Geschichte der Vereinigten Staaten, die Besiedlung 
des neuen Kontinents und die darauf folgende Gründung der Staaten war ja ihrem Charakter 
nach dynamisch und formal eine Eroberung. Schon während der dem Kontinent geltenden 
Expansion fehlte es dem wirtschaftlichen Leben und einigen Politikern nicht an Energie, auch 
Pläne für eine überseeische Erweiterung zu schmieden. So wurden schon vor dem Bürgerkrieg 
Handelsverträge mit China und Japan geschlossen, Hawaii wurde zum amerikanischen Inter­
essenbereich gezählt ebenso wie die Karibik, die wichtig für die zukünftige Verbindung zwischen 

dem Pazifik und dem Atlantik war. 
Als die amerikanische Produktion in Schwung kam, zielte die wirtschaftliche Aktivität 

immer mehr über die Grenzen der Vereini�ten Staaten hinaus. Die USA entwickelten sich zu 
einer wirtschaftlichen Macht. Ihre internationale politische Stärke war jedoch noch eine po­
tentielle, die USA enthielten sich der Konkurrenz um Kolonien. Was war es denn, was d·iese • 
potentielle Bereitschaft in einen aktiven, schliesslich zu Krieg und überseeischen Eroberungen 
führenden "formalen" Imperialismus verwandelte? 

Unter den Historikern ist die Frage viel diskutiert worden, welche Rolle die wirtschaftlichen 
Faktoren am Anfang des amerikanischen Imperialismus spielten. Ein Klassiker der die Friedlich­
keit des Kapitalismus betonenden Forschung ist J. A. S c  h u m  p e t  e r, der die Ansicht ver­
trat, dass das kapitalistische Wirtschaftssystem den Frieden, und nicht den Krieg und Erobe­
rungen braucht, um sich zu entwickeln., Ein "formaler" Imperialismus sei somit nicht vom 
Wirtschaftsleben, sondern von der politischen Elite und dem Heer gefordet worden.1 Von den
amerikanischen lmperialismusforschern scheint besonders J u I i u s P r  a t t die Auffassungen 
Schumpeters übernommen zu haben. In seiner Untersuchung zum Sonderproblem der Ex­
pansion gelangt er zu dem Ergebnis, dass die Wirtschaftskreise die Übernahme der spanischen 
Inseln im allgemeinen nicht und den Krieg schon gar nicht forderten, obwohl eine Ausdehnung 
des ausländischen Markts als notwendig betrachtet wurde, um die Überproduktion abzusetzen. 
Erst als der Kriegsausbruch unvermeidlich schien, - und dann während des Kriegs - begann 
man auch in den Wirtschaftskreisen, den "formalen" Imperialismus zu befürworten.2 Wie Pratt
behandelt Ernest May vielseitig die Entwicklung, die zu. Krieg und Eroberungen führte, 
doch vermeidet er es, wirtschaftliche Faktoren als vorrangige Gründe anzuführen. Nach ihm 
führten die von der Presse vertretene öffentliche Meinung, "nameless, formless, and seemingly 
leaderless public opinion" und die politische Elite, die ihr Vorbild sich aus England geholt 

1. Joseph A. Schumpeter, Zur Soziologie der lmperialismen. Archiv fUr Sozialwissenschaft und Sozial­
politik, Bd. 46 (1919), S. 1-39.

2. Julius W. Pratt, Expansionists of 1898. The Acquisition of Hawaii and the Spanish lslands (N .Y. 1951),
S. 234-54.
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hatte, das Land zu Krieg und Eroberungen. In den von May zitierten Zeitungsartikeln kommen 

die verschiedenen Begründungen der imperialistischen Politik zum Ausdruck, aber May wägt 

sie nicht ab.3

Den Anschluss des kapitalistischen wirtschaftlichen Systems an die imperialistische Aussen­

politik hatte man unter den amerikanischen Forschern doch schon früh eingesehen. In seinem 

schon 1898 erschienenen Aufsatz behauptete der Journalist und Wirtschaftstheoretiker C h  a r-

1 e s A. C o n a n t, die Uberproduktion und der Bedarf an Ausdehnung des Absatzmarktes 

seien auf den Bedarf, wachsendes Kapital anzulegen, zurückzuführen. 1 n diesem Sinne kann er 

al�, Vorgänger Hobsons und Lenins angesehen werden, was die lmperialismustheorie anbelangt.4

Mehr als für die direkte Verbindung der wirtschaftlichen Faktoren des kapitalistischen Ge­

sellschaftssystems mit der betriebenen Aussenpolitik haben sich die amerikanischen Forscher 

dafür interessiert, wie die .gesellschaftlichen Folgen der Krisen des wirtschaftlichen Systems in 

der Aussenpolitik zum Vorschein kommen. Eine der bekanntesten Krisentheorien wurde von 

F r e d e r i c k J a c k s o n T u r n e r schon in den letzten Jahren der "Grossen Depression" 

in den 90er Jahren des 19. Jahrhunderts formuliert. Nach seiner "frontier thesis" sei die Ex­

pansion stets ein wesentlicher Faktor in der amerikanischen Geschichte gewesen. Die an­

dauernde Eroberung des Landes garantierte die Möglichkeit zum Unternehmen und zur Ver­

besserung der wirtschaftlich-sozialen Position. Indem sie den wirtschaftlichen Wohlstand 

garantierte, war auch die soziale Zufriedenheit und Loyalität gegenüber dem politischen System 

sicher. Wenn man das politische System nicht ändern wollte, musste die Grenze immer wieder 

verlegt werden, was im Westen bedeutete, dass die pazifischen Inseln und China in den Ein­

flussbereich der Vereinigten Staaten gebracht wurden.5 

Der wirtschaftliche Sektor spielte eine zentrale Rolle in der Theorie des Historikers Brooks 

A d a m s Über die geschichtliche Entwicklung der Gesellschaft. Diese Theorie stellte er in 

seinem erfolgreichen Essay The Law of Civi/ization and Decay (1895) dar. In der Theorie 

kommt der Einfluss Spencers und Darwins zur Geltung. Danach verlagert sich die politische 

Macht in einer weit entwickelten Gesellschaft immer mehr zu denjenigen, die auch die öko­

nomische Macht haben, wobei der "imaginative and martial man" verschwindet und die Gesell­

schaft sich aufzulösen beginnt und die Gefahr einer Barbarei wächst. In der damals bestehenden 

Depression waren solche düsteren Aussichten zu beobachten. Um den Kurs der Entwicklung 

zu ändern, musste die Nation durch das Mittel der Aussenpolitik neue Möglichkeiten zu ener­

gischen Aktionen erhalten.6 Der Einfluss von Theoretikern und Ideologen auf die betriebene

3 .  1 Ernest M. May, Imperial Democracy. The Emergence of America as a Great Power (N.Y. 1961), Zitat 

S. 258. 

4. Charles A. Conant, The Economic Basis of lmperialism. In: Conant, The United States in the Orient. 

The Nature of the Economic Problem (First published in 1900. Reissued in 1971 by Kennikat Press. 

Port Washington, London), S. 1-34. 

5. Frederick Jackson Turner, The Problem of the West. The Atlantic Monthly 1896, S. 289-98; vgl. 

Walter LaFeber, The New Empire. An Interpretation of American Expansion 1860-1898 (N .Y. 1965, 

sec. print.), S. 62-72. 

6. Brooks Adams, The Law of Civilization and Decay. An Essay on History. With an lntroduction by 

Charles A. Beard (Second printing (Knopf) New York 1951). Die Auffassungen Adams' gehen am besten 

aus seiner Zusammenfassung auf den Seiten 326--49 hervor. Ch. Beard hat u.a. Adams' Begriffe "civili­

zation" und "law" im Vorwort des Werks interpretiert. Siehe auch LaFeber, The New Empire, S. 80-

84, und Hofstadter, Social Darwinism (1955), S. 186-87. 
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Politik ist vielfach schwer nachzuweisen. Brooks Adams unterhielt jedoch einen nahen Kontakt 

mit Theodore Roosevelt, in dem Adams "a man brimming with martial spirit" sah, sowie mit 

Henry Lodge und Alfred Thayer Mahan.7

Sowohl Turner als auch Adams präsentierten ihre Theorien in einer konkreten Krisen­

situation während einer Depression, doch sind Variationen der Krisentheorie auch später ent­

wickelt worden. Als Vorgänger von modernen amerikanischen und deutschen "Krisentheore­

tikern" kann wohl AI f r e d V a g  t s betrachtet werden, der den amerikanischen Imperialis­

mus der 90er Jahre des 19. Jahrhunderts wie folgt erklärte: "Die seit 1893 währende, durch 

einen Rückschlag von 1896 erneut akzentuierte Wirtschaftskrise ... nahm in den verschiedensten 

Formen der Massenirritation ihren psycho-politischen Ausbruch.''8 Vagts nahm die marxistische

Analyse vom Imperialismus nicht an. Er vertrat die Ansicht, dass die Entfaltung des Kapitalis­

mus in den USA nicht so weit fortgeschritten war, dass es liich um eine deterministische Alter­

native zwischen Sozialismus und Imperialismus gehandelt hätte. Nach Vagts ging es bei der 

aggressiven Politik der USA, wie bei dem Krieg gegen Spanien und der Annexion der Philippinen, 

um eine Strategie der politischen Führung, um innenpolitische Schwierigkeiten zu verbergen. 

Die Initiative und der Druck kamen nicht aus dem Wirtschaftsleben.9 R i c h a r d H o f­

s t a d  t e r  entwickelte die Krisentheorie 1952 weiter, um den amerikanischen Expansionis­

mus der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zu erklären. In seiner Theorie "The psychic crisis" 

geht auch Hofstadter von der 1873 ausgebrochenen Depression aus, aber er untersucht nicht 

ihre Auswirkungen auf die Wirtschaft, sondern auf die öffentliche Meinung. Im Vergleich zu 

der Situation 20 Jahre früher erregte die Talsohle der 90er Jahre stärker die Menschengemüter, 

weil auch andere verwirrende Parallelerscheinungen zu beobachten waren. Zu diesen zählt Hof­

stadter den Zerfall der demokratischen Partei und die Einengung der Wettbewerbsmöglichkeiten, 

die auf die Monopolisierung folgte. Dazu verringerten sich die wirtschaftlichen Unternehmungs­

möglichkeiten a la Turner, als der Pazifik erreicht war. Die durch diese Faktoren bedingte 

"psychic crisis" rief Protestbewegungen und Forderungen von Reformen auf der einen, eine 

nationale Aggressivität und Expansion auf der anderen Seite hervor. Die politische Führung 

war bestrebt, die gegen sie gerichtete Unzufriedenheit zu unterdrücken, indem sie die nationale 

Aggression auf eine imperialistische Aussenpolitik richtete.1 o

Die Politik der Vereinigten Staaten auf Kuba und in Vietnam in den 60er und 70er Jahren 

unseres Jahrhunderts brachte eine Renaissance in der Erforschung der ersten Schritte des ameri­

kanischen Imperialismus mit sich. Die Schule, die die Auswirkungen der durch die "Grosse 

Depression" verursachten sozialen Strukturänderungen und vor allem die des wirtschaftlichen 

Systems auf die Aussenpolitik berücksichtigt, hat die führende Stellung erreicht; Die bekann­

testen Vertreter dieser Schule sind William A. Williams sowie Walter LaFeber und Thomas J. 

McCormick. Nach ihnen seien die USA nicht in der Lage gewesen, die infolge der Depression 

und besonders aus ihrer amerikanischen Talsohle 1893 entstandenen gesellschaftlichen Probleme 

7. LaFeber, The l\lew Empire, S. 84-85.
8. Vagts ll,S.1257.
9. Vagts l l,S.1265-70, 1382-84.
10. Richard Hofstildter, Cuba, The Philippines and Manifest Destiny. Ein Zitat aus diesem 1952 verfassten

Essay ist im Werk Richard Millers, American lmperialism in 1818. The Quest for National Fulfillment
(New York 1970), auf den Seiten 37-43 enthalten. Vgl. The Paranoid Style in American Politics and
Other Essays von Hofstadter (Aufl. von 1966), in der der Essay in revidierter Form gedruckt ist. 
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zu lösen, die sich in der populistischen Bewegung der ansteigenden Unterstützung des Sozialis­
mus und schweren Streiks ausdrückten. Mit der Krise breitete sich das das wirtschaftliche Leben 
kennzeichnende Verhalten auch auf die politische Elite aus. Die auf die Depression zurück­
gehenden Strukturänderungen im wirtschaftlichen System, wie Monopolisierung und Organi­
sierung des Wirtschaftslebens in verschiedene Interessengemeinschaften entwickelten sich zu 
Faktoren, die auch die Politik bedingten. Die Wirtschaft begann, sich immer mehr auf die Aussen­
politik auszuwirken. Die durch Überproduktion hervorgerufenen wirtschaftlichen und sozialen 
Schwierigkeiten waren nur mit Hilfe neuer Märkte zu Überwinden. Bei ihrer Beschaffung 
handelten das Wirtschaftsleben und die politische Führung mehr als früher zusammen.11 

Auf dieser Grundlage rekonstruiert LaFeber den Aufbau des amerikanischen Imperiums. 
Die Bestrebungen zum Vertrieb der Überproduktion machten sich zuerst in den Beziehungen 
der Vereinigten Staaten zu Lateinamerika am deutlichsten geltend: in der panamerikanischen 
Bewegung, in der die sich auf Gegenseitigkeit stützende Handelspolitik eine wichtige Rolle 
spielte; in der Erneuerung der Monroe-Doktrin, wenn es um die Einstellung zu den Bestre­
bungen anderer Grossmächte ging, und schliesslich in dem Krieg gegen Spanien.12 Die Eroberung 
der pazifischen Inseln und der Philippinen und zum Teil auch den Ausbruch des spanisch-ameri­
kanischen Kriegs führen alle drei, und besonders McCormick auf die wirtschaftlichen Erwar­
tungen zurück, die an China gestellt wurden.13 Man sei bestrebt gewesen, die wirtschaftlichen 
Interessen mit Mitteln eines "informalen Imperialismus" zu garantieren, doch man liess es zu 
Krieg und Eroberungen, d.h. "formalem Imperialismus", kommen, falls die wirtschaftlichen 
Ziele mit anderen Mitteln nicht erreicht wurden.14

Auch Hans-Ulrich Wehler geht in seinen Aufsätzen und später in seinem Sammelband von 
dem wirtschaftlich-sozialen Erklärungsmodell der amerikanischen Schule aus. Deutlicher als 
die drei amerikanischen Forscher betont er die sozialen Folgen der Wirtschaftskrise und das be­
wusste Streben der politischen Führung nach ihrer Eliminierung mit Mitteln einer expansiven, 
wenn auch möglichst weitgehend friedlichen, Aussenpolitik. Solche sozialimperialistischen 
Charakteristika kennzeichneten nach Wehler die Wirtschaftskri�e bis zu deren Ende 1897; dies 
habe eine bedeutende Rolle in der Entstehungsgeschichte des Kriegs zwischen den USA und 
Spanien gespielt. Nach der Krise habe es sich nur mehr um Wirtschaftsimperialismus geh�ndelt.15 

Ich komme auf Wehlers Theorie im Zusammenhang der Erklärungsansätze des deutschen 
Imperialismus zurück.· 

11. Der theoretische Ausgangspunkt ist im Werk The Tragedy of American Diplomacy von William A. 

Williams (New York 1959) dargestellt. Hier ist die deutsche Ausgabe "Die Tragödie der amerikanischen 

Diplomatie" (Frankfurt a.M. 1973, bes. S. 30-34) benutzt worden. 

12. LaFeber, The New Empire, bes. S. 186-96 und 240-48. 

13. Thomas J. McCormick, China Market. America's Quest for Informal Empire 1893-1901 (Chicago 

1967), S. 19-34. 

14. Ausser den erwähnten Werken der Schule siehe auch die von ihren Ausgangspunkten her geschriebene 

Gesamtdarstellung Lloyd Gardner, Walter LaFeber, Thomas J. McCormick, Creation of the American 

Empire: U.S. Diplomatie History (Chicago, N.Y., San Francisco 1973), bes. S. 226-31. Nach Daniel 8.

Schirmer in seinem Werk Republic or Empire. American Resistance to the Philippine War (Cambridge,

Mass. 1972), S. 61-62, 161-69, sei die Eroberung der Philippinen noch direkter zurückzuführen auf

die Organisierung des Wirtschaftslebens der US�. 

15. Hans-Ulrich Weh/er, Der Aufstieg des amerikanischen Imperialismus, Studien zur Entwicklung des 

Imperium Americanum 1865-1900 (TUbingen, Göttingen 1974), bes, S. 37-43. Siehe auch das ausge­

zeichnete Literaturverzeichnis Weh/ers auf S. 353-61. Zu den von Wehler zu diesem Thema frUher ver­

öffentlichten Aufsätzen s. Literaturverzeichnis der vorliegenden Arbeit. 
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Die das Wesen des US-Imperialismus des 19. Jahrhunderts erklärende Forschung lässt relativ 
viel Raum für ideologische Faktoren. Das Wirken der Ideologen des Expansionismus ist in der 
Forschungsliteratur so ausführlich behandelt worden, dass in diesem Zusammenhang eine kurze, 
im wesentlichen auf Forschungsliteratur gestützte Darstellung ausreichen dürfte.16 Alle im 
folgenden erwähnten Ideologen des Expansionismus fanden zu ihrer Zeit bedeutende Öffent­
lichkeit und Anerkennung. Dies bedeutet jedoch nicht, dass die imperialistische Politik auf 
Anregung ihrer Schriften hin betrieben worden wäre. Die Sache dürfte so zu sehen sein, dass die 
gesellschaftliche Entwicklung und die internationalen Beziehungen sich in einer solchen Ent­
wicklungsphase befanden, dass sich die erwähnten Ideen besonders gut zu ihrer philosophischen 
und moralischen Legitimation eigneten. Nur solche Doktrinen finden weite Unterstützung, die 
die Phänomene ihrer Zeit erklären, und besonders dann, wenn sie in der Lage sind, die zur 
Überwindung von Schwierigkeiten verwendeten Mittel als ehrlich und sogar als notwendig zu 
beweisen. 

Wie in anderen Ländern auch, bildete sich allmählich die theoretische Rechtfertigung der 
amerikanischen Expansion heraus, die diese unterstützte und forderte. Es wäre vielleicht richtiger 
zu sagen, dass der dieser Zeit eigene starke Expansionsdrang sich in den publizierten Aufsätzen von 
Intellektuellen ausdrückte, die sich mit Gesellschaft, Religion, Nationalismus oder .internationa­
ler Politik befassten. Gemeinsam für das Denken dieser Intellektuellen scheint die Übertragung 
von Spencers Evolutionstheorie und Darwins Lehre auf die internationalen Beziehungen gewesen 
zu sein. 

Das Manifest Destiny, die Rassenlehre und der Darwinismus sind keine Produkte der 80er 
und 90er Jahre des 19. Jahrhunderts gewesen, sie passten aber gut in die Ideologie des Ex­
pansionismus. So wie die Konkurrenz der Europäer um Kolonien in den USA beispielhaft. 
wirkte, so wurden auch die in erster Lin_ie englischen Ideologen dieser Politik in den USA sehr 
bekannt und sie beeinflussten die öffentliche Meinung.17 Zu den bekanntesten Propheten einer
angelsächsischen Weltmacht zählten Charles  Dilke und John See ley.18 Dank
seinem Werk "Social Evolution" (1894) war Benjamin Kidd von den späteren englischen 
Ideologen des Expansionismus in den USA der beliebteste. Kidd übertrug die Lehre Darwins auf 

16. Die Ideologen des Expansionismus werden ausführlich z.B. von LaFeber (The New Empire), Weh/er (Der 
Aufstieg des amerikanischen Imperialismus) und Hofstadter (Social Darwinism in American Thought. 
Philadelphia 1955) behandelt. 

17. Die öffentliche Meinung ist dann allerdings auf weniger als drei Millionen relativ wohlhabende, ausge­
bildete und politisch aktive Staatsbürger einzuschränken, die hauptsächlich in Städten wohnten. Ernest 

R. May. Ame;ican lmperialism: a Speculative Essay (N.Y. 1968), S. 17-24. 
18. Dilke schrieb: "The World's future ... , belongs to the An!llo-Saxon, to the Russian and the Chinese races 

... France may grow in military and naval power; and Germany in this respect, as weil as in population, 
trade, and wealth; yet so far more rapid is the increase in the strength and the riches of the British 
Empire and of the United States that, before the next century is ended, the French and the Germans 
seem likely to be pigmies when standing by the side of the British, the Americans, or the Russians of the 
future." Charles W. Dilke, Problems of Greater Britain (London and N .Y. 1890. Fourth ed. 1. Aufl. 
auch 1890), S. 697. Seeleys Einstellung zum wachsenden Britischen Imperium kommt gut in seiner Fest­
stellung zum Ausdruck: "Whether good or bad the_n. the growth of Great Britain is an event of enormous 
magnitude." (S. 15) Auch sonst geht aus dem Werk Seeleys hervor, d_ass er die Expansion und Welt­
machtidee durchaus nicht kritiklos unterstü'tzte(bes. S. 341-59). Als Geheimnis des Erfolgs der USA be­
trachtete er die "Teuton°ic liberty and protestant religion" (S. 181). John See/ey, The Expansion of 
England. Two Courses of Lectures ( London 1931. 1. Aufl. 1883). 
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die internationale Politik in einem die teutonischen Völker idealisierenden Sinne.19 Kidds
Popularität erklärt sich dadurch, dass der Sozialdarwinismus in den 90er Jahren des 19. Jahr­
hunderts für den gebildeten Amerikaner keine neue Lehre mehr darstellte. Die amerikanischen 
Vertreter des Sozialdarwinismus hatten in dem Werk The Descent of Man (1871) ihres Lehr· 
meisters die Rechtfertigung für ihre Interpretationen gefunden. Darwin hatte früher seine 
Theorie vollkommen innerhalb der Naturwissenschaften halten wollen, doch in seinem neuen 
Werk schrieb er :20 

There is apparently much truth in the belief that the wonderful progress of the United States, 
as wel I as the character of the people, are the results of natural selection; for the more 
energetic, restless, and courageous men from all parts of Europe have emigrated during the 
last ten or twelve generations to that great country, and have there succeeded best. 
Von den amerikanischen Historikern verwendete John Fiske sozialdarwinistische Begriffe, 

indem er den Begriff Manifest Destiny erweiterte: die angelsächsische Rasse sei verpflichtet, ihre 
Sprache, Religion, ihre politischen Traditionen und ihr Bluterbe überall dorthin zu verbreiten, 
wo keine alte Kultur bestand. Fiske wurde begeistert aufgenommen und er hielt seine Vor­
lesungen in mehreren zehn Städten und Universitäten in verschiedenen Teilen der USA.21

Eine noch grössere Popularität und Bekanntheit erlangte J os i a h Stro ng, der Generalsekretär 
der evangelischen Vereinigung der Vereinigten Staaten. Er stellte seine Gadanken am deut­
lichsten in "Our Country: lts possible future and its present crisis" (1885) dar. Die Aus­
breitung des angelsächsischen Christentums solle seiner Meinung nach auch die durch Über­
produktion hervorgerufenen wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten lösen, denn 
"commerce follows the missionary".2 2

Auf die politische Theorie wurden die Rassenlehre und der Sozialdarwinismus von dem in 
Deutschland ausgebildeten John W. B u rgess (Political Science and Comparative Constitutional 
Law), 1890) angewendet. Burgess schrieb:23 

19. Benjamin Kidd, Social Evolution (London and New York 1895. Sec. ed. 1. Aufl. 1895). Obwohl in
Europa oder Amerika eine Nation keine Rasse repräsentieren könne, sei es dennoch möglich, einige den
keltischen und einige den teutonischen Völkern eigene Charakteristiska nachzuweisen. Ein Kennzeichen
der Kelten sei eine hohe Intelligenz (high intellectuality). Die teutonischen Völker wiesen mit den
Kelten mehrere gemeinsame Crakteristika auf, "which contribute in a higher degree to social efficiency,
and which ·- having in view the manner in which the natural selection is operating and the direction in 
which the evolution of the race is proceeding - must apparently be pronounced to be graetly more 
important than these merely intellectual qualities". (S. 297-99) Nach Kidd waren die westlichen Rassen
berechtigt, die tropischen Gebiete zu nutzen, weil "peoples with lower social efficiency" nicht in der
Lage seien, deren Ressourcen anzuwenden (S. 334-41.

20. Der Auszug ist als direktes Zitat z.B. in Lawrence H.· Battistinis Werk The Rise of Anierican lnfluence
in Asia and the Pacific (M ichigan 1960), S. 132-33, enthalten.

21. Hofstadter, Social Darwinism, S. 177-78; Weh/er, Der Aufstieg des amerikanischen Imperialismus, S.
60-64.

22. Josiah Strang, Our Country: lts possible future and its present crisis (New York 1885), S. 7-14. Die
Auffassungen Strangs sind ausführlich von La Feber behandelt worden (The New Empire, S. 72-79).
Strang hatte sich auch die sozialdarwinistische Auffassung angeeignet und auch er zitierte die Interpre­
tation Darwins Über die GrUnde des Erfolgs der USA, die Darwin in seinem Werk "Descent of Man"
dargestellt hatte (Strang, S. 170).

23. John W. Burgess, Political Science and Comparative Constitutional Law. Vol. 1. Sovereignty and Liberty
(Boston and London 1900. 1. Aufl. 1890), S. 4, 38-39.
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lt is therefore not to be assumed that every nation must become a state. The political 
subjection or attachment of the unpolitical nations to those possessing political endownment 
appears, if we may judge from history, to be as truly a part of the cource of the world's 
civilization as is the national organisation of states. 1 do not think that Asia and Africa can 
ever receive political organization in any other way ... The national state is thus the most 
modern and the most complete solution of the whole problem of political organization 
which the world has as yet produced; and the fact that it is the creation of Teutonic political 
genius ... authorizes them ... to assume the leadership in the establishment and administration 
of states. 
Durch den amerikanischen Marineoffizier A I f r e d  T h a y e r M a h a n kam in den 90er 

Jahren in die Expansionsdiskussion ein _seestrategischer und machtpolitischer Aspekt, der fest 
in wirtschaftlichen Begründungen verankert war. In seinem Hauptwerk "The lnfluence of Sea 
Power upon H istory 1660-1783" ( 1890) legte er in überzeugender Weise dar, dass die Herrschaft 
über die Meere die Macht in der Weltgeschichte garantiert habe. Die Produktionsfähigkeit des 
Volks, insbesondere die Erzeugung von Aussenhandelswaren, bilde die Grundlage jeder See­
macht.24 Seefahrt und Handel seien ohne Kolonien kaum möglich. Die wichtigste Aufgabe der
Kolonien sei eine strategische: sie sollten in der Lage sein, als Kohlestationen für Handelsschiffe 
und als Stützpunkte für Kriegsschiffe zu dienen.25 Mahan hob besonders den strategischen
Wert der Karibik hervor. Nach d,em Bau eines Kanals sei sie sehr wichtig für die Grossmächte.26

Nach der Wisconsinsohen Schule drückt sich die Einstellun!J der fiihrenci,m amerika­
nischen Expansionisten dieser Zeit zu Eroberungen von Kolonien im Denken Mahans am deut­
lichsten aus. Das Ziel bestand darin, den Fernen Osten und Lateinamerika wirtschaftlich zu 
nutzen, d.h. "informal imperialism". Die karibischen und die pazifischen Inseln sowie die 
Philippinen hatten in erster Linie einen strategischen Wert bei dem Ziel, auf diesem Markt Fuss 
zu fassen.27

Das Werk Mahans war als Begründung für das Erweiterungsvorhaben der Handels- und 
Kriegsflotte bestimmt. Sein Einfluss darauf war dann auch unbestritten .. Das Werk Mahans er­
schien zu einem günstigen Zeitpunkt und es fand eine begeisterte Aufnahme in den Marine­
kreisen der Grossmächte. Es wurde in alle grossen europäischen Sprachen und ins Japanische 
übersetzt. Mahan hatte auch politischen Einfluss. Zu seinem Bekanntenkreis gehörten Persön­
lichkeiten wie Theodore Roosevelt und He�ry Cabot Lodge, die später als führende Expansio-

. I 28n 1sten ga ten. 

24. Alfred Thayer Mahan, The lnfluence of Sea Power upon History 1660-1783 (Boston 1928. 1. Aufl. 

1890), S. 53.
25. Mahan, S. 83.
26. Mahan, S. 33-34.
27. LaFeber, The New Empire, S. 91; McCormick, China Market, S. 19-34. Eine solche auf die Strategie 

gestützte Erklärungsweise wird auch von William J. Pomeroy akzeptiert (American N'eo-Coloniaiism. 

lts Emergence in the Philippines and Asia. N.Y. 1970, z.B. S. 10-11.) Auch bei Pomeroy bildet die 

wirtschaftliche Entwicklung in den USA die fundamentale Erklärungsgrundlage. Die Erklärung der g.e­
nannten Forscher weist Gemeinsamkeiten mit dem strategischen Teil von Robinsons und Gallaghers 

Thesen, doch behandeln die Amerikaner nicht die mögliche gegenseitige Abhängigkeit der inneren Ent­

wicklung der Objekte und der Eroberungen. Deutlicher werden "sub-imperialistische" Auffassungen, 

d.h. Forderungen der in China tätigen Amerikaner Uber die Aktivierung der Politik, von Michael H. Hunt 

dargelegt (Frontier Defence and the Open Door. Manchuria in Chinese-American Relations 1885-1922.
( New Haven and London 1973), S. 27-29.

28. William langer, Diplomacy of lmperialism, 1890-1902 (N.Y. 1960), S. 418-20; E.B. Potter, The 

United States and World Sea Power (New Jersey 1955), S. 397.



21 

Der Ausbau der US-Flotte war schon im Gange, als das Werk Mahans erschien. Für die Ver­
wirklichung der Flottenerwejterung wurden die allgemeinen Begründungen des Expansionismus 
angeführt. Die durch Überproduktion hervorgerufene Konkurrenz zwischen den nationalen 
Wirtschaftssystemen werde im sozialdarwinistischen Sinne von der Flotte zuqunsten des Stärk­
sten entschieden.29 Natürlich wurden auch politische und strategische Begründungen ange­
führt. Es wurde der europäischen Konkurrenz um Kolonien Aufmerksamkeit gewidmet. Die 
Folge davon war, dass dem eQropäi�hen Kräftegleichgewicht bald.eine globale Bedeutung zu­
kam. Da vieles auf das 6näe der isolationistischen Zeit hindeutete, bestand auch für die USA 
kein Grund mehr, sich auf die Küstenverteidigung zu stützen.30 Es ist auf den Einfluss des
"Mahanismus" und die allgemeine Aktivierung der Aussenpolitik zurückzuführen, dass die 
US-Kriegsflotte so ausgebaut wurde, dass während der zweiten Regierung Clevelands die fünf 
früher gebilligten Schlachtschiffe fertig gebaut wurden, eins im Bau war und die Baupläne für 
fünf weitere angenommen wurden.31

2.2. Deutschlands "Weltpolitik" 

Die Erklärungsmodelle für die deutsche Weltpolitik lassen sich grob in drei Kategorien ein­
teilen: in wirtschaftlich�soziale, macht- und gleichgewichtspolitische und marxistische.32 Als
Ergebnis einer intensiven Forschungsdiskussion, die in den 70er Jahren geführt wurde, hat 
innerhalb jeder Kategorie eine noch weitere Differenzierung und anderseits auch Annäherung 
verschiedener Standpunkte stattgefunden. 

Bei den wirtschaftlich-sozialen Modellen wird von der wirtschaftlichen Entwicklung Deutsch­
lands sowie den dadurch entstandenen sozialen Änderungen und dem Druck auf politische 
Änderungen ausgegangen. Kennzeichnend für das deutsche Wirtschafisleben der 90er Jahre des 
19. Jahrhunderts waren Monopolisierung der Schwerindustrie, Anstieg der Exportindustrie und
Schwierigkeiten in der Landwirtschaft. Im Konflikt zwischen dem Anwachsen des Produktions­
umfangs der Industrie und der Zunahme des Handelsvolumens und den Schwierigkeiten der
Depression einerseits und als Ergebnis des Streits zwischen der den Freihandel befürwortenden
Exportindustrie und den Schutzzölle fordernden Agrariern andererseits entstanden mehrere
1 nteressengemeinschaften, der Kapitalismus "organisierte sich". Mit der Industrialisierung

29. Robert Seager, Ten Years before Mahan: the Unofficial Case for the New Navy, 1880-1890. Mississippi 
Valley Historical Review. Vol XL, Nr. 1 (1953), S. 493-97.

30. Harald and Margaret Sprout, The R ise of American Naval Power 1776-1918 (Princeton 1939), S. 184-
85; Foster Rhea Du/les, America's Rise to World Power 1898-1954. (N .Y. 1950), S. 28.

31. LaFlber, The New Empire, S. 240.
32. Wolfgang J. Mommsen hat eine fUnfstufige Klassifizierung fUr die Erklärungsmodelle "Primat der Innen­

politik" der Aussenpolitik des Wilhelminischen Deutschlands in seinem Aufsatz Domestic Factors in 
German Foreign Policy before 1914. Central European History 6/1973. LUnenburg, Vermont, S. 3-43.
Obwohl eine solche Klassifizierung in seiner Analyse geeignet ist, sind Vereinfachungen dort unver­
meidlich. Z.B. kritisiert Hans-JIJrgen Puhle Uberhaupt das Abstempeln von modernen Forschern als 
"kehrsch" und hält Mommsens Untersch11idung zwischen der "kehrschen" und der "funktionell-struktu­
rellen" Schule fUr unklar. S. Puhle, Zur Legende von der "kehrschen" Schule". Geschichte urid Ge­
sellschaft 4/1978, S. 110. Neue Erklärungsmodelle der imperial'istischen Politik klassifiziert Mommsen 
allgemeiner in seinem Werk lmperialismustheorien. Ein Überblick Uber die neueren lmperialismusinter­
pretationen. (Göttingen 1977).
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wuchs die Arbeiterklasse, deren politische Grundrechte mit der Abschaffung der Sozialistenge­
setze wiederhergestellt wurden. Aus der Sicht der agrar-adeligen Machtelite war der gesell­
schaftliche Frieden erschüttert. Es herrschen kaum Meinungsverschiedenheiten darüber, dass die 
intensivierte Weltpolitik in dieser Situation dazu bestimmt war, das System zu unterstützen. 
Es entstehen Akzentuierungsunterschiede, wenn man Fragen beantwortet wie "Für wen?", 
"Gegen wen?" und "Warum als formeller (direkter) Imperialismus?" 

Am deutlichsten wird der Wert der Aussenpolitik als Mittel zur Lösung der innenpolitischen 
Krisen von H a n s - U I r  i c h  W e h  I e r  hervorgehoben, für den der Imperialismus vor allem 
"Strategie und Mittel defensiver Herrschaftsstabilisierung" darstellt. Die Position der herr­
schenden Klassen wurde durch Konjunkturschwankungen, m.a.W. durch das ungleichmässige 
Wirtschaftswachstum auf die Probe gestellt. Die Reichsführung betrieb den formellen und in­
formellen Imperialismus so, dass die herrschenden politischen Kräfteverhältnisse durch wirt­
schaftliche und soziale Änderungen nicht erschüttert würden. Ohne die Verschärfung des inter­
nationalen Wettbewerbs hätte man sich im Zeitalter Bismarcks vermutlich an den informellen 
lmperialismus gehalten. Im Wilhelminischen Imperialismus bestand dann neben der "kalkulierten 
Instrumentalisierung" ein "Prestigeelement ungleich stärker als früher". In jedem Fall ist 
Wehler der Ansicht, dass in der ganzen Zeit vor dem ersten Weltkrieg der Sozialimperialismus 
in der deutschen Politik als mindestens ebenso wi\:htiges Element wie die wirtschaftlichen 
Faktoren mitgewirkt haben.33

Auch H e I m u t B ö h m e geht davon aus, dass die betriebene Aussenpolitik zur Auf­

rechterhaltung des Systems diente. Dennoch habe es sich um keine Konjunkturpolitik, sondern 
darum gehandelt, dass man sich um die strukturelle Krise der deutschen Gesellschaft zu 

kümmern habe. Durch die schnelle Industrialisierung sei es in der Gesellschaft zu einer struktu­
rellen Umwandlung gekommen, infolge deren die realen Konflikte auch zwischen den "den Staat 

unterhaltenden Kräften" - dabei habe es sich vor allem darum gehandelt, sich der preussischen 
Junker zu versichern - so gross gewesen seien, dass die Beibehaltung des politischen Gleich­
gewichts nur mit propagandistisch-psychologischen Mitteln möglich gewesen sei. In der Aussen­

politik bedeutete dies, dass man sich immer mehr nicht-vernUnftiger, aggressiver Methoden be­

diente. 1 m Grunde ist die imperialistische Politik auch für Böhme eine Strategie, die die Staatsfüh­
rung im Sinne des "Primats der I nnerpolitikn betrieb. Die wirtschaftliche Entwicklung Übt also nur 
einen indirekten Einfluss darauf aus.34 Geradliniger als Böhme vertritt G i I b e r t Z i e b u r a

die Ansicht, dass der formelle Imperialismus eine Folge von den durch die wirtschaftliche Ent­
wicklung entstandenen Konflikten zwischen den besitzenden Klassen sei. Der informelle Im-

33. Es besteht kein Grund, Wehlers umfangreiche Publikationen hier aufzuzählen. Seine "Primat der lnnen­
politik"-Auffassung dürfte. 'wehler zum grossen Teil von Eckart Kehr und Alfred Vagts geerbt haben. Schon 
vorWehler hatte Hans Rosenberg in seinem Werk Grosse Depression und Bismarck-Zeit (Berlin 1967) die
Bedeutung der Konjunkturpolitik im Deutschland Bismarcks behandelt. Die Auffassungen Wehlers sind
früher mit der Theorie der "Wisconsinschen Schule" verglichen worden. Seine Definition des Imperialis­
mus, seine Auffassungen von der Entstehung des deutschen Imperialismus in der Bismarck-Zeit sowie
seine Interpretationen von Imperialismus der letzten Jahre vor der Jahrhundertwende sind in kurzge­
fasster Form enthalten in seinem Werk Das Deutsche Kaiserreich 1871-1918 ( Göttingen 1973), siehe
bes. S. 171-79.

34. Seine Konzeption von dem Anfang des deutschen Imperialismus stellt Böhme in seinem Aufsatz dar: 
"Thesen zur Beurteilung der gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Ursachen des deutschen 
Imperialismus." In: W.J. Mommsen, Der moderne Imperialismus (Stuttgart 1971) ,S. 31-59. Siehe bes. 
S. 48-55. In seinem Werk Deutschlands Weg zur Grossmacht. Studien zum Verhältnis von Wirtschaft
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perialismus, dessen Grundlage in Caprivis Zeit geschaffen wurde, hätte der verarbeitenden 

Industrie und den liberalen Kreisen sowohl wirtschaftlich als auch politisch genutzt. Der Ab­

schwung in dieser Entwicklung führte dazu, dass die Schwerindustrie und die Grossagrarier ihre 

Zusammenarbeit wieder aufnahmen, was in der Aussenpolitik seinen Ausdruck in dem for­

mellen Imperialismus fand, in dem die Interessen der herrschenden Klassen Deutschlands und die 

der deutschen Grossmacht gleichgesetzt wurden.35

Nach allen drei oben erwähnten Forschern war die wirtschaftliche und soziale Entwicklung 

im Begriff, den Zerfall des alten Machtsystems Deutschlands herbeizuführen. Laut Wehler sahen 

die herrschenden Klassen die Gefahr für ihre Macht vor allem in der Arbeiterbevölkerung und 

in den linksliberalen, während nach Böhme und Ziebura die Krise vor allem innerhalb der be­

sitzenden Klasse bestand. Wol fgang J. Mommsen befasst sich dagegen mit den Auswirkungen 

der Strukturänderung auf den Mittelstand. Seiner Meinung nach könne die imperialistische 

Politik nicht nur als "das verdinglichte Substrat von Prozessen politischer Manipulation auf 

seiten der herrschenden Elite" betrachtet werden, sondern der erweiterte Mittelstand, und vor 

allem sein bürgelicher Teil verwendete sie als "Emanzipationsideologie" gegen höhere und als 

"Abschirmungsstrategie" gegen niedrigere Sozialklassen. Für Mommsen ist Imperialismus aggres­

siver Nationalismus der Mittelklassen.36 Doch wenn Mommsen die Anfänge der Weltpolitik

erklärt, betrachtet er Bülow, den Leiter der offiziellen Aussenpolitik Deutschlands, als Mani­

pulator. 1 n einer seiner früheren Untersuchungen bemerkt Mommsen folgendes zur Politik 

Bülows: 

1 mperialist expansion was not an aim in itself, but rather a means of bolstering the prestige 
of the emperor and the political system, which had suffered a great deal in the years since 

1892.
37 

und Staat während der Reichsgründungszeit 1848-1881 (Köln, Berlin 1966) betonte Böhme schon die 
Bedeutung der Junker für Bismarcks Sammlung, s. bes. S. 538-40, 547-48. Auch in seinem Aufsatz 
Grenzen des Wachstums, aussenwirtschaftliche Beziehungen und gesellschaftliche Systemstabilisierung. 
Bemerkungen zum deutsch-russischen Verhältnis 1886-1894. In: Dirk Stegmann/Bernd.Jurgen Wendt/ 

Peter-Christian Witt (Hrsg.), industrielle Gesellschaft und politisches System. Beiträge zur politischen 
Sozialgeschichte. Festschrift fUr Fritz Fischer zum siebzigsten.Geburtstag (Bonn 1978), hebt Böhme die 

strukturellen Gründe der aggressiven Aussenpolitik hervor. 
35. Gi/bert Ziebura, Sozialökonomische Grundfragen des deutschen Imperialismus vor 1914. In: Sozial­

geschichte heute. Festschrift für Hans Rosenberg zum 70. Geburstag. Hrsg. von Hans-Ulrich Weh/er 
(Göttingen 1974), siehe bes. S. 502-05. Ziebura kritisiert die Sozialimperialismus-These und sieht 

ihre Grundschwäche darin, dass "sie die subjektiven Wunschvorstellungen der herrschenden Klassen 

über die Perpetuierung ihrer eigenen Herrschaft und die daraus abgeleitete Politik mit den objektiven 

Bewegungsgesetzen von Wirtschaft und Gesellschaft gleichsetzt". (S. 502). 
36. Wolfgang J. Mommsen, Imperialismus. Seine geistigen, politischen und wirtschaftlichen Grundlagen. Ein

Quellen- und Arbeitsbuch (Hamburg 1977),S. 28. In einem anderen Zusammenhang analysiert Mommsen 

Rationalistische, ökonomische und kulturimperialistische Motivationen; nach dem Ergebnis dieser Analyse 

seien sie als imperialistische Motivationen der Liberalen zu betrachten. Siehe seinen Aufsatz "Wand­
lungen der liberalen Idee im Zeitalter des Imperialismus". In: Liberalismus und imperialistischer Staat. 

Der Imperialismus als Problem liberaler Parteien in Deutschland 1890-1914. Hrsg. von Karl Holl und 
Gunther List (Göttingen 1975), S. 133-37. Laut Klaus Vondung sei das Bildungsbürgertum dem ag­
gressiven Nationalismus besonders ausgesetzt geweser., weil es durch den schnellen lndustrialisierungs­

prozess seine soziale Stellung eingebUsst habe und politisch heimatlos zwischen dem Grossbürgertum 
und der Arbeiterbevölkerung geworden sei. Siehe Vondung, Zur Lage der Gebildeten. In: Das Wilhel­

minische Bildungsbürgertum. Zur Sozialgeschichte seiner Ideen. Hrsg. von Klaus Vondung (Göttingen 

1976), S. 25-30. 
37. Mommsen, Domestic Factors,S.18-19. 
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Dieselbe Interpretation taucht auch später auf: 
Seit 1897 griff dann auch die offizielle deutsche Politik das Programm einer deutschen Welt­
politik grossen Stils auf, freilich vorwiegend, weil man sich davon günstige innenpolitische 
Auswirkungen, insbesondere eine Stabilisierung des in eine Strukturkrise geratenen Wil-
helminischen Systems, versprach.38 

Auch nach Mommsen bestand der tiefere Grund der Weltpolitik in dem durch die wirtschaft­
liche Entwicklung bedingten sozialen und politischen Wandel in der deutschen Gesellschaft. Die 
imperialistische Politik war dann die von der politischen Führung gewählte S t r a t e g  i e, die 
sich für den Mittelstand gut zur emanzipatorischen nationalen Ideologie eignete. Der I mperia­
lismus war kein direktes Ergebnis aus der Expansion des Wirtschaftslebens. 

Eine entgegengesetzte Ansicht Über das Verhältnis des Wirtschaftslebens zur expansiven 
Aussenpolitik wird von G e o r g e W.F. H a l l g a r t e n  und Jo a c h i m  R a d g a u  ver­
treten. In dem seinerzeit bahnbrechenden Werk'' 1 mperial ismus vor 1914'39 ging Hallgarten da­
von aus, dass hinter den Eroberungen von Kolonien im wesentlichen die monopolistische Ent­
wicklung der Wirtschaft sowohl nach der kapitalistischen als auch der sozialistischen Wirt­
schaftstheorie steckte. In seinem Werk wollte Hallgarten die Verbindungen zwischen dem die 
Aussenpolitik bestimmenden Personenkreis und dem Finanzkapital nachweisen.40 In ihrem
gemeinsamen Werk nahmen dann Hallgarten und Radgau zur neuen I mperialismusdiskussion 
Stellung. Wie im früheren Werk Hallgartens, werden aud1 jelzl die Kartelle, vor allem die der 
Schwerindustrie, als der primus motor der imperialistischen Politik bezeichnet, doch habe es 
sich zugleich um "die Konservierung der überkommenen politischen und sozialen Struktur" 
gehandelt. Der Mittelstand spielte in diesem Prozess eine bedeutende Rolle, denn "während es 
... keinen Sozial-Imperialismus in dem Sinne gab, dass die 'soziale Frage' - worunter man die 
Arbeiterfrage verstand - nach aussen 'abgelenkt' oder exportiert werden musste, is_t richtig, dass 
ein analoges Problem fÜr die Sprossen der übrigen Bevölkerungsschichten und speziell des 
B 

. 
b" b t d "41es1tz urgerstums es an .. ; 

Unter den Forschern, die die innenpolitischen Gründe des Imperialismus betonen, kommt 
der Begriff Sammlungspolitik mit Nachdruck zum Vorschein. Die Aufgabe der expansiven 
Aussenpolitik in der Sammlung sei es, die Konflikte zwischen den "besitzenden Klassen" und 
den "den Staat unterhaltenden" Kreisen auszugleichen und die Front im Kampf gegen den 
Sozialismus zu festigen. Es ist nachgewiesen worden, dass eine solche Strategie sowohl von 

38. Mommsen, Imperialismus, S. 111. 
39. George F. Hai/garten, Imperialismus vor 1914. Die soziologischen Grundlagen der Aussenpolitik Euro­

pilischer Grossmächte vor dem ersten Weltkrieg. Erster Band. Zweite, durchgearbeitete und stark er­
weiterte Auflage. (1. Aufl. 1951). München 1963.

40. Imperialismus, bes. S. 28-29, 35-37. Dank seiner neuen "soziomarxistischen" Methode fand Hall­
garten bei marxistischen Forschern auch Anerkennung. Jedoch betrachtete A.S. Je r u s s a I i m  s k i
den Versuch Hallgartens, die sozialistische Theorie mit kapitalistischen Thesen zu verbinden, für wissen­
schaftlich undurchführbar, wenn er auch Hallgarten sehr viel Anerkennung zollte. Siehe A.S. Jerussa­
limski, Der deutsche Imperialismus. Geschichte und Gegenwart (Berlin 1968),russischsprachiges Original­
werk 1964), S. 60-82. Das Streben Hallgartens, einen direkten Einfluss des Finanzkapitals auf die
expansive Aussenpolitik nachzuweisen, ist unter den bundesdeutschen Forschern stark kritisiert worden.
Siehe z.B. zur neuesten Kritik Wo/fgang·J. Momm�en, Europäischer Finanzimperialismus vor 1914. Ein
Beitrug zu einer pluralistischen Theorie des Imperialismus. H .Z. 224/1, 1977, S. 17-81, hes. S. 47.

41. W.F. Hai/garten, Joachim Radgau, Deutsche Industrie und Politik von Bismarck bis heute (Frankfurt
a.M., Köln 1974),S,66.
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der Spitze der politischen Maschinerie aus als auch umfangreicher von den Interessengemein­
schaften des wirtschaftlichen Lebens betrieben wurde. Besonders die von John R öh I analysierte 
Korrespondenz zwischen Wilhelm 11., Eulenburg und Bülow zeigt, dass die Aussenpolitik dazu 
dienen sollte, das herrschende deutsche Machtsystem, vor allem die Macht des Kaisers, zu garan­
tieren,42 und dass die _Machterlangung Bülows ein Teil des Ganzen war.Dirk Steg man schätzt
seinerseits die Garantie der persönlichen Macht des Kaisers als nicht bedeutsam für die Aussen­
politik der Sammlung ein, sondern er befasst sich ausführlich mit den Motiven verschiedener 
Seiten des Wirtschaftslebens, eine expansive Politik zu betreiben.43 

Die Auffassung Mommsens nähert sich den Erklärungsmodellen des Imperialismus, in denen 
Begriffe wie "Prestige-", "Macht-", "Gleichgewichtspolitik" und "Nationalismus" eine bedeu­

tende Rolle spielen. Die Bedeutung der Begriffe "Nationalstaat" und "Nationalismus" für die 
imperialistische Politik behandelte T h e o d o r  S c  h i e d e r  in seiner Gesamtdarstellung 
schon vor der durch Wehler in Gang gesetzten I mperialismusdiskussion. Schieder ging davon 
aus, dass "jede grosse Macht ... es jetzt für ihr politisches Prestige unerlässlich (hält), dass sie 
Über Herrschaftsgebiete ausserhalb ihrer nationalen Grenzen verfügt''. Hinter der Expansion 
steckte "eine demographische, aber auch national-psychologische Dynamik", die nur wenig 
mit Kapitalismus zu tun<habe.44 Der Zeitpunkt des Beginns der imperialistischen Politik sei
bei verschiedenen Staaten durch die nationale Lage eines jeden bestimmt. So " ... (kann) die 

42. J.C.G. Röhl, Germany without Bismarck. The Crisis of Goverment in the Second Reich, 1890-1900 
(London 1967), bes. S. 103-04, 251-60. Die Rolle Eulenburgs hat ausführlicher Hans Wilhelm Bur­

meister in seiner Oregoner Dissertation "Prince Philipp Eulenburg-Hertefeld ( 1847-1921): His I nfluence 
on Kaiser Wilhelm 11 and His Role in German Government 1882-1902" (Oregon 1972), dargestellt. 

43. Gerade Stegmann hat die Begriffe des Sozialimperialismus angewendet, als er mit Hilfe der Interessen­
gemeinschaften die Rolle des Wirtschaftslebens in der expansiven Aussenpolitik der 90er Jahre unter­
suchte. Deutschlands Aussenpolitik sei eher durch die Interessen des organisierten Wirtschaftslebens als 
durch das Streben nach einer persönlichen Regierung bedingt. Siehe Stegmann, Wirtschaft und Politik 
nach Bismarcks Sturz. Zur Genesis der Miquelschen Sammlungspolitik 1890-97. 1 n: Deutschland in der 
Weltpolitik des 19. und 20. Jahrhunderts. Hrsg�- von Immanuel Geiss und Bernd Wendt (DUsseldorf 

1973). Zum Zusammenhang zwischen der Erhaltung der Macht des Kaisers und den Interessen des 
Wirtschaftslebens, siehe bes. S: 172-74, 183-84. Die Auffassungen Wehlers und Stegmanns sind von 
H a n s.P e t e r  U 11 m a n  n angewendet worden (Der Bund der industriellen. Organisation, Einfluss 
und Politik klein- und mittelbetrieblicher industrieller im Deutschen Kaiserreich 1895-1914. Göttingen 
1976). Ullmann ist der Ansicht, dass der Bund der industriellen in der Sammlung aktiv wurde, weil die 
Sammlung sich von einer "kleinen" unter Miquel zu einer "grossen" unter Bülow und Tirpitz entwickelte. 
Dennoch waren die BeweggrUnde des Bundes wirtschaftlicher Natur, d.h. man brauchte zusätzliche 
Märkte, und bis zur Jahrhudertwende trat der Bdl fUr den informellen Imperialismus ein (S.171-73). 
Laut H a n s. J Ur g e n  P u  h I e trugen auch die Aktivitäten der Interessengemeinschaft der Agrarier, 
des Bundes der Landwirte, sozialdarwinistische und sozialimperialistische Züge. Siehe Politische Agrar­
bewegungen in kapitalistischen Industriegesellschaften. Deutschland, USA und Frankreich im 20. Jahr­
hundert (Göttingen 1975), S. 67; derselbe, Agrarische Interessenpolitik und preussischer Konservatis­
mus im Wilhelminischen Reich (1893-1914) (Hannover 1967), S. 89-90. Es ist dennoch schwer, 
sozial imperialistische Stellungnahmen des BdL in Puhles Untersuchungen zu finden. Vielmehr hat es den 
Anschein, als ob die Agrarier duch die sie repräsentierende Deutschkonservative Partei per Flottengesetz 
die Weltpolitik weitgehend unterstUtzen wUrden, einerseits weil ihnen die Erhöhung des Einfuhrzolls für 
landwirtschaftliche Produkte versprochen worden war und andererseits aus nationalen prestigepolitischen 
Gründen. (Agrarische Interessenpolitik, S. 97) "Die Agrarier sind immer dabei, wenn es gilt, Deutsch­
lands Stellung in der Welt zu stärken, n�r wollen sie dabei nicht selbst unter die Räder kommen'.' (Poli­
tische Agrarbewegungen, S. 67). 

44. Theodor Schieder, Europa im Zeitalter der Nationalstaaten und europäische Weltpolitik bis zum 1. 
Weltkrieg ( 1870-1918). 1 n: Handbuch der europäischen Geschichte. Bd. 6 (Stuttgart 1968), S. 80. 
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deutsche Nationalstaatsgründung erst als vollendet angesehen werden, wenn sie durch eine Welt· 

rnachtschöpfung gekrönt wurde".45 Die wirtschaftlichen Motive wirken stets bei der irnperialisti·

sehen Politik mit, doch "keineswegs immer (als) ein unbedingter Primat des ökonomischen". 46 Ob­

wohl der wirtschaftliche Aspekt der Machtpolitik eine wichtigere Stellung in der Weltpolitik 

als früher erlangt habe, seien die wirtschaftliche Gründe der neuen Eroberungen potentieller 

Natur gewesen und in der Praxis hätten sie sich als Phantasieprodukte erwiesen.47

Indern W i n f r i e d B a u  rn g a r t  den Primat der Innenpolitik für die Aussenpolitik 

kritisiert, betont er die Bedeutung der grossrnachtpolitischen Konkurrenz für die Entstehung 

der imperialistischen Politik. Er akzeptiert, wie weitgehend auch Mornrnsen, die lnterpre• 

tation Robinsons und Gallaghers von dem Einfluss Englands auf die deutsche Politik 1884-

85. Auch im Jahr 1898 konnte Deutschland in China Fuss fassen und den Kreis seiner Be•

sitzungen im Pazifik wegen der internationalen "Zwangslage" Englands erweitern.48 Baurngart

gibt zu, dass die seit 1897 betriebene Weltpolitik einen deutlichen sozialirnperialistischen

Charakter trug, aber er präzisiert: "Das heisst nicht, dass der wilhelrninische I rnperialisrnus

nur als Funktion der Innenpolitik verstanden werden kann. Er entwickelte auch seine Eigen ­

gesetzlichkeit auf seinem ureigensten Betätigungsfeld, dem der Aussenpolitik."49

In der Diskussion Über den Primat der Innen· oder Aussenpolitik für die imperialistische 

Politik ist wohl am entschiedensten K I a u s H i I d e b r a n d für die letztere Auffassung 

eingetreten. In der europäischen Aussenpolitik hätten schon seit dem Utrechter Frieden 1713 

Begriffe wie Hegemonie und Gleichgewicht, die sogar "Motiv und Massstab" für politische 

Entscheidungen führender Staatsmänner gewesen seien, ihre Geltung bewahrt.50 Im Wilhel·

rninischen Deutschland sei dieses autonome aussenpolitische Denken im Nationalismus und 

Imperialismus zum Ausdruck gekommen: " ... Man wollte . . .  sich nicht mit der kontinental 

begrenzten Reichsgründung Bismarcks zufrieden geben, sondern dem Geist der Epoche ent­

sprechend, expandieren, um einem ansonsten, angesichts der Existenz mächtiger Grossreiche 

wie des britischen Empire, der Vereinigten Staaten von Nordamerika und Russlands, als sicher 

erwarteten Absinken zu einer zweitrangigen Macht der Staatengesellschaft zu entgehen."51

Es ist nicht schwer, solche macht· und nationalpolitischen Ideen, die als Begründungen des 

deutschen Imperialismus hätten dienen können, z.B. in der Philosophie Hegels und Rankes 

nachzuweisen. Die nationale Macht sei das höchste Ziel und die Macht gebe das Recht, als erstes 

45. Schieder, S. 81-82. 
46. Schieder, S. 83.
47. Schieder, S. 84.
48. Winfried Baumgart, Der Imperialismus. Idee und Wirklichkeit der englischen und französischen Kolonial·

expänsion 1880-1914 (Wiesbaden 1975),S.105-06.
49. Baumgart, 1 mperialismus, S. 117. Vgl. Baumgart. Deutschland im Zeitalter des Imperialismus ( 1880-

1914) (Frankfurt a.M., Berlin, Wien 1972), S. 12-17.
50. Klaus Hildebrand, Geschichte oder "Gesellschaftsgeschichte"? Die Notwendigkeit einer politischen

Geschichtsschreibung von den internationalen Beziehungen. H.Z. 223/2, 1976, S. 348-49.
51. Hildebrand, 1 mperialismus, Wettrüsten und Kriegsausbruch 1914 ( 1). Zum Problem von Legitimität und

Revolution im internationalen System. Neue politische Literatur, Jg. XX/2, 1975, S. 183. Vgl. Andreas 

Hillgruber, Kontinuität und Diskontinuität in der deutschen Aussenpolitik von Bismarck bis Hitler. In: 
Grundfragen der deutschen Aussenpolitik seit 1871. Hrsg. von Gi/bert Ziebura. Darmstadt 1975. Danach
sei das Ziel sowohl der Reichsführung. der Rechtsopposition als auch der liberalen Imperialisten die
Grossmachtstellung Deutschlands gewesen (s. bes. S. 23-27). 
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unter den Völkern zu stehen.52 Die Auffassung von dem Primat des macht- und nationalstaats­
politischen Denkens im aussenpolitischen Denken der Staatsmänner des 19. Jahrhunderts ist 
immer noch in der westdeutschen Geschichtsschreibung in starkem Masse anzutreffen. So ent­
hielt nach Peter  Winzen die Weltmachtpolitik Wilhelms II. und Bülows "zwar sozialimperia­
listische Momente", doch in der Regel habe es sich um Macht- und nationale Politik ge­
handelt.53 Die besonders das Denken Treitschkes kennzeichnenden Grossmachtphantasien
standen im Hintergrund von Bülows Weltpolitik. Von diesem Standpunkt aus sei es das Ziel 
der Sammlungspolitik - wie das der Liberal-Imperialisten -,ein innerlich festes Deutschland zu 
schaffen, um erfolgreich die "grosse Politik" betreiben zu können, d.h., wie Winzen es for­
muliert: "Letztlich lässt sich seine (Bülows) Sammlungskonzeption also nur unter dem Primat der 
Aussenpolitik adäquat verstehen."54

Wie Winzen bei Wilhelm 11. und Bülow, ist Wi I hel m Deist  bestrebt, bei Tirpitz die Bedeutsam­
keit des innenpolitischen Aspekts zu widerlegen. Nach Deist sei die Flotte an sich, und nicht so 
sehr die Aufrechterhaltung des Systems, das Wichtigste für Tirpitz gewesen.55 Ebenfalls habe
der machtpolitische Aspekt Tirpitz mehr am Herzen gelegen als die wirtschaftlichen Begrün­
dungen des Flottenausbaus, wenn auch das machtpolitische Denken - in Anlehnung an den 
"Mahanismus" - wirtschaftlich betont wurde.56

Die Rolle des Sozialdarwinismus in der Ideologie des deutschen Imperialismus ist kaum unter­
sucht worden. Vielleicht hängt es z.T. auch damit zusammen, dass dem Sozialdarwinismus keine 
so grosse Bedeutung im deutschen wie in dem englischen oder amerikanischen Imperialismus 
zugemessen worden ist.57 Es versteht sich dennoch von selbt, dass die Rassenideologie und die
gesellschaftliche Anwendung von Darwins Lehre schon im Deutschland der zweiten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts weithin bekannt waren. Die Ehre oder die Verantwortung für die Popula­
risierung von Darwins Lehre fällt zum grossen Teil dem Jenaer Zoologen E r n s t H a e c k e  1 
zu. Schon sein erstes, auf Vorlesungen beruhendes Werk "Die natürliche Schöpfungsgeschichte", 

52. Z.B. Hermann Heller, Hegel und der nationale Machtstaatsgedanke in Deutschland. Ein Beitrag zur 

politischen Geistesgeschichte ( Leipzig, Berlin 1926), S. 129-31; Hubert Kiesenwetter, Von Hegel zu

Hitler. Eine Analyse der Hegelschen Machtstaatsideologie und der politischen Wirkungsgeschichte des

Rechtshegelianismus (Hamburg 1974), S. 190-95; Aira Kemiläinen, Die historische Sendung der 

Deutschen in Leopold von Rankes Geschichtsdenken (Helsinki 1968), S. 62-63.
53. Peter Winzen, BUlows Weltmachtkonzept. Untersuchungen zur FrUhphase seiner Aussenpolitik 1897-

1901 (Bobbard a. Rhein 1977), S. 18-21.
54. Winzen,S.41,427-28. 

55. Wilhelm Deist, Flottenpolitik und Flottenpropaganda. Das Nachrichtenwesen des Reichsmarineamtes 

1897-1914 (Stuttgart 1976), S. 14.
56. Deist, S. 110-11.
57. Hans-Ulrich. Weh/er, Sozialdarwinismus im expandierenden Industriestaat. In: Deutschland in der Welt­

politik des 19. und 20. Jahrhunderts. Hrsg. von lmanuel Geiss und Bernd Jürgen Wendt (Düsseldorf 

1973), S. 141-42. Dennoch vertritt Danie/Gasman die folgende Ansicht: "lt may be said that in no 

other country of Europe, or for that matter even in the United States, did the ideas of Darwinism 

develop as seriously as a total explanation of the world as in Germany ." Siehe Gasman, The Scientific 

Oriqins of National Socialism. Social Darwinism in Ernst Haeckel and the German Monist League 

( London, New York 1971), S. xxiiiiv. Gasman scheint damit schon das Ende des 19. Jahrhunderts gemeint 

zu haben, während Wehler feststellt: " .... dass der deutsche Sozialdarwinismus erst in der Theorie und 

Praxis des Nationalsozialismus den Höhepunkt seines massenwirksamen Einflusses erreicht hat." (Weh/er,

Sozialdarwinismus, S. 141.)
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die 1868 erschien, wurde ein Erfolg.58 Für Haeckel war die Weltgeschichte ein physikalisch­
chemischer Prozess, in dem die natürliche Auslese. herrscht. Obwohl Haeckel einer der Gründer 
des chauvinistischen Alldeutschen Verbands war ,59 idealisierte er den Krieg offenbar nicht: "Im
Menschenleben aber wird dieser Kampf ums Dasein immer mehr zu einen Kampfe des Geistes 
werden, nicht zu einem Kampfe der Mordwaffen", schrieb er in seiner "Schöpfungsgeschich­
te"_60

Die gesellschaftliche Entwicklung Deutschlands bot eine günstige Grundlage für die Aus­
breitung von Darwins Lehre und ihrer speziellen Interpretation. Kulturkampf und Wachstum der 
Bourgeoisie bedeuteten, dass die antiklerikalen Gedanken und die materialistische Weltanschauung 
Haeckels unter Liberalen und der Bourgeoisie Unterstützung fanden.61 Gegen Ende des Jahr­
hunderts fi.ihrte die sich verschärfende Konkurrenz zwischen den sozialen Klassen dazu, dass 
statt der evolutionären Seite des Darwinismus dessen Selektion Unterstützung fand.62

Worin bestand denn die Bedeutung des Sozialdarwinismus für die imperialistische Politik 
Deutschlands? Die der Gedankenrichtung entsprechende Terminologie wurde doch angewendet. 
Obwohl die "Sendung" nichts Neues im deutschen Denken war, wurde in der deutschen Version 
des Darwinismus, vielleicht weniger als in der anglo-amerikanischen dislivilisationsaufgabe 
oder -pfl icht" und mehr das Recht des Stärkeren auf Lebensraum betont. 

Es versteht sich von selbst, dass die auch in internationalen Beziehungen auf Wettbewerb basie­
rende biologische und materialistische Denkweise, die in ihrer äussersten Form zur Idealisierung 

des Kriegs führte - und diese Entwicklung war keineswegs eine deutsche Ausnahme -, dabei 
war, zu Eroberungen und Konflikten zu führen. Man kann davon ausgehen, dass der Sozial­
darwinismus Produkt der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung seines Zeitalters war; aber 
leichter ist es, festzustellen, <;lass er in erster Linie als Rechtfertigungsideologie diente, als zu 
versuchen, in jedem Einzelfall einzuschätzen, in welchem Masse er sich auswirkte.64

Die Belebung der Forschungsintensität und Diskussion Über der Imperialismus im Westen 
hat deutliche Polemik im Osten und neue Forschungen zur Erklärung der Wurzeln des deut­
schen Imperialismus hervorg!lbracht. 

58. Ernst Haeckel, Die natürlrche Schöpfungsgeschichte. Erster Teil. Allgemeine Entwicklungslehre. (Repr.
von der 9. Aufl. 1897). Mit einer autobiographischen Skizze als Einleitung und einem Bildnis Ernst
Haeckels ( Leipzig 1924). Haeckel hielt 1865-66 und 1867-68 in Jena Vorlesungen über die Ent­
·wicklungslehre Darwins, die von zwei seiner Schüler mitstenographiert wurden. Die erste Auflage der
"Schöpfungsgeschichte" wurde 1868 von dieser Version gedruckt. Zum sonstigen Schaffen Haeckels.
siehe Gasman, a.a.O. Zu den Wirkungen des Schaffens Haeckels, siehe noch z.B. Hans-Grmther Zmarzlik, 

Der Sozialdarwinismus in Deutschland als geschichtliches Problem. VfZ 1963, S. 258-59.
59. Gasman, a.a.O., S. 128-29.
60. Haeckel, Schöpfungsgeschichte, S. 180.
61. Zmarzlik, S. 259.
62. Zmarz/ik, S. 250-51; vgl. Patrik von zur Mühlen, Rassenideologien. Geschichte und Hintergründe (Berlin

Bonn - Bad Godesberg 1977), S. 79-81.
63. Fritz Bolle, Darwinismus und Zeitgeist. In: Das Wilhelminische Zeitalter. Zeitgeist im Wandel. Bd. 1.

Hrsg. von Joachim Schoeps (Stuttgart 1967), S. 238-39, 270-74; Aira Kemiläinen, Auffassungen
über die Sendung des deutschen Volkes um die Wende des 18. und 19. Jahrhunders (Diss. Helsinki 1956),
S. 271-72).

64. Erstere Meinung wird in der Regel von denen vertreten, die die Auffassung von dem Primat der Innen­
politik unterstützen. Siehe z.B. Weh/er, Sozialdarwinismus, S. 142. Baumgart stellt seinerseits fest: "Das
zweite fehlte aber nie ganz." (Imperialismus, S. 61) Für ein sehr bedeutsames Moment des Imperialismus
hält Hansjoachim Koch den Sozialdarwinismus in seinem Werk Der Sozialdarwinismus. Seine Genese
und sein Einfluss auf das imperialistische Denken. München 1973, z.B. S. 87-88.
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Selbsverständlich war das Thema schon vor der Forschungsdiskussion der 60er Jahre in den 
sozialistischen Ländern untersucht worden. Bis zu jenem Zeitpunkt hatte z.B. der sowjetische 
Gelehrte J e r u s s a I i m s k i seine umfangreichen Untersuchungen veröffentlicht.65 Die
lmperialismusforschung in der DDR hat als Grundquelle das von F r i t z  K I e i n  schon 1961 
veröffentlichte Buch verwenden können,66 in dem die der sozialistischen lmperialismusauf­
fassung entsprechenden speziellen Charakteristika des deutschen Imperialismus sehr deutlich 
dargestellt werden. Die besonders aggressive Natur des deutschen Imperialismus in der Innen­
und der Aussenpolitik sei auf die Macht der preussischen Junker sowohl in den höchsten Ver­
waltungsorganen als auch in der Armee zurückzuführen.67 Die Sammlung wird von Klein aus­

führlich behandelt, basiert sie, doch auf der marxistischen Auffassung von der Zuspitzung der 
Klassenkonflikte und der Identifizierung der Bourgeoisie mit der Staatsgewalt. Im Gegensatz zu 

den meisten Vertretern der westlichen wirtschafts- und sozialgeschichtlichen Richtung geht 
Klein von der Stärkung der Arbeiterklasse in der Entwicklung, die zur Entstehung der Sammlung 

führte, aus. Zu Caprivis Zeit ging man von Gewaltmethoden zu Reformen, doch nach Caprivi 
wieder zu Gewaltmethoden über, als die Klein die Umsturzvorlagen (1894) und das "kleine 
Sozialistengesetz" betrachtet.68 Als es dem Reichstag nicht mehr gelang, diese durchzusetzen,
wurde zur Sammlungspolitik gegriffen, was in der Aussenpolitik zuerst als Flottenbau zum 
Ausdruck kam.69

Als Reaktion auf die westliche lmperialismusdiskussion ging man in der DDR von der allge­
meineren Analyse des Imperialismus dazu Über, die imperialistische Politik eines Staats, Deutsch­
lands, zu untersuchen. Dies geschah, obwohl Lenin es seinerzeit nicht für sinnvoll gehalten 
hatte. Das neue Verfahren wurde durch Arbeitsökonomie und Quantität der neuen Forschungs­
literatur begründet.70 Dennoch handelte es sich dabei auch um einen politischen Kampf mit
Waffen der Wissenschaft - mit Anwendung auf die neue geschichtliche Situation. "Sinn und 
Ziel marxistisch-leninistischer lmperialismusforschung ist die Durchleuchtung und Aufhellung 
des Herrschaftssystems, in dem der Kapitalismus zu einem Weltsystem kolonialer UnterdrÜk-

65. A.S. Jerussalimski, Die Aussenpolitik und die Diplomatie des deutschen Imperialismus Ende des 19.
Jahrhunderts. Berlin 1954 (russ. Originalwerk 1948). Das Werk enthält u.a. eine relativ umfangreiche
Übersicht über den Konzentrationprozess der Wirtschaft (S. 40-65). Die Hauptaufgabe des Werks
besteht darin, die Bindung von Wirtschaft und Aussenpolitik nachzuweisen. Dies gelingt zumindest in der
relativ umfangreichen, bei seinen Originalquellen auf die Reihe "Grosse Politik" und Reichstagsberichte
gestützten Darstellung von der Einstellung Deutschlands zum spanisch-amerikanischen Krieg nicht
(S. 637-38).

66. Fritz Klein, Deutschland von 1897/98 bis 1917. Deutschland in der Periode des Imperialismus bis zur
Grassen Sozialistischen Oktoberrevolution ( Berlin 1961).

67. Klein, S. 33-35.
68. Klein, S. 39-45.
69. Klein, S. 45-52; Willibald Gutsehe analysiert und veranschaulicht mit Dokumentbeispielen die Strategie

der herrschenden Klassen Deutschlands, zu der laut der sozialistischen Theorie offene Gewalt und fried­
liche Mittel gehören. 1 n der Aussenpolitik verteidigten die "Junker und Montanmonopolisten" das
erstere als direkten Imperialismus, während das letztere, der indirekte Imperialismus, besser den Inter­
essen der Grossbanken, Elektromonopolen und Fertigwarenindustrie entsprach. Siehe Herrschafts­
methoden des deutschen Imperialismus 1897 /98 bis 1917. Dokumente zur innen- und aussenpolitischen
Strategie und Taktik der herrschenden Klassen. Hrsg. und eingeleitet von Willibald Gutsehe unter Mit­
arbeit von Baldur Kauliseh (Berlin 1977),S. 1, 11, 12, 30-32.

70. Fritz Klein (Hg.), Studien zum deutschen Imperialismus vor 1914 (Berlin 1976), S. 39.
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kung und finanzieller Erdrosselung der übergrossen Mehrheit der Bevölkerung der Erde durch 

eine Handvoll forgeschrittener Länder geworden ist ."71

Wenn die westliche sozial- und wirtschaftsgeschichtlich orientierte Forschung die gesell­
schaftlichen Auswirkungen des wirtschaftlichen Wandels analysiert, aber den direkten Einfluss 
der monopolisierten Produktionsweise auf die aggressive Aussenpolitik, die in diesem Zusammen­
hang in der Regel mit dem Imperialismus gleichgesetzt wird, als gering einschätzt oder ver­
leugnet, hat man auf der östlichen Seite dem die Auffassung vom Imperialismus als monopoli­
stische Phase des kapitalistischen Produktionsprozesses entgegengehalten und präzisiert. Das 
Hauptthema be;;�eht in der Analyse des Verhältnisses von Wirtschaft und Politik und da im 
besonderen: "Die wichtigste Frage, die sich der marxistisch-leninistischen H istoriegraphie bei 
künftigen Forschungen zur Entwicklung des deutschen Imperialismus von Ende des 19. Jahr­
hunderts bis 1914 stellt, ist die nach dem Funktionsmechanismus zwischen Monopolkapital 
und Staat ... "72 W i 1 1 i b a I d G u t s c h e bedauert den Mangel an Einzeluntersuchungen
des Funktionmechanismus, charakterisiert aber die Teilprobleme und die Entwicklung, die 

den Zeitraum 1897-1914 betrafen. Am Anfang dieser Zeit konnte der Staat wegen der Kon­
flikte zwischen den herrschenden Klassen noch eine selbständige, an keine Gruppe speziell 
gebundene "gesamtimperialistische" Politik betreiben, doch durch die Monopolisierung wurde 
der Spielraum des Staats kleiner, "wobei die Interessen der erstarkenden Monopolbourgeoisie 
in zunehmendem Masse die staatlichen Entscheidungen beeinflussten".73 Obwohl die Monopoli­
sierung noch 1897-98 bei weitem nicht so weit fortgeschritten war wie direkt vor dem ersten 
Weltkrieg, waren die monopolisierten Unternehmen schon ziemlich bereit zur Expansion, deren 
Verwirklichung dann durch die Hausse beschleunigt wurde. Auf dieser Grundlage stützt Gutsehe 
seine Erklärungen Über die "weltpolitischen" Aktionen Deutschlands, z.B. den Erwerb der 
pazifischen Inseln 1897-98, als die Flottenpolitik "in erster Linie der militärische Ausdruck 

des Übergangs zum Imperialismus" war.74 In der Innenpolitik festigte sich der Einfluss der
Grossbourgeoisie auf die Staatsgewalt in der Sammlungspolitik und besonders wirtschaftlich in 
ihrem Wirkungsbereich, im Wirtschaftlichen Ausschuss. Die Interessen des Staats und des Wirt­
schaftslebens glichen sich immer mehr einander an; damit war die aggressive Aussenpolitik 
durch direkte wirtschaftliche Interessen bedingt, während wiederum die "sozialimperialistischen 
Erwägungen ... ein zusätzliches Motiv (bildeten)".75

71. Klein,S.15. 

72.. Willibald Gutsehe, Probleme des Verhältnisses zwischen Monopolkapital und Staat in Deutschland vom 
Ende des 19. Jahrhunderts bis zum Vorabend des erstenWeltkrieges. In: Klein (Hg.), Studien S. 34. 
Diese Problematik ist früher u.a. von Helga Nussbaum untersucht worden. ("Zur lmperialismustheorie 

W .1. Lenins umJ tur E rllwicklung staatsmunupolistischer ZÜge des deutschen Imperialismus bis 1914. 
Jb. für Wirtschaftsgeschichte 1970/IV, S. 25-65.) Der Aufsatz ist in erster Linie theoretischer Natur. 
Am konkreten Beispiel wurde die bedeutende Rolle des Staats im Deutschen Kaiserreich und die 
Bedeutung der durch die Staatsgewalt geschaffenen Voraussetzungen f Ür die monopolistische Entwicklung 
untersucht (S. 36-45). Als konkretes Ergebnis der Zusammenarbeit zwischen Staat und Wirtschaft 
bet,andelt Baldur Kauliseh den Wirtschaftlichen Ausschuss in seiner Studie "Die Bildung des 'Wirtschaft­
lichen Ausschusses zur Vorbereitung und Begutachtung handelspolitischer Massnahmen' im Jahre 1897. 
Ein Beitrag zum Problem der 'Sammlungspolitik' beim Übergang zum Imperialismus." Jb. für Wirtschafts­
geschichte 1973/111, S. 115--42. 

73. Gutsehe, Probleme, S. 36.
74. lbid., S. 40.
75. lbid.,S41.
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Von den bundesdeutschen lmperialismusinterpretationen ist von den Forschern der DDR 
gerade die Theorie des Sozialimperialismus Wehlers am meisten beachtet, sowohl anerkennend 
als auch kritisierend. Dem Ausgangspunkt Wehlers, der Auffassung von dem Primat der Innen­
politik, wird zugestimmt, wie auch dem Umstand, dass der Autor mit seinen Begriffen wie 
"organisierter Kapitalismus" und "Interventionsstaat" nahe an die marxistische Interpretation 
herankommt.76 Der Kern der ostdeutschen Kritik an der innenpolitischen Analyse Wehlers 
kommt in einem kurzen, aber vielseitigen Aufsatz H e I m u t h S t  o e c k e r s gut zum 
Ausdruck: "Wie man sieht, bezieht Wehler bestimmte Erkenntnisse des Marxismus in seine 
Konzeption ein, nicht aber die letztlich entscheidenden, wie die Mehrwerttheorie und die 
darauf basierende Erkenntnis von der kapitalistischen Ausbeutung und der historischen Rolle 
des Klassenkampfes zwischen Bourgeoisie und Proletariat."77 Auf dem Gebiet der Aussen­
politik wird die Auffassung Wehlers von der aggressiven Aussenpolitik in erster Linie als einer 
Strategie der herrschenden Klassen nicht akzeptiert, was methodologisch auch seiner eigenen 
innenpolitischen Analyse widerspreche.78 Wehlers Theorie gilt als mangelhaft, doch wird zu­
gegeben, dass er mit seinem Buch über Bismarck neues Wissen und neue Fragestellungen über den 
deutschen Frühkolonialismus sowie Über die Zusammenhänge von wirtschaftlichen und 
sozialimperialistischen Motiven erbracht hat.79

Die Flottenpolitik ist in der sozialistischen Forschung, aber auch unter den bundesdeutschen 
Gelehrten, die vom Primat der Innenpolitik ausgehen, klar als Teil der Sammlungspolitik inter­
pretiert worden. Die Annahme des ersten Flottengesetzes durch den Reichstag wird von St e g­
m a n n und V o I k e r  B e r g  h a h n ,  einem Spezialisten der Flottenpolitik, als ein Zeichen 
für den Gemeingeist der Sammlung betrachtet.80 G e o f f E I e y zweifelt wiederum die

Bedeutung der Sammlung im allgemeinen und die Bedeutung der Flotte dafür im besonderen 
an. Eley hebt hervor, dass der Hauptarchitekt der Sammlung, Finan�inister und Vizepräsident' 
des Staatsministeriums Preussens, M iquel, das Flottengesetz vor den Wahlen nicht zur Diskussion 
bringen wollte, weil er die dadurch verursachten Reaktionen unter den Agrariern und in der 
Zentrum-Partei fürchtete.81 Tirpitz sei seinerseits vor allem für den Flottenausbau, nicht so
sehr für innenpolitische Ziele eingetreten.82 Eleys Kritik an der Rolle des ersten Flotten­
gesetzes in der Sammlungspolitik ist z.T. gerechtfertigt. Dennoch betont er nicht genug die 
Tatsache, dass es sich für Miquel uni Vorsicht im Hinblick auf die Wahlen wegen eines Bereichs 
der Aussenpolitik handelte. Es ist ja allgemein bekannt, dass Miquel der Aussenpolitik eine 
wichtige Rolle in der Sammlung zuwies. Es sei noch eine seiner davon zeugenden Feststellungen, 
die auch ein Teil seiner Wahltaktik waren, hier angeführt:" ... Man müsse daher auch andere 

76. Helmuth Stoecker, Bürgerliche Auslegungen des lmperialismusbegriffes in der Gegenwart. In: Klein (Hg.},

Studien zum deutschen Imperialismus vor 1914, S. 28.
77. Stoecker, S. 28; vgl. Hans Schleier, Explizite Theorie, Imperialismus, Bismarck und Herr Wehler. Jb. 

für Geschichte. Bd. 6, 1972, S. 486-87.
78. Stoecker, S. 28-29; Schleier, S. 493-94.
79. Schleier, S. 498; Stoecker, S. 27, 29-30.
80. Stegmann, Wirtschaft und Politik, S. 176-77; Berghahn, S. 141-42.
81. Geoff Eley, Sammlungspolitik, Social lmperialism and the Navy Law of 1898. Militärgeschichtliche 

Mitteilungen 1 /1974, S. 33-35, 47, 61.
82. Eley, S. 37-40. Vgl. ähnliche Kritik in Eleys Aufsatz "Kehrites" und das Kaiserreich: Bemerkungen 

zu einer aktuellen Kontroverse. Geschichte und Gesellschaft. Zeitschrift fUr Historische Sozialwissen­

schaft. 4. Jg. 1978, S. 91-107.
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Fragen (ausser der Kolonialpolitik) der Auswärtigen Politik an den Reichstag bringen; in aus­

wärtigen Fragen würden die Gefühle der Nation am meisten auf einen gemeinsamen Boden ge­

bracht. Unsere unleugbaren Erfolge in der auswärtigen Politik würden bei einer Besprechung im 

Reichstage einen guten Eindruck machen und dadurch die politischen Gegensätze gemildert 

werden ."83

Abgesehen davon, ob es sich bei dem Flottenausbau in erster Linie um Innen- oder Aussen­

politik oder ausschliesslich um die Flotte an sich handelte, wurde im Zeichen des ersten Flotten­

gesetzes eine so effektive Propagandakampagne organisiert, dass die Wähler dadurch auf aussen­

politische Fragen aufmerksam wurden. Im Jahre 1897, als hohe Beamte im Zeichen der 

Sammlungspolitik in ihre Ämter eingesetzt wurden, wurde Admiral Alfred von Tirpitz zum 

Flottensekretär ernannt. Der auch an politischen und "flottenphilosophischen" Fragen interes­

sierte Tirpitz sollte die Flotte beliebt machen und die Bewilligung des Reichstags für das Flotten­

gesetz erwirken.84 Tirpitz hatte - wie die Seeoffiziere seiner Zeit - in Flottenfragen Gedanken

des Amerikaners A.T. Mahan angenommen. Die Seemacht war ja laut dem "Mahanismus" 

absolute Voraussetzung einer Grossmachtpolitik, so dass diese Doktrin sich recht gut für die 

Flotte eignete, die im Schatten der Landstreitkräfte Deutschlands geblieben war. Das Haupt­

werk Mahans, "The lnfluence of Sea Power upon History" war schon 1895 ins Deutsche über­

setzt worden, was zum grossen Teil auf Tirpitz zurückgeht.85

Unter ·1 irpitz wurde eine in der Tat effektive Flottenpropaganda eingeleitet. Im Reichs­

marineamt wurde die "Abteilung für Nachrichtenwesen und allgemeine Parlamentsangelegen­

heiten" gegründet, deren Ziel es war, die öffentliche Meinung, die Intelligenz, Wissenschaft­

ler, Schüler und schliesslich Abgeordnete zu beeinflussen.86 Bekannte Hochschullehrer, wie

Brentano, Delbrück, Schmoller und Max Weber hielten Vorlesungen über die Flotte in ver­

schiedenen Teilen des Landes.87

Neben der offiziellen Seite und in Zusammenarbeit mit ihr wurde Propaganda für die Flotte 

auch von den Interessengemeinschaften des Deutschtums und Kolonialismus, dem Alldeutschen 

Verband und der Deutschen Kolonialgesellschaft betrieben. Der ADV stellte der Flotten­

propaganda Mittel zur Verfügung. Die DKG wiederum organisierte 173 Vorlesungen für das 

Flottengesetz und liess 140 000 Flugblätter und 2 000 Exemplare des Werks Mahans drucken.88

Mit der Flottenpropaganda stieg die Zahl der Mitglieder in beiden Organisationen im Zeitraum 

1895-1900 auf mehr als das Doppelte. In dem letztgenannten Jahr zählte der ADV etwa 21000 

und die DKG 36 000 Mitglieder.89

Eine wirksamere propagandistische Wirkung als Schriften und Reden hatte die von der Flotte 

ausgeführte Besetzung von Kiautschou, die zum Abschluss des Pachtvertrags - zu gelegener Zeit 

83. Finanzminister Miquel in der SitLung des Königlichen Staatsministeriums 22.11.1897. r.A. Preussen Nr.
11. Geheim. Staatsministerial- und Kronrathsprotokolle, Bd. 16.

84. Berghahn, Der Tirpitz-Plan, S. 58.
85. Berghahn, S. 179-80.
86. Kehr, Schlachtflottenbau, S. 94-105; Jurg Meyer, Die Propaganda der deutschen Flottenbewegung

1897-1900 (Bern 1967), S. 21-33.
87. Röhl, S. 253; Meyer, S. 152-63.
88. Kehr, Schlachtflottenbau, S. 97-100.
89. E. Malcom Carro/1, Germany and the Great Powers 1866-1914. A Study in Public Opinion and Foreign

Policy (Hamden, Connecticut 1966), S. 386-87; Mildred S. Wertheimer, The Pan-German League
1890-1914 (New York 1924), S. 54; Die bürgerlichen Parteien in Deutschland, S. 1-2, 391.
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vor der dritten Lesung des Flottengesetzes - führte. Der Ausbau der Flotte konnte nun auch 
mit der Existenz eines neuen überseeischen Stützpunkts begründet werden. 

Nach dem Gesetzentwurf, den• die Regierung Ende 1897 im Reichstag zur Behandlung 
brachte, sollte der Bauplan bis April 1905 sieben Linienschiffe sowie zwei grosse und sieben 
kleine Kreuzer umfassen. Bei der dritten Lesung des Gesetzes Ende März 1898 wurde nur der 
Bauzeitplan geändert; dadurch wurde der Bau um ein Jahr beschleunigt.90

Während der ganzen Diskussion traten die Sozialdemokraten und die Freisinnige Volkspartei,

d.h. die Opposition, gegen die die Sammlung gegründet war, gegen das Gesetz ein. Vor allem
unter den erstgenannten war man sich der innenpolitischen Natur des Gesetzes wohl b�wusst.
Die Mehrheit der Zentrum-Partei war noch bei der ersten Lesung gegen das Gesetz. Die Stellung­
nahmen der Partei waren nicht durch Sonderinteressen irgend eines Sektors der Wirtschaft be­
stimmt, sondern der Katholizismus war der einzige die Partei verbindende Faktor. Die von der
preussischen Hegemonie geleitete "Weltpolitik" fand bei der Partei keine begeisterte Unter­
stützung. Dennoch blieb die Partei der antisozialistischen Front treu, aber noch etwa ein Drittel
ihrer Vertreter stimmte bei der dritten Lesung gegen das Flottengesetz.91 

"Der damals noch recht erhebliche parlamentarische Widerstand war nur zu überwinden, 
wenn die öffentliche Meinung einen nachhaltigen Druck auf das Parlament ausübte", schrieb 
BÜiow später .92 Die Annahme des Gesetzes war jedoch in Wirklichkeit auf die Identifizierung 
von Interessen der politischen Führung, der Wirtschaft und der Parteien, die die Mehrheit 
bildeten, sowie auf die geschickt durchgeführte Propaganda zurückzuführen. 

90. Kehr, Schlachtflottenbau, S. 150. 

91. Domann, S. 53-59; Gottwold, S. 197-204. 

92. Bernhard Fürst von Bülow, Deutsche Politik (Berlin 1916), S. 19-20. 
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3. DIE DEUTSCH-AMERIKANISCHEN BEZIEHUNGEN VOR DER SPANISCH­

AMERIKANISCHEN KRISE

3.1. Die Konkurrenz um Interessengebiete 

3.1.1. Der Pazifik und China 

3.1.1.1. Die frühe Entwicklung der Interessengebiete im Pazifik 

Europäische und amerikanische Gesellschaften begannen,Plantagen und Stützpunkte auf den 
1 nseln Polynesiens, M ikronesiens und Melanesiens anzulegen, was vor allem auf die wachsende 
Nachfrage an Kokosöl zurückzuführen war. Wegen des zunehmenden Rohstoffbedarfs, des 
Handels mit China und unter strategischen Gesichtspunkten wuchs auch das Interesse der 
Regierungen der Grossmächte an Gebietserwerbungen. England war die erste Grossmacht, die 
ihr Interesse in die Tc1L umsetzte, indem es Im Jahre 1874 die Fidschi-Inseln annektierte. Die 
Aktion war z.T. eine Folge der amerikanischen Konkurrenz aus Richtung Hawaii. Mit ihrem 
Handelsvertrag von 1849 hatten die Amerikaner im Handel mit Hawaii die Oberhand gewonnen 
und auch politisch wurde q_ie Inselgruppe schon seit den 40er Jahren des 19. Jahrhunderts zum 
amerikanischen Einflussbereich gezählt.1 Die USA und._ Hawaii schlossen 1875 einen neuen,
umfangreichen Handelsvertrag ab, der eine Reziprozität�klausel, die zollfreie Einfuhr hawaii­
schen Zuckers in die USA und dazu das Versprechen des Königs der Inseln, seine Gebiete nie 
irgendeinem dritten Staat anzuschliessen, enthielt. Der Vertrag wurde 1887 erneuert, wobei die 
Amerikaner ihre Stellung stärkten, indem sie das Recht erwarben, Pearl Harbor als Flotten­
stützpunkt zu benutzen.2 Trotz des Interesses an dem Fernen Osten, wovon u.a. die Verträge
mit China und Japan in den 40er und 50er Jahren des 19. Jahrhunderts zeugten, erwarben die 
USA bis zu den 90er Jahren nur einige kleine, unbewohnte Inseln im Pazifik. Die Inseln Jarvis, 
Baker und Howland wurden hauptsäch I ich wegen des dort gefundenen Guanos in den Jahren 
1857-58 erworben. Zu den Besitzungen wurden noch, auf Vorschlag einer Postschiffahrts­
gesellschaft, die etwa in der Mitte der Route San Francisco - Yokohama liegenden Midway­
lnseln im Jahre 1867 hinzugefügt.3

Ein deutscher Pionier im Pazifik-Handel war die Gesellschaft Godeffroy aus Hamburg, die 
1857 ihre erste Produktionsstätte in Apia auf Samoa gründete. Die Handelskolonien, Plantagen 
und die mit Kokos bebauten Flächen verbreiteten sich bald auf die Ellice-, Gilbert-, Marshall­
und Palau-lnseln sowie auf die Karolinen. Das Handelshaus importierte neben Waffen vor allem 
Textilwaren und Eisenerzeugnisse auf die Inseln. Sein Export nach Europa bestand aus Kokos­
öl, Kopra, Baumwolle, Perlen und Schildkrötenschalen. Nachdem Godeffroy 1874 Handels-

1. Battistini, S.153-55;Pratt, A history of U.S. Foreign policy, S. 153. 

2. Battistini, S. 159. 

3. Battistini, S.135;Pratt, S.174. 
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stationen auch in östlichen Teilen von Neu Guinea gegründet hatte, war die Firma in einem 

Gebiet mit einer Länge von 9 000 Kilometern und einer Breite von 4 000 Kilometern tätig.
4 

Deutsche Gesellschaften waren auch auf den Sulu-lnseln erfolgreich. Als Spanien sein Zoll­

gebiet nach dem Beispiel der Philippinen auch dorthin ausdehnen wollte, wurde Spanien von 

Oeutschland und England im Jahre 1877 zu einem Vertrag gedrängt, der die Freiheit der Schiff­

fahrt und des Handels garantierte. Spanien konnte Zoll nur in seinen eigenen Gebieten erheben, 

wo seine Herrschaft unumstritten war und wo sein Handeln zur Sicherheit des Handels beitrug. 

Mit ebenso grossem Erfolg hatte Deutschland gegen die spanischen Zollansprüche 1875 auf den 

Kärolinen und Palau-lnseln protestiert.5

Die Beziehungen zwischen England und Deutschland waren am meisten durch die Kon­

kurrenz um Neu Guinea gespannt. Die Australier forderten von London, auch dort ihre Inter­

essen gegen die deutsche Expansion zu verteidigen. Der Leiter der Berliner Disconto-Gesell­

schaft, Hansemann, schlug in seinem Memorandum an das Auswärtige Amt schon 1880 vor, die 

1 nsel wegen der vielversprechenden wirtschaftlichen Möglichkeiten und der seestrategisch 

günstigen Lage zu erwerben. Bismarck weigerte sich jedoch, das private Wirtschaftsleben in dem 

Masse zu unterstützen .6

Die Regierungen der beiden Länder wurden jedoch durch die sich verstärkenden Interessen 

der Briten und der Deutschen sowie unter dem Druck der Wirtschaftslobby immer mehr dazu 

bewogen, sich zur Annexion zu entschliessen. In Deutschland wurde Hansemann mit seinen 

Plänen u.a. von Bleichröder, einem der Berater Bismarcks, unterstützt. Unter ihrer Leitung 

wurde das Neuguinea-Konsortium gegründet. Das Interesse der Regierungen am Pazifik über­

haupt wurde in dieser Zeit durch das Bewusstsein der Pläne zum Bau des zentralamerikanischen 

Kanals verstärkt. England erklärte im November 1884 den südöstlichen Teil der Insel als sein 

Protektorat. Obwohl die Engländer auch den östlichen Teil der Insel zu ihrem Interessengebiet 

zählten, erklärte Deutschland im Dezember den nordöstlichen Teil von Neu Guinea und Neu 

Britannien als "unter den Schutz des Kaisers" gehörig. Das Foreign Office, das wegen Schwierig­

keiten mit Ägypten und Afghanistan ausgelastet war, musste die Aktion Deutschlands trotz 

Protesten der Australier hinnehmen. 

Die unter Hansemanns Leitung gegründete Neuguinea-Kompanie erstreckte ihr Tätigkeits­

gebiet auch auf die Salomon-lnseln und Melanesien. Die Gesellschaft erhielt 1885 einen Schutz­

brief für das Kaiser-Wilhelm-Land (Teil von Neu Guinea) und das Bismarck-Archipel (Neu 

Britannien). Nur die Justiz und die auswärtigen Beziehungen blieben dem Staat überlassen. Die 

Kompanie kämpfte mit andauernden wirtschaftlichen Schwierigkeiten und der Staat enthob sie 

1898 aller Verwaltungsrechte in dem Gebiet von Neu Guinea, aus dem am 1. April 1899 ein 

Protektorat gemacht wurde.7

4. Stewart FFirth, German Firms in the Pacific lslands. 1857-1914. In: John A. Moses und Paul M. 

Kennedy, (ed.l Germany in the Pacific and Far East, 1870-1914, S. 4-5; Weh/er, Bismarck und der 

1 mperialismus, S. 210-11. 

5. Weh/er, Bismarck und der Imperialismus, S. 210-11. 

6. Weh/er, Bismarck und der Imperialismus, S. 210-11. 

7. Weh/er, Bismarck und der Imperialismus, S. 392-98; Alfred Zimmermann, Geschichte der deutschen 

Kolonialpolitik (Berlin 1914), S. 106-07; Henderson, S. 23-25; Firth, S. 13-14. 
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In seinen schwersten internationalen Konflikt der 80er Jahren des 19. Jahrhunderts bei der 
Aufteilung des Pazifiks geriet Deutschland wegen der Karolinen mit Spanien. Die Hamburger 
Gesellschaft Robertson & Hernsheim, die eine dominierende Stellung im Handel auf den Inseln 
erreicht hatte, bat 1885 den Staat, seinen Schutz auch auf die Karolinen zu erstrecken. Weil zu 
befürchten war, dass Spanien die Inseln endlich in seinen tatsächlichen Besitz nehmen würde, 
indem es Truppen dorthin entsenden würde, wurde ein deutsches Kriegsschiff in das Gebiet 
entsandt. Die deutsche Flagge wurde auf der Insel Yap zum Zeichen des Protektorats gehisst. 
Die Reaktionen in der spanischen Presse und auf der offiziellen Seite waren von heftiger Deutsch­
feindlid1keil geprägt. Bismarck gab nach, als er sah, dass die für Deutschland günstigen 
Handelsbeziehungen mit Spanien gefährdet waren. Beide Länder akzeptierten den Papst als Ver­
mittler. Nach dem Schiedsspruch von 1885 behielt Spanien die Karolinen, aber Deutschland 
wurde das Recht auf freien Handel sowie auf die Gründung von Plantagen und Kolonien einge­
räumt.8 

Indem England das deutsche Protektorat auf Neu Guinea anerkannte, hatte es zugleich die 
Marshall-lnseln als zum Interessengebiet Deutschlands zugehörig anerkannt. Die grössten 
deutschen Unternehmen auf den Inseln waren Robertson & Hernsheim und die Deutsche Han­
dels•und Plantagen-Gesellschaft. Den Status eines deutschen Protektorats erhielt die Inselgruppe 
Ende 1885, was mindestens z.T. auf die infolge der an das Auswärtige Amt gerichteten Initia­
tive der erstgenannten Gesellschaft geschah. Die in diesem Gebiet tätigen deutschen Unter­
nehmen gründeten die Jaluit-Gesellschaft, die 1888 die Verantwortung für die Verwaltungsauf­
gaben übernahm. Sie wurden nach der in Kolonien Üblichen Praxis aus Steuern und sonstigen 
Gebüren, die von der lokalen Bevölkerung erhoben wurden, finanziert.9

Die Konkurrenz zwischen England und Deutschland wurde durch den Vertrag von 1886 bei­
gelegt, nach dem das deutsche Interessengebiet aus dem Gebiet östlich und nördlich der durch 
den 8. Breitengrad und Über den nordöstlichen Teil von Neu Guinea gezogenen Linie, das 
englische Interessengebiet aus dem südlichen und östlichen Pazifik bestand. Die Vertags­
parteien versprachen, keine Besitzungen ausserhalb dieser Gebiete zu erwerben. Das 
Recht des anderen am freien Handel, der Gründung von Kolonien und der Religionsfreiheit 
sowie die Meistbegünstigung hinsichtlich _der Zölle wurden garantiert. Eventuelle Streitigkeiten 
sollten einer gemischten Komission übergeben werden. Samoa und die Tanga-Inseln wurden als 
neutral erklärt. 1 n einem Vertrag mit Frankreich von 1885 hatte sich Deutschland schon ver­
pflichtet, keine Besitzungen auf den Inselgruppen Tah iti und Neuen Hebriden zu erwerben.1 o

8. Weh/er, Bismarck, S. 400-06; Richard, G. Brown, The German Acquisition of the Caroline lslands, 

1898--99. ln:Moses-Kennedv, S.138-40. 

9. Zimmermann, S. 111--13; Treue, S. 35-37, 58-62. Zu der Satzung der Gesellschaft, siehe u.a.ZStA, 

Reichskolonialamt, Nr. 2503, BI. 3--4. 

10. Zimmermann, S. 106--07; Firth, S. 8. 
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3.1.1.2. Samoa vor den 90er Jahren des 19. Jahrhunderts 

Die Vereinigten Staaten protestierten ohne Erfolg gegen den englisch-deutschen Vertrag, 
aber die eigenen Verträge der Amerikaner mit Hawaii hatten gewissermassen schon die im 
Pazifik betriebene Expansion des Freihandels gebrochen, hatten doch die Amerikaner auf 
Samoa ebenso gehandelt. Die Aufmerksamkeit der US-Regierung auf den guten Hafen von Pago 
Pago wurde 1869 von dem Direktor einer Dampfschiffahrtsgesellschaft gerichtet, indem dieser 
um finanzielle Unterstützung für die Eröffung einer Schiffslinie von San Francisco nach Austra­
lien und Neu Seeland ersuchte.11

Nach Unruhen auf den Inseln wurde von dort eine Delegation nach Washington entsandt, die 
die USA bat, die Schutzherrschaft Über die Inselgruppe zu übernehmen. Die Amerikaner ver· 
sprachen jedoch nur, ihre 'good offices' einzusetzen, falls Konti ikte mit anderen Ländern ent· 
stehen sollten. Als Ausgleich erhielten die Amerikaner 1878 das Recht auf eine Kohlenstation 
in Pago Pago.12

Der Vertrag der Amerikaner mit Samoa bedeutete eine grössere Gefahr für die deutschen 
Interessen als der mit Hawaii, denn der deutsche Anteil am Gesamtimport der Inselgruppe• 
1 596 Millionen Mark - im Jahr 1878 betrug 1 396 Millionen. Die entsprechenden Export• 
zahlen waren 2 576 und 2 427 Millionen. Deutschland und England beeilten sich auch, 1879 
Freundschafts• und Handelsverträge abzuschliessen, in denen die Macht des Königs Malietoa 
anerkannt wurde, aber den eigenen Staatsbürgern wirtschaftliche und rechtliche Vorteile garan­
tiert wurden. Deutschland erhielt das Recht, den Hafen von Saluafata für seine Kriegsschiffe 
auszubauen. Sonst wurde in den Verträgen die Neutralität Samoas und vor allem die 
seiner für den Aussenhandel wichtigen Haupstadt Apia garantiert.13 Politisch unter­
stützte der deutsche Staat die privaten Gesellschaften auf Samoa, doch war der Reichstag noch 
nicht bereit, die wirtschaftliche Tätigkeit direkt zu unterstützen oder zu betreiben. Als die 
Deutsche Handels- und Plantagen-Gesellschaft der Südsee-Inseln zu Hamburg, die 1878 als 
Nachfolger der Godeffroy-Gesellschaft gegründet wurde, in Zahlungsschwierigkeiten geriet, be­
stand die Gefahr, dass ihre Aktienmehrheit in den Besitz englischer Finanziers gelangten. Der 
1880 von Bismarck dem Reichstag vorgelegte Gesetzentwurf Über die staatliche Beteiligung an der 
Finanzierung der DHPG wurde jedoch abgelehnt.14

Auf Samoa folgte dann eine für die Beziehungen der Grossmächte chaotische Zeit von zehn 
Jahren. Die Situation an Ort und Stelle war in den ersten Jahren durch die Konkurrenz zwischen 
drei Konsuln gekennzeichnet, die die betreffenden Regierungen durch das Nichtvorhandensein 
telegrafischer Verbindungen nicht wirksam regeln konnten. Auf der Regierungsebene wurden 
die Verhandlungen hauptsächlich zwischen Deutschland und Grossbritannien geführt, bis auch 
die USA in der Mitte des Jahrzehnts anfing, ihre Rechte zu fordern, nachdem die Hegemonie­
bestrebungen Deutschlands offenbar geworden waren. Es wurde versucht, die Situation auf der 

11. Martin P. Knight, Britain, Germany and Pacific, 1880-1887. In: Moses-Kennedy, S. 83; Battistini, 
S. 138-39.

12. 
13. 

14. 

Pratt, Americas Colonial Experiment, S. 14-15.
Weh/er, Bismarck, S. 213; Fieldhouse,Die Kolonialreiche, S. 173; Stolberg•V�rnigorode, Deutschland
u. d. Ver. St., S. 251-52; zur Entstehung aller dieser drei Verträge, siehe Paul M. !Kennedy, The 
Samoan Tangle. A study in Anglo-German-American relations 1878-1900 (Dublin 1974), S. 12-25.
Sto/berg-Vernigorode, S. 252--54.
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Samoa-Konferenz von 1887 in Washington zu klären, bei der jedoch keine Ergebnisse erzielt 

wurden. Bismarck war Über die Unnachgiebigkeit der Amerikaner auf der Konferenz verärgert. 

Man hatte mit Entgegenkommen gerechnet, weil sich Deutschland nicht dem wachsenden Ein­

fluss der USA auf Hawaii in den Weg gestellt hatte. Herbert Bismarck behauptete gegenüber Salis­

bury, die Vereinigten Staaten wollen die Monroe-Doktrin so erweitern, dass sie im ganzen Pazifik 

gelte.15 Drei Mächte mischten sich von aussen in die Auseinandersetzung zwischen Malietoa und 

Tamasese, die um die Macht auf den Inseln stritten. Das hatte zur Folge, dass sich die Situation 

zwischen den Vertretern dieser Mächte weiter spannte. Die Verhältnisse beruhigten sich nicht, 

obwohl Malietoa nach Kamerun abgeschoben wurde, denn seine Anhänger gruppierten sich um 

den neuen Führer der Familie, Mataafa. Amerikaner und Engländer unterstützten ihn, aber Ta­

masese erhielt Hilfe von deutscher Seite. Als der deutsche Konsul, entgegen· den Anweisungen 

seiner Regierung, unter Einsatz von Marinetruppen eine Strafexpedition gegen Mataafa durch­

führte, wurde darauf in Washington scharf reagiert. Samoa wurde durch den Kongress und die 

Presse ins Bewusstsein der Öffentlichkeit gerückt, als ein Gebiet, das nach der Fertigstellung des 

interkontinentalen Kanals sehr wichtig für Amerika sei. Im Kongress wurden Stimmen laUt, die 

forderten, dass die Regierung stärker in der Samoa-Frage durchgreifen solle. Dem Aussenminister 

Bayard lag daran, die Neutralität der Inselgruppe im Pazifik zu sichern, deren die Europäer sich 

sonst bemächtigt hätten; Samoa wäre ja der einzige neutrale Handelsstützpunkt in diesem Ge­

biet, falls ein Krieg ausbrechen sollte.16 Auf Regierungsebene entspannte sich die Lage, als die 

Deutschen erklärten, Knappe habe nach eigenem Ermessen gehandelt, und nachdem Bismarck 

vorgeschlagen hatte, eine Samoa-Konferenz in Berlin einzuberufen. Als Ergebnis der Konferenz 

wurde am 14. Juni 1889 ein Vertrag zwischen Deutschland, England und den USA geschlossen, 

nach dem Streitigkeiten unter diesen Ländern und über ihre gemeinsamen Interessen von einem 

Oberrichter, dem Vorsitzenden des Gemeinderats von Apia und den Konsuln geschlichtet 

werden sollten. Der Rat fungierte zugleich als Berater Malietoas, der wieder in seine Königs­

würde eingesetzt war .1 7

Nach der Konferenz belastete die Samoa-Frage das amerikanisch-deutsche Verhältnis vor 

Beginn der stark expansiven Politik der USA kaum noch, was sich in der Annexion Hawaiis und 

dem Krieg gegen Spanien zeigte. Nachdem Aussenminister Blaine und Gresham zu verstehen 

gegeben hatten, dass Samoa nur eine sehr geringe Bedeutung für die USA gehabt habe, ver­

suchten die Deutschen, London zu einer Dreiteilung zu bewegen, wobei die USA Hawaii, Eng­

land die Tonga-1 nseln und Deutschland Samoa erhalten hätten. Zur gleichen Zeit ( 1894-95) 

traten auch die Deutsche Kolonialgesellschaft und der Alldeutsche Verband für die Eindeut­

schung Samoas ein. Die Verschlechterung der englisch-deutschen Beziehungen und die Tatsache, 

dass England nicht bereit war, gegen die Interessen der USA zu handeln, brachten es mit sich, 

dass die in Berlin entworfenen Pläne im Sande verliefen.18

15. Stolberg-Vernigorode, Deutschland u.  d.  Ver. St., S.  273-74; ausführlich wird die Situation von 

Kennedy, S. 25-50, behandelt. 

16. Stolberg-Vernigrode, S. 275, 282-85; Kennedy, S. 77-79. 

17. Weh/er, Bismarck, S. 398-400; Stolberg-Vernigorode, Deutschland u. d. Ver. St., S. 278-81, 285-291; 

Kennedy, S. 79-97. 

18. Sto/berg-Vernigorode, S. 294-96; Gerhard Grate, Untersuchung zur deutschen Kolonialpolitik um die 

Jahrhundertwende (Veduz 1965), S. 69; Kennedy, S. 108-122. 
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3.1.1.3. Hawaii als Mittel der deutschen Samoa-Politik 

Obwohl Deutschland tolerierte, dass Hawaii immer mehr in den Einflussbereich der USA ge­

riet, benutzte es doch die Hawaii-Frage dazu, seinen Einfluss zu vergrössern. Man vertrat die 

Auffassung, dass Deutschland durch die Hawaii-Politik der USA legitimiert und gezwungen sei, 

eine aktive Kolonialpolitik auf Samoa und anderen Inseln des Pazifiks zu betreiben. Anderseits 

brachte es die deutsche Expansion in den 80er Jahren mit sich, dass die Amerikaner ihren Ein­

fluss auf Hawaii noch verstärkten .19

Die Wirtschaft Hawaiis wurde wegen der arnerika11ist:l1e11 Schutzzollpolitik von einer plötz­

lichen und starken Depression betroffen, als auch der hawaiische Zucker auf Grund des sog. 

McKinleys Tarifs 1890 in dem Freizollverzeichnis gestrichen wurde. Das hatte zur Folge, dass 

vor allem die Aktionäre in der Zuckerindustrie einen "Annexionsklub" gründeten, der sich zum 

Ziel setzte, die Inselgruppe den USA anzugliedern. Die Tätigkeit des Klubs wurde inoffiziell 

von Aussenminister Blaine und Marineminister Tracy unterstützt. Der vom Klub organisierte 

Staatsstreich, in dem der König gestürzt wurde, gelang mit Hilfe eines amerikanischen Schiffs.20

Die Revolution war eine Revolution der Ausländer, bei der die Amerikaner die Mehrheit bilde­

ten. Das Ziel der Revolution war offenbar eine festere Verwaltung, die von verschuldeten, 

besonders von amerikanischen, Geschäftsleuten an(lestrebt wurde. Von ihrem Standpunkt aus 

schien ein Anschluss an die USA eine günstige Lösung.21 Die Revolutionsregierung bot dann

auch eine solche Möglichkeit den USA an, und Präsident Harrison unterschrieb 1893 den 

Anschlussvertrag. Im Weissen Haus fand jedoch eine Wachablösung statt, bevor der Vertrag vom 

Senat ratifiziert werden konnte. Der Demokrat Grover Cleveland, der die Präsidentenwahl ge­

wonnen hatte, annullierte den Vertrag, obwohl er sich über die allgemeine Anteilnahme im 

klaren war, die die Amerikaner dem Anschluss Hawaiis entgegenbrachten. Cleveland wollte mit 

seiner Tätigkeit keinen inneren Konflikt in seiner Partei aufkommen lassen, denn Einverlei­

bungen, wenn auch nicht Einflusszunahme im allgemeinen, stiessen unter den Demokraten in 

grossem Umfang auf Widerstand.22 Nachdem der Republikaner McKinley die Präsidentenwahl

1896 gewonnen hatte, wurden die Anschlussgespräche wieder auf\Jenommen. Die Regierung 

unterzeichnete im Juni 1897 den Annexionsvertrag, doch fand er im Senat nicht die not­

wendige Zweidrittelmehrheit. Der Präsident übergab den Vertrag zur Beschlussfassung auch an 

das Repräsentantenhaus, wobei eine einfache Mehrheit in beiden Kammern des Kongresses für 

die Ratifizierung genügte.23 Die "Teilung" Chinas, die im November 1897 von Deutschland

initiiert worden war, gab den Anhängern einer Annexion Hawaiis eine neue Waffe. Immer 

häufiger wurde die Einverleibung der Inseln im Kongress und in Zeitungen durch Sicherung der 

amerikanischen Interessen auch in China begründet.24 Der Krieg zwischen den USA und

19. Stolberg-Vernigrode, S. 233--34; Sylvester Stevens, American expansion in Hawaii 1847--1898 (N.Y.
1965), S. 179-85.

20. LaFeber, The new Empire, S. 144-45.
21. Richard D. Weigh, Sugar and the Hawaiian revolution. In: William A. Williams, The Shaping of Ameri­

can Diplomacy, Readings and Documents in American Foreign Policy. Vol. 1., 1750-1900 (Chicago
19641, S. 355--56.

22. Grenville-Young, S. 114-15; LaFeber, S. 203-209. 
23. Pratt, A History of U.S. For. Policy, S. 215-19.
24. Hans-Ulrich Weh/er, Sprungbrett nach Ostasien: Die amerikanische Hawaiipolitik bis zur Annexion von

1898,Jahrbuch für Amerikastudien Bd.10 (Heidelberg 1965),S.176-77.
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Spanien wirkte sich dann entscheidend auf die weitere Entwicklung der Hawaii-Frage aus, wie 
unten g�zeigt wird. 

Deutschland konnte nicht gegen die Politik der USA protestieren, indem es sich auf die 
bedeutenden Handelsbeziehungen berufen hätte. Deutschland hatte ab 1879 einen Vertrag Über 
bedingte Meistbegünstigung, die Handel und Seetransport betraf, mit Hawaii, aber der wirt­
schaftliche Verkehr war bescheiden geblieben. Die Wirtschaftsbeziehungen Hawaiis wurden von 
Amerikanern dominiert. Auf Grund der dem Reziprozitätsvertrag entsprechenden Zollfreiheit 
wurden die Haupterzeugnisse der Inseln, Zucker und Reis, fast nur in die Vereinigten Staaten 
exportiert. So betrug der Anteil der USA am Gesamtexport Hawaiis 97 % im Jahre 1895, 
während sich Deutschland mit weniger als 0,5 Prozent zufriedengeben musste. Die entspre­
chenden Importzahlen waren etwa 70 und etwa eins. Beim Seetransport war die Stellung der 
Amerikaner nicht ganz so stark. Von der 1896 an den Transporten beteiligten gesamten Tonnage 
befanden sich 51 Protent in amerikanischem, 37 in britischem und nur ein Prozent in deutschem 
Besitz. Die Zuckerplantagen wurden 1893 zu ca. 74 Prozent aus amerikanischem Kapital, 
zu ca. 18 Prozent aus englischem und zu ca. sechs Prozent aus deutschem Kapital finanziert.25

Als kein Zweifel mehr an der Annexion Hawaiis durch die USA bestand, nahm die Bremener, in 
Honolulu mit der Zuckerherstellung beschäftigte Gesellschaft Pflüger u.co: Kontakt mit dem 
Auswärtigen Amt auf. Die Gesellschaft stellte die Behauptung auf, dass der Handel und die 
Schiffahrt der Ausländer Verluste hinnehmen müssten, falls die Inseln in den Bereich der ame­
rikanischen Zollgesetzgebung gerieten.26

Die deutsche Diplomatie benutzte die Frage noch vor allem als ein Mittel der Samoa-Politik. 
Als Japan sich nach der Stellungnahme der Wilhelmstrasse nach der zu erwartenden Annexion 
erkundigte, lautete die Antwort, dass Deutschland vermutlich keinen Grund habe, sich in die 
politischen Verhältnisse Hawaiis einzumischen.27 Nach dem Annexionsvertrag im Juni 1897
protestierte Japan in aller Schärfe dagegen, weil es befürchtete, dass seine Verhandlungen mit 
Hawaii vor allem über die Auswanderungsfrage nun misslingen würden.28 Als Thielmann, der
deutsche Gesandte in Washington, aus der künftigen Hawaii-Politik Japans auf eine Besetzung 
Honolulus durch Japaner und auf die Gefahr eines Krieges zwischen Japan und den USA 
spekulierte, hoffte er, dass die Amerikaner ihrer Schwierigkeiten im Pazifik in dem Masse satt 
würden, dass sie auch den Widerstand gegen die Bestrebungen Deutschlands auf Samoa auf­
gäben.29 

Der Umstand, dass Deutschland mit England zusammenarbeiten wollte, bedeutete einen 
Übergang vom Wunschdenken zu praktischen Massnahmen zum Erhalt von Kompensation. 
Nach dem Vorschlag Hohenlohes mussten die USA dazu bewogen werden, entweder eine 
Regierung Hawaiis durch drei Mächte zu akzeptieren oder Samoa England und Deutschland 
überlassen. Falls die letztere Alternative sich verwirklichte, könnte Deutschland später ganz 

25. Denkschrift über politische und wirtschaftliche Situation Hawaiis, (Juni 1897). ZStA, Reichskolonial­
amt, Nr. 9008, BI. 114-117f. 

26. Pflüger & c? zum Auswärtigen Amt. 27.7.1897. ZStA, Reichskolonialamt, Nr. 9008, BI. 140-43. 
27. Japanische Botschaft an AA 1.4.97. PA. SUdsee No. 1. Akten betr. die Beziehungen Hawaiis zu den Ver. 

St. von Nord-Amerika. Bd. 5. A. 4339; AA. an die Japanische Botschaft 5.4.97. l bid. ohne Nummer. 
Vgl. Vagts 1, S. 791. 

28. Zu den Interessen Japans auf Hawaii, siehe z.B. 01/i Kaikkonen, Yhdysvaltain ekspansiopolitiikka Kuu­
balla ja Filippiineillä v. 1898. Ungedruckte pro-gradu-Arbeit. Jyväskylä 1969, S. 133-37. 

29. Th1elmann an Hohenlohe 17.6.97. No. 382, PA. Südsee No. 1. Bd. 5. A 8377; Vagts 1, S. 792. 



44 

Samoa erhalten , wenn es das alleinige Recht Englands an den Tanga-Inseln anerkannte.30 In 
den "persönlichen" Gesprächen zwischen Hatzfeldt und Salisbury waren die Ansichten des 
Premierministers zuerst für den Gesandten ermutigend. Salisbury war bereit, über gemeinsame 
Aktionen in Washington zu verhandeln, doch hielt er den Zeitpunkt noch nicht für geeignet. Salis­
bury mass den Inseln offenbar keinen grossen Wert zu, aber nach Einschätzung des Gesandten 
könne Grossbritannien wegen des Widerstandes von seiten Australiens die Inseln nicht an 
Deutschland abtreten .31 Die Einschätzung des Gesandten in der Samoa-Frage erwies sich als
richtig. Die Australier und das Colonial Office in London protestierten stark gegen einen engli­
schen Verzicht auf Samoa. Als dazu die sich günstig entwickelnden l:3eziehungen Gross­
britanniens zu den USA durch die Zusammenarbeit mit Deutschland gefährdet schienen, 
wurden die Verhandlungen mit Deutschland verzögert. Bald wurde behauptet, dass England, 
wegen des 1843 geschlossenen, die Neutralität der Inselgruppe garantierenden Vertrags mit 
Frankreich, an eine gemeinsame Verwaltung Hawaiis nicht denken könne, bald wurden für 
Samoa solche Kompensationen in Neu Guinea verlangt, dass Deutschland sie nicht akzeptieren 
konnte.32 Hatzfeldt konnte schon im Dezember 1897 davon überzeugt sein, dass Salisbury mit
Sicherheit zu einer gemeinsamen Aktion gegen die USA nicht bereit war. Der Premierminister 
kam somit zu dem Schluss, dass die USA auswärtigen Druck als Feindseligkeit betrachteten. 
Die Einwilliqunq des Senats zur Annexion Hawaiis war noch nicht sicher, aber eine enqlisch­
deutsche Gemeinschaftsaktion trage zu dessen Annexi�nsbereitschaft bei.33 Die Berichte
Hollebens, des neuen deutschen Gesandten in Washington, waren ebenso wenig ermutigend. 
Seiner Meinung nach war aus der Hawaii-Frage ein Kräftemessen zwischen Republikanern und 
Demokraten geworden, in das Aussenstehende sich nicht einmischen sollten. Deutschland habe 
keine Aussicht auf Kompensation auf Samoa, auch wenn Hawaii den USA einverleibt würde.34

Deutschland musste dann auch seine Kompensationsforderungen fallen lassen, bis sie durch die 
neuen Eroberungen der USA noch besser begründet wurden. 

3.1.1.4.China 

Auch die deutschen Kaufleute hatten dank dem von England 1842 mit China geschlossenen 
Vertrag ein Handelsrecht in freien Häfen. Als die Grossmächte, die USA eingeschlossen, in den 
50er Jahren des 19. Jahrhunderts einen Sondervertrag mit China geschlossen hatten, wurde das 
Abkommen von 1842 für ungültig erklärt. Um ihren Handel zu sichern, strebten auch die 
Deutschen Sonderverträge an. Dank seiner Stärke und seinen Kriegsschiffen konnte Preussen für 
die gesamtdeutschen Interessen eintreten. Laut dem 1861 geschlossenen Vertrag durften die 
Deutschen in den freien Häfen Chinas mit denselben Rechten Handel treiben wie die Eng­
länder. Von den deutschen Staaten erhielt nur Preussen das Recht, eine Vertretung in Peking zu 
gründen. Die Hansestädte konnten ihre Konsulate in freien Hafenstädten einrichten. Der Ver­
trag war mit kleinen Änderungen bis zum ersten Weltkrieg gÜltig.35

30. Hohen lohe an Hatzfeld! 18.7 .97. Grosse Politik X 111. Nr. 3409.
31. Hatzfeldt an Hohenlohe 22 .7 .97. G .P . X 111 Nr. 3410; Hatzfeldt an AA 31 .7 .97. lbid. Nr. 3412.
32. G.P. XIII, Nummern 3416-3420; vgl. Vagts 1, S. 793-95.
33. Hatzfeldt an AA 10.12.97. G.P. XIII, Nr. 3422.
34. Holleben an Hohenlohe 9.12.97. Nr. 695. PA. Südsee Nr. 1. Bd. 6. A 14728.
35. Helmuth Stoecker, Deutschland und China im 19. Jahrhundert. Das Eindringen des deutschen Kapitalis­

mus (Berlin 1958), S. 50--59; John, E. Schrecker, 1 mperialism and Chinese Nationalism. Germany in 

Shantung (Cambridge, Massachusetts 1971), S. 1-5; Schmidt, S. 42-44; Weh/er, Bismarck, S. 198.
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England war der mit Abstand wichtigste Handelspartner Chinas, während Japan und Deutsch­
land sich Platz zwei teilten. Zu den wichtigsten Exportgütern Deutschlands nach China zählten 
in den 70er und 80er Jahren Anilinfarben, Nadeln, Wollstoffe und Waffen. Im Waffenhandel 
erreichte Deutschland ( Krupp) dann auch fast eine Monopolstellung. Das von der "Deutschen 
Bank" gegründete Bankunternehmen war dagegen nicht in der Lage, mit englischen Banken 
auf dem chinesischen Kapitalmarkt zu konkurrieren.36

Die ausländischen Handelsbeziehungen Koreas wurden 1876 von Japan geöffnet. Als das 
erste westliche Land kamen die USA 1882 mit Korea über die Verwendung einiger Häfen zu 
Handelszwecken überein. In demselben Jahr gelang es dem deutschen Minister in Peking, Max 
von Brandt, dem Beispiel der Amerikaner zu folgen.37

Die wirtschaftliche Konkurrenz des Auslands in China konzentrierte sich seit der Mitte der 
80er Jahre auf den Erhalt von Eisenbahnkonzessionen. Obwohl die Tätigkeit der Amerikaner 
auf diesem Gebiet gering war, wurde die Gründung der "Deutschen Asiatischen Bank" in 
Schanghai 1889 durch die Massnahmen eines amerikanischen Finanziers beschleunigt. Die 
Aktionäre der Bank bestanden aus fast allen am ausländischen Handel interessierten deutschen 
Bankhäusern.38 Mit der Unterstützung des deutschen Staats eröffnete der Norddeutsche Lloyd
1886 seine erste Postschifflinie von Deutschland nach China mit der Route Bremerhaven-Suez­
Hongkong-Schanghai. 39

Deutschland und die USA befanden sich zu Beginn der 90er Jahre in China in keiner engen 
Konkurrenzsituation. Die USA beteiligten sich kaum als Wettbewerber um die Eisenbahnab­
kommen, und die Baumwolle, der wichtigste Exportartikel nach China, kon�urrierte auch nicht 
mit deutschen Erzeugnissen. Die Aktivierung der deutschen China-Politik in den 90er Jahren 
war auch nicht auf die amerikanische, sondern auf die europäische und japanische Konkurrenz 
zurückzuführen. Die Einwilligung Deutschlands, mit Russland und Frankreich gegen Japan zur 
Änderung der Friedensbedingungen von Shimonoseki zu handeln, war zum grossen Teil durch das 
Streben der der Marine angehörenden Kreise und des Kaisers, einen Stützpunkt an der chine­
sischen Küste zu erhalten, bedingt. Die Stützpunktvorhaben Deutschlands hatten einen deut­
lichen wirtschaftspolitischen Hintergrund. Sofort nach dem Krieg fingen die Grossmächte an, 
die Schwäche Chinas auszunutzen, und sie fuhren fort, es für ihre wirtschaftlichen Vorhaben 
zwangsweise zu erschliessen. Informationen für das Wirtschaftsleben wurden mit friedlichen 
Mitteln erworben. So untersuchte eine französiche Kommission unter der Leitung der Lyoner 
Handelskammer die Möglichkeiten, den Handel Über die Grenzen Tonkings hinaus zu erweitern. 
Eine entsprechende englische Expedition wurde von der Handelskammer Blackburns organisiert, 
die in erster Linie am Vertrieb von Baumwollerzeugnissen in dem Gebiet westlich des Jangtse 
interessiert war.40 Die Krefelder Handelskammer wollte dem Beispiel der eben genannten
folgen. Nachdem die Krefelder erfolglos einige Handelskammern in Nordwest-Deutschland 
zu interessieren versucht hatten, wandten sie sich direkt an das Ministerium für Handel und 

36. Stoecker, S. 87-93; Schmidt, S. 45.
37. Stoecker, S. 134-36; Herbert Z-Vhlke, Die Rolle des Fernen Ostens in den politischen Beziehungen der 

Mächte 1895-1905 (Berlir, 1929), S. 28-29.
38. Stoecker, S. 204-08; Schmidt, S. 48-50.
39. Stoecker, S. 181-83; Schmidt, S. 46-47; zum Vertragstext, siehe z.B. Paul Neubauer, Der Nord­

deutsche Lloyd. 50 Jahre der Entwicklung 1857-1907, Bd. 2. ( Leipzig 1907), S. 696-97. 
40. Vagts 11, S. 964-65; Der Ostasiatische Lloyd 6.8.1897, S. 1419. 
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Gewerbe und ersuchten die Regierung des Reichs um die Organisation einer Expedition, die be­

auftragt würde, die Entwicklungsaussichten der deutschen Interessen auf dem chinesischen und 

dem japanischen Markt zu erforschen.41 Die Handelsabteilung des Auswärtigen Amtes nahm

sich des Anliegens an, nicht nur wegen der Tätigkeit ausländischer Konkurrenten in China, son­

dern auch, um vor allem die Interessen der deutschen Textilindustrie zu befördern.42 Die

neunköpfige Expedition, die hauptsächlich aus Vertretern der Textilindustrie bestand, trat die 

Reise am 27. Januar 1897 von Bremerhafen aus an. Die Expedition, deren Leitung in Hong 

Kong von Konsul Knappe übernommen wurde, war beauftragt, in acht Monaten die Export­

möglichkeiten des deutschen Handels, der Industrie und die Möglichkeiten des Schiffverkehrs 

und der Kapitalanlagen in den betreffenden Ländern zu klären .43 Schon 1882 empfahl der

China-Kenner und Geograph Ferdinand von Richthofen die Bucht von Kiautschou für einen 

Stützpunkt als geeignet. Vor allem die Marineleitung betonte den wirtschaftlichen Wert des 

Stützpunktes von Kiautschou, weil er als Hafen des weiten Shantung diente. Solche Gedanken 

sind durch die überwiegend wirtschafts-strategische Doktrin des Amerikaners Mahan bedingt.44

Als auch Tirpitz Kiautschou empfahl, wartete man nur auf die Gelegenheit, es zu erwerben. 

Die Ansprüche der Innenpolitik in Deutschland, erfolglose Verhandlungen mit Chinesen und 

Information Russlands Über Deutschlands Absichten gingen der Besetzung Kiautschous durch 

Admiral Diederichs am 14. November 1897 voraus, zu der ein Mord an zwei deutschen Missio­

naren Anfang November den endgültigen Anstoss gab. China musste am 6. März 1898 den 

Pachtvertrag betreffend K iautschou und dessen Hinterland unterschreiben .45 · Der Vertrag

leitete den Prozess, der als 'Aufteilung' Chinas bekannt ist, ein. 

Die Konkurrenz zwischen den Amerikanern und den Deutschen war weiterhin gering. Die 

Amerikaner hatten den besten Markt für ihre Produkte in der Mandschurei gefunden, wo die 

Interessen der Deutschen nicht gross waren. Der wichtigste Importartikel der USA war nach wie 

vor Baumwolle, der der Deutschen Waffenzubehör, Wollwaren und Chemikalien. Nur bei der 

Einfuhr von Petroleum kam es zur Konkurrenz, als zwei grosse deutsche Gesellschaften die Ver­

triebsrechte für russisches Öl sowie das Öl der Royal Dutch Co in China erhielten.46 Obwohl

der Handel mit China 1897 nur ca. zwei Prozent des Gesamthandels der USA ausmachte, hatte 

sich der Export der USA nach China gegenüber dem Vorjahr fast verdoppelt.47 Die an dem

chinesischen Markt Interessierten gründeten Organisationen, um ihrem Anliegen Nachdruck zu 

verleihen. Die schon 1895 gegründete American-China Development Company wollte vor allem 

Eisenbahnkonzessionen erhalten. Die Baumwollproduzenten, die wichtigste amerikanische 

Interessentengruppe, fürchteten, dass der Export in die Mandschurei von Russland erschwert 

werde, nachdem Port Arthur vermietet worden war. Zur Sicherung ihrer Interessen gründeten sie 

Anfang 1898 die Organisation Committee of American lnterest in China. Auf deren Initiative 

41. Krefelder Handelskammer an das Ministerium für Handel und Gewerbe 20.12.1895, ZStA, Auswärtiges
Amt, Nr. 13025. BI. 5-8f.

42. Auswärtiges Amt (Referent v. Mühlberg) an Knappe 17.12.1896. lbid. BI. 28-33.
43. lnwuktion für die nach Ostasien zu entsendende Expedition gewerblicher Sachverständiger 4.1.1897,

lbid. BI. 40-411, 114-1151.
44. Grate, S. 23-27; Weh/er, Bismarck, S. 205; Schrecker, S. 16-28; Schmidt, S. 51-58.
45. Z.B., Haselmayer, S. 241--43, 305, 309-10; Schrecker, S. 28-42; Schmidt, S. 58-63; Vagts II, S.

1006-1014.
46. Vagts 11, S. 967, 1045; Hunt, S. 20--22.
47. Pratt, Expansionists,S. 261.
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hin überreichte die New Yorker Handelskammer im Februar 1898 Präsident McKinley ein 

Memorandum, in dem die gefährdete Lage des amerikanischen Handels in China zum Ausdruck 
gebracht wurde. Als eine Dachorganisation verschiedener Interessengruppen wurde im Juni die 

American Asiatic Association gegründet.48

Trotz der geringen Bedeutung der in Wirklichkeit bestehenden deutsch-amerikanischen Inter­
essenkonflikte griff die für die China-Interessen eintretende amerikanische Presse die deutsche 
China-Politik an und befürchtete, dass die Handelsrechte der Amerikaner beeinträchtigt wür­

den.49 Holleben schrieb besorgt aus Washington: "Man nennt uns Banditen und Strassenräuber
... " Der Gesandte bedauerte es, dass nicht alles der sensationsi"Usternen Presse zugeschrieben 
werden könne, sondern die Antipathie gegen Deutschland sei deutlich auch in gesellschaftlichen 
und offiziellen Kreisen zu spüren.50 Sowohl Bülow als auch Hohenlohe versicherten in ihren
Reichstagsreden und in privaten Gesprächen mit dem Gesandten White, dass Deutschland Kiaut­
schou für den ausländischen Handel offen halten werde, und dass die deutsche Handelspolitik 

in dem ganzen neuen Gebiet im Sinne von "leben und leben lassen" betrieben werde.51

Der Prozess um Kiautschou mit seinem wirtschaftlichen Hintergrund und seinen Verbin­
dungen mit der Flottenpolitik und 'Sammlungspolitik' trug zum Interesse des deutschen Pub­

likums an der Weltpolitik bei und die Presse begann, der internationalen Konkurrenz auch im 
Fernen Osten immer mehr Aufmerksamkeit zu widmen. So wurde Über die Aktionen der USA 
im Pazifik später im Jahr 1898 mehr geschrieben als es vielleicht sonst der Fall gewesen wäre. 
Anderseits sollte die 'Aufteilung' Chinas vor allem das Verhalten der USA zu der Philippinen­

Frage beeinflussen. 

3.1.2. Lateinamerika 

Die Berichte und Meldungen von amerikanischen Diplomaten und Konsuln Über das Latein­
amerika der 80er Jahre des 19. Jahrhunderts stellten den andauernden Erfolg der Europäer und 
die Rückschläge der Amerikaner in der wirtschaftlichen Konkurrenz dar. Die europäischen 
Regierungen unterstützten - wie es hiess - die Unternehmen mit Zuschüssen, Darlehen und 
1 nvestitionen, während den Amerikanern eine solche Unterstützung fehle.52 Die Amerikaner
bemerkten die europäische Konkurrenz vor allem, nachdem sich ihre Aufmerksamkeit nach 
dem zweiten Abklingen der 'Grossen Depression' ( 1882-85) stark auf den südamerikanischen 
Markt richtete.53 Die Lage der USA schien auch durch den grösseren politischen Einfluss der Euro­
päer gefährdet. In dieser Situation fing die erste Regierung Clevelands (1885-89) mit ihrer pan­
amerikanischen Politik an. Die erste panamerikanische Konferenz fand dann 1889-90 in 

48. C.S.Jr. Campbe/1, American business interests and the open door in China. In: Williams (ed.) The
Shaping of American Diplomacy, S. 414-18; McCormick China Market, S. 14-25, 121; Pratt, Expan­
sionists, S. 263-65; Schirmer, S. 66-68.

49. Clara Schieber, Transformation of American Sentiment toward Germany 1870-1914 (N.Y. 1923), S.
100-09; Schulthess' Europäischer Geschichtskalender 1897, Neue Folge. Hrsg. von Gustav Ro/off. 

München 1898, S. 328.
50. Ursula Schottelius, Das Amerikabild der deutschen Regierung in der Ära Bülow, 1897-1909 (Phil.

Diss. Masch. Hamburg 1956), S. 112.
51. Vagts II, S. 1017-1018.
52. Grenvi/le-Young, S. 76-79.
53. Hans-Ulrich Weh/er, Handelsimperium statt Kolonialherrschaft. ,Pie Lateinamerikapolitik der Vereinig­

ten Staaten vor 1898. Jahrbuch fUr ... Lateinamerikas. Bd. 3. ( Köln 1966), S. 184.
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Washington unter der Leitung von Harrisons Aussenminister Blaine statt.54 
Es wurde ein festes

panamerikanisches Büro in Washington gegründet, doch die Reziprozitätsverträge, die als Folge 

der Konferenz geschlossen wurden, waren ein für die Wirtschaft wirklich bedeutendes Ergebnis. 

Dank dieser Verträge stieg der Export der USA bei Getreide, Mehl, Fleischprodukten, Eisen­

bahnstahl, Baumaterialien und Maschinen. Der Handel nahm vor allem mit Brasilien zu, das 

zuerst (im Februar 1891) einen Reziprozitätsvertrag mit den USA schloss.55

Als die Vereinigten Staaten ihre Interessen in Südamerika wahrzunehmen begannen, ver­

wendeten sie ähnliche imperialistische Methoden wie die europäischen Grossmächte. In den 

unsicheren Verhältnissen Süd- und Mittel,m1e1ikäs wurden finanziell oder rnil Kriegsrnäteriälien, 

je nach der den eigenen Interessen entsprechenden Alternative, entweder die ihre Macht ver­

teidigenden Regierungen oder deren Gegner unterstützt. Da die europäischen Interessen älter 

waren, mussten die Amerikaner vor allem mit Engländern, aber auch mit Deutschen um Ein­

flusssphären rivalisieren. Obwohl die Konkurrenz der USA sich in erster Linie gegen England, das 

die grössten Interessen in Lateinamerika zu vertreten hatte, richtete, wurden auch die Interessen 

der Deutschen gefährdet. Deutsches Geld in Lateinamerika war in den von Grossbanken ge­

gründeten Tochtergesellschaften und dadurch hauptsächlich in Schiffslinien, in den Elektro­

industrie und der chemischen Industrie investiert. In deutschen Besitz befanden sich Kaffee-, 

Kakao- und Zuckerplantagen vor allem in dem Gebiet der starken deutschen Kolonie in Süd­

Brasilien. Ausser in Brasilien lebten viele Deutsche in Argentinien, Chile und Uruguay.56

In einer Rede wies Wilhelm II 1893 auf die Gefahr der amerikanischen Expansion hin und 

betonte die Bedeutung der europäischen Zusammenarbeit. Deutschland solle seine 'Widerstands­

fähigkeit' gegen den amerikanischen Einfluss in Lateinamerika verstärken, was in Chile auch 

sehr gut gelungen sei.57 Das englische Kapital hatte in den 80er Jahren des 19. Jahrhunderts

eine dominierende Stellung in der chilenischen Industrie und dem Aussenhandel erzielt. Gerade 

die Engländer dominierten zusammen mit den Deutschen die Produktion von Salpeter, der der 

wichtigste Industriezweig des Landes war. Präsident Balmaceda begünstigte die Deutschen, um 

den Einfluss der Engländer zu vermindern. Vor allem das deutsche Bankkapital und die Waffen­

industrie zogen Nutzen aus dieser Situation. Die Interessen der Deutschen fielen jedoch mit 

denen der Engländer zusammen, als Balmaceda die Salpeterindustrie nationalisieren wollte. Die 

Anleger dieser Länder unterstützen die von chilenischen Grossgrundbesitzern organisierte 

Revolution, wobei der liberale Balmaceda gestüzt wurde. Die Amerikaner, die wegen der 

Machtstellung der Europäer in der chilenischen Wirtschaft im Hintergrund bleiben mussten, 

unterstutzten wiederum inoffiziell Präsident Balmaceda. Offiziell blieben aber alle Regierungen 

neutrai.58 Der Sieg der Revolution garantierte den Rivalen der USA eine günstige Position und
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55. LaFeber, The new empire, S. 119; Vagts 11,S. 1642-43, 1679.
56. Fred J. Rippy, Germ an Investments in Latin America. The Journal of Business of the University of 
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58. Jürgen Hell, Deutschland und Chile von 1871-1918. Wissenschaftliche Zeitschrift der Universität 

Rostock. 14. Jg. 1965. Gesellschafts- und Sprachwissenschaftliche Reihe. Heft 1-2, S. 88--89; Gren­

ville-Young, S. 96-98.
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liess eine starke antieuropäische Kampagne im Sinne der Monroe-Doktrin in der Presse der USA 
entstehen. Durch den Tod von zwei amerikanischen Matrosen bei einem Strassenkrawall in Valpa­
raiso richtete sich die Aggression der Amerikaner gegen die Regierung Chiles. Es ist nur auf die 
offizielle Abbitte, die die chilenische Regierung auf Empfehlung der europäischen Grossmächte 
leistete,züruckzüfuhren, dass es nicht zum Kri�g kam.59

Die Konkurrenz zwischen den Amerikanern und den Deutschen war vielleicht in Brasilien 
schärfer als in irgend einem anderen südamerikanischen Land. Die deutschen Hauptinteressen 
galten der Auswanderung und den regen Handelsbeziehungen. 1 n den Jahren 1830-70 waren 
etwa 54 000 Deutsche nach Brasilien ausgewandert. Ihr wichtigstes Niederlassungsgebiet war 
Rio Grande do Sul in Südbrasilien.60 Die wichtigsten Exportartikel Brasiliens waren die Plan­
tagenerzeugnisse: Kaffee, Zucker und Kakao, sowie Rohstoffe, von denen Kautschuk der wich­
tigste war. Sowohl der Export- als auch der Importhandel befanden sich in ausländischen 
Händen. Seine Industriegüter bezog Brasilien aus Europa und den USA. Die Hauptexportartikel 
Deutschlands waren Baumwollerzeugnisse, Papier und Stahlprodukte. Zur Jahrhundertwende 
lag in der brasilianischen Aussenhandelsstatistik beim Import Grossbritannien an erster Stelle, 
gefolgt von Deutschland. Auf der Exportseite führten die USA vor Deutschland.61 niP. GP.fahr
der amerikanischen Konkurrenz war besonders nach dem von Brasilien und den USA geschlos­
senen panamerikanischen Handelsabkommen spürbar. Die deutschen Produkte blieben jedoch 
konkurrenzfähig und als das Abkommen nach Dingleys Tarif 1894 annulliert wurde, hatte ein 
Zollkrieg gegen Brasilien keinen Sinn mehr für Deutschland.62

Die Deutschen befürchteten, dass sich der amerikanische Einfluss verstärkte, und diese 
Furcht kam deutlich zum Ausdruck in ihrem Verhalten zu dem gegen die 1889 gegründete 
Republik Brasilien gerichteten Aufruhr 1893-94 und vor allem gegenüber den Aktionen der 
USA während des Aufruhrs. Deutschland blieb neutral, doch galten die Sympathien des Aus­
wärtigen Amtes den Aufständischen. Nach der Meinung Holsteins wäre es für Deutschland und 
das monarchische Prinzip besser, wenn die Republik Brasilien sich als misslungen erweisen 
würde. Anderseits hielt er ein Eingreifen europäischer Grossmächte für unklug, weil es die USA 
veranlasst hätte, unter Hinweis auf die Monroe-Doktrin ihren Einfluss in Brasilien auszuweiten.63

Als ein amerikanisches Geschwader - zt,1m grossen Teil auf Drängen amerikanischer Export­
firmen - in den Aufruhr zugunsten der brasilianischen Regierung eingriff, suchte Deutschland 
den Zuwachs des amerikanischen Einflusses zu verringern und den Aufständischen zu unter­
stützen, indem es England und den Dreibundländern vorschlug, sowohl die aufständischen 
Truppen als auch die der Regierung als kriegführende Seiten anzuerkennen. Reichskanzler 
Caprivi nahm nämlich an, dass die Aufständischen nach der Machtübernahme Unterstützung in 
Europa suchten. Deutschlands Initiative fand keine Unterstützung. Österreich hielt seine Inter­
essen in Brasilien für zu gering, als dass es sich gelohnt hätte, die USA zu verstimmen. Dasselbe 
galt auch für Italien; ausserdem wollte es sich der Einstellung Englands vergewissern. In London 

59. Weh/er, Handelsimperium statt Kolonialherrschaft, S. 197-209; Vagts 11, S. 1646-51.
60. Gerhard Brunn, Deutschland und Brasilien (1889-1914). Lateinamerikanische Forschungen. Bd. 4.

(Köln 1971),S.1-9.
61. Brunn, S. 232-38.
62. Brunn, S. 268-70. 
63. Vagts ll,S.1682-83.



wurden die Chancen der Aufständischen nicht für gross genug gehalten und man wollte sich 

auch nicht einem Bündnis anschliessen, das deutlich gegen die USA gerichtet war.64

Nach dem Aufstand in Brasilien spürte man in Deutschland den Druck der amerikanischen 

Konkurrenz in SLidamerika immer deutlicher. Mit grösserem Nachdruck als früher wurde vom 

Staat gefordert, die Übersee i sehen Interessen seiner Bürger zu schützen. Dies zeigte sich auch 

dar i11, dc1ss die ehemaligen Hansestädte, die früher den Schutz durch die Flotte als gefährlich für 

die Trc1ditionen des Freihandels ansahen, nun positiv der Entwicklung der deutschen Kriegs­

flotte gegenüberstanden.65 Im Verlauf des Aufruhrs stellte sich die Bereitschaft Deutschlands

heraus, die amerikanische Expansion in Zusammenarbeit mit europäischen Mächten einzu­

schränken. Deutlicher drückte sich das gleiche in der Einstellung Deutschlands zur Zollpolitik 

der USA sowie auch zum Krieg zwischen den USA und Spanien und zu den dadurch sich an­

bietenden kolonialpolitischen Möglichkeiten aus. 

1 n Mittelamerika stiessen vor allem die Interventionsbestrebungen der Briten in den 90er 

Jahren auf Widerstand der Amerikaner. die nach der Monroe-Doktrin, 'Amerika an die Vereinigten 

Staaten', handelten. Wegen des drohenden Auftretens der USA musste England die wegen des 

geplanten zentralamerikanischen Kanals wichtige Besetzung des Mosquito-lndianerreservats 

aufgeben, die es während des Kriegs zwischen Nicaragua und Honduras durchgeführt hatte, und 

die Souveränität Nicaraguas Über dieses Gebiet anerkennen. Die Besetzung der wichtigsten 

Hafenstadt Cornito durch die Engländer stiess noch in den USA auf britenfeindliches Echo.66

Die Deutschen besassen nur einige Kaffeeplantagen in Nicaragua. Der deutsche Einfluss auf 

die Wirtschaft in Mittelamerika war vielleicht in Guatemala am stärksten. Im Besitz der Ham­

burger Handelshäuser befand sich 1895 ein Fünftel der Kaffeeplantagen des Landes, deren Wert 

sich zusammen mit den deutschen Zuckerplantagen 1897 auf ca. 70 Millionen Mark belief. 

Zudem waren den guatemaltekischen Pflanzern bis 1898 Darlehen im Wert von 38 Millionen 

Mark gewährt worden.67 In der auch sonst von Ausländern dominierten Wirtschaft lagen die 

USA mit Abstand an erster Stelle. Das amerikanische Kapital brachte u.a. in folgenden Be­

reichen Gewinn: Eisenbahn, Bergbau und Erdöl.68 Im Jahre 1895 befanden sich 76,8 Prozent

des mexikanischen Exports in amerikanischen und nur 2,9 Prozent in deutschen Händen. Für 

Importe waren die Zahlen 44,7 bzw. 10,7 Prozent.69

Die Intervention der USA in der Auseinandersetzung zwischen Venezuela und England, bei 

der es um die Westgrenze Britisch-Guayanas ging, bedeutete die härteste Belastungsprobe in den 

englisch-ame1·ikanischen Beziehungen der 90er Jahre. Die Instruktionen des Aussenministers 

64. La Feber, S. 215; V�?ts 11, S. 1694-95; Grenville-Young, S. 117-19. 

65. Ekkehard Böhm, Uberseehandel und Flottenbau. Hanseatische Kaufmannschaft und deutsche See­

rüstung 1879-1902 (DUsseldorf 1972), S. 51-55; vgl. Der Vorstand des Vereins Hamburger needer 

(gez .) Woermann an Hohen lohe 15.11.1895 und Bürgermeister Versmann an den Gesandten Krüger 

( in Berlin) 26.11.1895. Staatsarchiv Hamburg, 132- 5/2. HG V 11 h 2. Bd. 1. Siehe auch Jahresberichte 

der Handelskammer zu Hamburg 1897. S. 10-11. 

66. Grenville-Young, S. 118--19; Nelson M. Blake, Background of Clevelands' Venezuelan Policy. AH R. 

Xi„ Vll/1942, S. 262-63; LaFeber, S. 218-229. 

67. Böhm, S. 106-08. 

68. Friedrich Katz, Mexiko und die Erdölpolitik in den Jahren 1876 bis 1913. In: Lateinamerika zwischen 

Emanzipation und Imperialismus 1810-1960. (Berlin 1961), S. 214-16. 

69. Rudolf Darius, Die Entwicklung der deutsch-mexikanischen Handelsbeziehungen von 1870-1914 

(ln3ug. Diss. Köln 19271, S. 34. 
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Olney an Bayard, den Gesandten in London, im Juli 1895 enthielten eine deutliche Forderung 

an England, die Lösung des Grenzstreits durch die Vermittlung der USA zu akzeptieren. Olney 

stützte seine Forderung auf dieMonroe-Doktrin.7° Die Beziehungen wurden durch eine extra

Mitteilung Präsident Clevelands an den Kongress bis aufs äusserste gespannt. Cleveland wollte 

eine amerikanische Keimmission einsetzen, die die umstrittene Grenze untersuchen sollte. Nach 

der Veröffentlichung ihres Berichts sollten die USA, wie der Präsident meinte, das Recht haben, 

einer Annexion der venezuelanischen Gebiete durch Grossbritannien mit allen verfügbaren 

Mitteln entgegenzuwirken.71 Die vielen Schwierigkeiten Englands in Afrika (z.B. die Ver­

schlechterung der Beziehungen zu Deutschland wegen des 'Krüger-Telegramms') und im Femen 

Osten sowie sein Bedarf an einem Verbündeten veranlassten es, den USA nachzugeben und 

einen internationalen Schiedsspruch im Grenzstreit zu akzeptieren.72 Die Aktion der USA

brachte ihrem Handel mit Venezuela einen guten Ertrag. Der Gesamthandel der USA mit 

Venezuela war schon 1893 etwas grösser gewesen als der Grossbritanniens und Deutschlands. 

Bis 1901 nahm der Gesamthandel der europäischen Grossmächte mit Venezuela ab, während 

der der USA so zunahm, dass er den Gesamthandel Grossbritanniens, Deutschlands und Frank­

reichs zusammen Übertraf.73

Die US-Regierungen gingen seit Mitte der 80er Jahre nach der "Grossen Depression" immer 

eindeutiger davon aus, dass Lateinamerika zum Interessengebiet der USA zu zählen sei. Durch 

die panamerikanische Wirtschaftspolitik und militärische Interventionen wurde versucht, die 

südamerikanischen Staaten dem nordamerikanischen Einflussbereich anzuliedern. Wegen 

ihrer aggressiveren Interessenpolitik gerieten die USA in Konflikte sowohl mit mittelameri­

kanischen Ländern als auch mit den europäischen Grossmächten. Man war bereit, Machtpolitik 

in beide Richtungen zu betreiben, wie die Krisen von Chile und Venezuela deutlich zeigten. 

Welche waren die Beweggründe der neuen Politik der USA? In diesem Fall halte ich das Er­

klärungsmodell der "Michigan-Schule" für geeignet und den Begriff LaFebers "Diplomacy of 

Depression" für zutreffend, nach dem es sich um die Eliminierung der wirtschaftlichen und 

politischen Auswirkungen der Depression handele. Die Kuba-Politik der USA kann als direkte 

Fortsetzung dieser Richtung angesehen werden. 

Nun sahen sich die europäischen Grossmächte immer deutlicht!r mit der "amerikanischen 

Gefahr" konfrontiert. Englands Lage war am schlimmsten, denn es konnte es sich wegen seiner 

anderswo bestehenden grossmachtpolitischen Schwierigkeiten nicht leisten, seine Beziehungen 

zu den USA abzubrechen. 1 n Deutschland entstand der Gedanke Über die Zusammenarbeit 

europäischer Grossmächte, um die amerikanische Gefahr abzuwehren. Er erwies sich jedoch als 

ebenso unrealistisch wie später in den 90er Jahren. Die Vereinigten Staaten hatten ihre offen­

bare Bereitschaft zur rücksichtslosen Machtpolitik gezeigt. Als ihre Rivalen auf diese Heraus­

forderung antworteten, mussten sie, so auch Deutschland, erwägen, ob sich ein ausreichend 

starkes politisches Bündnis bilden liess oder ob Aussichten auf ein solches überhaupt bestanden, 

weil die Amerikaner auch als mögliche Verbündete und wichtige Partner im wirtschaftlichen 

Bereich betrachtet werden konnten. 

70. Oiney an Bayard 20 .7.1895. NA/77: Great Britain/90/804/S. 291-310.
71. LaFeber, S. 268, eine ausführliche Analyse. S. 242-83.
72. Bayard an Olney 22.1.1896. NA/30/172/581.
73. Sievers, S. 76--77.
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3.2. Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den USA und Deutschland 

Sowohl die USA als auch Deutschland waren in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 

durch dynamisches wirtschaftliches Wachstum gekennzeichnet. Diese beiden Staaten überholten 

die frühere Wirtschaftsmacht Grossbritannien nicht nur quantitativ in der industriellen Produk­

tion, sondern auch in der Bevölkerungszahl. Das rasche Wachstum der Produktionsreserven und 

der Anspruch auf Märkte brachten es mit sich, dass sich der deutsch-amerikanische Handels­

austausch belebte, aber auch, dass es zu scharfer Konkurrenz kam. Der Fortbestand der Bezie­

hungen zwischen diesen beiden Liindcrn war wesentlich davon abhängig, wie die Konkurrenz ge­

regelt werden konnte. 

Die materielle Grösse der Vereinigten Staaten entsprang im wesentlich den riesigen Rohstoff­

quellen, die nicht nur den eigenen Bedarf deckten, sondern zum Teil lebenswichtig auch für 

andere Industrieländer waren. Das industrialisierte Europa wurde auch von den amerikanischen 

Lebensmitteln abhängig, vor allem vom Getreide. Anders als Rohstoffe produzierende Kolonien 

oder einige Lebensmittel produzierende südamerikanische Länder konnten die industrialisierten 

USA eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik den europäischen Grossmächten gegenüber betreiben. 

Von ihrer Stärke überzeugt, verglichen die Amerikaner ihr Land häufig mit ganz Europa, nicht 

mit seinen einzelnen Staaten .7 4 Der Absatz von Lebensmitteln verursachte jedoch Schwierig­

keiten mit der Agrarlobby in den industrialisierten Ländern Europas - besonders mit der 

Deutschlands. Die europäische und amerikanische Industrie konkurrierten dagegen auf einem 

Markt, der beiden fremd war - vor allem in Südamerika. 

Die Entwicklung der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen beiden Ländern wird am besten 

durch die Handelsbeziehungen dargestellt. 

TABELLE 1. Der deutsche Handel mit den USA 1880 und 1898
75 

( In Millionen Mark)

Jahr Deutschlands Anteil in% Deutschlands Anteil in% 

1 mport aus am deutschen Export in am deutschen 

den USA Gesamtimport die USA Gesamtexport 

1880 165 5.8 184 6.2 

1898 695 12 .7 345 8.6 

74. Friedrich Ratze/, Die Vereinigten Staaten von Ame,ika. ZweiIer Band: Politische Geographie der Ver. 

St. v. Nord-Amerika unter besonderer Berücksichtigung der natürlichen Bedingungen und wirtschaft­

lichen Verhältnisse (München 1893),S.88-89. 

75. Walter Borgius, Deutschland und die Vereinigten Staaten. Ein handelspolitischer Rückblik bei Eröffnung 

des internationalen Handelskongresses zu Philadelphia. Schriften der Centralstelle für Vorbereitung von 

Handelsverträgen. Heft 8. (Berlin 1899), S. 99-100. Zu den handelspolitischen Beziehungen zwischen 

Deutschland und den USA, siehe Matti Myllykoski, Saksan ja Yhdysvaltain kauppapoliittiset suhteet ja 

kauppä Saksan keisarikunnan perustamisesta vuusisät.län väil1teeseen. Ungedruckte pro gradu-A,beit 

(Jyviiskylä 1974). 
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Die stark zunehmende Einfuhr Deutschlands bestand haupsächlich aus Rohstoffen. Der 
wichtigste von ihnen war Rohbaumwolle, von der mehr als zwei Drittel aus den Vereinigten 
Staaten importiert wurden. Fast das gesamte in Deutschland verwendete Petroleum wurde 
durch das Monopol der Standard Oil aus den USA importiert. Der dritte wichtige Rohstoff in 
jener Zeit der schnellen Entwicklung der Elektroindustrie und des Schiffbaus war Kupfer, von 
dem die USA 1898 mehr als die Hälfte des Weltverbrauchs produzierten. Eine sehr bedeutende 
Gruppe der Importgüter waren die Lebensmittel, von denen Weizen und Mais, Schweine- und 
Rindfleischerzeugnisse sowie Obst am wichtigsten waren.76 Die wichtigste Gruppe des deut-­
schen Exports bestand aus Textilien, besonders aus Seiden-, Woll- und Baumwollwaren. Der be­
deutendste Exportartikel in den 90er Jahren des 19. Jahrhunderts war jedoch Rübenzucker. Die 
deutsche Rübenzuckerproduktion, von der über die Hälfte ins Ausland verkauft wurde, betrug 
1897-98 Über 40 Prozent der europäischen Produktion. Die USA waren nach England der 
wichtigste Abnehmer .77 

Der amerikanisch-deutsche Geschäftsverkehr und die Beziehungen der Länder im allge­
meinen wurden in den 90er Jahren durch zwei Hauptfaktoren belastet. Erstens forderten die 
deutschen landwirtschaftlichen Produzenten und die Schwerindustrie Schutzzölle. Zweitens wur­
de die Zusammenarbeit dieser Interessengruppen durch die amerikanische Schutzzollpolitik er­
leichtert und ihre Forderungen waren dadurch ebenfalls berechtigt. Als die Entwicklung welt­
weit auf Schutzzölle hinauslief, fand auch in den USA die Auffassung immer mehr Unter­
stützung, nach der die weitere Entwicklung im eigenen Land und in der ganzen Welt auf die ge­
sicherte Entwicklung der einheimischen Produktionskräfte angewiesen war. Die Schutzzoll­
Ideologie hatte schon in allen Präsidentschaftswahlen der 80er Jahre als politische Waffe Ver­
wendung gefunden. Ihre Bedeutung war 1888 recht wichtig, als die Republikaner erfolgreich 
hohe Zölle und Reziprozitätsverträge forderten.78 Neben diesen Zügen war das Zolltarifgesetz 
McKinleys dadurch gekennzeichnet, dass der Präsident das Recht hatte, Zucker, Kaffee und 
einige andere, hauptsächlich aus Südamerika importierte Waren mit Zoll zu belegen, falls die 
Vertragspartner die von den USA diktierten Bedingungen nicht einhielten. Das Zollgesetz war 
dann auch ein wichtiges Mittel, als der Export der USA auf Südamerika erweitert wurde. Auf 
dieser Grundlage schlossen die USA Reziprozitätsverträge mit Brasilien sowie mit mittelameri­
kanischen Ländern und mit den Karibikstaaten ab.79 Die hohe Zollmauer des Tarifs rief in 
Deutschland Proteste hervor, doch vielleicht noch mehr Besorgnis wurde durch die sich ver­
schärfende amerikanische Konkurrenz auf dem lateinamerikanischen Markt erregt. Die_ Stim­
men, die auf Schutzzöllen bestanden, wurden immer lauter. Die Forderungen, einen Zollkrieg an­
zufangen, scheiterten jedoch an denselben Gründen wie später in den 90er Jahren: an der Ab­
hängigkeit von den amerikanischen Rohstoffen, an der Angst vor einem Boykott der Export-

76. Borgius, S. 101; Fritz 8/aich, Kartell- und Monopolpolitik im kaiserlichen Deutschland. Beiträge zur 

Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien. Bd. 50. Das Problem der Marktmacht 

im deutschen Reichstag zwischen 1879 und 1914 (Düsseldorf 1973), S. 74-75; George M. Fisk, 

Handelspolitischen und sonstigen völkerrechtlichen Beziehungen zwischen Deutschland und den Ver. St. 

vor, Amerika (Stuttgart 1897), S _ 216; Max Vosberg-Rekow, Die Politik der Handelsverträge in ihren 

Grundzügen gemeinfasslich dargestellt. Schriften der Centralstelle, Heft 3. (Berlin 1898), S. 146-51; 

Myllykoski, S. 323--25. 

77. Borgius, S. 101 ; Fisk, S. 234; Myllykoski, S. 325--29. 

78. Fisk, S. 129; Percv Ashtev, Modern wriff history. Germany-United States - France (London 1920), S. 
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güterindustrie, an dem günstigen Handel der Hansestädte mit den USA und am Nichtzustande­

kommen einer geschlossenen europäischen Front.80 Ein 'einheitliches Europa' gegen die ameri­
kanische Konkurrenz infolge von McKinleys Tarif zeigte sich z.T. in Caprivis Handels�litik,
den Dreibund zu verstärken und die amerikanische wirtschaftliche Gefahr zu zerstreuen. 

Reziprozitätsklausel des amerikanischen Tarifs bildete eine Gefahr für den zunehmenden Export 
des deutschen Rübenzuckers in die Vereinigten Staaten. Die Amerikaner konnten diesen Import 
boykottieren, um das Einfuhrverbot des amerikanischen Schweinefleisches und der Fleischer­

zeugnisse nach Deutschland von 1883 aufzuheben. Eine solche Gefahr war 1890-1891 nach 
den F leischbescl1augeselzen offensichtlich. 1 n dem sogenannten Vertrag von Saratoga von 1891 
wurde man jedoch darUber einig, dass Schweinefleischeinfuhren zugelassen werden und der Roh­
zucker auch weiterhin auf der Liste der zollfreien Waren geführt werden sollte.82

Die Zolltarifgesetzgebung Wilsons, die 1894 der Machtübernahme der demokratischen Partei 

folgte, bedeutete einige Erleichterungen auch für die deutsche Exportindustrie. Das Gesetz 
kannte auch kein Sonderrecht des Präsidenten, Waren mit zusätzlichen Zöllen zu belegen.83

Die Deutschen hatten dennoch Anlass,gegen das Gesetz zu protestieren, weil darin der Zucker 
mit einem ad valorem-Zoll belegt wurde. Die Zucker-Interessen Deutschlands waren recht be­
deutend, denn 24 Prozent des Exports an Rübenzucker gingen in die USA.8 4  Der Zuckerzoll
gab den Schutzzollforderungen der Agrarlobby neuen Nachdruck. Auch jetzt wurde kein Zoll· 
krieg angefangen, aber auf die Forderung des Bundes der Landwirte, der die Interessen der Ge­
treide- und Fleischproduzenten vereinte, wurde die Einfuhr von lebend1m amerikanischen 

Rindern und von frischem Rindfleisch nach Deutschland mit recht fragwürdigen gesundheit­
lichen Begründungen verboten. Die landwirtschaftlichen Produzenten setzten ihre unnach­

giebige Politik fort, obwohl die deutsche Zuckerausfuhr in die USA immer me.hr anstieg. Der 
deutsche Zucker ersetzte nämlich einen Teil der wegen des Aufstandes verminderten Einfuhr 
an kubanischem Zucker in die USA.85

Das Anhalten der Wirtschaftsdepression, die Inflation und Schwierigkeiten mit der Zahlungs­

bilanz brachten in der Präsidentwahl von 1896 den Republikanern, die Schutzzölle und Rezi­
prozitätsverträge gefordert hatten, wieder den Sieg. In Dingleys Tarif von 1897 erreichte der 
amerikanische Protektionismus seinen erneuten Höhepunkt, indem der durchschnitt! iche ad valo­

rem-Zoll sich auf 54,5 Prozent belief. Die entsprechende Zahl war in McKinleys Tarif 48,66 und 
in Wilsons Tarif 41,75 Prozent gewesen.86 Der Präsident erhielt wieder das Recht, einige, vor

allem südamerikanische Produkte mit zusätzlichen Zöllen zu belegen. Zudem konnte der Präsi­

dent Handelsabkommen für höchstens fünf Jahre abschliessen und Zollnachlässe gewähren. 

Solche Abkommen wurden dann auch mit mehreren südamerikanischen Ländern geschlossen.87

80. Böhm, S. 59; Vagts 1, S. 29-35; Ludwig Beutin, Bremen und Amerika. Zur Geschichte der Weltwirt­
schaft und der Beziehungen Deutschlands zu den Ver. St !Bremen 1953), S.148;A. Sartorius, Freiherr
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seldorf 1969),  S. 24-32; Böhme, Grenzen des Wachstums, S. 187-89.
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Der Zweck des neuen Gesetzes war somit, einerseits die einheimische Produktion zu schützen, 
und anderseits den wirtschaftlichen Einfluss in Südamerika zu stärken. 

In deutschen Stellungnahmen wurde nun festgestellt, dass die USA deutlich die Hegemonie 
auf dem Weltmarkt anstrebten. Die Besorgnis um den südamerikanischen Markt, die sich in 
den Kreisen des Exporthandels ausbreitete, kam in den Forderungen, Stützpunkte in der 
Karibik zu erwerben und in der positiven Einstellung zum Bau einer Kriegsflotte, zum Aus­
druck.88 Auf den grössten Widerstand unter den Deutschen stiess die Bestimmung in Dingleys
Tarif, den Zoll auf Zucker fu'r solche Länder zu erhöhen, die eine Exportprämie für Zucker 
zahlten. Der deuts�he Zucker, dessen Einfuhrmenge in die USA ununterbrochen zugenommen 
hatte, war nun m/t einem Zollsatz belastet, der Über die Hälfte höher war als der frÜhere.89

1 n offiziellen Protesten wurde die Meinung vertreten, dass der Zuckerzoll entgegen dem preussisct'r­
amerikanischen Vertrag von 1828 und dem Abkommen von Saratoga sei. Ausserdem sei die 
Massnahme gegen internationales Recht; Verträge wu'rden ja ihre Bedeutung verlieren, wenn 
sie einseitig je nach der innenpolitischen Lage irgend eines Landes geändert werden könnten.90

In Deutschland forderten vor allem die landwirtschaftlichen Produzenten und die Schwer­
industrie mit immer grösserem Nachdruck wirksame Massnahmen gegen die Amerikaner. Diesen 
Forderungen schloss sich ein grosser Teil der Mitglieder des Bd 1, der die Interessen der Fertig­
warenindustrie vertrat, an. Besonders die Deutsche Tageszeitung forderte 'Kampfzölle ' gegen 
die USA.91 Als ein konkretes Ergebnis wurde, indem man sich auf gesundheitliche Gründe
berief, ein Einfuhrverbot amerikanischer Früchte, bewirkt.92 Die Massnahme erregte wiederum
die Gemüter der Amerikaner in dem Masse, dass Holleben die wirtschaftlichen Beziehungen zwi­
schen den Ländern als angespannt betrachtete. "Deutschland ist jetzt hier im Tagesgespräch und 
in der Presse das absolut bestgehasste Land ... ", schrieb er und er glaubte auch nicht, dass die 
Lage sich verbessern werde.93

Es wurde auch mehr als früher Über die europäische Zusammenarbeit gegen die amerikanische 
Konkurrenz diskutiert. Besonders Wilhelm II unterstützte den Gedanken mit Nachdruck. In der 
Korrespondenz zwischen den zwei Kaisern versprach Nikolai 11 seinem Cousin die UnterstUtzung 
Russlands. Wilhelm 11 schrieb seinem Freund Eulenburg: 

Der Besuch in Russland ist Über alle �rwarten hinaus gut verlaufen, und habe ich mich in 
mehreren eingehenden Privatgesprächen vollkommen Über alle grossen politischen Fragen 
mit Nicky geeinigt, so dass wir Beiden so gut zu sagen Über die Welt disponiert haben! 
... Die Continentalsperre gegen Amerika und eventuell England ist beschlossene Sache. Russ­
land hat sich verpflichtet, Frankreich dazu bon gre', mal gre mitzubringen.94 

88. Borgius, S. 64; Sartorius, Deutschland, S. 60-61; Böhm, S. 151-52.
89. Vagtsl,S.121. 

90. Thielmann an Sherman 5.4.97. NA/58/26: Notes from the legation of the German States and Germany
in the U .S. to theDepartment of State.; Hol leben an Sherman 6.1.98. NA/58/27.

91. Deutsche Tageszeitung 27 .3.97. Obwohl auch die anderen Zeitungen im allgemeinen die Schutzzoll­
politik der USA verurteilten, stellten sie fest, dass es für Deutschland ungünstig gewesen wäre, einen
Zollkrieg anzufangen. Siehe u.a. Hannoverscher Courier 8.4.97, Die Post 9.4.97, Freisinnige Zeitung
8.4.97, BA, RSA, R2, 1617. Acta betr. die handelspolitischen Beziehungen Deutschlands zu den Ver. St.
Zur Rolle des "Bundes der industriellen', siehe Ullmann, S. 166-71.

92. Clara E. Schieber, Transformation of American Sentiment toward Germany 1870-1914, S. 193.
93. Holleben an Hohenlohe 1.1.98. BA, P.SA, R2, 1618. 
94. Wilhelm II an Eulenburg 20.8.97. BA. Nachlass Eulenburg. Bd. IV. Nr. 48. 
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Wirtschaftsminister Witte lehnte jedoch solche Pläne entschieden ab, die - wenn sie Wirk­

lichkeit geworden wären - eine Gefährdung der guten russisch-amerikanischen Beziehungen be­

deutet hätten. Damit Wilhelm II nicht die Leitung der unsicheren Initiative übernähme, wurde 
im Auswärtigen Amt ein Memorandum Über diese Angelegenheit verfasst und darin die Bedenk­

lichkeit des Vorhabens deutlich zum Ausdruck gebracht.95

Mit Statistiken, die den Handel zwischen den USA und den europäischen Grossmächten 

betrafen, zeigte Innenminister Posadowsky, dass England sich an einer Handelsblockade gegen 

die USA nicht beteiligen würde. Der Anteil Englands am amerikanischen Aussenhandel war so 
gross, dass ein Boykott durch Kontinental-Europa die US-Wirtschaft nicht ruinieren würde. 
Ausserdem waren die USA von den europäischen Produkten nicht in dem Masse abhängig wie 

Europa von den amerikanischen.96 Auf inoffizieller Seite wurde Über die Ausarbeitung eines
mitteleuropäischen Vertragssystems gegen die USA noch eine Zeit lang spekuliert.97

Die amerikanische Aussenhandelspolitik wurde von z':"'ei Charakteristika dominiert: Schutz­

zölle und das Reziprozitätssystem, das ausdrücklich zur Eroberung des südamerikanischen 

Markts verwendet wurde. Hinsichtlich der deutsch-amerikanischen Beziehungen wurden die ent­

sprechenden Forderungen der deutschen Agrar- und Industriekreise durch Schutzzölle unter­
stützt. Zugleich erleichterte die amerikanische Zollpolitik die als Sammlungspolitik erschei­

nenden Bemühungen um Zusammenarbeit dieser Kreise. Lediglich die Agrarkreise forderten 

einen Zollkrieg gegen die Amerikaner. Die Bestrebungen der Amerikaner in Südamerika trugen 

dazu bei, dass die Interessengruppe des Aussenhandels die 'wilhelminische' Weltpolitik unter­

st4tzte. Für Deutschland hatte es keinen Sinn, einen Zollkrieg anzufangen, weil es einerseits von 

amerikanischen Rohstoffen abhängig war und anderseits sein Export in die USA auf Hindernisse 

gestossen wäre. 

Insgesamt bedeutete die autonome Zollpolitik der Amerikaner und die daraus resultierenden 

Gegenmassnahmen der Deutschen eine Belastung für die Beziehungen der Länder. Den ameri­

kanischen Expansionismus hatte man in Deutschland vor dem Krieg zwischen den USA und 

Spanien, auf dem Höhepunkt des amerikanischen weltpolitischen Engagements in den 90er 
Jahren,auf eine recht negative Weise beobachtet. 

95. Vagts 1, S. 140; Schottelius, S. 300--01.
96. Posadowskys Promemoria 25.8.1897. BA, RSA, R2/1617.
97. Sartorius, Deutschland,S.82;Pau/ Dehn, Kommende Weltwirtschaftspolitik (Berlin 1898),S. 78-83.
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4. DIE KRISE ZWISCHEN DEN USA UND SPANIEN

4.1. Der kubanische Aufstand 

Die Kubaner hatten mehrmals gegen die Korruption der spanischen Zivil- und Militärver­
waltung rebelliert. Ein wesentlicher Grund für den Aufstand, der im Frühjahr 1895 begann, 
war noch die durch die Handelspolitik der USA hervorgerufene plötzliche wirtschaftliche 
Depression der lnsel.1 McKinleys Tarif, der Rohzucker von Einfuhrzöllen ausnahm, hatte den
Auftakt zu einem raschen Aufschwung der kubanischen Wirtschaft bedeutet. 1 n den Jahren 
1890-93 stieg der Export Kubas in die USA von 54 auf 78 Millionen Dollar. In demselben 
Zeitraum verdoppelte sich der Export der USA nach Kuba - vor allem Maschinen und land­
wirtschaftliche Produkte - von 12 auf 24 Millionen Dollar. Der Wert der amerikanischen 
Investitionen auf Kuba belief sich auf 50 Millionen Dollar.2 Im Jahre 1894 folgte ein Zusammen­
bruch für Kuba, als der sog. Wilson-Gorman-Tarif den Zucker mit einem Wertzoll von 40 
Prozent belegte und der Reziprozitätsvertrag zwischen den USA und Spanien annulliert wurde. 
Die Folgen machten sich in Kuba sofort bemerkbar, weil mindestens vier fünftel der kubanischen 
Einkünfte aus dem Zucker gekommen waren. Ausserdem schloss der zunehmende Anbau von 

Rübenzucker in Europa den Markt dort, so dass Kuba von seinem Export in die USA abhängig 
war.3 Aus der tiefen Depression folgte Unzufriedenheit, die von in amerikanischem Exil le­
benden Anführern früherer Aufstände, geschürt wurde. Die Kreolen, Schwarzen und mittellosen 
Weissen der Berggebiete waren zu unterdrückt, um selbständig zu revoltieren. In Wirklichkeit 
wurde der Aufstand von den USA aus vorbereitet und auch weitgehend verwirklicht. Die 1892 
gegründete revolutionäre Partei Kubas wurde von Jose Marti angeführt, der auch die Revolu­
tionsveteranen Maximo Comez und Antonio Maceo für seine Seite gewinnen konnte. Der Beginn 
des Aufstandes wurde durch die dem Wilsons Tarif folgende Unzufriedenheit auf Kuba und auch 

durch die Furcht, dass die USA Kuba annektieren würden, beschleunigt. Die Kämpfe begannen 
im Februar 1895, als die erwähnten dreiAnführer auf Kuba eintrafen. l In New York war eine 
kubanische Junta gegründet worden, die den Aufstand vorbereiten und die öffentliche Meinung 

für den Aufstand positiv beeinflussen sollte. Der Junta waren die kubanischen Ligen unterstellt, 
die sich in verschiedenen Teilen der USA niedergelassen hatten. Die Junta wurde in bemerkens­
werter Weise von dem Bund der Tabakarbeiter unterstützt, der bereit war, die Aufständischen 
zu unterstützen, wenn zahlreiche kubanische Arbeiter der Tabakindustrie in die Gewerkschaft 
einträten. Auch die American Federation of Labor war bereit, auf Initiative von Samuel 
Gompers den Aufständischen zu helfen.5 Die Propaganda der Aufständischen sprach durch die

1. F.J. Rippy, Latin America, S. 404. 

2.  Hans-Ulrich Weh/er, "Cuba Libre" und amerikanische Intervention. Der Kubanische Aufstand seit dem 

Februar 1895 und drei Phasen der amerikanischen Kubapolitik bis zum September 1897. Jahrbuch 

Lateinamerika Bd. 5. (Köln 1968), S. 309. 

3. Harold U. Faulkner, Politics, Reform and Expansion 1890-1900 (New York 1959), S. 219-20. 

4. Walter Millis, The Martial Spirit. A Study of Our War with Spain (Boston 1931), S. 11-16. 

5. LaFeber, The new Empire, S. 287. 
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Presse geschickt die Freiheitsliebe der Amerikaner und ihre Antipathie gegen jegliche Allein­
herrschaft an. Im laufe des Sommers 1895 tauchte der kubanische Freiheitskrieg in den Schlag­
zeilen der Zeitungen immer häufiger auf. Die Gleichgültigkeit der Regierung wurde gerügt und 
es wurde gefordert, in die Verhältnisse der Insel auf eine für die Aufständischen günstige Weise 
einzugreifen.6 Die öffentliche Meinung spiegelte sich bald im Kongress wider, der eine Akti­
vierung der Kuba-Politik forderte. Der Präsident wollte jedoch die Neutralitätsbestimmungen 
genau befolgen. 1 m Februar 1896 nahm der Senat einen Beschluss an, nach dem der Präsident 
'good offices' hätte anbieten sollen, um die Unabhängigkeit zu garantieren.7 Die Regierung der
USA war dann äud1 seil April 1896 bestrebt, eine l(ompromisslösung zwischen den Aufständi­
schen und Spanien herbeizuführen. Die Meldung Olneys an Dupuy de Lome, den spanischen 
Gesandten in Washington, im April war das erste offizielle Angebot von 'good offices' während 
des letzten Aufstandes auf Kuba. Darin wurde vorgeschlagen, die Insel dureh gemeinsame 
Aktionen zu befreien; danach sollte Spanien den Aufständischen eine so weitgehende Autonomie 
gewähren, "as they can reasonably ask."8

Die Note wurde nach dem Ende der Sitzungsperiode des Kongresses überreicht. Olney und 
Cleveland strebten vor Beginn der nächsten Sitzungsperiode eine Lösung an, um Druck von 
Seiten des Kongresses vorzubeugen. Der Plan hatte jedoch keine Chancen. Zum einen wäre eine 
1 ntervention in dem Aufstand zugunsten Spaniens auf starken Widerstand in den USA ge­
stossen. Zum andern hätten die Aufständischen keine Autonomie akzeptiert, sondern sie forder­
ten eine vollständige Unabhängigkeit .. Schliesslich war auch Spanien nicht bereit, auf den Vor­
schlag einzugehen, sondern betrachtete ihn als eine Verletzung seiner Souveränität. De Lome 
behauptete, dass Kuba nur von Spanien und durch seine eigene Initiative geholfen werden 
könne. Weiterhin hätten die Aufständischen nach seiner Meinung sicher den Vorschlag der 
Amerikaner abgelehnt, weil sie befürchteten, dass die USA sich der Insel bemächtigten. Als 
bestes Mittel von amerikanischer Seite, um den Aufstand zu beenden, hielt der Gesandte, die 
Tätigkeit der Aufständischen in den USA zu unterbinden.9

Nach dem Wahlsieg des Republikaners William McKinley konnte Cleveland sein politisches 
Testament in der Kuba-Frage in seiner jährlichen Übersicht an den Kongress darlegen. Cleve­
land wies die auf wirtschaftliche und andere Begründungen gestützten Forderungen Über die 
1 ntervention der USA in den Aufstand zurück. Die Unabhängigkeit Kubas konnte seiner Mei­
nung nach nicht anerkannt werden, weil die spanische Administration - so schlecht sie auch 
gewesen sei - die einzige auf der Insel sei. Ihre Auflösung hätte Anarchie bedeutet. Der 
Präsident wäre dagegen bereit gewesen, die Insel zu kaufen, wenn Spanien damit einverstanden 
gewesen wäre. Die beste Lösung sei weiterhin die Autonomie Kubas.10 Der Gesandte Taylor
stellte eine relativ brüske Forderung zur Verwirklichung der Autonomie von Kuba und Puerto 
Rico. Laut der Note könne eine Verzögerung der Bewilligung der Autonomie zur Folge häben, 
dass die Unabhängigkeit Kubas von den künftigen Regierung der USA anerkannt würde.11 Die

6. Millis,S.32. 

7. Grenvil/e-Young, S. 182-84.
8. Olney an de Lome 4.4.1896. Foreign Relations 1897, S. 540-44. Das Dokument gehört in den Band

1896, in den es jedoch "inadvertently omitted" (For.Rel. 1897, S. 540).
9. Grenville-Young, S. 193.
10. Foreign Relations 1896, S. XXXI-XXXV. 

11. Taylor an Olney 7.1.1897. NA/31/127/625.



59 

Warnungen waren begründet, denn eine Intervention wurde im Senat weiter geplant. Im Dezem­
ber 1896 hatte Senator Cameron die Anerkennung der kubanischen Unabhängigkeit vorge­
schlagen, was den Ausbruch eines Krieges zwischen den USA und Spanien bedeutet hätte. Ein 
Kriegsbeginn vor dem 3. April 1897, als McKinley sein Amt als Präsident antreten würde, hätte 
die Verantwortung für den Ausbruch der Krise auf Cleveland gelenkt. Die Republikaner da­
gegen hätten Anerkennung wegen der ausgewogenen Lösung des Konflikts gefunden.12

Die gemässigte Kuba-Politik Clevelands dürfte sich z.T. durch die partielle Gleichzeitigkeit 
der Krise von Venezuela erklären. Zudem konkurrierten die europäischen Grossmächte nicht in 
demselben Masse um den kubanischen Markt wie in Südamerika,13 so dass Cleveland sich an die 

' 

traditionelle Einstellung halten konnte, sich in die Angelegenheiten der Insel nicht einzumi-
schen. Die gegensätzlichen Bestrebungen der Republikaner hielt er für unamerikanisch. Die 
Kuba-Krise bekräftigte dann auch die Auffassung der Demokraten, die eine traditionelle Aussen­
politik betrieben, und der Republikaner, die mehr Aktivität in diesem Bereich forderten. 
Überproduktion, wirtschaftliche Depression und die daraus sich ergebenden sozialen Schwierig­
keiten hatten in Wirklichkeit die amerikanische Aussenpolitik schon aktiviert. Nun ging es um 
das Erscheinungsbild der zu betreibenden Politik. 

4.2. Die 'good offices' Präsident McKinleys 

Trotz den im Präsidentschaftswahlkampf gemachten Versprechungen betrieb McKinley die ge­
mässigte Kuba-Politik seines Vorgängers weiter, obwohl die Presse sowie die Mehrheit des 
Kongresses und der republikanischen Partei eine aktive Intervention auf Kuba forderten. Der 
Präsident wollte die Insel mit unmilitärischen Mitteln befrieden, was Anfang 1897 auch als 
wahrscheinlich erschien, als Weyler, der Oberbefehlshaber der spanischen Truppen, Erfolge 
gegen die Aufständischen erzielte. 1 m laufe des Frühjahrs verbesserten die Aufständischen 
jedoch ihre Position. Ausserdem schienen die Hoffnungen auf die Machtübernahme durch die 
liberale Opposition vorläufig zunichte geworden zu sein, und es waren keine Reformen vom 
konservativen Ministerium Canovas zu erwarten.14

Nun wurde die Tätigkeit zur Ablösung Kubas vom spanischen Machtbereich in Gang gesetzt. 
Die erste Massnahme in diesem, im Juli 1897 vom Präsidenten eröffneten diplomatischen Spiel, 
bestand in der Ernennung eines neuen Gesandten in Madrid. McKinley wollte seine eigene 
Spanien-Politik absichern und deswegen wählte er seinen persönlichen Freund, General Steward 
L. Woodford für diese Aufgabe. Als Woodford seinen Auftrag später kommentierte, sagte er,
dass er sich der Möglichkeit und sogar Wahrscheinlichkeit eines Krieges bewusst gewesen sei.15

Die Interpretation des Gesandten stützte sich zumindest teilweise auf seine Instruktionen vom
16. Juli 1897, die auch das Angebot der 'good offices' der USA an Spanien enthielten. Nach-

12. John A. Garraty, Henry Cabot Lodge, A Biography (N.Y. 1953), S. 182-83. 
13. Die wichtigsten Importartikel Deutschlands aus Kuba und Puerto Rico waren die Zigarren, von denen

der grösste Teil gerade von diesen Inseln importiert wurde, Rohtabak und Kaffee. Die letztgenannten
wurden hauptsächlich von anderswo nach Deutschland eingefLihrt. 1 n bezug auf den Export Deutschlands
nach Kuba und Puerto Rico führt das Statistische Jahrbuch in der zweiten Hälfte der 90er Jahre nur die
Kupfer- und Messingwaren getrennt auf. Auch ihr Handelswert betrug nur 0,9 Millionen Mark. Statisti­
sches Jahrbuch für das Deutsche Reich. Hrsg. vom Kaiserlichen Statistischen Amt. 1895-1900.

14. Grenville-Young, S. 246--47.
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dem Sherman den Hintergrund, den gegenwärtigen Zustand und die Folgen des Aufstandes aus 

der Sicht der USA behandelt hatte, teilte er die Meinung des Präsidenten mit, nach der es für die 
Regierung höchste Zeit sei," ... for this Government to soberly consider and clearly decide the 

nature and methods of its duty both to its neighbors and itself:' Eine Möglichkeit war die Inter­
vention, von der der Präsident jedoch noch nicht sprechen wollte. Woodford sollte deutlich und 
nachdrücklich die Einstellung der Regierung und ihr Angebot von 'good offices' zur Befriedung 
der Insel zum Ausdruck bringen. Die Formen der Kooperation wollte man noch nicht genauer 
bestimmen.16 Diese Instruktionen bedeuteten den Anfang der konsequenten Politik der USA

zur Herauslösung Kubas aus dem spanischen Machtbereich. 
Von der grossen Tragweite der Pläne McKinleys zeugt die Tätigkeit Woodfords auf seiner 

Reise nach Spanien. Der neuernannte Gesandte versuchte, sich Über die Einstellung Englands, 
Frankreichs und Deutschlands zu einer eventuell aktiveren Intervention der USA auf Kuba 

informieren zu lassen. In London verhandelte Woodford· mit dem Gesandten Hay und konnte 
seiner Regierung mitteilen, dass eine Annexion der Insel durch die Amerikaner England nicht 

verstimmen würde. Nach Meinung Woodfords herrsche in England sogar Verwunderung dar­

über, dass es Kuba erlaubt worden sei, so lange in spanischem Besitz zu verbleiben.17 In Paris

wurde Woodford durch die Gesandten Porter Über Frankreichs und A.D. White Über Deutsch­
lands Haltung informiert. Sie sollten_ Woodford das "continental sentiment" zu den zu er­

wartenden Aktionen der USA hinsichtlich Spaniens erläutern.18 In den Pariser Verhandlungen

wurden die Aktionen der USA nicht so ausführlich diskutiert wie in London. Die Gespräche 
behandelten vor allem Frankreichs und Deutschlands mögliche Reaktionen, für den Fall, dass 

die USA den Aufstand als Kriegszustand ansahen. Das hätte allerdings eine Verschärfung der 
Beziehungen zwischen den USA und Spanien vielleicht bis zum Krieg zur Folge gehabt. Die Ge­

sandten glaubten, dass eine Anerkennung des Kriegszustandes keine Proteste hervorrufen 
würde, wenn auch nach Meinung Whites "it was not possible to foretell with certainty what the 

German Emperor might at any time do." Woodford äusserte gegenüber dem Präsidenten auch 
seine eigene Auffassung Über die zukünftige Kuba-Politik. Seiner Meinung nach arbeitete die Zeit 

für die Amerikaner und ein behutsames Handeln sei für sie das Beste. Die Kriegslage schien 
günstig für die Aufständischen. Die Schulden Spaniens wuchsen und seine Fähigkeit, den Krieg 
zu führen, nahm ab. Woodford war überzeugt, dass eine solche Entwicklung von selbst zur Un­
abhängigkeit und Autonomie Kubas führte. Er hielt den Präsidenten zur Geduld an, doch ver­
sprach er, schnell zu handeln, wenn der Präsident es wünschte.19

Gemäss den Anweisungen des Präsidenten informierte Woodford mündlich den spanischen 
Aussenminister, den Herzog von Tetuan, Über die Note seiner Regierung in ihrem ersten offizi­

ellen Treffen am 18. September 1897 und bot dann am 23. September 1897 offiziell die 'good 
offices' des Präsidenten an. Woodford legte die Note ziemlich wortgetreu, seinen Instruktionen 
folgend, doch in einem möglichst diskreten Ton, vor. Aus der Note ging jedoch deutlich hervor, 

dass Spanien den Krieg auf Kuba vor Beginn der nächsten Regenzeit im April beenden sollte, in 

15. Woodford an Day 31.5.98. NA/31 /124/New Series 4.
16. Sherman an Woodford 16.7.1897. Foreign Relations 1898, S. 559-61.
17. Woodford an McKinley 10.8.97. NA/31 /123, Vol 1/1. Woodford rapportierte aus Spanien sowohl direkt

an McKinley (Vol. 1) als auch an das State Department (Vol. II).
18. Sherman an White 30.6.97. NA/77: Germany/71 /32.
19. Woodford an McKinley 19.8.97. NA/31/123, Vol. 1/2.
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der wirksame Kriegsoperationen nicht möglich wären. Es sollten überzeugende Garantien für 

die Beendigung des Krieges gegeben oder auf eine Zusammenarbeit mit den USA eingegangen 

werden. Spanien wurde das Recht eingeräumt, Realisierungsmöglichkeiten für eine Kooperation 

vorzuschlagen. Es sollte im Oktober auf die Note geantwortet werden.20 Der spanische Aussen­

minister versicherte, dass der Aufstand bis zum folgenden Frühjahr unterdrückt sein würde. Als 

Woodford seine Bedenken äusserte, bemerkte Tetuan, dass der Aufstand ohne Sympathie und 

Unterstützung der Amerikaner keine Chancen gehabt hätte.21

In Washington wollte man sich wiederum von der Neutralität der Grossmächte unter Hin­

blick auf die kommende Krise überzeugen. Woodford informierte den englichen, deutschen und 

russischen Gesandten in Spanien - jeden getrennt - über den Hintergrund der Kuba-Politik der 

USA. Nachdem Woodford versichert hatte, dass die USA keine Absicht hätten, Kuba in ihren 

Besitz zu bringen, erzählte er von den wirtschaftlichen Verlusten der Amerikaner gerade in der 

Zuckerindustrie, von der schlechten Gesundheitslage auf der Insel, von der Brutalität der Kriegs­

führung und von den Ungerechtigkeiten, die den Amerikanern zuteil geworden seien.22

In der Antwort der neuen, liberalen Regierung Spaniens auf die Note der USA wurde eine 

Zusammenarbeit zur Beendigung des Krieges abgelehnt, obwohl zugegeben wurde, dass der Auf­

stand auch die Amerikaner betraf. Ansonsten bemühte sich die von Sagasta geleitete Regierung, 

mit allen Mitteln eine die Amerikaner befriedigende Politik zu betreiben und Kuba zu befrieden. 

Kuba wurde eine Autonomie versprochen, die jedoch die Souveränit.ät Spaniens garantierte.23

4.3. Von der spanischen Politik der Nacilgiebigkeit bis zur Zuspitzung der Krise. 

Eine der ersten Massnahmen der neuen Regierung, um die USA zu beschwichtigen, bestand 

in dem Wechsel des Oberbefehlshabers der spanischen Kuba-Truppen. Die Amerikaner hatten 

sich fortwährend wegen General Weylers Methoden der Kriegsführung beschwert. Zum neuen 

Oberbefehlshaber wurde General Blanco ernannt.24 Es wurde versprochen, die Durchgangslager

(span. reconcentrado) aufzulösen und die Autonomiegesetze sollten im laufe des Novembers 

veröffentlicht werden.25 Die Verordnungen, die autonome Lage Kubas und Puerto Ricos

betreffend, wurden dann auch Ende November verabschiedet. Darin wurden den auf den 

Antillen wohnhaften Spaniern dieselben Rechte garantiert wie den Bürgern des Mutterlandes 

und das Wahlgesetz Spaniens wurde auch auf Kuba und Puerto Rico erweitert. Diese zwei Re­

formen bedurften nicht einmal der Ratifizierung durch die spanischen Cortes. Dagegen sollte 

die Verordnung, in der diesen Gebieten die Autonomie eingeräumt wurde, auch der Entschei­

dung der Cortes unterliegen. Nach der Autonomie-Verordnung sollte auf Kuba ein Parlament 

20. Woodfords Telegramm an Sherman 19.9.97. NA/31/122; Woodford an Sherman 23.9.97. Die Note in 
der Anlage. NA/31 /122/34.

21. Woodford an McKinley 22.9.97. In der Anlage Woodford an Sherman 20 9. NA/31/123, Val. 1/7.
22. Zu England, siehe Woodford an Sherman 13.9.97. NA/31 /122/ o. Nr.; zu Deutschland, siehe Woodford

an Sherman 5.10.97. NA/31 /123/o. Nr.; 'zu Russland, siehe Woodford an Sherman 4.10.97. NA/31 /123
o.Nr ,; zu Frankreich, siehe Woodford an Sherman 11.10.97. NA/31 /123/o.Nr.

23. Woodford an Sherman 30.10.97. 1 n der Anlage die Antwort Spaniens auf die Note der USA. NA/31 /
123, Val. 11/54.

24. Shippee-Way, S. 55.
25. Woodford an Sherman 13.11.97. NA/31 /123. Val. 11/65.
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mit zwei Kammern geschaffen werden, das recht weitgehend Über die inneren Angelegenheiten 
des Landes bestimmen konnte. Auch die Kuba betreffenden ausländischen handels- und zoll­
politischen Verträge waren dem autonomen Parlament zu unterordnen.26

Der Richtungswechsel in der spanischen Politik stiess in Washington auf Zufriedenheit. Die 
Hauptforderung McKinleys sei ja die Wiederherstellung des Friedens auf Kuba gewesen. Ein 
solches Ziel scheint auch natürlich wegen der durch den Krieg gefährdeten Interessen der 
Amerikaner. Dennoch hatte es, nachdem Woodford im Juli seine Instruktionen erhalten hatte, 
den Anschein, als sei der Friede das Nahziel der Regierung, aber das endgültige Ziel war, Kuba 
fester in den Einflussbereich der USA einzubinden. 1 m Oktober iiusser le Woodford gegenüber 
dem Präsidenten seine Vermutung, dass der Friede, der auf die Autonomie vielleicht folgen 
würde, von selbst zur Angliederung der Insel an die Vereinigten Staaten führen würde. Es sei 
dennoch nicht klug, eine Annexion vor der Normalisierung der Verhältnisse auf der Insel durch­
zuführen. Auf diese Weise würde die Verwaltung des neuen Gebiets nicht zu viele Schwierig­
keiten mit sich bringen.27

Nach der Gewährung der Autonomie wartete die Regierung der USA ab, wie sich die Reform 
auf die Verhältnisse der Insel auswirke,denn sie wollte die Situation nicht zuspitzen. Die Jahres­
übersicht McKinleys an den Kongress am 6. Dezember 1897 spiegelte recht gut die beruhigte 
Lage infol!]e der spanischen Politik des Nachgebens wider. Die Ubersicht verhielt sich sehr wohl­
wollend gegenüber der I iberalen Regierung Spaniens, doch behielt McKinley den USA das Recht 
zur Intervention vor, falls die Notwendigkeit dazu so offenbar wäre, dass sie von der "civilized 

world" akzeptiert würde.28 Der Präsident konnte eine solche für Spanien unangenehme Be­
dingung stellen, weil es den Anschein hatte, dass sich die "civilized world" einer Intervention 
der USA nicht widersetzen würde. In Madrid konnte man sich keinen falschen Hoffnungen hin­
sichtlich der Einstellung der USA hingeben, denn in der Note, die Woodford im Dezember an 

Aussenmi nister Gullon überreicht hatte, behielt man sich - wie in der Übersicht des Präsiden­
ten - das Recht vor, in die Lage auf Kuba einzugreifen, falls sich die spanische Politik änder­
te.29 Die spanische Regierung war jedoch schon an der äussersten Grenze ihres innenpolitischen
Spielraums. Die Opposition widersetzte sich stark der Politik der Nachgiebigkeit der Regierung, 

weil diese Politik die Ehre Spaniens beleidige.30 Nach Meinung Woodfords habe die Königin,
falls das liberale Programm misslingen würde, zwischen Abdankung und Krieg gegen die USA, 
was den Verlust Kubas bedeutete, zu wählen.31 Die Regierung Sagastas antwortete dann auch
auf die Dezembernote mit Entschlossenheit und betrachtete die Kuba-Frage als eine innere 
Angelegenheit Spaniens.32

26. Eine Zusammenfassung über die Verordnungen in Woodfords Telegramm an Sherman 26.11.97. Die 
vollständigen englischsprachigen Verordnungstexte als Anlage in Woodfords Bericht an Sherman 26.11. 
97. NA/31/123. Vol. II 

27. 
28. 
29. 
30. 

Woodford an McKinley 17.10.97. NA/31/123/Vol. 1/11. 
Foreign Relations 1897, S. XI-XXI. 
Woodford an Sherman 23.12.97. 1 n der Anlage Y)/oodford an Gullon 20.12. NA/31 /123. Vol. 11/98. 
Woodford an Adee 10.1.98. In der Anlage die Ubersetzung aus der Zeitung "La Epoca" 8.1.98. NA/31/ 
124/o.Nr. 

31. Woodford an McKinley 17.1.98. NA/31/123, Vol.1/24.
32. Woodford an Sherman 9.2.98. In der Anlage die Übersetzung von Gullons Brief an Woodford 1.2.98. 

NA/31/124/135. 
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Nach der forschen, durch Aussenminister Gullon übermittelten Antwort waren von Spanien 
keine zusätzlichen Zugeständnisse mehr zu erwarten. 1 n Washington verfolgte man die weitere Ent­
wicklung der Lage. Mitte Februar geschahen dann zwei Vorfälle, die die amerikanische Öffent­
lichkeit erregten. Zuerst veröffentlichten die Aufständischen einen privaten Brief de Lomes, des 
spanischen Gesandten in Washington, den sie gestohlen hatten. In diesem Brief wurde die 

Kuba-Politik McKinleys und überhaupt die staatsmännische Fähigkeit des Präsidenten aufs 

schärfste kritisiert.33 Die öffentliche Meinung wurde noch mehr durch die Explosion des
Kriegsschiffs "Maine" im Hafen von Havanna einige Tage nach der Veröffentlichung des Briefs, 

wobei etwa 260 Marinesoldaten umkamen, aufgebracht.34 Die Presse reagierte heftig auf beide 

Ereignisse und rief eine antispanische Gesinnung unter ihrer Leserschaft hervor. Aussenminister 

Day hielt die Lage deswegen für ernst.35 Laut der amerikanischen Untersuchungskommission

sei die Zerstörung der "Maine" durch eine Explosion von aussen verursacht worden. Dennoch 

war man nicht in der Lage zu klären, wer an dem Zwischenfall schuldig war.36 Die spanische

Regierung fand es ungerecht, dass nur die Untersuchungsergebnisse der Amerikaner dem Kon­
gress vorgelegt wurden. Eine Untersuchung des Wracks durch eine spanische Kommission wurde 

nicht gestattet.37

Obwohl sich die Situation zuspitzte, waren die Regierung der USA und ihr Gesandter Wood­

ford bestrebt, ihr Ziel mit friedlichen Mitteln zu erreichen. Für Spanien sollte der weitere Ver­

lauf des Aufstandes bis zur Regenzeit gefährlicher werden als die eben erwähnten Vorfälle. Die 
spanische Regierung fürchtete eine amerikanische Intervention und sie löste die Cortes auf, um 
Zeit zu gewinnen. Die neuen Cortes sollten sich Ende April, nach Beginn der Regenzeit, versam­

meln, und die Regierung könne ohne ihr Einverständnis keine wichtigen Reformen durch­

führen.38

Die Regierung der USA war mit der Entwicklung der Kuba-Frage unzufrieden. Aussen­

minister Sherman konnte keinen Fortschritt erkennen. Die Wirtschaftskraft der Insel nahm mit 

dem Fortgang des Aufstandes ab. Die Aufständischen hatten die Autonomie nicht akzeptiert, 

sondern führten den Krieg weiter, den die Spanier nicht beenden konnten.39 Auch Woodford
war nach der Auflösung der Cortes von der Unfähigkeit Spaniens, die Insel zu befrieden, über­

zeugt. Nur die Vereinigten Staaten seien c;lazu in der Lage. Seiner Meinung nach lohne es sich 

für die USA nicht, sich der Insel als eines Protektorats anzunehmen, denn die Verhältnisse auf 
der Insel seien zu chaotisch. Schwarze und Weisse hielten sich in etwa die Waage. Die Einge­

borenen Kubaner und Spanier ständen einander feindlich gegenüber. Eine korrupte Administra-

33. Henry Steele Commager, (ed.), Documents of American History. (New York 1949), S. 181-82.
34. Woodford an Sherman 16.2.98. NA/31 /124/142. Die "Maine" war nach einer gegen die Autonomie ge­

richteten Demonstration spanischer Offiziere im Januar 1898 nach Havanna entsandt worden, um Leben
und Eigentum der amerikanischen Bürger auf Kuba zu schützen. Offiziell wurde erkr.1rt , dass es sich um
einen Freundschaftsbesuch handele, aber das Schiff ankerte so, dass die Stadt und ihre Verteidigungs­
anlagen wirksam hätten beschossen werden können. (Schirmer, S. 51).

35. Day an Woodford 3.3.98. NA/77: Spain/150/ S. 516.
36. Woodford an Sherman 28.3.98. In der Anlage Shermans Telegramm an Woodford 27 .3.98. NA/31 /124/

194; Oierks, S. 210-214.
37. Woodford an Sherman 26.3.98. In der Anlage die Übersetzung des Memorandums der spanischen Re­

gierung. NA/31/124/192.
38. Woodford an Sherman 28.2.98. 1 n der Anlage Woodfords Telegramm an Sherman NA/31 /124/161.
39. Sherman an Woodford 1.3.98 und die Anlagen, Foreign Relations 1898, S. 666-73.
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tion habe jahrhundertelang geherrscht. Aus diesen Gründen glaubte Woodford nicht an die 
Fähigkeit der Kubaner zur Selbstverwaltung. Die USA sollten die Insel vollkommen in ihren 
Besitz nehmen, um die Verhältnisse dort in Ordnung zu bringen. Das einzige friedliche Mittel 
dazu war, sie zu kaufen. Woodford bat dann auch um Erlaubnis, den Kauf offiziell der spani­
schen Regierung vorzuschlagen.40 Die Instruktionen Woodfords setzten kein offizielles Kaufan­
gebot voraus. Dessenungeachtet schlug der Gesandte den Verkauf der Insel in einem Gespräch 
mit Kolonialminister Moret vor.41 Die Königin war jedoch nicht bereit, Über die Änderung der
Besitzverhältnisse der Insel zu verhandeln.42 Vielleicht war der ganze Plan in Finanzkreisen
New Yorks entstanden, die vor dem Kriegsausbruch ein geheimes Syndikat zum Kauf Kubas ge­
gründet hatten. Laut "Wall Street Journal" hätte man für die Insel und den Frieden bis zu 250 
Millionen Dollar zahlen können.43 

Ein neues Unternehmen der USA zur friedlichen Lösu'l\ci der Lage bestand in der Forderung 
eines von Mitte April bis Anfang Oktober andauernden Waffenstillstandes. Während dieser Zeit 
sollten die streitenden Seiten auf der Grundlage der 'good offi�es' des Präsidenten verhandeln.44 

Die Spanier wollten keinen Waffenstillstand vorschlagen, denn es hätte einen neuen Prestigever­
lust bedeutet. Anderseits war eine der Forderungen der Amerikaner, nach der auch die Auf­
ständischen die Bedingungen des Waffenstillstandes frei zu akzeptieren hatten,45 nicht realisier­
bar. Auch die Aufständischen wussten mit Sir.hP.rhP.it, dass Präsident McKinley dem Kongress 
einen Bericht über die Situation auf Kuba geben wollte. Es war auch bekannt, dass die Mehrheit 
des Kongresses auf der Seite der Aufständischen war, so dass diese jegliche Waffenstillstands­
bedingungP.n kaum akzeptiert hätten. Im letzten Augenblick, einen Tag vor dem entscheidenden 
Lagebericht des Präsidenten, teilte Woodford das Waffenstillstandsangebot Spaniens mit. Der 
Präsident hätte nun die Gelegenheit gehabt, die Aufständischen zum Waffenstillstand zu be­
wegen, um sein in der Öffenlichkeit verkündetes Ziel, die Befriedung der Insel, zu erreichen. 
Es lief jedoch alles anders. Der Präsident äusserte seine Überzeugung, dass nur ein volles Besitz­
recht der USA einen bleibenden Frieden auf der Insel gewährleiste. In seinem Bericht an den 
Kongress hielt er es nicht für sinnvoll, eine "Republik Kuba" der Aufständischen anzuerkennen. 
Die Kubaner seien auf die Autonomie nicht vorbereitet. Andererseits wären die künftigen Mass­
nahmen der USA durch die Anerkennung lliner unabhängigen Regierung eingeschränkt worden. 
Das Recht auf eine eventuelle Intervention begründete der Präsident ähnlich wie die Ameri­
kaner auch früher: menschliches Leiden müsse ein Ende haben, Sicherheit und Eigentum der 
Amerikaner müsse garantiert, die Voraussetzungen der wirtschaftlichen Tätigkeit müssten ge­
sichert werden. Ausserdem sei der amerikanische Frieden auch durch die geographische Nähe 
eines andauernden Krisenherdes gefährdet. Mit diesen Begründungen bat McKinley den Kong­
ress um das Recht,die Feindseligkeiten zwischen Spanien und den Aufständischen zu beendigen, 
sowie eine feste Verwaltung auf der Insel zu sichern. Um diese Ziele zu erreichen, bat er um Er-

40. Woodford an McKinley 17.3.98. NA/31/123, Vol.I/43. 
41. Woodford an McK inley 18.3.98. NA/31 /123, Val. 1/44. 
42. Woodford an McKinley 19.3.98. NA/31 /123, Val. 1/46. 
43. Ju/ius W. Pratt, American business and Spanish-American war. 1 n: Williams (ed.), The Shaping of 

American Diplomacy, S. 391-93; David Hea/y, US Expansionism. The Imperialist Urge in the 1890s
(Madison 1970), S. 81.

44. Woodford an Day 30.3.98. In der Anlage Days Telegramm an Woodford 27 .3.98. NA/31 /124/195.
45. Woodford an Day 5.4.98. 1 n der Anlage Days Telegramm an Woodford 4.4.98. NA/124/206.
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mächtigung, bei Bedarf die. Flotte und die Armee einzusetzen.46 Die weit überwiegende Mehr­

heit des Repräsentantenhauses war bereit, der Ermächtigung des Präsidenten zuzustimmen. Im 

Senat dagegen setzte sich der Vorschlag durch, nach dem die Regierung der Aufständischen 

Kubas als legal anerkannt werden sollte. Eine andere Änderung, die der Regierung die Hände 

band, bestand in dem sog. Tellers Zusatz, nach dem die USA die Oberhoheit, Gerichtsherrschaft 

oder das Kontrollrecht auf Kuba nur in der Absicht zur Befriedung der Insel erwärben, wonach die 

Verwaltung der Insel den Kubanern selbst zu überlassen wäre.47 Der Glanz des anti-imperiali­

stischen Altruismus dieser Resolution wird dadurch gemindert, dass es der Zweck des Vorschlags 

Senator Tellers, der aus dem Zucker produzierenden Colorado kam, war, die freie Einfuhr des 

kubanischen Zuckers in die USA zu verhindern.48 Ausserdem wollten die Führer des kubani­

schen Aufstandes die Unabhängigkeit ihres Landes wahrscheinlich durch Obligationen mit Hilfe 

des oben genannten Syndikats erkaufen.49 Die Regierung der Aufständischen wurde im Kong­

ress schliesslich nicht anerkannt. In der Resolution begnügte man sich nur mit der Feststellung, 

dass "the people of the island of Cuba are, and of right ought to be, free and independent". 

'Tellers Zusatz' wurde unverändert in die Resolution aufgenommen, die am 20. April 1898 vom 

Kongress ratifiziert wurde. Nach demselben Dokument habe Spanien sofort auf das Besitzrecht 

an der Insel zu verzichten und seine Truppen von dort zu entfernen.5° Faktisch bedeutete dies

'den Beginn des Krieges. Offiziell erklärten die USA am 25. April 1898 den Kriegszustand mit 

Spanien.51

4.4. Die Amerikaner sind zum Krieg bereit 

Als Hintergrund des Kriegsbeginns müssen die lange geschichtliche Entwicklung einerseits 

und die tagespolitischen Gründe andererseits angesehen werden. Zum ersteren gehört die wirt­

schaftliche und soziale Entwicklung der USA, die zur expansiven Aussenpolitik führte. Die Expan­

sivkraft verwandelte sich in den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts in der Einstellung der 

USA zu Lateinamerika in Aggressivität, was seinen Höhepunkt wegen der Lage der Insel, ihrer 

wirtschaftlichen Beziehungen zu den USA und der Schwäche der spanischen Kolonialmacht in 

der Kuba-Politik erreichte. 

Aktuelle Gründe für den Krieg waren die Zollpolitik der USA und der von den USA aus 

unterstützte kubanische Aufstand, den zu unterdrücken Spanien nicht in der Lage war. Das Los 

McKinleys bestand dann darin, den langen geschichtlichen Entwicklungsgang und die durch 

die Tagespolitik gesetzten Forderungen zu verwirklichen. Schon am Anfang der Amtsperiode 

McKinleys bestand kein Zweifel daran, dass die Situation auf Kuba befriedet werden musste, 

was wahrscheinlich die Loslösung der Insel von Spanien bedeutete. In diesem Sinne war die 

Spanien-Politik des Präsidenten vorbestimmt, doch konnte er die Methoden der Politik beein-

46. McKinleys Übersicht an den Kongress 11.4.98. Foreign Relations 1898, S. 750-60.
47. Grenville-Young, S. 263-64. Zum Resolutionsvorschlag s. Day an Woodford 17.4.98. Foreign Relations

1898, S. 761-62 oder Day an Woodford 17.4.98. NA/77: Spain/150/ S. 559-60.
48. Pomeroy, S. 32.
49. Healy, The U .S. in Cuba, S. 24-27.
50. Grenville-Young, S. 264-65; Sherman an Woodford 20.4.98. In der Anlage die öffentliche Resolution

Nr. 21, 20.4.98. Foreign Relations 1898, S. 762-63.
51. Foreign Relations 1898, S. 771-72.
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flussen. McKinley strebte sein Ziel mit friedlichen Mitteln an, aber der Druck der Tagespolitik 
führte schliesslich zum Krieg. Ein solcher "Druck", der als aktueller Ausdruck einer längeren ge­
schichtlichen Entwicklung zu betrachten ist, kam von der öffentlichen Meinung, von Partei­
politikern, aus dem Wirtschaftsleben und von Strategen; auch die oben dargestellte Entwicklung 
des kubanischen Aufstandes stellte einen solchen Druck dar. Die öffentliche Meinung war schon 
gegen die alte Kolonialmacht, und die Mehrheit des Kongresses war bereit zu entschiedenen 
Aktionen gegen Spanien. Besonders die Boulevardpresse fütterte das neuigkeitshungrige Publi­
kum mit Schreckensbildern von Kuba. An der Spitze der 'yellow press' standen Hearsts "New 
York Journal" und Pulizers "New York World".52 In den Reden des Kongresses wurden
häufig Zeitungsartikel über Kuba zitiert. Der Brief de Lomes und vor allem die Zerstörung der 
"Maine" bildeten das Nachrichtenmaterial, das die öffentliche Meinung erregte. Immer häufiger 
wurde in den Zeitungen die Möglichkeit des Krieges erwähnt.53

Die Einstellung der führenden Repräsentanten des Wirtschaftslebens wirkte sich auf die 
Massnahmen des Präsidenten und der Regierung aus. Es ist offenbar, dass die Intervention der 
USA und der Krieg vor der Zuspitzung der Krise in der amerikanischen Geschäftswelt keine 
allgemeine Unterstützung fand. Ausnahmen bildeten solche Investoren und Unternehmer, 
denen unmittelbare Schäden durch den Aufstand zugefügt wurden. Vor allem in den Industrie­
gebieten der Ostküste wurde gegen der\ Krieg protestiert, denn man fi.irchtP.tP., dass er den In­
dustriemarkt verunsichern würde und zur Doppelwährung führe.54 Die Verschärfung der Krise
im März bedeutete jedoch einen Unsicherheitsfaktor, der sich nachteilig auf dem Wertpapier­
markt bemerl<har mar.htP. Als zudem eine Hausse und Goldfunde in Alaska und Australien eine 
feste Goldwährung zu garantieren schienen, fingen auch die Finanzkreise an, Forderungen nach 
einer festeren Politik auf Kuba zu stellen. Als sich noch die Überlegenheit der eigenen Militär­
macht gegenüber Spanien mit Sicherheit herausstellte, und die Neutralität der ausländischen 
Mächte gewährleistet schien, ging man das Risiko ein.55

Aus den Reihen der republikanischen Partei wurde auf den Präsidenten und die Regierung 
starker Druck zugunsten einer Intervention ausgeübt. Für den Krieg setzte sich Theodore 
Roosevelt ein, dessen Lehrer u.a. John w. �urgess, ein bekannter Vertreter des politischen 
Darwinismus gewesen war.56 Roosevelt war ein begeisterter Anhänger der Mahanschen seestrate­
gischen Lehren. Die Herren hatten sich Ende der 80er Jahre kennengelernt. Seitdem .korre­
spondierten sie regelmässig miteinander und trafen sich oft.57 Durch sein Interesse an der

Marine wurde Roosevelt im April 1897 zum Untermarinesekretär. Seine Ernennung ver­
dankte Roosevelt seinem Freund Henry Cabot Lodge, der ihn dem Präsidenten empfahl.58

Roosevelt wollte wirklich den Krieg gegen Spanien. Seiner Meinung nach stellte dieser eine 
humane Tat gegenüber den Kubanern dar und würde einen weiteren Schritt zur vollständigen 

52. Thomas A. Bailey, A Diplomatie H istory of the American People. N .Y. 1958, S. 454.
53. Marcus M. Wilkerson, Public Opinion and the Spanish American war. A Study in War Propaganda (N.Y.

1967), S. 54-55, 93-95.
54. Pratt, Expansionists of 1898, S. 230-57.
55. LaFeber, S. 403-406.
56. Howard K. Beale, Theodore Roosevelt and the Rise of America to World Power (Baltimore 1956), S.

32-34.
57. Grenville-Young, S. 22-23.
58. J.B. Bishop, Theodore Roosevelt and His Time Shown in· His Own Letters. Vol. 1 (N .Y. 1920), S. 70-

77.
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Befreiung Amerikas von der Macht der Europäer bedeuten. Vor allem die US-Armee könnte im 

Krieg praktische Erfahrungen sammeln.59 Senator Lodge teilte mit Mahan die Meinung der

strategischen Bedeutung der Karibischen See.60 
1 m Wirtschaftsleben fand Lodge Unterstützung

für seine Kriegspolitik in Kreisen der Baumwoll- und Schuhindustrie seines Heimatstaates 

Massachusetts, deren Interessen er im Senat vertrat.61 Als Mitglied einer Kommission, die sich

mit kubanischen Angelegenheiten des Senats befasst hatte, war er mit diesen Dingen wohl ver­

traut und ausserdem war er einer der einflussreichsten Redner im Senat. Lodge hatte schon 

während der Zeit der Regierung Cleveland die Anerkennung der Unabhängigkeit Kubas ge­

fordert. In der Amtsperiode Präsident McKinleys war er bestrebt, sich dessen Politik zu fügen 

und einen Ausgleich zwischen dem gegenüber Spanien feindseligen Kongress mit republikani­

scher Mehrheit und dem Präsidenten herbeizuführen. Ein Bruch zwischen der Partei und dem 

Präsidenten hätte den Absichten Lodges nicht entsprochen. Als sich die Krise im März ver­

schärfte, warnte er den Präsidenten, sie bis zum Sommer andauern zu lassen. Seiner Meinung 

nach forderten die öffentliche Meinung, der Kongress und die Mehrheit der republikanischen 

Partei mehr Aktivität. Der grösste Teil der Demokraten im Kongress unterstützte eine lnter­

vention.62

Von Anfang seiner Amtsperiode an strebte McKinley die Befriedung Kubas an. Seit der Er­

nennung Woodfords bestand kein Zweifel, dass die Vereinigten Staaten bereit waren, aktiv in 

den Aufstand einzugreifen, falls es Spanien nicht gelingen würde, ihn zu beendigen. Spanien 

liess sich zur Gewährung der Autonomie für die Insel bewegen. Man war jedoch überzeugt, dass 

die Autonomie zur Verselbständigung Kubas und zu einem engen Verhältnis mit den USA 

führe. Für die USA wäre es natürlich günstig gewesen, das mit friedlichen Mitteln befriedete 

Kuba in ihren Einflussbereich zu ziehen. McKinley verfolgte diese friedliche imperialistische 

Taktik ziemlich treu, trotz dem Druck, der von vielen Seiten auf ihn ausgeübt wurde. Als der 

Kriegszustand noch bei Ablauf der von McKinley schon im Sommer 1897 gesetzten Frist anzu­

dauern schien, wurde Kuba mit einem Krieg befriedet, zu dem die Mehrheit des Kongresses be­

reit war. Trotz 'Tellers Zusatz' geriet Kuba faktisch unter die Kontrolle der USA. 

Der Krieg zwischen den USA und Spanien, auf dessen Verlauf man in diesem Zusammenhang 

nicht genauer einzugehen braucht, wurde zu Wasser entschieden. Die USA vertagten über eine 

modernere Flotte als Spanien. Die erste Schlacht des Krieges und der erste Sieg der Amerikaner 

fand in der Bucht von Manila statt, wo ein von Kommodore Dewey geleitetes Geschwader am 1. 

Mai 1898 die altmodische Pazifik-Flotte Spaniens zerstörte. Somit war die Westküste der USA

gesichert. Das Geschwader, das aus Spanien Manila zu Hilfe' entsandt worden war, wurde zurück­

beordert, als die Amerikaner drohten, einige von ihren neuen Kriegsschiffen an die spanische 

Küste zu schicken. Den Spaniern wurde es auch nicht erlaubt, durch den Suez-Kanal zu segeln. 

Aus den USA wurden nach den Philippinen auch Landstreitkräfte entsandt, die zusammen mit 

Deweys Marinetruppen am 13. August die Stadt Manila eroberten. 

Kuba wurde von den amerikanischen Truppen in der ersten Junihälfte angegriffen und 

sie eroberten Teile der Insel im laufe des Juni. Auch hier sollte eine Seeschlacht eine ent-

59. Roosevelt an William K im ball 19.11.97. Morison 1, S. 717.
60. Bishop, S. 89.
61. Schirmer,S.20-22,51-52. 

62. La Feber, Approach to War. In: Rappaport (ed .) , lssues in American Diplomacy. Val. 11, S. 51; Garraty, 

S 188-89.
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scheidende Rolle spielen. Der Haupttlotte Spaniens war es gelungen, von den Azoren aus zur 

Südküste Kubas, in den Hafen von Santiago, zu gelangen. Das Hauptziel der Amerikaner auf der 

kubanischen Kriegsbühne bestand darin, diese Flotte zu zerstören. Als die spanische Flotte am 

13. Juli ausgelaufen war, fiel sie auf offenem Meer den amerikanischen Kriegsschiffen zum

Opfer. Zwei Wochen später eroberten die Landstreitkräfte Santiago, und Ende Juli führten die

Amerikaner eine Invasion Puerto R icos durch. Als die Spanier fast ihre ganze Flotte verloren

hatten, suchten sie Ende Juli einen Verhandlungskontakt, um den Friedenszustand wiederher­

zustellen.63

4.5. Die P:1ilipf)inen: Etappe auf .:le;n Weg in den Femen Osten 

4.5.1. Vom AufstanJ gegen Spanien ois zum Frieden zwischen Spanien und den 

Vereini3ten Staaten 

Die weltweite Depression, Konkurrenz um Rohstoffe und Märkte, hatten das Interesse der 

Grossmächte an Ostasien und vor allem an den in China sich anbietenden Möglichkeiten immer 

mehr vermehrt. Der Krieg gegen Japan zeigte die Schwäche Chinas, gab der Konkurrenz der 

Grossmächte, die wirtschaftlichen Ressourcen des Landes zu nutzen, neuen Aufschwung und 

vermehrte das allgemeine Interesse am Fernen Osten. So wurde in Zeitungen verschiedener 

Länder seit Herbst 1896 auch über die Zukunft der Philippinen spekuliert, als der Aufstand 

gegen Spanien auf den Inseln ausbrach. Wogen der Diskussion wurden auch in die USA getragen, 

aber sie stiessen auf kein grosses öffentlich es Aufsehen. 64 
1 n Regierungskreisen war man vom

Verlauf des Aufstandes auf Grund von Konsularberichten wohl unterrichtet. 

Nach dem schnell unterdrückten Aufstand von 1872, der unter den in Kolonialtruppen 

dienenden eingeborenen Soldaten entstanden war, hatte die philippinische nationale Bewegung 

friedlich, als sog. Propagandistenbewegung fortbestanden. Die Propagandisten waren meist 

junge, gebildete Männer des Mittelstandes. Ihr Ziel war, die Position der Filipinos gegenüber 

den Spaniern zu verbessern, sich nicht von Spanien abzulösen. Der bekannteste Propagandist 

war der vielseitig begabte Jose Rizal. Als die hauptsächlich schriftliche Tätigkeit der Propa­

gandisten keine Resultate erbrachte, wurde die Leitung der nationalen Tätigkeit in radikalere 

Hände übertragen. Die Mitglieder der 1892 gegründeten Katipunan (Die Jungen des Volks) 

kamen in der Regel aus niedrigeren Sozialklassen als die Propagandisten. Ihr nationales Pro­

gramm war radikaler als das ihrer Vorgänger: die Filipinos in einer Nation zu vereinigen und sich 

durch die Revolution zu verselbständigen . Katipunan fing im August 1896 mit bewaffneter 

Tätigkeit, unter der Führung von Andres Bonifacio, an.65

Die Mittelklasse hatte sich zuerst von der Tätigkeit der Organisation distanziert, doch als 

Katipunan in ihren kriegerischen Aktionen erfolgreich war und sich als revolutionäre Bewegung 

63. Zum Verlauf des Kriegs in Hauptzügen, siehe z.B. Pratt, A H istory of U .S. For. Pol., S. 212-14; Leo­

pold, S. 181-83. Zum militärischen Standpunkt genauer z.B. French Ensor Chadwick, The Relations 

of the US und Spain. Val. 1-11. Reissued N .Y. 1968 und John Gates Morgan, Schoolbooks and Krags. 

The United States Army in the Philippines, 1898-1902 (Westport, Connecticut 1973).
64. Pratt, The Large Policy of 1898, S. 233-34.
65. Gregorio F. Zaide, The Philippine Revolution (Manila 1954), S. 16--17, 78-79, 160-61.
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als gefährlich für die Mittelklasse erwies, bereiteten einige Mittelstandsmitglieder sich vor, die 

Leitung der Organisation zu übernehmen. Bonifacio wurde abgesetzt und er wurde im März 

1897 durch den Grundbesitzer und städtischen Beamten Emilia Aguinaldo aus der Provinz 

Cavite ersetzt. Die Kämpfe wurden bis zum Herbst weitergeführt, als die wohlhabendsten 

Filipinos, die gemeinsame Interessen mit den Kolonialherren wahrzunehmen hatten, eingriffen 
und im Dezember 1897 ein Abkommen zwischen Aguinaldo und den Spaniern zustande brach­

ten, das die kriegerischen Tätigkeiten beendigte. Die Spanier versprachen, den nach Hongkong 
ins Exil gehenden Aguinaldo und seine nächsten Anhänger finanziell zu entschädigen. Das Ab­

kommen taugte nicht viel. Die Spanier führten die Reforrmm, die sie mündlich versprochen 
hatten, nicht durch. Ein Teil der Mitglieder von Katipunan kämpfte weiter, und Aguinaldo warte­

te auf eine geeignete Gelegenheit, auf die Philippinen zurückzukehren.66

Die Gelegenheit, auf die Aguinaldo gewartet hatte, kam mit der Zuspitzung der Krise zwi-

schen den USA und Spanien. Schon vor dem Abkommen, das den Aufstand beendigte, hatten 

die Aufständischen den Amerikanern Zusammenarbeit im Falle eines Krieges angeboten, doch 

lehnte die US-Regierung im Dezember �ieses durch den Konsul in Hongkong übermittelte Ange­

bot ab. Die folgende Initiative kam von den Amerikanern, als Kommodore Dewey im März die 

Verhandlungen mit Aguinaldo in Hongkong aufnahm. Dewey, wie auch Pratt, der Konsul der 

USA in Singapore, der Ende April mit Aguinaldo Gespräche geführt hatte, handelten offenbar 

ohne Instruktionen ihrer Regierung und beide machten Aguinaldo vermutlich Versprechungen 

hinsichtlich der Unabhängigkeit der Philippinen. Ein amerikanisches Kriegsschiff beförderte 

Aguinaldo und einen Teil seiner Anhänger am 19. Mai nach Cavite. Die Führer des Aufstands 

organisierten ihre Truppen schnell und nahmen den Kampf gegen die Spanier wieder auf. Die 

Amerikaner wurden als Verbündete im Freiheitskrieg betrachtet.67

Die Amerikaner, die mit den Filipinos verhandelt hatten, waren jedoch von den Plänen ihrer 

Regierung hinsichtlich der Philippinen nicht in Kenntnis gesetzt worden. Nicht einmal die Ge­
schichtsforscher sind in der Lage gewesen, die Entwicklung der Politik des Weissen Hauses in 

dieser Hinsicht zu klären. Dies ist erst seit Mai 1898 möglich gewesen, als kein Zweifel mehr zu 

bestehen schien, dass die USA mindestens einen Stützpunkt auf der Inselgruppe besetzen 

würden. Anfang Mai wurde nämlich der Beschluss gefasst, Invasionstruppen auf die Philippinen 

zu entsenden. Konsul Pratt wurde verboten, Versprechungen hinsichtlich der Unabhängigkeit 
den Filipinos zu machen und dem nach dem Seesieg von Cavite zum Admiral beförderten 

Dewey wurde das Recht verweigert, ein verbindliches Bündnis mit den Aufständischen zu 

schliessen.68

Für das amerikanische und europäische Publikum kam die Seeschlacht von Cavite ziemlich 
überraschend, im Marineministerium war man darauf natürlich vorbereitet. Nach den Plänen, 

die schon 1896 im Falle eines Kriegs gegen Spänien entworfen worden waren, sollte das Ost­

asien-Geschwader der USA Manila erobern. Es war beabsichtigt, die Eroberung bei den Ver­

handlungen über die Friedensbedingungen zu nutzen. Der Untermarinesekretär Roosevelt 

informierte im Herbst 1897 Präsident McKinley Über den Plan.69 Gemäss diesem Plan gab

66. Pomeroy, S. 38-39;Zaide, S. 160-64.
67. Zaide,S.173-80;Pomeroy, S. 39-41 ;Schirmer, S. 68-72;Gates, S.14-15.
68. Millis,S.175;Schirmer,S.172. 

69. Paolo E. -Coletta, McKinley, the Peace Negotiations, and the Acquisition of the Philippines. Pacific
Historical Review. Val. XXX/1961, S. 342; Hea/y, US Expansionism, S. 58.
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Roosevelt Ende Februar Kommodore Dewey den Befehl, die Pazifik-Flotte Spaniens zu ver­

nichten, falls es zum Krieg kommen sollte. Der endgültige Befehl zum Angriff auf Manila wurde 

am 24. April 1898 vom Präsidenten bekräftigt.70

Der Plan war unter Hinblick auf einen Krieg strategisch begründet, nicht expansionistisch 

hinsichtlich einer Aktivierung der China-Politik. Es kann die Behauptung nicht nachgewiesen 

werden, dass der Krieg hauptsächlich wegen der Philippinen und Chinas begonnen worden wäre. 

Die aktuellen Gründe zum Krieg stecken in der Kuba-Frage. Es ist dennoch anzunehmen, dass 

die Pacht- und Interessengebietsabkommen, die europäische Grossmächte und Japan mit China 

schlossen (' Aufteilung Chinas') den Entschluss zum Krieg erleichterten. Vor allem vermehrte sich 

dadurch das Interesse der US-Regierung an China, wobei auch den die Philippinen betreffenden 

Plänen ein neuer Inhalt gegeben wurde. 

Präsident McKinley dürfte spätestens bei Kriegsausbruch die Absicht gehabt haben, einen 

Stützpunkt auf den Philippinen zu erwerben. Der Präsident wäre schon Anfang Juni zu Ge­

sprächen Über einen Waffenstillstand bereit gewesen, falls die USA zu ihren Forderungen, die 

die Karibische See betrafen, noch einen geeigneten Hafen als Stützpunkt erhalten hätten.
71 Als

Spanien sich die Gelegenheit zu verhandeln entgehen liess, änderten sich die Pläne des Präsi­

denten recht bald. Schon Mitte Juni war klar, dass er sich mit einem Stützpunkt nicht zufrieden 

gäbe . Davon zeugte die Gründung einer speziellen Abteilung in der Armee für die Philippinen 

sowie der Befehl, Manila zu befestigen und zu verteidigen, obwohl die Stadt noch nicht erobert 

war.72 Während des Krieges trafen amerikanische Truppen, etwa 11 000 Mann, in drei Expedi­

tionen auf den Philippinen ein; die vierte Truppenabteilung (1 700 Mann) kam erst nach Ab­

schluss des Waffenstillstandes Ende August an. Auch die Eroberung der Insel Guam am 20. 

Juni, nach den vom Marineministerium schon im Mai ausgegebenen Instruktionen, bedeutete 

eine expansionistische Politik im Fernen Osten, die auf den Krieg zurückging. Es war leicht, die 

Eroberung durchzuführen, denn die spanische Garnison der Insel war sich des bestehenden 

Kriegszustandes nicht bewusst.73 Das unmittelbar vor dem Krieg gegründete Naval War Board 

hatte die Eroberung der Insel vorgeschlagen wegen ihrer strategisch günstigen Lage zwischen 

Manila und Honolulu.74

Auch die amerikanische Presse war durch die Ereignisse auf den Philippinen nicht völlig über­

rascht, sondern es gab schon vor Kriegsausbruch Spekulationen Über die Zukunft der Inseln. So 

schrieb die New York Times, dass die Philippinen den Amerikanern auf Gedeih und Verderb 

ausgeliefert seien. Man sah jedoch keinen Anlass, sie zu annektieren. Ein recht üblicher, von den 

Zeitungen erwogener Lösungsvorschlag war, die Insel an England zu verkaufen oder zu schen­

ken.Die Einstellung der Presse änderte sich in der Begeisterung nach dem Sieg Deweys. 1 n der 

ersten Hälfte des Mai hielt es die früher antiexpansionistische "N.Y.T." für die Pflicht der USA, 

zumindest vorläufig für Ordnung zu sorgen.
75 

70. Gr enville-Young, S. 269--71.
71 Day an Hay 3.6.98. NA/77: Great Britain/91 /S. 680-81. 
72. Day an Hay 14.6.98. NA/77: Great Britain/91 /S. 682; Coletta, S. 343. 
73. Les/ie W. Walker, Guam's Seizure by the United States in 1898. The Pacific Historical Review. Val.

X IV. Nr. 1, '1945, S. 3-8; Russe/ A. Alger, The Spanish-American War (N.Y. 1901), S. 329.
74. Thomas McCormick. 1 nsular I mperialism and the Open Door. The China Mark et and the Spanish­

American War. ThP Pacific Historical Review. Val. XXXll/1963, S. 21-22.

75. New York Times 23.4.98. Nr. 15065 und 9.5. Nr. 15078; Healv, US Expansionism, S. 59-62.
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Der Einfluss Präsident McKinleys auf die Philippinen wurde immer grösser. Spanien war ge­
zwungen, Ende Juli um Waffenstillstandsbedingungen zu bitten. Die Bedingungen der USA 
waren hart. Alle Feindseligkeiten würden eingestellt, nachdem Spanien auf Kuba verzichtet und 
seine Truppen evakuiert habe. Als Reparationen sollten die USA Puerto Rico und die anderen 
spanischen Antillen sowie eine später auszuwählende Insel der Ladronen erhalten. Die USA be­
hielten sich vor, die Stadt Manila, die Manila-Bucht und den Hafen zu besetzen und ihrer Ge­
walt zu unterstellen. In dem endgültigen Friedensvertrag sollte genauer Über die Kontrolle und 
Verwaltung der Philippinen entschieden werden.76 Ohne irgend welche Änderungen vornehmen 
zu können, war Spanien gezwungen, am 12. August 1898 den Waffenstillstandsvenrag zu unter­
zeichnen. Die eigentlichen Friedensverhandlungen sollten spätestens am 1. Oktober in Paris auf­
genommen werden.77 

Die Auswahl der Unterhändler der USA für die Friedensverhandlungen in Paris zeigte, dass 
der Präsident sich entschlossen hatte, Reparationen für den Krieg zu fordern. Die fünfköpfige 
Gruppe bestand aus vier Republikanern, von denen drei, die Senatoren William P. Frye und 
Cushman K. Davis sowie der Herausgeber der New York Tribune, Whitelaw Reid, bekannte 
Expansionisten waren. Man konnte damit rechnen, dass Aussenminister Day und der einzige 
Demokrat der Kommission, Senator George Gray, bei Abstimmungen über Einverleibungen die 
Minderheit bildeten. Die Unterstützung des Senats war dadurch gewährleistet, dass McKinley 
drei seiner Mitglieder als Unterhändler auswählte.78

In seinen Instruktionen an die Unterhändler vor ihrer Abfahrt nach Paris sagte der Präsident, 
dass die USA nicht weniger als die ganze Insel Luzon akzeptieren könnten. Zu dem sei noch 
erwünscht, dass ein Meistbegünstigungsvertrag mit Spanien auf anderen Inseln abgeschlossen 
werden könne.79 Ende Oktober teilte McKinley den Unterhändlern mit, er sei auf Grund seiner 
Informationen zu dem Ergebnis gekommen, dass es nicht klug sei, nur Luzon zu erwerben. 
"The cession must be of the whole archipelago or none. The latter is wholly inadmissible, and 
the former must therefore be requi�ed."80 Spanien war gezwungen, die von den USA diktierten 
Bedingungen anzunehmen; doch war es in der Lage, einen Vermerk im dritten Artikel des 
Friedensvertrages durchzusetzen, nach dem die USA 20 Millionen Dollar für die Philippinen 
zahlten. Somit fiel die Inselgruppe formal durch einen Vertrag und nicht durch Annexion an die 
USA. Ansonsten folgte der am 10. Dezember 1898 unterzeichnete Friedensvertrag dem Text 
des Waffenstillstandsvertrages. Von den Ladronen (Marianen) wählten die USA die Insel 
Guam, die sie im Krieg erobert hatten, aus.81 

4.5.2. Argumente für und gegen die Annexion der Philippinen 

Warum kam McKinley zu dem Ergebnis, die ganze Inselgruppe zu fordern? Nach der In­
formation, die das Weisse Haus vom Geschwaderkommandanten Bradford erhalten hatte, wäre 
die Verteidigung Manilas ohne die Beherrschung von ganz Luzon sehr schwer gewesen. Ander-

76. Day an Almodovar 30.7 .98. Foreign Relations 1898, S. 820-21. 

77. Foreign Relations 1898, S. 828-30; Waffenstillstandsvertrag. 

78. Coletta, S. 343-44; Wayne H. Morgan, (ed.), Making Peace with Spain. The Diary of Whitelaw Reid. 

September-December, 1898. Austin 1965, S. 14-15. 

79. Foreign Relations 1898, S. 904-08. Instruktionen an die Unterhändler 16.9.98. 

80. Hays Telegramm an Day 26.10.98. Foreign Relations 1898, S. 935. 

81. Foreign Relations 1898, S. 832-40. Friedenspakt 10.12.98. 
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seits bildete der Archipel eine solche Einheit, dass jede einzelne Insel schwer zu verteidigen 
wäre, falls die anderen Inseln sich in Händen einer feindlichen Macht befänden. Ausserdem hielt 
Bradford die Inselgruppe für eine Wirtschaftseinheit, die nur schwer unter verschiedene Mächte 
aufzuteilen sei.82 Nach General Greene, dem Leiter der zweiten Expedition der amerikani­
schen Streitkräfte, hätten die Philippinen mit Sicherheit weiterrebelliert, wenn die Souveränität 
Spaniens wiederhergestellt worden wäre. Die Intelligenz der Inseln war mit der vom General der 
Aufständischen, Aguinaldo, im Mai gebildeten Regierung jedoch nicht zufrieden, sondern sie zog 

die Unabhängigkeit unter dem Schutz der USA vor.83 Für McKinley bot sich somit auf den
Philippinen eine ähnliche Aufgabe, den Frieden wiederherzustellen und geordnete Verhältnisse 
zu garantieren, wie auf Kuba. Auch General Merrit, der Befehlshaber der amerikanischen Militär­
verwaltung auf den Philippinen, hielt die Tagalen (der grösste Stamm auf Luzon) für unfähig 
zur Selbstverwaltung. Nichtsdestoweniger ging schon aus seinem Bericht hervor, dass die Philip­
pinen ihren Herrn nicht wechseln wollten, sondern sie würden auch die Amerikaner bekämpfen, 
ohne zu berücksichtigen, ob diese die Inselgruppe zum Teil oder ganz besässen. Nach Meinung 
Merrits sei die letztere Alternative zu verwirklichen, weil man dadurch besser in der Lage wäre, 
Bewegungen der Aufständischen auf dem Archipel zu verhindern.84 Die von McKinley den
Unterhändlern gegenüber geäusserte "moral obligations of our victory", d.h. die Befreiung der 
Filipinos von der spanischen Zwangsgewalt 85, war ein Paradoxon, das für die für ihre Unab­
hängigkeit kämpfenden Filipinos nur einen Wechsel des Feinds bedeutete. 

Ein Grund, den Archipel einzunehmen, war die Überzeugung, dass er nach dem Krieg nicht 
im Besitz Spaniens bliebe, sondern von einer Grossmacht annektiert würde. Die Bereitschaft 
Deutschlands, die Inselgruppe zu erwerben, war in Washington recht gut bekannt. 

Wie oben (S. 17) dargestellt worden ist, halten einige Forscher, vor allem McCormick, die 
Neubewertung der 1897-98 in China sich anbietenden Möglichkeiten für den wichtigsten 
Grund, die Philippinen zu annektieren.86

Zu denjenigen, die nach materiellem Nutzen strebten, gesellten sich auch viele Kirchenge­
meinschaften, die Aussicht auf Bekehrungs- und Bildungsarbeit sahen. Amerikanische Missio­
nare hatten schon lange in China und Japan gearbeitet. 1899 befanden sich in China etwa 1 500 
Personen und sie hatten auch erheblich an politischem Einfluss gewonnen.87

Eine Rolle bei dem Schicksal der Philippinen spielten auch die Anhänger der 'large policy'. 
Roosevelt, der als freiwilliger Oberst zum Krieg nach Kuba gezogen war, forderte mit Nach­
druck die Annexion der Inseln durch die USA, was aus seinen Briefen an Lodge deutlich hervor­
geht.88

Sofort nach dem Sieg durch Dewey, war Lodge von der Nützlichkeit der Inselgruppe sowohl 
als wichtigem Markt- und Rohstoffgebiet als auch als Station im Osteri überzeugt: als Gebiet, 

82. Leech,S.327. 
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84. Days Telegramm an Hay 6.10.98. Foreign Relations 1898, S. 918-22. McKinley berief Hay als Aussen-
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das den Amerikanern mehr Möglichkeiten bot als irgend ein anderes nach der Einverleibung 
Louisianas�9 Der Enthusiasmus Lodges wurde vorläufig durch A.T. Mahans strategische Ein­
wände gegen die Annexion der ganzen Inselgruppe gedämpft.90 Auch das sozialimperialistische
Denken war Lodge nicht fremd. Seiner Meinung nach war eine soziale Revolution nur schwer zu 
verhindern, falls man nicht in der Lage wäre, neue Märkte in Asien und in der Karibik für die 
Überproduktion zu schaffen.91

Der Erwerb der Philippinen stiess auch auf Widerstand in den USA. Die stärkste Waffe der 
Antiexpansionisten war, sich auf den traditionellen politischen Isolationismus der USA zu be­
rufen. Ausserdem sei ein Erwerb von Kolonien nicht mit dem amerikanischen Demokratiebe­
griff in Einklang zu bringen, weil die Bevölkerung der neuen Gebiete keine Bürgerrechte haben 
würden. Die anti-imperialistische Bewegung blieb in der durch die Sie� im Krieg begeisterten 
Atmosphäre zerstreut. Anderseits war die Stellung der Regierung nicht mit Sicherheit bekannt. 
Als sie sich als expansionistisch erwies, wurde auch die Opposition einheitlicher, und im Novem­
ber 1898 wurde die 'Anti-imperial ist League' als Dachorganisation der Bewegung gegründet. Sie 
zählte 1899 30 000 Mitglieder und Über 500 000 'contributors'. Nach dem grundlegenden 
Argument der Liga gab es zu Hause genug Probleme; ein Erwerb ausländischer Besitzungen 
würde das Interesse an der Lösung dieser Probleme überdecken, auch die Ressourcen reichten 
da7u nir.ht ;i11s.92 Mit anderen Worten, man sah den_1 s�zialimperialistischen Charakter der ex­
pansiven Aussenpolitik. 1 n den Reihen der Liga standen soziale Reformer, Pazifisten und An­
hänger der Gleichheit der Indianer. Unter den politischen Parteien traten im allgemeinen die 
unabhängige Intelligenz, die konservativen Republikaner und vor allem die Demokraten des 
Südens gegen die Annexion der Philippinen ein. 1 n Kreisen der Wirtschaft kam Widerstand aus den 
Arbeiterorganisationen, die die Konkurrenz der billigen Arbeitskräfte fürchteten. Auch einige 
Gruppen landwirtschaftlicher Produzenten wollten keinen Wettbewerb.93 Der Anti-Imperialis­
mus, vor allem der Demokraten des Südens, war weitgehend darwinistische Rassendiskrimi­
nierung. 1 m Senat unterstützten nur vier von 28 Demokraten aus dem Süden die Ratifizierung 
des Vertrags. Die Asiaten sowie die Farbigen seien von niederer Rasse, so dass es ausgeschlossen 
sei, ihnen eine gleichwertige Stellung zukommen zu lassen. Die Expansionisten wiederum legten 
den Darwinismus so aus, dass höher entwickelte Völker das Recht hätten, Über die niederen 
Rassen zu herrschen.94 Somit betrachtete ein Teil der Gegner und der Befürworter des Ex­
pansionismus die Menschen als nicht gleichwertig, was typisch für den Sozialdarwinismus ist. 
Ungeachtet dessen, ob die Argumente der Anti-Imperialisten wirtschaftlicher, politischer oder 
rassischer Natur waren, wollte man mit ihrer Hilfe die Interessen der Amerikaner sichern und 
die herrschenden Verhältnisse beibehalten. 

89. Garraty, S. 197; Schirmer, S. 72-73.
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Im Kongress stiess die Philippinen-Politik des Präsidenten auf harten Widerstand, obwohl es 
McKinley recht geschickt verstand, mit dem Kongress umzugehen, in dessen beiden Häusern 
seine Partei die Mehrheit hatte. Der Präsident hatte viel Erfahrung in der Arbeit im Repräsen­
tantenhaus und er genoss allgemeines Vertrauen.95 Die Opposition im KonQress. die Anfana
Dezember 1898 zusammenkam, versuchte, schon den Inhalt des Pariser Abkommens zu beein­
flussen. S.enator Vest legte eine Resolution zur Annahme vor, nach der die Verfassung es nicht 
zulasse, dass die Regierung kontinuierlich als Kolonien zu regierende Gebiete erwirbt. Obwohl 
die Resolution nicht genug Unterstützung fand, belebte sie die anti-expansionistische Diskus­
sion.96

Für die Ratifizierung des Friedensvertrags im Senat war eine Zwei-Drittel-Mehrheit nötig, 
und das Ergebnis war keineswegs vorauszusehen. Den Vertrag nicht zu ratifizieren, hätte nach 
Lodge gezeigt, wie unvorbereitet die Amerikaner auf die grossen Fragen der internationalen 
Politik waren. Eine Mehrheit konnte vor der Abstimmung (16.2.1899) mit fragwürdigen Mit­
teln, vermutlich durch Bestechung, garantiert werden. Das Ergebnis der Abstimmung, 57 :27, 
wies nur eine Stimme mehr als die nötige Mehrheit auf.97

Die spanischen Cortes weigerten sich, den Vertrag zu ratifizieren, wobei die Königin ihre 
konstitutionellen Rechte anwendete und ihn am 19. März in ihrem eigenen Namen unter­
zeichnete. Förmlich endete der Krieg zwischen den USA und Spanien erst am 1 1. April 1899 
mit dem Tausch der Ratifizierungsurkunden.98 Lodge betrachtete das Ende der spanischen 
Kolonialmacht mit den folgenden sozialdarwinistischen Worten als berechtigt: "Spain has 
ceased to rule; her once vast empire has gone, because she has proved herself unfit to govern, 
and for the unfit among nations there is no pity in the relentless world-forces which shape the 
destinies of mankind."99

Der Erwerb der Philippinen an sich ist ein Beweis für d� mit der geschichtlichen Entwick­
lung der USA entstandene Expansionsbereitschaft und den -bedarf; aus der weit entfernten 
und dem amerikanischen Publikum unbekannten Inselgruppe wurde ja in weniger als einem 
Jahr, von der Seeschlacht von Cavite im Mai 1898 bis zur Ratifizierung des Pariser Vertrags im 
Februar 1899, eine Kolonie der USA. Bei den Aktionen, Kuba der lntpressenphäre der Vereinig­
ten Staaten anzugliedern, hatten die strategischen und wirtschaftlichen Interessen eine heraus­
ragende Rolle gespielt. Durch Appelle an diese Interessen und die "Befreiung" Kubas hatte man 
die öffentliche Meinung dazu bringen können, die Intervention zu begrüssen. Dass der US­
Kongress den Inhalt des Pariser Friedenspaktes nicht nur in bezug auf die spanischen Besitzungen 
in der Karibik, sondern auch die Philippinen, guthiess, zeugt von Bereitschaft zur - und auch 
mehr oder weniger von wirklichem Bedarf an - Expansion. 

Es gelang dem Weissen Haus, seine Politik durchzusetzen, in der die Philippinen in erster 
Linie den Wert eines Faustpfandes hatten, um die potentiellen Möglichkeiten der Amerikaner 
in China zu verwirklichen. Die Eroberung der Philippinen war also vor allem ein strategisches 

95. Leonard D. White, The Republican Era: 1861-1901, A Study in Administrative History (N.Y.1958), 
S. 43. 

96. Leopold, S. 189-90.
97. Garraty, S. 200-02; Richard H. Mil/er, American lmperialism in 1898. The Quest for National Fulfill­

ment (N.Y.1970),S.11. 
98. Co/etta, S. 349. 
99. Henry Cabot Lodge, The War with Spain (N.Y . 1902), S. 2. 



76 

Manöver, in dessen Hintergrund langfristige wirtschaftliche Ziele standen. Die lokalen Ver­

hältnisse auf den Philippinen, das Streben nach Einheitlichkeit des Wirtschaftsgebiets, nach 

Verteidigungsbereitschaft des Gebiets und nach Unterdrückung des Selbständigkeitskampfes der 

Eingeborenen, führten dann zur Einverleibung des ganzen Archipels und nicht nur eines Teils 

davon. Die Beziehungen zwischen den Grossmächten trugen ihren Teil zur Annexion der 

Inselgruppe durch die USA bei, wie weiter unten dargestellt werden wird. 
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5. DIE VERMITTLUNGSTÄTIGKEIT DER GROSSMÄCHTE

5.1. Vermittlungsversuche zur Vermeidung der Krieges 

5.1.1. Die Einstellung der Grossmächte zur Kuba-Politik von Cleveland und Olney 

Die Entwicklung des Aufstandes in Kuba zu einem Konflikt zwischen den Vereinigten 
Staaten und Spanien zog erst die Aufmerksamkeit der Aussenministerien und der Presse der 

europäischen Grossmächte auf sich, als sich die Krise zuspitzte. Das aussenpolitische Interesse 
der Grossmächte richtete sich einerseits auf den alten Kontinent und seine Bündnispolitik, 
andererseits auf den Kampf um Kolonien in Afrika und Asien. Doch der Umstand, dass die wirt­
schaftliche und politische Tätigkeit der Vereinigten Staaten in Südamerika Anfang der 90er 

Jahre des 19. Jahrhunderts stark zunahm, zuletzt während der Krise von Venezuela, lenkte die 
Aufmerksamkeit der Grossmächte auf die Aktivitäten der. USA auch in der Kuba-Frage. 

Im folgenden wird der Versuch unternommen, in erster Linie aus der damaligen Sicht 
Deutschlands zu beschreiben, wie sich die Beziehungen der europäischen Länder untereinander 
auf die Einstellung eines jeden Landes zu der Politik, die mit den Vereinigten Staaten betrieben 
wurde, auswirkten; des weiteren, wie sie sich zu der neuen Grossmacht und dem eventuellen Ver­
bündeten verhielten, wie sie auf die Vorschläge und Appelle eines Staates Rücksicht nahmen, 
der auf seinen Grossmacht-Status nicht verzichten wollte. Ebenso wird eingegangen auf das 
Verhalten der Grossmächte zu Krieg und Frieden, sowie zu der Möglichkeit, einen bewaffneten 
Konflikt, der sich während der relativ langen Krise (von Februar 1895 bis April 1898) deutlich 
abzeichnete, zu verhindern. 

Als der kubanische Aufstand in den ersten Monaten des Jahres 1895 ausbrach, war Saurma, 
Deutschlands Botschafter in Washington, relativ schnell von dessen Ernsthaftigkeit überzeugt -
und dies vor allem wegen der Einstellung.der USA hierzu. Nach Saurma nutzte die Regierung 
der Vereinigten Staaten die Gelegenheit aus, um die Aufmerksamkeit der Bürger von den 

inneren Schwierigkeiten des Landes abzulenken. Ein schwaches Spanien bot sich als lohnen -
des Ziel für einen aussenpolitischen Erfolg an. Anderseits gab es Anzeichen dafür, dass gewisse 
Kreise in den Vereinigten Staaten immer mehr interessiert waren, das sowohl wirtschaftlich als 
auch strategisch bedeutende Kuba zu annektieren. Die Regierung Clevelands blieb zwar neutral, 
aber die Aufständischen bekamen immer mehr materielle Unterstützung von den Vereinigten 
Staaten. Indem die Regierung die Situation ohne Intervention sich entwickeln liess, glaubte sie 

nach Saurma, dass Kuba den Amerikanern in den Schoss fallen würde. Um dies zu verhindern, 
hätte Spanien nur eine Möglichkeit gehabt, und zwar die baldmöglichste Unterdrückung des 
Aufstandes, was der Botschafter den Spaniern jedoch nicht zutraute.1 Die Beurteilung Saurmas

sowohl in bezug auf das Ziel der Regierung der Vereinigten Staaten als auch auf die Bereitschaft 
Spaniens zu kriegerischen Auseinandersetzungen ist als recht zutreffend zu betrachten. 

1. Saurma an Hohenlohe 16.3.95. No. 126. PA. Spanische Besitzungen in Amerika Nr. 2. Acta betreffend 

Angelegenheit Cubas. A 3220. Bd. 3.; lbid. 7 .4.95. A 4090. Bd. 4. 
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Wegen der Einstellung der Amerikaner hielt auch Spanien den neuen Aufstand für gefähr­
licher als frühere. Es bemühte sich um die Unterstützung der europäischen Grossmächte, indem 
es erklärte, dass die Unterstützung der rebellischen Bewegung durch die Vereinigten Staaten 
sich gegen die lnJeressen der europäischen Grossmächte richte.2 

Nachdem der Kongress der Vereinigten Staaten seit Anfang 1896 die Regierung drängte, auf 
die Neutralitätspolitik zugunsten der Aufständischen zu verzichten, bat Spanien die Gross­
mächte um Intervention. Diese reagierten darauf, indem sie ihre eigenen Interessen über die­
jenigen Spaniens stellten, in der Angst, einer ihrer Rivalen könnte einen Kolonialvorteil aus der 
Schwäche Spaniens ziehen. Von allen Grossmächten hatte Frankreich die engsten Beziehungen 
zu Spanien, weshalb die Verhandlungen zwischen Frankreich und Spanien in Deutschland mit 
besonderer Aufmerksamkeit verfolgt wurden. Die Deutschen fürchteten vor allem, dass Frank­
reich an Einfluss in Marokko gewänne; dass dies Gegenstand der Verhandlungen gewesen wäre, 
wurde jedoch vom französischen Botschafter in Madrid, Reverseaux, dementiert. Auch die 
Franzosen gaben der spanischen Regierung den Ratschlag, Kuba autonom werden zu lassen, um 
ein Ende des Aufstandes herbeizuführen. Frankreich sei nicht bereit gewesen, wegen Kuba seine 
Beziehungen zu den Vereinigten Staaten zu gefährden.3

Auch in London lehnte man den Appell Spaniens ab, in der Kuba-Frage in Washington vor­
stellig zu werden oder gar auf Washington Druck a11s7llijhen. Wegen der Krise von Venezuela 
war England der Ansicht, dass seine Beziehungen zu den Vereinigten Staaten nicht gut genug 
für eine positive Beeinflussung der USA waren. Salisbury schickte Wolff, dem englischen Bot­
schafter in Madrid, der ein engagierter Befürworter des Anliegens Spaniens war, Instruktionen, 
nach denen es besser wäre, sich in dieser Frage zurückzuhalten. Deshalb empfahl Salisbury, bei 
den Amerikanern keinen Zweifel am britischen Standpunkt aufkommen zu lassen, Kuba "does 
not interest us at all except as a means of keeping the Queen Regent on the throne" und damit 
die USA zu reizen.3a

In der ersten Hälfte des Jahres 1896 fühlten sich auch die Deutschen als Aussenseiter in der 
Kuba-Frage. Nach einem, wahrscheinlich im Auswärtigen Amt erarbeiteten Artikel in der 
"Kölnischen Zeitung" wollte Deutschland nur seinen Handel mit Kuba sichern. Deutschland 
war weder den Vereinigten Staaten noch Spanien gegenüber zu Dankbarkeit verpflichtet - eher 
das Gegenteil war der Fall. Es war jedoch anzunehmen, dass der deutsche Handel einen grösseren 
Nutzen von der durch die Amerikaner geschaffenen Ordnung ziehen würde als aus dem spani­
schen Chaos. Der Rückgang der Zuckerproduktion Kubas durch den Aufstand gab der deutschen 
Landwirtschaft und Zuckerindustrie die Möglichkeit zur Produktionsausweiterung. Der Konsul 
in Havanna meldete auch recht oft Schäden der Zuckerrohrplantagen. Nachdem eine kuba­
nische Zeitung Ende 1895 berichtet hatte, dass die Situation noch die Ernte des Jahres 1897 be­
einträchtigen werde, verzeichnete Kaiser Wilhelm in einer Randbemerkung: "Dann können sich 
ja unsere Zuckerbauern freuen!"4 Der Verein der Rübenzuckerindustrie bat über das Aus-

2. Radowitz an Hohenlohe 4.10.95. Nr. 227. lbid. A. 10847. Bd. 6. 

3. Radowitz' Telegramm a{l A .A ., Nr. 18. 1.3.1896. A. 2228 und Nr. 21 . 3.3.96. A 2237. lbid. Bd. 8.
3a. Hatzfeidts Tei°egra�m ·;;-A.A.·.�-72. 4.3.96. A 2375., lbid. Bd. 8; R. G. Neale, Great Britain and 

United States Expansion 1898-1900 (Michigan 1966), S. 6. 
4. Seldeneck an Hohenlohe 23.11.95. Nr. 103. lbid. ßd. 7. A. 13304; andere Berichte Seldenecks be­

treffend Zuckerplantagen u.a. 8.1.96. Nr. 4. und 9.1.96. Nr. 6. lbid. Bd. 7. 
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wärtige Amt den deutschen Konsul in Kuba um Auskunft Über die Auswirkungen des Auf­
standes auf die Zuckerproduktion und -industrie der Insel: der Verein erhielt auch diese ln­
formation.5 

Wegen andauernder Forderungen des US-Kongresses reichte Aussenminister Olney das Ange­
bot mit "good offices" des Präsidenten im April 1896 an Spanien (siehe S. 58). In dieser 
Situation stellte die spanische Regierung ein Ersuchen an die Dreibundländer, gemeinsam dazu 
beizutragen, dass Kuba in spanischem Besitz bliebe. Die Weigerung des Dreibundes, seine Be­
ziehungen zu den USA zu gefährden, brachte es z.T. mit sich, dass das Abkommen über die 
Zusammenarbeit Spaniens mit dem Dreibund nicht mehr erneuert wurde? Die spanische Regie­
rung gab sich keinen l llusionen Über die Situation hin. Der Aussenminister, Herzog von Tetuan, be­
hauptete, dass die Amerikaner eine so weitgehende '1;:skalation des Aufstandes wollten, dass sie 
schliesslich das Recht und die Pflicht hätten, sich einzumischen.7 

Als Salisbury mit dem deutschen Gesandten in London Gespräche führte, war er über weite­
re Konsequenzen, die sich aus einer Verschärfung der Ku�-Frage ergeben konnten, besorgt. Er 
hielt den Sturz der spanischen Monarchie für eine mögliche Folge. Der Zerfall der spanischen 
Kolonialmacht und der Streit um die Aufteilung der spanischen Inseln konnten sogar für den 
Weltfrieden eine Gefahr bedeuten. Auch wenn Salisbury es vermied, von Zusammenarbeit zu 
reden, bekam der Gesandte den Eindruck, dass England bei der Teilung des kolonialen Erbes 
von Spanien zur Zusammenarbeit mit Deutschland bereit sein könnte.8 Der Gesandte Wolff 
versicherte auch bald darauf in Madrid, Salisbury habe ihn bevollmächtigt, eine Erklärung ab­
zugeben, wonach England bereit sei, ein gemeinsames Vorgehen zu erwägen, um die kubanische 
Krise zu beenden. Eine diesbezügliche Initiative von Seiten Spaniens war nicht zu erwarten, weil 
es nicht mit den Aufständischen verhandeln wollte. Nach dem Plan sollten die Vereinigten 
Staaten dazu gebracht werden, die Aufständischen dazu zu bewegen, eine möglichst weite 
Autonomie bei Erhaltung der formalen Macht Spaniens zu akzeptieren. Der österreichische Kai­
serhof hatte ein enges Verhältnis zum spanischen Hof; deswegen hielt man Österreich für ge­
eignet, den Verhandlungsvorschlag zu machen. Radowitz, der deutsche Gesandte in Madrid, be­
zweifelte die Möglichkeit solcher Kombinationen. Seiner Ansicht nach war Deutschland kaum 
bereit, für Spanien zu handeln, solange der. deutsch-spanische Handelskonflikt andauerte.9 

In Englands Verhalten gegenüber der Kuba-Krise zeigte sich eine Wandlung seiner Bezi�• 
hungen zu Frankreich und Deutschland. Das gespannte Verhältnis zu Deutschland nach Krügers 
Telegramm hatte sich gebessert, aber Frankreichs Einstellung zu der Ägypten-Frage bereitete 
England Kopfzerbrechen. Deshalb brachte Salisbury die Zukunft der spanischen Inseln wieder 
ins Gespräch. Dass Frankreich auf Kosten Spaniens möglicherweise einen Vorteil haben könnte, 
hielt Salisbury für unangenehm. Hatzfeldt glaubte auch, dass der Premierminister Kontakt mit
Deutschland aufnehmen würde, falls die Angelegenheit aktuell werden sollte.1 o 

5. Direktorium des Vereins für die Rübenzucker-Industrie des Deutschen Reichs zu A.A. 24.9.95. ZStA.
Auswärtiges Amt, Nr. 207, BI. 8-10; 23.3.96, BI. 105-107. 

6. Haselmayer, S. 193-194.
7. l=ladowitz an Hohenlohe 16.6.96. Nr. 123. PA. Angelegenheit Cubas. Bd. 10. A. 6350.
8. Hatzfeldt an Hohenlohe 8.6.96. Nr. 384. PA. lbid. Bd. 10. A. 5981.
9. Der Konflikt rührte aus den Jahren 1893-94 her, als die spanischen Cortes die Ratifizierung des Handels­

abkommens mit Deutschland verweigert hatten. Radowitz an Hohenlohe 12.6.96. Nr. 118. PA. Ange­
legenheit Cubas. Bd. 10. A. 6366. 

10. Hatzfeldt an Hohenlohe 1.7 .96. Nr. 449. lbid. A. 6875.
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Als primus motor des Kooperationsplans fungierte weiterhin der Gesandte Wolff. Die von 

Deutschland vorgebrachte Kritik war berücksichtigt worden und so sollte die Kooperation sich 

auf den Vorschlag Spaniens stützen, den der Herzog von Tetuan auch zu formulieren versprach. 

Wolff informierte zuerst die Gesandten Frankreichs und der Dreibundländer über den Plan. 

Dass Russland die Initiative zur Zusammenarbeit machte, hielt er wegen der guten amerikanisch­

russischen Beziehungen für wichtig. Wolff beging jedoch einen Fehler, indem er über die Ange­

legenheit nicht zuerst mit der Regierung Spaniens, sondern mit dem russischen Gesandten Sche­

witsch sprach. Dieser glaubte nicht, dass sein Land seine guten Beziehungen zu den USA ge­

fährden könne und betrachtete den Plan als einen Versuch Englands, das russisch-amerikanische 

Einverständnis zu stören. Radowitz bedauerte, dass Wolff, "der in seinem gefährlichen Ge­

schäftigkeitsdrang immer der Entwicklung der Dinge vorauseilt", sich in eine Angelegenheit 

eingemischt hatte, die der spanischen Regierung oblag.11

Eine ablehnende Haltung Russlands hätte vermutlich schon den Plan zu Fall bringen können. 

Ausserdem legte der österreichische Aussenminister Goluchowski keinen Wert auf ihn.12 End­

gi.iltig scheiterten die Gespräche Über die Vermittlungstätigkeit zwischen der Regierung Cleve­

lands und Spanien an den Massnahmen der Amerikaner. Zuerst proklamierte Cleveland, dass er 

die aus den USA für die Aufständischen organisierten Hilfsexpeditionen verurteile und Neu­

tralität fordere. Der Über den Plan informierte Taylor, US-Gesandter in Madrid, drohte dann 

mit der Änderung der Einstellung seines Landes, wenn die gemeinsamen Aktionen verwirklicht 

würden. Da der Erfolg des ganzen Plans von den Amerikanern abhängig war, widersetzten sich 

die Gesandten Frankreichs und auch Englands seiner Verwirklichung, und Spanien wollte mit 

seinem Appell an die USA noch warten.13

Der Misserfolg des Plans wurde zu einem grossen Teil Wolff, seinem Initiator und Organisa­

tor, zur Last gelegt. Es stellte sich nämlich heraus, dass er seine Vollmacht überschritten hatte. 

Gemäss seinen Instruktionen hätte er im Hintergrund bleiben sollen, wenn auch Englands 

Unterstützung für gemeinsame Aktionen versprochen worden war. Um seine Fehleinschätzung 

wieder auszugleichen informierte er gerade Taylor Über den Plan - mit den oben dargestellten 

Folgen. Indem Salisbury behauptete, er habe nichts von der ganzen Sache 14 gewusst, machte er 

sich offenbar 'eines aktiven Vergessens' schuldig, nachdem er die negative Einstellung der USA 

erfahren hatte und eine Verschlechterung der Beziehungen zu den USA vermeiden wollte. 

Im grossen und ganzen kann man über diesen 'Wolffschen' Plan sagen, dass er keine eigent· 

liehen Verhandlungen zwischen den Grossmächten herbeiführte, sondern er wurde nur in 

Madrid bei Gesprächen der Gesandten angeschnitten. Der Ausbruch des Krieges war noch nicht 

abzusehen, und keine Grossmacht war bereit, wegen der Kuba-Frage ihre Beziehungen zu den 

USA zu gefährden. Die Angelegenheit betreffe nur Spanien und die USA. Die Gesandten jeder 

Grossmacht begnügten sich Ende des Jahres 1896 in Madrid damit, recht ähnliche und Spanien 

sehr wenig hilfreiche Ratschläge zu geben: Spanien sollte möglichst bald mit den USA einig 

werden. Nach Radowitz sei von keiner Seite versprochen worden, Spanien bei einem even- · 

tuellen Ausbruch des Krieges zu unterstützen.15

11. Radowitz an Hohenlohe 3.7 .96. Nr. 140. und 4.7 .96. Nr. 141. A. 7074. lbid. Bd. 11. A. 7075.
12. Hohenlohes Aufzeichnung 21.7 .96. lbid. A. 7675.
13. Areo (Geschäftsträger) an Hohen lohe 11.8.96. Nr. 173. lbid. A. 8546.
14. Areo (Geschäftsträger) an Hohenlohe 11.8.96. Nr. 173. lbid. A. 8546; Radowitz an Hohenlohe 22.9.96.

Nr. 208. lbid. A. 10001.
15. Radowitz an Hohenlohe 19.2.96. Nr. 268. lbid. Bd. 12. A. 13177.
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Obwohl Salisbury während seiner Gespräche mit Hatzfeldt die aus dem möglichen Zerfall der 
spanischen Kolonialmacht resultierenden Schwierigkeiten angedeutet hatte, spekulierte man in 
Deutschland, laut den Akten des Auswärtigen Amtes, kaum Über das Problem. Das Auswärtige 
Amt mass der Krise nur eine regionale Bedeutung zu, und eine mögliche Annexion Kubas 
durch die USA schien die deutschen Interessen nicht zu gefährden. Im Gegenteil, durch einen 
zu aktiven Eingriff in den Streit hätten sich die Beziehungen zu den USA negativ verändern 
können. Ausserdem belastete die Diskussion um das Handelsabkommen die deutsch-spanischen 
Beziehungen. Der Streit wurde im Sommer 1896 durch einen Modus vivendi beigelegt, der 
beide Seiten zufrieden stellte.16 Die spanische Kompromissbereitschaft in der Handelspolitik
dürfte von dem Wunsch getragen worden sein, Deutschland zu bewegen, in der Kuba-Krise eine 
für Spanien günstige Haltung einzunehmen. 

5.1.2. Die Vermittlungsbemühungen vom Anfang der Amtsperiode McKinleys bis 

zur Entstehung der Krise 

McKinley führte am Anfang seiner Amtsperiode die gemässigte Kuba-Politik seines Vor­
gängers weiter; so war die Frage international nicht sehr interessant. Die Schutzzollpolitik der 
Vereinigten Staaten rief dagegen gerade in Deutschland heftige Proteste sowohl offizieller 
Kreise als auch der Presse hervor, und war besonders für Wilhelm 11. Anlass, Pläne Über eine 
kontinentale Koalition gegen die USA zu schmieden. Dieser Ärger Über die Amerikaner brachte 
es z.T. mit sich, dass D�utschland sich nicht mehr als Aussenseiter fühlte, nachdem die Kuba• · 
Frage wieder aktuell geworden war. 

Die Ernennung Woodfords zum Gesandten der USA in Madrid und die von ihm im Septem­
ber überreichte Note, in der die Befriedung der Insel gefordert und "good offices" des Prä­
sidenten zu diesem Zweck angeboten wurden, bedeutete in der Kuba-Politik der USA einen 
deutlichen Kurswechsel. Dieses Wendepunktes wurde sich auch der Gesandte Radowitz be­
wusst, der durch den Herzog von Tetuan von der Note Woodfords verständigt worden war. Die 
Information Über die Note bekräftigte die Bereitschaft Wilhelms 11., eine Einheitsfront gegen 
die USA und England zu bilden, das der Kaiser wegen Zusammenarbeit mit den USA in Ver� 
dacht hatte. Der Kaiser kommentierte denn auch den Rapport Radowitz' u.a. folgendermassen: 

... Eine gemeinsame Note von uns allen Kontinentalen an Onkel Sam und John Bull gerichtet, 
des Inhalts, dass wir uns gegenseitig zur Seite stehen und nicht dulden würden, dass I.M. 
(Königin Maria) um Kuba bestohlen werden, dürfte einen doppelten Eindruck nicht ver­
fehlen. Einmal sehen die Bösewichter daraus. dass Europas Könicie wirklich zusammen 
stehen und gemeinsam Leid und Freud teilen und nicht gesonnen sind, republikanischem 
Geldprotzentum zu weichen, zweitens wäre das ein weit vorzüglicherer Hebel die vom 
Zaren und mir geplante Kontinental-Vereinigung gegen Amerika zu fördern und zu festigen. 
Es ist daher bei den grossen Monarchen des Kontinents Fühlung diesbezüglich sofort zu 
nehmen und mir darüber zu berichten.17 

16 .. Aus;zug aus dem Protokol der 2 9teri Sitzu�g des Bu�desraths am 9ten Juli 18 96. BA.R2/1561. Reichs­
schatzamt. Acta betr. den deutsch-spanischen Handelsvertrag. Vol. 10. 

17. Radowitz an Hohenlohe 21.9. 97. Nr. 170. P.A. Spaniens Besitzungen in Amerika Nr. 2. Akten betr.:
Intervention der europäischen Mächte zu Gunsten der Erhaltung Cubas fUr die spanische Monarchie.
Bd.1.A.1135 9; Vagts l l,S.1278.
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Die Art und Weise, wie BÜiow daraufhin handelte, zeigtadeutlich, wie schwierig seine Lage· 
war. Einserseits sollte er auf eine Weise handeln, die den Forderungen des Kaisers gerecht 
wurden, wie er andererseits die auswärtigen Beziehungen optimal berücksichtigen musste. Des­
halb versprach Bülow dem Kaiser in seinem Rapport,sich über die Einstellung der Mächte zu 
informieren.18 In seinem Telegramm an seinen Freund Eulenburg dagegen drückte Bülow seine
Zweifel an dem Vorhaben aus. Als Mindestbedingung für das Mitwirken Deutschlands betrach­
tete er die verbindliche Beteiligung Frankreichs, zu der Russland beitragen sollte. Falls Frank­
reich und England gemeinsame Aktionen ablehnten, könnten sie die so entstam.lem: SiLuaLion 
ausnutzen, indem sie sich politische und wirtschaftliche Vorteile von den USA verschafften. 
Was die wirtschaftlichen Vorteile anbelangt, war Deutschland besonders leicht zu verwunden; 
um dies zu belegen,wies Bülow auf die Handelsstatistiken hin. Es exportierten in die Vereinig­
ten Staaten: England für 170, Deutschland für 94 und Frankreich für 66 Millionen Dollar. Der 
Import aus den Vereinigten Staaten betrug nach England 406, Deutschland 97 und Frankreich 
47 Millionen Dollar. Das Handelsvolumen anderer Länder mit den USA war wesentlich ge­
ringer .19 Die Schwierigkeiten waren also dieselben, wie die, die einer Zusammenarbeit bei dem
Dingleys Tarif im Wege standen. Die Aufgabe Eulenburgs bestand in der Mässigung des Kaisers. 
Er meldete auch, er habe die Sache so vorgetragen wie es Bülow wollte; dies fand auch der 
Kaiser akzeptabel. Von der Unterstützung Deutschlands überzeugt könnte Österreich nun die 
Initiative zu gemeinsamen Aktionen für den ihm verwandten Monarchen ergreifen.20

Die Frage, wer die Initiative zu ergreifen oder "den Spaniern die kubanischen Kastanien aus 
dem Feuer zu holen" hatte, erwies sich wieder als schwierig. Bülow meinte, es wäre am wirkungs- · 
vollsten, wenn entweder Russland und Frankreich zusammen oder England oder Frankreich für: 
sich gemeinsame europäische Aktionen vorschlagen-könnten. Im Vergleich zu Deutschland wäre 
es letzteren leichter gefallen, diese sogar allein durchzuführen, da die wirtschaftlichen Interessen 
Frankreichs an Spanien bedeutend grösser waren, an den USA dagegen wesentlich geringer als es 
im Vergleich zu Deutschland der Fall war. Die besten Aussichten auf Verwirklichung mass 
BÜiow einer östereichischen Initiative bei. Sehr ähnlich, allerdings "mit heissen KastaAien'.' ge­
würzt, schrieb die vermutlich vom Auswärtigen Amt informierte "Berliner Neueste Nach­
richten".2oa Deutschland konnte die Initiative nicht ergreifen, doch w'urde es die Vorschläge von
Paris und London zu der Initiative Wiens unterstützen. Wien blieb passiv,21 so dass dieser aus
der 'kontinentalen Monarchenkoalition' hervorgegangene, prospanische und antiame�ikanische 
Plan scheiterte. 

Ende des Jahres 1897 war das weltpolitische Augenmerk Deutschlands in erster Linie auf 
China gerichtet, und eine Intervention in der Kuba-Angelegenheit war nicht akut. Die Bezie­
hungen zwischen den USA und Spanien verbesserten sich zusehen�s, was den von der liberalen 
spanischen Regierung durchgeführten Reformen und ihren Zugeständnissen gegenüber den USA 

18. Bülow an Wilhelm II. 29.9.97. Nr. 12. PA. Intervention, Bd, 1. A. 11527.
19. Bülows Telegramm an Eulenburg 29.9.97. Nr. 13. P.A. Intervention Bd. 1. A. 11528; G. P. XV. Nr.

4118;vgl. Vagts l l,S. 1279.
20. Eulenburgs Telegramm Nr. 54 an A.A. 30.9.97. P .A. Intervention, Bd. 1. A. 11558; G. P. XV. Nr. 4119.
20a. Bülows Telegramm Nr. 17 an Eulenburg_30.9.97. PA. Intervention, Bd. 1. A. 11595. Anlage: Berliner

Neueste Nachrichten 28.9.97; G. P. XV, Nr. 4120. 
21. Bülow (Holsteins Entwurf) an Lichnowsky (Geschäftsträger in Wien) 7 .10.97. Nr. 1000; G. P. XV, Nr.

4121; Lichnowskys Telegramm Nr. 280 an A.A. 15.10. A. 12158; G.P. XV, Nr. 4122, Reihe von PA:
Intervention. Bd. 1.
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zuzuschreiben war. Die durch Woodford verbreitete Information Über die Ziele der USA be­
ruhigten wohl z.T. die Grossmächte; eine Annexion Kubas zählte nicht zu diesen Zielen. Der 
Gesandte White gab ähnliche Versicherungen in Berlin ab.22 Wie auch der spanische Gesandte 
in Washington, Delome, glaubte, sah es so aus, als ob die Kuba-Krise nicht mit einem spanisch­
amerikanischen Krieg enden würde.23

Es hatte den Anschein, als glaubte man auch in der spanischen Regierung an die Bereitschaft 
McKinleys, den Konflikt beizulegen. Die antispanischen Meinungsäusserungen des Kongresses 
und der amerikanischen Presse dagegen veranlassten den Kolonialminister Moret und den 
Aussenminister Gullon, die Grossmächte zu bitten, in Washington geschlossen aufzutreten, um 
eine internationale Eskalation der Kuba-Krise zu verhindern und die Bemühungen Präsident 
McKinleys zur Sicherung des Friedens zu unterstützen. Spanien hielt es für notwendig, dass 
auch Deutschland Druck auf Washington ausübe. Auch die englischen, französischen und 
österreichischen Gesandten waren darüber informiert. In seinen Berichten Über die Gespräche 
stellte Radowitz seine Einstellung darüber zurückhaltend dar. Er habe gesagt, er sei ein pro­
spanischer Beobachter und wolle die Rolle eines Beraters vermeiden. Der Gesandte habe jedoch 
gehofft, der Vorschlag sei fruchtbarer als der von Wolff initiierte ·und durch seine ÜberstÜrztheit 
z.T. vereitelte Plan.24 Nach Auffassung Spaniens sollten die europäischen Mächte in ihrer Note
ihre Aufmerksamkeit auf die freie Tätigkeit der kubanischen Comites und des Finanzierungs­
syndikats in den USA sowie auf die Kriegsmaterial- und Truppentransporte vom Staatsgebiet
der USA richten.25 Die Kuba-Frage, die um die Jahreswende 1897-98 nicht einmal bedroh­
lich aussah, war jedoch ein viel zu unbedeutender Faktor, um die in China und Afrika rivalisie­
renden europäischen Mächte zusammenarbeiten zu lassen.

5.1.3. Der Appell der sechs Mächte 

Nachdem sich die Beziehungen zwischen den Vereinigten Staaten und Spanien wegen des 
Briefs Delomes und der "Maine" im Februar 1898 anspannten, stiess der spanische Appell an 
die Grossmächte auf dieselben Schwierigkeiten wie früher: wie die Rivalen zur Zusammen­
arbeit zu bringen waren und wer von ihnen die Initiative ergreifen würde. Bülow weigerte sich 
zwar, als erster zu handeln, versprach aber die Unterstützung Deutschlands, falls Frankreich 
eine diplomatische Kooperation vorschlagen würde.26 Frankreich hielt seinerseits Österreich 
für geeignet, den ersten Schritt zu tun, da Frankreich mit Russland alliiert war, die Öster­
reichisch-spanischen Beziehungen gut waren und die Doppelmonarchie neutral bei der Konkur­
renz um die überseeischen Gebiete war.27 Nach dem französischen Modell bat dann auch die 
spanische Königin-Regentin Maria Österreich um die Aufgabe seiner zurückhaltenden Ein­
stellung und um die Übernahme der Leitung des Vermittlungsversuchs.28 Diesmal willigte 

22. Der Unterstaatssekretär Rotenhans TeleQramm Nr, 26. an Eulenburg 5.10.97, lbid. A, 11721 . 

23. Reichenau (aus Washington) an Hohen lohe 30.9.97. Nr. 559. lbid. A. 12148., 

24. Radowitz an Hohenlohe 6.12.97. Nr. 228. lbid. Bd. 2. A. 14369. 

25. Radowitz an Hohenlohe 12.12.97. Nr, 231. A. 14574 und 2 .1 .98. Nr. 4. lbid. A. 258. 

26. Bülow an Radowitz 15.2.98. Nr. 25. lbid. A. 1827; G.P. XV, Nr. 4123. 

27. Radowitz an Hohenlohe 11.3.98. Nr. 50. PA. Intervention Bd. 2, A. 3186. 

28. Major Crises in American History. Documentary problems. Val. II. 1865-1953. Gen. ed. Merrill D. 

Peterson and Leonard W. Levy. (New York 1962), S. 181-82. 
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Franz Joseph ein und beauftragte seinen Gesandten in Berlin, sich nach der Einstellung des Aus­
wärtigen Amtes zu erkundigen.29 Nach Auffassung Bülows sei der Nutzen einer gemeinsamen
Aktion recht fragwürdig. Frankreich sei nicht bereit zu einer "wirklich energischen Aktion", 
weil es Rücksicht auf die guten Beziehungen seines Verbündeten Russland zu den USA zu neh­
men hatte. Auch die Bestrebungen Englands, seine guten Beziehungen zu den USA aufrecht­
zuerhalten, machte das unmöglic�·_-30 Er muss in Frage gestellt_werden, ob Bülow zur "ehergi­
schen Aktion" geschritten wäre, denn er hatte früher versprochen, Deutschland unterstütze eine 
diplomatische Aktion, die ausdrücklich durch Frankreich initiiert werde. Der eigene Vorschlag 
Bülows zur Rettung der spanischen Monarchie bestand darin, den Papst um Vermittlung des 
spanisch-amerikanischen Streites zu ersuchen. Auch bei diesem Plan hielt er Österreich für ge­
eigneter als Deutschland, den Vorschlag zu machen.31 Goluchowski betrachtete jedoch die
Chancen des Paptes als Schiedsrichter als gering, weil es schwierig für die Amerikaner sei, seine 
Neutralität zu akzeptieren. Der Aussenminister war dagegen nicht ganz ohne Hoffnung, die Ein­
stimmigkeit der Grossmächte zu erreichen.32

Gewissermassen konkurrierten nun zwei Pläne zur Friedenserhaltung: der aufs neue zum 
Leben erweckte, durch Österreich befürwortete Versuch einer gemeinsamen europäischen 
Aktion, sowie der Vorschlag Deutschlands zur päpstlichen Vermittlung. Zur Voraussetzung einer 
Einwillig1mg fiir rlen ersteren hatte Bülow die verbindliche Zusicherung Frankreichs gemacht, 
trotz der Einstellung Russlands, bei der gemeinsamen Aktion mitzuwirken.33 Für Frankreich
war es günstig, sich in irgendeiner Weise für Spanien einzusetzen, damit dies sich nicht an eine 
andere Grossmacht wende. Besonders die französischen Royalisten und Rechtsradikalen forder­
ten Aktionen zugunsten Spaniens.34 Bald meldete Frankreich nach Wien, es willige in eine ge­
meinsame Aktion ein; doch sicherte es seine Position ab, indem es sich die Zusicherung Lon­
dons einholte, bei der Vermittlungstätigkeit mitzuwirken.35

Auch der Plan Über den Schiedsspruch durch den Papst wurde weiterentwickelt, nachdem 
Königin Maria ihre prinzipielle Einwilligung hierfür mitgeteilt hatte, obgleich sie nicht bereit 
sei, die Aufständischen als gleichwertige Verhandlungspartner anzuerkennen. Nach Radowitz' 
Eindruck habe die Königin "innerlich" nicht mehr an die Möglichkeit geglaubt, Kuba zu halten. 
Ein Verzicht auf Kuba hätte jedoch den Fall der regierenden Monarchie bedeutet.36 Die Ein­
stellung der Königin regte Bülow zu aktiverem Handeln für seinen Plan an. Der Vorteil des 
päpstlichen Schiedsspruchs bestand nicht so sehr in dem Inhalt des zu machenden Vorschlags, 
als vielmehr in der Person, die vpn den Spaniern ohne weiteres akzeptiert würde. Der Vatikan 
solle Washington über die amerikanischen Bischöfe beeinflussen. Die Einsetzung des Papstes als 

29. Rädowitz' Telegramm Nr. 23 an A.A. 14.3.98. A. 3172; von Szögyeny, der Gesandte von Österreich-
Ungarn, an A.A. 14.3.98. PA. Intervention. Bd. 2. A. 3199.

30. Bülow an Eulenburg 15.3.98. Nr. 207. lbid. A. 3199; G.P. XV, Nr. 4125. 
31. lbid.
32. Eulenburgs Telegramm an A.A. Nr. 102. 18.3.98. PA. Intervention Bd. 2. A. 3441. 
33. Bülow an Radowitz 17 .3.98. Nr. 49. A. 3199. lbid; G .P. XV. Nr. 4126. 
34. Henry Blumenthal, France and the United States. Their diplomatic relations, 1781-1914. (Chapel H ill 

1970),S. 184. 
35. Eulenburgs Telegramm an das A.A. Nr. 108, 24.3.98. PA. Intervention Bd. 2. A. 3594; Vagts II. S. 

1291-92; Blumenthal, S. 187. 
36. Radowitz an Hohenlohe 22.3.98. Nr. 57. A. 3667 und 22.3. Nr. 58. PA. Intervention Bd. 2. A. 3668;

G.P. XV. Nr. 4128. 
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Vermittler sei das einzige reale Mittel, die Abhängigkeit Kubas von Spanien ohne Krieg zu be­
enden und zugleich den Fall der spanischen Monarchie zu verhindern.37

Spanien versuchte, Teile beider Pläne zu kombinieren. Nach dem Vorschlag des Aussenmi­
nisters Gullon sollten Österreich, Frankreich, Russland, Italien, England und Deutschland zu­
sammen den Regierungen der USA und Spaniens empfehlen, ihren Streit mit Hilfe eines später 
zu ernennenden Schiedsrichters beizulegen. Mit der Ablehnung des Vorschlages3 8  wollte die 
kaiserliche Regierung sich offenbar an ihren Plan halten, den Papst einzusetzen, keine Initiative 
zu ergreifen und eventuelle Gegenmassnahmen der USA zu verhindern. 

Die Schwäche des Plans des Auswärtigen Amts bestand in der Forderung, Spanien zum Ver­
zicht auf Kuba zu bewegen, was nach Auffassung des Vatikans den Zerfall der Madrider Mo­
narchie bedeutet hätte.Auch nach Auffassung des Papstes willige die spanische Regierung in 
einen Schiedsspruch unter solchen Bedingungen nicht ein.39

Trotz Radowitz' Versuch, Kuba als eine wirtschaftliche Last hinzustellen, schloss es auch 
Madrid aus, in einen solchen Schiedsspruch einzuwilligen.40 Daran scheiterte der Plan Bülows
und Holsteins Über einen päpstlichen Schiedsspruch, der aus amerikanischer Sicht für Deutsch­
land eine vollständige Neutralität bedeutet hätte und die Verantwortung für den Verlust Kubas 
auf den Papst übertragen worden wäre.41

Die Erlaubnis zur Beteiligung an der von Österreich befürworteten gemeinsamen Aktion der 
Grossmächte erhielt Holl eben unter der Bedingung, dass die Vertreter aller Mächte mitwirkten.42

BÜiow hatte den Verdacht, keine einzige Grossmacht sei wegen der ostasiatischen Lage bereit, 
ihre Beziehungen zu den USA zu gefährden, so dass der Appell "platonisch" werden sollte.43 

Der durch den Gesandten der sechs Mächte am 7.4.1898 an McKinley überreichte Appell blieb 
auch recht "platonisch", insbesondere nach dem auf Empfehlung des Aussenministers Day der 
�assus gestrichen wurde, in dem die appellierenden Nationen die Ansicht äusserten, die von 
Spanien gemachten Zugeständnisse bildeten eine gute Voraussetzung zur Erhaltung des Frie­
dens.44

Der Appell lautete wie gefolgt: 
The undersigned Representatives of Germany, Austria-Hungary, France, Great-Britain, ltaly 
and Russia, only authorized in that behalf, address in the name of their respective govern­
ments a pressing appeal to the feeling of humanity and moderation of the president and of 

37. BUlows Telegramm Nr. 8. (Holsteins Entwurf) an 0. BUlow 23.3.98 A. 3694; G.P. XV. Nr. 4127;
BUlows Telegramm Nr. 9. an 0. BUlow 27.3.98; G.P. XV. Nr. 4128. Die Akten des PA. in der Reihe
Intervention, Bd. 2. 

38. Radowitz' Telegramm Nr. 33 an A.A. 26.3.98. A. 3709; G .P. XV. Nr. 4129; BUlows Telegramm Nr. 17 
(Holsteins Entwurf) an Radowitz 28.3.98. A. 3709 1; G.P. XV. Nr. 4130. Die Akten des PA. in der
Reihe Intervention, Bd. 3.

39. Otto BUlows Telegramm Nr. 11 an A.A. 29.3.98; G.P. XV. Nr. 4131; 0. BUlows Telegramm an A.A. Nr.
12. 30.3 .98 ; G.P. XV. N r. 4132.

40. Radowitz an Hohenlohe 27.3.98. Nr. 61. A. 3883; BUlows Telegramm Nr. 13. an Wilhelm II. 1.4.98.
PA. Intervention, Bd. 3. A. 3978; Vagts 11., S. 1295.

41. Bülows Telegramm Nr. 24. (Holsteins Entwurf) an Radowitz 31 .3.98; G .P. XV. Nr. 4133.
42. BUlows Telegramm Nr. 17. (Holsteins Entwurf) an Hohenlohe 4.4.98. PA. Intervention, Bd. 4. A. 4115;

G.P. XV. N r. 4135.
43. BUlow an Wilhelm 11. 5.4.98; s. auch G .P. XV. Die Nummern 4136-37 und Vagts 11., S. 1299-1300. 
44. Der französische Aussenminister Hanotaux an den Gesandten in Washington, Cambon 4.4.98. Documents

Diplomatiques Francais 1re Serie. Tome XIV. No. 125; Cambon an Hanotaux 6.4.98. lbid. No. 133;
Hermann Leusser, Ein Jahrzehnt deutsch-amerikanische Politik, 1897-1906 (MUnchen 1928), S. 16.
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the American people in their ex1st1ng differences with Spain. They earnestly hope that 
further negotiations will lead to an agreement which, while securing the maintenance of 
peace, will afford all necessary guarantees for the reestablishment of order in Cuba. 

The powers do not doubt that the humanitarian and purely desinterested character of 
the Representation will be fully recognized and appreciated by the American nation.45

Mc Kinley antwortete, dass es gerade aus humanitären Gründen geschehe, falls sich die Vereinig­

ten Staaten in die Kuba-Frage aktiv einmischen würden.46

Schon bevor der Appell vorlag, war man sich in Washington recht gut im klaren darüber, dass 

die europäischen Grossmächte zu einer gemeinsamen effektiven Aktion nicht fähig wären. Lon­

don wäre schon im Spätsommer 1897 bereit gewesen, die Annexion Kubas durch die USA zu 

akzeptieren (siehe S. 60). Es war für England wichtig, die USA zum Verbündeten für seine 

"Open Door"-Politik in China zu gewinnen. McKinley hatte jedoch das im März unterbreitete 

Angebot zur Zusammenarbeit abgelehnt, indem er sich auf die aussenpolitische Tradition seines 

Landes, keine verbindlichen Bündnisse abzuschliessen, berief.47  Eine "Open Door"-Politik

wäre auch für die USA günstig gewesen, doch der Zeitpunkt war offenbar wegen der Kuba-Krise 

für eine enge Zusammenarbeit ungeeignet, weil von allen europäischen Grossmächten Neutrali­

tät im spanisch-amerikanischen Streit erwartet wurde. Die USA konnte sich der Einstellung 

Englands bis zum Ende sicher sein, denn noch am 6. April versicherte Balfour, England würde 

sich nicht dem Appell der sechs MächtP. 1msc:hliessen, wenn er die USA benachteili!Je.48 Den

Informationen aus St. Petersburg zufolge war auch Russland nicht bereit, wegen der Vermitt­

lungstätigkeit eine Verschlechterung seiner Beziehungen zu den USA in Kauf zu nehmen.49

Frankreich sei bereit, in einer Krisensituation zu vermitteln, doch nur, wenn beide Seiten es 

wünschten.50 Es sah aus, als stünde es McKinley frei, die'Mittel seiner Kuba-Politik zu wählen.

5.1.4. Der Waffenstillstand als Versuch zur Erhaltung des Friedens 

Noch während der Planung einer gemeinsamen Aktion fing auch die Tätigkeit an, einen 

offenen Ausbruch des Konflikts mit Hilfe eines Waffenstillstandes zwischen den Aufständischen 

und den Spaniern zu verhindern. Man sollte sich Über einen Waffenstillstand einigen, bevor 

McKinley den Kuba-Bericht, mit dessen antispanischer Reaktion man sonst rechnen konnte, 

dem Kongress vorlegte. Insbesondere der Gesandte Woodford betrachtete einen Waffenstillstand 

als einzige Möglichkeit zur friedlichen Beilegung des Konflikts. In seinem Friedenswillen han-. 

delte er aktiver als es ihm der Spielraum seiner Instruktionen erlaubte. Woodford bat nämlich 

Radowitz, der spanischen Regierung einen Appell an den Papst vorzuschlagen, da sowohl die 

Spanier als auch die Aufständischen in einen Waffenstillstand nur auf Empfehlung des Papstes 

einwilligen würden. Woodford rechnete fest mit dem Einverständnis Washingtons zu diesem 

Verfahren, wodurch die Kriegsgefahr vermieden worden wäre. Radowitz war mit dem Appell an 

den Papst einverstanden, doch zugleich, als er sich hütete, sich in die Angelegenheit einzu-

45. Der Text des Appells wurde von der englischen Botschaft dem Präsidenten schon am 6.4. zugestellt.
NA/50/ Rolle 129.

46. Charles S., Jr. Campbe/1, Anglo-american understanding 1898-1903. (Baltimore 1957), S. 32.
47. Der englische Gesandte in Washington, Pauncefote, an Salisbury 17 .3.98. Nr. 70. P .R .0 .F .0 .5. America.

General correspondence. USA. Series 11. D iplomatic despatches. Bd. 2361.
48. Hays Telegramm an Sherman 6.4.98. NA/30/180.
49. Der US-Gesandte in St. Petersburg, Hitchcock, an Sherman 31.1.98. NA/35/51 /19.
50. Der US-Gesandte in Paris.Porter, an Sherman 31.3.98. NA/34/118/199.
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mischen ( Randbemerkung des Kaisers: "Richtig"), konnte er - mit Woodfords Wissen - den 
österreichischen Gesandten Dubsky, bewegen, der spanischen Königin und dem Nuntius des 
Paptes die Sache vorzutragen.51 Der Papst war auch bereit, auf Wunsch der spanischen Regie­
rung zum unmittelbaren Waffenstillstand beizutragen.52  Aussenminister Gullon hatte offenbar

den Eindruck gewonnen, Woodford habe mit Wissen des Weissen Hauses gehandelt, denn er 
bat darum, Woodford mitzuteilen, seine Regierung willige in die Vermittlung des Papstes ein, 
weil Präsident McKinley es vorgeschlagen habe. Der Gesandte informierte seine Regierung nicht 
über seine eigene Rolle, sondern begnügte sich damit, die Rolle des Präsidenten, den Vermitt­
lungsvorschlag betreffend, anzuzweifeln .53 Day teilte auch telegraphisch mit, der Präsident

, habe seine Vorschläge nach Madrid nur über Woodford unterbreitet, worüber dieser sich sehr 
wohl im klaren war. Doch wurde noch immer eine auf einen Waffenstillstand ausgerich­

tete Lösung angestrebt. Im laufe der Verhandlungen konnte Spanien seine Forderung 
nach Entfernung amerikanischer Kriegsschiffe aus den kubanischen Gewässern als Vorbe­
dingung seines Angebots zum Waffenstillstand nicht durchsetzen. Um den Waffenstillstand für 
die allgemeine Meinung akzeptabler zu machen, bat die spanische Regierung die Vertreter der 
sechs Länder um einen "Rath", den Vorschlag des Papstes zum Waffenstillstand zu akzep­

tieren.54 Bei ihrem Zusammentreffen beim Doyen, dem österreichischen Gesandten, Graf 
Dubsky, entschieden sich die Gesandten für diesen Vorschlag. Dubsky betonte, die Zeit sei zu 
knapp zur Anforderung von Instruktionen bemessen, so dass jeder seinen Rat als seine persön­
liche Meinung abgeben könnte. Weil Aussenminister Gullon die Gesandten geschlossen empfing, 
bekam der Auftritt einen kollektiven Charakter.55 So konnte Gullon später berichten (laut

Radowitz): 

infolge der wiederholten Vorstellungen des Heiligen Vaters, unterstützt durch die überein­
stimmenden freundschaftlichen Ratschläge der hiesigen Vertreter der sechs Mächte, die 
Regierung beschlossen habe, den Heiligen Vater anzuzeigen, dass soeben der kommandie­
rende General in Cuba Weisung erhalten habe zur Gewährung einer sofortigen Einstellung 
der Feindseligkeiten auf die Zeitdauer, die er für geeignet erachten werde, um den dauernden 
Frieden vorzubereiten und ins Werk zu setzen.56 

So willigte Spanien in den Waffenstillstand auf eine Weise ein, wie es Woodford, der seine 
Vollmacht übertreten hatte, beabsichtigt 'hatte. Wie oben (S. 64) dargestellt, legten McKinley 
und der Kongress keinen grossen Wert auf das Angebot Spaniens. 

Nachdem das spanische Angebot zum Waffenstillstand in die Öffentlichkeit gelangt war, 
hielten es die Gesandten der sechs Mächte in Washington für eine recht geeignete Grundlage zu 
Verhandlungen für eine Vermeidung des Konflikts. Dieselbe Ansicht wurde von den Repräsen­
tanten der New Yorker Finanzkreise vertreten, die Pauncefote besucht hatten: den Krieg zu ver­
meiden war auch wichtig für sie. Ihrer Meinung nach liess sich der spanisch-amerikanische 
Konflikt in vier Punkten zusammenfassen: Waffenstillstand, "reconstrados" (Durchgangslager), 
die "Maine" und Kubas künftige Lage. Zur Lösung der zwei ersten Punkte hatte Spanien schon 

51, Radowitz an Hohen lohe 4,4,98, Nr. 69. PA. Intervention, Bd. 4. A. 4225. 
52. Radowitz' Telegramm Nr. 42 an A.A. 4.4. lbid.
53. Woodfords Telegramm an McKinley 3.4. NA/31/123, vol, 1/64.
54. Radowitz' Telegramm Nr. 53 an A.A. 8.4.98. PA. Intervention, Bd. 4. A. 4292.
55. Der englische Geschäftsträger Barclay an Salisbury 10.4,98. Nr. 83. P.R.O.F.O. 72. General Correspon­

dence, Spain. Diplomatie despatches. Bd. 2062,
56. Radowitz' Telegramm Nr. 56 an A.A. 9.4. PA. Intervention, Bd. 5. A. 4351; G .P. XV. Nr 4139.
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akzeptable Vorschläge gemacht. Es hatte sich ebenfalls bemüht, zur Klärung der Explosion der 

"Maine" beizutragen. Die Lösung des vierten Punktes war schwierig, weil Spanien Kuba noch 

keine ausreichende Unabhängigkeit angeboten hatte. Auf Empfehlung seiner Kollegen über­

reichte der spanische Gesandte das Memorandum mit diesen vier Punkten an Day am Abend vor 

dem Bericht des Präsidenten an den Kongress. Das Memorandum zusammen mit dem Angebot 

zum Waffenstillstand bewirkte, dass der Präsident den Kongress nicht unmittelbar um die Voll­

macht für eine bewaffnete Intervention in der Kuba-Krise bat. Dadurch wurde etwas mehr Zeit 

zur Sicherung des Friedens gewonnen, den die Washingtoner Diplomatenkreise noch für mög­

lich hielten. Sie sollte kaum - nach der Auffassung Hollebens - durch die gemeinsame Aktion 

geschehen, denn Englands Politik sei zu undurchsichtig und Russlands Einstellung zu wider­

strebend. Er, sowie der französische und Österreichische Gesandte teilten die Meinung, dass eine 

gemeinsame Aktion nichts nütze, falls die Mächte keine konkreten Vorschläge zu machen 

hätten.57

Vor diesem Bericht Hollebens wurde in Berlin sein Telegramm empfangen, nach dem Paunce­

fote überraschenderweise eine neue gemeinsame Aktion der sechs Mächte vorgeschlagen habe. 

Um nicht den Eindruck entstehen zu lassen, dass die Grossmächte den Krieg akzeptierten, 

sollten sie gemeinsam den Repräsentanten der Vereinigten Staaten in Washington bzw. im je­

weiligen Land, eine NntP. iihP.rrnic:hen, in der ein Kriegsbeginn nach dem von Spanien am 10.4. 

gemachten Vorschlag als ungerecht verurteilt würde. Hollebens Haltung war gegenüber einem 

solchen Vorschlag kühl, verschlechterte er doch den Ruf dessen, der ihn gemacht hätte, es sei 

denn, es würden sich geeignete Mittel finden, ihn nicht abzulehnen. Der Kaiser war in seiner 

Randbemerkung derselben Meinung: "Ich halte sie für gänzlich verfehlt, zwecklos und daher 

schädlich! Wir blamieren uns vor den Amerikanern ebenso wie vor den Griechen und Türken, 

die auch auf unsere Kollektivnoten pfiffen! "58 Ähnliches traf auch für die Ansichten des

russischen Aussenministers Murawiew, deren privaten Charakter er in seinen Gesprächen mit 

Radolin betonte, zu. Er sah in der Initiative nur ein Manöver Englands, um die Beziehungen 

zwischen den europäischen Monarchien und den USA zu verschlechtern. Zudem befürchtete er, 

die Amerikaner wiederum würden sich in die europäischen Angelegenheiten einmischen.59

Bülow erteilte den Auftrag, Murawiew mitzuteilen, auch Kaiser Wilhelm sei der Ansicht, ein 

57. Holleben an Hohenlohe 12.4.98. Nr. A. 69. PA. Akten betref. den Krieg zwischen Spanien und den Ver.
St. 1898. Spanien Nr. 71 Bd. 1. A. 4848.

58. Bülows Telegramm an Wilhelm II. 15.4.98, das dasTelegramm. Hollebens an A.A. 14.4.98 enthält. PA.
Intervention, Bd. 5. A. 4571; G.P. XV. Nr. 4140. Die Frage, wer die Initiative zu einer neuen gemein­
samen Aktion ergriff, ist ungelöst geblieben. Holleben vermutete, die Initiative hätte von Pauncefote
gestammt, weil das Zusammentreffen unter seiner Leitung in der englischen Botschaft stattfand. Der Ort
des Zusammentreffens erkläi l sich jedoch dadurch, dass Paunccfotc der Doyen war. Er setzte sich für
eine neue Note ein (Pauncefotes Telegramm an Salisbury Nr. 37. 14.4.98. (empf. 15.4.) P.R.O.F.O. 5.
vol. 2517), und es ist möglich, dass er die Instruktionen seiner Regierung Vbertreten hatte, nach denen
eine Beteiligung Englands an einer neuen Note für möglich gehalten wurde, aber eine Verurteilung der
US-Politik vermieden werden sollte. (Balfours Telegramm an Pauncefote Nr. 72 15.4.98. lbid.) Es gilt als
sicher, dass die englische Regierung Pauncefote nicht geraten hatte, die Initiative zu ergreifen. Einige
Forscher nehmen an, die Initiative habe von dem österreichischen Gesandten in Washington gestammt,
der auch eigenmächtig, ohne Anweisungen seiner Regierung, gehandelt habe. Siehe z.B. R.G. Nea/e, 

Britain and American imperialism 1898-1900 (Sydney 1967), S. 15-28; Ch. Campbe/1, S. 32-39;
A.E. Campbell, Great Britain and the United States 1895-1903 (Glasgow 1960), S. 141-45.

59. Bülows Telegramm an Wilhelm 11. 16.4.98, der Radolins Telegramm an das A.A. 15.4. Nr. 89 enthält.
PA. Intervention, Bd. 5. A. 4603; G.P. XV. 4141. 
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"platonischer" Auftritt schade nur den Interessen der Mächte.60 Diese frühe Meinungsäusse­
rung war diplomatisch vielleicht unklug, denn nach Radolin habe der italienische Gesandte in 
St. Petersburg aus seinem Gespräch mit dem russischen Aussenminister den Eindruck gewonnen, 
Frankreich wolle eine Note Überreichen, nach der ihm die anderen Grossmächte folgten. 
Radolin nahm an, der Aussenminister habe als Privatperson mit ihm früher gesprochen, um 
seine Möglichkeiten der Berücksichtigung der französischen Politik zu bewahren. Bülow musste 
bitter feststellen, dass Murawiew Deutschland zur Ablehnung des Vorschlags bewogen hatte, 
damit Russland und Frankreich erklären könnten, sie hätten alles für den Frieden getan, doch 
hätten sie wegen Deutschland keinen Erfolg gehabt. Bei seinen Gesprächen mit den spanischen, 
französischen und Österreichischen Gesandten bestand Bülow jedoch auf seinem Standpunkt. 
Der französische Gesandte konnte keine befriedigende Antwort auf Bülows Frage geben, was 
Aussenminister Hanotaux unternehmen würde, falls die USA die Note nicht akzeptierten.61

Wilhelm 11. forderte seinen Aussenminister auf, an die Anhänger der geimeinsamen Note die 
folgende Frage zu stellen: 

"Mit wievielen Panzern sind Sie gewillt Ihrerseits die Ablehnung oder Nichtachtung des 
Schrittes seitens der Yankees zu ahnden?" 

Der Kaiser fuhr recht leger fort: 
"Denn wenn Ich einem einen Rat erteile und er beachtet ihn nicht, so ist das auf seine Ge­
fahr, sagt er nicht einmal 'danke', sondern dreht mir den Rücken, dann schlage ich ihm auf 
den Schädel! "62 

In Wirklichkeit wollte weder London noch St. Petersburg die Beziehungen.:zu den USA ge­
fährden. Trotz der Versuche Österreichs war die Ungerechtigkeit, den Krieg zu beginnen, 
schliesslich offiziell nicht verurteilt worden.63 "Mit dem Privatrechte hat die Politik nichts
zu tun", stellte Bülow vor dem Reichstag im Dezember 1898 fest. 64

Schon bei der Überprüfung der Chancen der von Wilhelm 11. befürworteten "Monarchen­
koalition" stellte sich in der Wilhelmstrasse heraus, dass Deutschland die Leitung der Aktion 
nicht übernehmen konnte, ohne seine Interessen gegenüber den USA zu gefährden. Ebenso 
deutlich zeigte sich, dass auch andere Grossmächte dazu nicht bereit waren, und zwar aus dem­
selben Grund. Sie fürchteten, die Rivalen würden wirtschaftliche Vorteile von den Vereinigten 
Staaten erhalten. Ebenfalls wurde die Möglichkeit berücksichtigt, die Vereinigten Staaten bei 
der strengen Konkurrenz im Fernen Osten als einen potentiellen Verbündeten zu gewinnen. 

Deutschland war an dem "platonischen" Appell für den Frieden im Namen der Humanität 
beteiligt, aber es wollte den Krieg nicht als ungerecht verurteilen, weil. er als unnütz betrachtet, 
als die Beziehungen zu den USA und sein eigenes Prestige vermindernd beurteilt wurde. Der 
Plan, den Papst als Schiedsrichter einzusetzen, bedeutete einen aktiven, aber zugleich, in bezug 
auf die Beziehungen zu den USA, gefahrlosen Versuch für die spanische Monarchie und den 
Frieden. Das einzige Mittel der spanischen Dynastie gegen das Aufkommen der Revolution 

60. BUlows Telegramm an Radolin 16.4.98. Nr. 78; G .P. XV. 4142.
61. BUlows Telegramm an Wilhelm 11. 17 .4.98. BUlows Auffassung Uber das Handeln .Murawiews ist nur in 

dem Telegrammsentwurf enthalten. PA. Intervention, Bd. 5. 
62. TelegrammWillhelms II.an BÜiow 18.4. lbid. A. 4698; Vagts 11, S. 1305.
63. Was England betrifft, s. Balfours Telegramm an Pauncefote 15.4.98. Nr. 72 P.R.O.F.O. 5. War between 

the U .S. and Spain. Mediation proposals. Bd. 2517; in bezug auf Russland, s. Vauvineux (der französische 

Geschäftsträger in St. Petersburg) an Hanotaux 14.4.98 Nr. 36. D.D.F. Tome XIV. Nr. 155 und Rado­
lins Telegramm Nr 95 an A.A. 20.4.98. PA. Intervention, Bd. 6. A. 4796; vgl. Vagts 11, S. 1305-06.

64. Schulthess' Europäischer Geschichtskalender, Neue Folge Hrsgbn v. G. Ro/off (München 1899), S. 189.
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konnte man andererseits wie Murawiew darin sehen, dass die Königin die Führung der durch die 
Krise entstandenen patriotischen Bewegung übernehmen würde - ohne Rücksicht auf die Ge­
fahr eines möglicherweise verlorenen Krieges.65 So war Deutschland nicht nur über das Schick­
sal Spaniens, sondern auch Über das aller anderen europäischen Monarchien besorgt. Über­
raschenderweise wurde sehr wenig über den amerikanischen Gewinn an Einfluss in Latein­
amerika sowie Über die internationalen politischen Folgen eines potentiellen Krieges spekuliert. 
Der Kuba-Krise wurde nur eine regionale Bedeutung zugemessen, und für Deutschland bestand 
kein besonderes Interesse, sich darin einzumischen. 

5.2. Vermittlungstätigkeit zur Beendung des Krieges 

Nach der Schlacht in der Manila-Bucht nahm das Interesse der Grossmächte an dem Konflikt 
zu, denn das Krisengebiet befand sich in der Nähe des weltpolitischen Brennpunktes China. Die 
wichtigsten durch den Krieg hervorgerufenen Kooperationspläne der europäischen Mächte be­
trafen die Zukunft der Philippinen. (Die Philippinen-Frage wird in Kapitel 6.1. behandelt.) 

Besonders Deutschland bemühte sich, seiner Kompen�ationspolitik folgend, von der eventu­
ellen Teilung der Philippinen zu profitieren. Für die v\rwirklichung der deutschen Bestre­
bungen war die positive Einstellung der USA Hauptvoraussetzung. Deshalb war Berlin nicht 
interessiert, sich um einen für Spanien günstigen Frieden zu bemühen, sondern es begnügte sich 
zunächst, die Massnahmen der anderen Mächte zu beobachten. 

Schon seit Kriegsbeginn konnte man vermuten, dass es in erster Linie Frankreich sein werde, 
das sich wegen der wirtschaftlichen Verluste durch den Krieg anstrenge, den Frieden zu erhalten. 
Offiziell war Frankreich neutral, doch die Sympathien der Presse galten in hohem Masse Spa­
nien.66 Der spanische Gesandte in St. Petersburg war der erste, der eine Vermittlung durch
Frankreich erwähnte, ehe die Regierung in Madrid feststellte, dass er ohne Instruktionen ge­
handelt hatte.67 Hanotaux vertrat die Meinung, ein Beginn der Vermittlungstätigkeit in der
ersten Maihälfte sei verfrüht.68 Als die Gerüchte über die Aktivität Frankreichs nicht aufhören
wollten, wollte Berlin wissen, welche Vorteile Frankreich von Spanien für seine Vermittlungs­
tätigkeit eingeräumt würden.69 Diese Gerüchte wurden sowohl von Madrid als auch von Paris
aus dementiert. Der neue spanische Premierminister Sagasta wünschte die Unterstützung aller 
Grossmächte für die Friedensverhandlungen.70 Die Franzosen versicherten ihrerseits, eine
Vermittlung sei nur dann möglich, falls die beiden streitenden Seiten es wünschten .71

Nach der Schlacht in der Manila-Bucht passierte auf dem Kriegsschauplatz lange nichts mehr 
Entscheidendes, so dass für beide Seiten kein zwingender Grund bestand, sich um einen Waffen-

65. Bülows Telegramm an den Kaiser 16.4.98. G.P. XV. 4141. Wilhelm 11. schloss sich in seiner Randbe­
merkung der Meinung Murawiews an. 

66. Der deutsche Gesandte in Paris, Münster, an Hohenlohe 25.4.98. Nr. 109. A. 4987 und Nr. 110. A. 
4988. PA. Spanien Nr. 71. Bd. 1. 

67. RadolinsTelegramm an A.A. 7.5.98. lbid. Bd. 2. A. 5517.
68. Der französische Gesandte in St. Petersburg, Montebello, an Hanotaux 7.5.98. D.D.F. XIV. Nr. 180;

Hanotaux an den französischen Gesandten in Madrid, Patenotre, 12.5.98. lbid. Nr. 189.
69. Radowitz an Hohenlohe 14.5.98. Nr. 120. PA. Spanien Nr. 71. Bd. 3. A. 6017.
70. Radowitz' Telegramm an A.A. 25.5.98. Nr. 105. lbid. Bd. 4. A. 6311.
71. Münsters Telegramm an A.A. 26.5.98. Nr. 104. lbid. A. 6344.
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stillstand zu bemühen. Hanotaux äusserte Anfang Juni seine inoffizielle Meinung Über die 
Voraussetzungen für einen Waffenstillstand in einer für Spanien günstigen Weise. Seiner Mei­
nung nach hatte Spanien Kuba zu räumen, wo dann freie Wahlen durchgeführt werden sollten. 
Die Vereinigten Staaten sollten für die sog. kubanischen Schulden, die die spanische Regierung 
durch Emission von Obligationen zu verantworten hatte, die Garantie Übernehmen, In bezug 
auf die Philippinen durften die USA keine Forderungen stellen.72 Der Vorschlag von Hano­
taux hatte keine Erfolgschancen, denn die Bedingungen der USA waren schon viel härter. Nach 
McKinley setzten die Friedensverhandlungen die Unabhängigkeit Kubas und einen Stützpunkt 
auf den Philippinen voraus. Ausserdem sollten die USA Puerto Rico und eine Insel der Ladronen 
(Marianen) als Stützpunkt erhalten.73 Über diese von dem Gesandten Hay in London vorge­
tragenen Bedingungen informierten wiederum die englischen Gesandten die Kollegen in ihren 
Sitzen. Nach Holleben sei auch dies ein Ausdruck der englischen Bemühungen, die Beziehungen 
zu den USA zu verbessern. Es entspreche den deutschen Interessen, Frieden zu schliessen, bevor 
die Amerikaner noch grössere Erfolge erzielen würden. Indem die USA Puerto Rico für sich 
forderten, gefährdeten sie die Interessen aller an der Karibik interessierten Mächte, was ein 
Grund zur Kooperation sei. Der "kaiserliche Randbemerker" hielt jedoch eine Vermittlungs­
tätigkeit für unmöglich, es sei denn, beide Seiten wollten es.74 Der spanische Aussenminister
Almodovar lehnte die durch die Engländer inoffiziell vermittelten Waffenstillstandsbedingungen 
ab. Bitter behauptete er, sein Land sei z.T. wegen der Einstellung Englands in den Krieg ver­
wickelt worden und er sah das Verhalten der Engländer weiterhin nur als Ausdruck, d.eren Be­
ziehungen zu den USA zu verbessern. Es sei daher schwer für Spanien, an England zu appellie­
ren, um den Waffenstillstand herzustellen. Andererseits verlangten die Kriegsereignisse nach 
Meinung Almodovars keine Opfer oben dargestellter Art von seiten Spaniens.75

Die Madrider Regierung versuchte den Nachweis zu erbringen, dass die Interessen der euro­
päischen Mächte unter dem Einfluss der Amerikaner leiden. Dem misslungenen Versuch, die 
fremden Mächte zur Intervention in der Philippinen-Frage (siehe S. 101-02) zu bewegen, folgten 
die Bemühungen Spaniens, diese dazu zu bringen, dass sie ihre Interessen gegen die amerikanische 
Gefahr verteidigten, die auf das Mittelmeergebiet gerichtet war. Almodovar behauptete nämlich, 
dass die Amerikaner planten, für ihre Operationen auf der Pyrenäenhalbinsel Tanger zu erobern. 
Der Aussenminister hoffte, dass die fremden Mächte gemeinsam einer solchen Verletzung der 
Marokkanischen Neutralität entgegentreten würden. Er hatte den Verdacht, England sei Über 
den Plan informiert.76 Salisbury fand jedoch eine solche Vermutung lächerlich. Tanger sei für
England von solcher Bedeutung, dass seine Flotte sich unmittelbar in Bewegung setzen würde, 
falls ein Geschwader eines fremden Landes die Stadt zu erobern versuchte (die Randbemerkung 
des Kaisers: "Wenn England Tanger nimmt, muss es uns Kompensationen geben.") .77 Die
Furcht vor einer Operation der USA im Mittelmeer wuchs, nachdem Holleben Über den Be­
schluss, ein starkes Geschwader zur spanischen Küste zu schicken, berichtete. Als seine persön-

72. Porter an Day 7.6.98. NA/34/119/o.Nr.; Hanotaux' Notiz (note) 2.6.98. D.D.F. XIV. Nr. 208; Artikel
im Blatt "La Patrie" 6.6.98. lbid. Nr. 212.

73. Day an Hay 3.6.98. NA/77:Great Britain/91/S. 680-81.
74. Holleben an Hohenlohe 3.5.98. Nr. 92. A. 5924 PA. Spanien Nr. 71, Bd. 3; Hollebens Telegramm an

A.A. 5.6. Nr. 53. lbid. Bd. 5. A. 6743.
75. Radowitz an Hohenlohe 9.6.98. Nr. 152. lbid. Bd. 5. A. 7001.
76. Radowitz' Telegramm an A.A. 8.7.98. Nr. 141. lbid. Bd. 7. A. 8057
77. Hatzfeldt an A.A. 9.7.98. Nr. 178. lbid. Bd. 7. A. 8082.
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liehe Meinung äusserte der Gesandte, es sei nun der geeignete Zeitpunkt für eine Intervention 
der Grossmächte gekommen, vorausgesetzt, die Beteiligten wären einstimmig. Gegen die Ent­
sendung eines Geschwaders auf die europäischen Gewässer könnte man eine ablehnende Hal­
tung einnehmen, indem man sich auf die Monroe-Doktrin beruft.78

Bevor in Berlin der Vorschlag Hollebens eintraf, fand die Seeschlacht von Santiago statt, wo­
bei das spanische Atlantik-Geschwader zerstört wurde. Danach war Spanien gezwungen, den 
Frieden anzustreben. Richthafen, Vertreter BÜlows, lehnte den spanischen Vorschlag über eine 
für Spanien vorteilhafte Vermittlung durch die europäischen Kontinentalmächte ab, weil dies 
bedeutet hätte, u11ss sid1 die USA immer mehr an England orier:itierten. Eine Vermittlung durch 
England allein hätte wiederum für die USA günstige Bedingungen bedeutet. Richthafen schlug 
Spanien vor, sowohl an die Kontinentalmächte als auch an England zu appellieren, was auch die 
Beteiligung Deutschlands bewirken würde.79 Aussenminister Almodovar meldete dann auch
zurück, seine Regierung appelliere an alle Grossmächte. Insbesondere war er von der Bereit­
schaft der neuen französischen Regierung überzeugt, Spanien bei der Herstellung günstiger 
Rahmenbedingungen zu helfen.80 Trotz dem Versprechen Almodovars ersuchte der spanische
Gesandte in Paris am 19. Juli nur Frankreich um offizielle Vermittlung. Das Ersuchen sollte 
über Cambon, den fran;:ösischen Gesandten in Wash in�ton, der auch Geschäftsträger für Spanien 
war, gestellt werden. Der Über die Angelegenheit informierte Gesandte hielt es für nützlich, den 
Vorschlag so rechtzeitig zu machen, dass die USA k�ine weiteren Kriegserfolge verbuchen 
könnten.81 Von den europäischen Staaten war gerade Frankreich Über die Möglichkeit besorgt,
dass ein amerikanisches Geschwader ins Mittelmeer einlaufen könne. Schon im Mai hatte man 
darüber sowie Über die Abtretung der spanischen Mittelmeer-Besitzungen an die USA disku­
tiert.82 Münster, der deutsche Gesandte in Paris, berichtete in seinem Rapport vom 23. Juli, der
also vier Tage nach dem durch Spanien an Frankreich weitergeleiteten Waffenstillstandsangebot 
datiert war, Aussenminister Delcasse habe auf einen baldigen Frieden gerade wegen der genannten 
Gefahr gehofft. Wie Holleben wollte auch Delcasse' an die Amerikaner unter Hinweis auf den 
Inhalt der Monroe-Doktrin appellieren. Von seiten Spaniens seien jedoch keine Vermittlungs­
vorschläge gemacht worden .83

Der spanische Vorschlag eines WaffeQstillstandes stützte sich auf die Tatsache, dass der 
kubanische Aufstand Anlass des Krieges gewesen war. Nun war Spanien bereit, Kuba zu be­
frieden, so dass es nicht mehr sinnvoll war, den Krieg fortzusetzen.84 Oben (S. '72) ist darge­
stellt, unter welchen Bedingungen die USA zum Waffenstillstand bereit waren;Dass Spanien 
sich in der Waffenstillstandsfrage nur an Frankreich wendete, liess in England und Italien Be­
denken entstehen, Frankreich wolle auf dem Mittelmeer seinen Gewinn daraus ziehen.85 In
Berlin rief die Massnahme Spaniens keine Proteste hervor. 1 m Gegenteil; nun konnte man sich 
auf die Kompensations- und '.'Veltpolitik konzentrieren, ohne die negativen Auswirkungen einer 
Vermittlungstätigkeit befürchten zu müssen. 

78. Holleben an Hohenlohe 1.7 .98. Nr. 139. lbid. Bd. 7. A. 8221. Derselbe an denselben 10.7.98. Nr. 146.
A. 8523. lbid. Bd. 8.

79. R ichthofens Telegramm an Radowitz 16.7 .98. lbid. Bd. 8.
80. Radowitz an Hohen lohe 17 .7 .98. Nr. 180. lbid. A. 8481.
81. Delcasses Telegramm an Cambon 19.7 .98. D.D .F. XIV. Nr. 260.
82. Cambon an Hanotaux 20.5.98. lbid. Nr. 196.
83. Münster an Hohenlohe 23.7 .98. Nr. 181. PA. Spanien Nr. 71. Bd. 8. A. 8617.
84. Delcasse' an Cambon 25.7 .98. D .D .F. XI V. Nr. 265; vgl Foreign Relations 1898, S. 819-20.
85. Radowitz an Hohenlohe 23.7.98. Nr. 184. PA. Spanien Nr. 71. Bd. 8. A. 8727; Wolf! an Salisbury 29.7.

98. No. 252. P .R .0 .F .0. 72. General correspondence, Spain. Diplomatie telegrams Bd. 2064.



6. DEUTSCHLANDS KOMPENSATIONSPOLITIK IM PAZIFIK

6.1. Deutschlands Verhalten zur Philippinen-Frage 

6.1.1. Vor dem Krieg 
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Die Zukunft der Philippinen interessierte Deutschland aus wirtschaftlichen und strategischen 

Grtlnden. Der Besitz der Inselgruppe, oder eines Teils davon, würde Vorteile mit sich bringen 

für die Organisation des Güterverkehrs, des Informationsflusses und die Intensivierung der 

Flottenversorgung zwischen den Besitzungen Deutsch-Neu-Guineas, des Kaiser-Wilhelm-Landes, 

des Bismarck-Archipels und einem Teil der Salomon-lnseln, den Marshall-lnseln und Chinas 

einerseits, in bezug auf die Seeverbindung Über den westlichen Weg nach Ostasien nach dem Bau 

des Panamakanals andererseits. Zudem war die Auffassung der Deutschen Über die Konkurrenz 

der Grossmächte und der Aufrechterhaltung ihres Gleichgewichts in Ostasien derart, dass keiner 

seiner härtesten Konkurrenten Teile spanischer Besitzungen ohne Kompensationen an Deutsch­

land erhalten sollte. 

Nachdem die Situation auf den Philippinen wegen des Aufstandes und dann wegen des 

Krieges chaotisch geworden war, hatte Deutschland auf den Inseln keine besonders grossen 

ökonomischen Interessen wahrzunehmen. 1 n der Aussenhandelsstatistik der Philippinen lag 

Deutschland im Jahre 1896 erst an siebter Stelle. 

TABELLE 2.Gesamthandel einiger Länder mit den Philippinen 1894-1896 (in tausend US-
Dollar) 

1894 1895 1896 

Spanien 8710 8887 11714 

Grossbritannien 11234 9976 10054 

USA 4851 5145 4878 

Frankreich 1132 1473 1966 

Kanada 1242 

Japan 750 722 1050 

Deutschland 790 970 970 

Der Export machte etwa 3/4 des deutschen Handels aus, hauptsächlich Erzeugnisse der Eisen­

und Stahlindustrie, sowie Textilien. Die wichtigsten Importprodukte waren Hanf (über 50 % 

des Einfuhrwerts) und Zigarren. Für die USA waren die Philippinen fast nur eine Rohstoff. 

quelle, denn der Anteil der amerikanischen Einfuhr (in erster Linie Rübenzucker und Hanf) 

machte ca. 98 % des Gesamthandels aus.1

1. Frank H. Hitchcock, Trade of the Philippine lslands. Bulletin No. 14. U.S. Department of Agriculture. 

Section of Foreign Markets (Washington 1898), s. 82-87; Bernhard Zims, Die Grossmächte und der 

Spanisch-Amerikanische Krieg (Diss. Munster 1929), S. 102. 



94 

' .,�c:::, 0 

.,\,v :Jolo 
�V • 

�Tawitawi 

Karte 5: Philippinen, Palawan und Sulu-lnseln. 

J.[_ 



95 

Im Handelsvolumen blieb Deutschland also deutlich hinter seinen wichtigsten Rivalen zurück, 
doch wollte es seine Position stärken. Die an Kolonien interessierten Kreise waren sich der 
Naturreichtümer des Archipels bewusst. Die Kohlevorkommen auf der Insel Cebu galten als 
bedeutend, zumindest für die Küstenschiffahrt und Industrie. Für die Nutzbarmachung der Öl­
vorkommen war eine Gesellschaft gegründet worden.2 Das von vier Personen im Jahre 1896 zur
Ausbeutung der Goldvorkommen gegründete Syndikat fand einen Finanzier in der rheinischen 
und westfälischen Grossindustrie. Die Pläne des Syndikats erstreckten sich auch auf die Eisen­
und Kupferproduktion. Das Eisenerz sollte in Kiautschou verarbeitet und in China abgesetzt 
werden.3

Das deutsche Aussenministerium musste zu der Philippinen-Frage schon im Jahre 1896 
Stellung nehmen, als die Aufständischen den damaligen Kreuzergeschwaderkommandeur, 
Admiral Tirpitz, gegen die spanische Unterdrückung um Unterstützung baten. Der Appell er­
reichte nicht das Ziel, das die Aufständischen sich erhofft hatten.4 Ebensowenig Erfolg hatten 
die von der philippinischen Exilkommission dem Kaiser sowie die von den Aufständischen dem 
Konsul Knappe in Hongkong Anfang 1897 vorgelegten ähnlichen Appelle, in denen zudem 
Deutschland gebeten wurde, sich mit anderen Mächten in Verbindung zu setzen.5 Deutschland
hatte keinen Anlass, Spaniens Rechte anzutasten, solange seine eigenen Interessen nicht deut­
lich gefährdet waren; ausserdem wurde die Meinung vertreten, Spanien sei imstande, den Auf­
stand zu unterdrücken. Im Aussenministerium war man auf Grund der Berichte der Konsuln 
und der Vertreter der Flotte Über den Verlauf des Aufstandes gut unterrichtet und Über dessen 
eventuelle Gefahr für die spanische Krone oder die Interessen Deutschlands informiert. Nach­
dem zwei auf den Philippinen tätige Gesellschaften das Auswärtige Amt baten, ein Kriegsschiff 
zum Schutz der Deutschen zu entsenden, wurde beim Konsul in Manila, Spitz.angefragt, ob er 
eine solche Massnahme für nötig hatte und ob er wolle, <::lass ein Beamter (Spitz war Geschäfts­
mann) das Konsulat übernähme. Spitz verneinte beide' Anfragen. Als er jedoch schon im 
November "sehr besorgt" war, lief der Kreuzer "Arcona" von Hongkong nach den Philippinen 
aus. Ende Dezember wurde er durch die "lrene" unter dem Kommando von Tirpitz abgelöst.6

In seinem ausführlichen Bericht über die militärische Lage auf den Philippinen im Januar 1897 
hielt Tirpitz Manila für nicht sehr gefährdet; ebensowenig sei eine fortdauernde Anwesenheit 
eines deutschen Kriegsschiffes nötig. Die spanische Vorherrschaft sollte dennoch in Frage ge­

stellt werden - was schon in Kuba der Fall gewesen war-, weshalb es galt, genaue Informatio-
nen Über die Verhältnisse auf den Philippinen einzuholen. Die Flotte war schon auf Verände­
rungen der Lage insofern gefasst, als die Operationspunkte in der Inselgruppe schon bestimmt 
waren. Die Bewegungen der deutschen Kriegsschiffe in den philippinischen Gewässern erweckte 

2. Deutsches Kolonialblatt, Amtsblatt für die Schutzgebiete des Deutschen Reichs. Herausgegeben in der 

Kolonialabteilung des Auswärtigen Amts. Berlin 1896, S. 717-718. 

3. Herrmann, einer der GrUnder des Syndikats, an Konsul KrUger 25.1.1899. ZStA, Auswärtiges Amt, Nr. 

13059 81. 189-191. 

4. Alfred von Tirpitz, Erinnerungen. Berlin 1919, S. 159. 

5. Exilkomission an Wilhelm 11. 29.1.97. PA. Spanische Besitzungen in Asien Nr. 1. Akten betr. allgemeine 

Angelegenheiten der Philippinen. Bd. 5. A. 3561; Knappe an Tirpitz 31.1.97. BA-MA. Nachlass 253: 

Alfred von Tirpitz. 45: Akten betr. Ostasien und K iautschou. 

6. Knappe an A.A. 7.10. und 21.11.96. ZStA. Auswärtiges Amt, Nr. 35971; Jaeschke an Marschall 29.12. 

96. ZStA. Auswärtiges Amt, Nr. 40157. 
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Misstrauen über eine Zusammenarbeit mit den Aufständischen bei den Spaniern, worüber neben 

Tirpitz auch der deutsche Gesandte in Tokio berichtete.7

Die deutschen Konsuln gaben ziemlich widersprüchliche Informationen über die militärische 

Lage während des Aufstandes. Konsul Spitz hielt Mitte März die Situation wieder für so ernst, 

dass er bat, ein Kriegsschiff zum Schutz der Deutschen zu entsenden, falls der Misserfolg der 

Spanier anhalten sollte. 1 n den Häfen von Manila befanden sich schon zwei englische und ein 

japanisches Kriegsschiff. Spitz hatte die Situation offenbar falsch eingeschätzt, denn nach 

knapp zwei Wochen war der Aufstand - ihm zufolge - fast zu Ende.8 Auf Tirpitz' Befehl be­

richtete der Konsul auch der Flotte über die Lage auf den Philippinen. Im Verlauf des Sommers 

1897 konnte er nur melden, dass der Aufstand heftig weitergehe, doch bat er nicht mehr um 

Kriegsschiffe zur Sicherung deutscher I nteressen.9 Die Unruhen ebbten im Dezember 1897 fast

ganz ab, als die Aufständischen und die Spanier einen Vertrag abschlossen; die Lage auf den 

Philippinen wurde für die Grossmächte erst interessant, als sich die Beziehungen zwischen den 

USA und Spanien anspannten. Als der Leiter der politischen Abteilung von The Times die 

kritische Situation Spaniens behandelte, schrieb er, er habe dem Aufstand der Philippinen nur 

wenig Aufmerksamkeit gewidmet, weil dieser Konflikt nur von lokaler Bedeutung sei.10

Der Bericht des deutschen Konsuls in Hongkong Anfang März 1898 bewirkte, dass das fort­

dauernciP. Interesse der Wilhelmstrasse sich auf die Philippinen richtete. Nach dem Rapport 

hatten vier amerikanische Kriegsschiffe, von denen zwei in Hongkong waren, den Befehl er­

halten, sich auf einen Angriff auf Manila vorzubereiten. Als eine Informationsquelle gab der 

Konsul die amerikanischen Konsuln an. Bülow leitete die Meldung an den Kaiser weiter, der in 

seiner Randbemerkung Radowitz, den deutschen Botsch,after in Spanien, oder den dortigen 

Militärattache' beauftragte, die Meldung als eine persönliche Warnung des Kaisers der spanischen 

Königin mündlich vorzutragen. Der letzte Satz der Randbemerkung lautete typisch tempera­

mentvoll: "Diese Hall unken von Yankees wollen den Krieg! "11 Radowitz folgte dem Befehl, und

die Königin liess dem Kaiser "ihren wärmsten Dank" zukommen. Ermutigt durch die impulsive 

Sympathie Wilhelms II. trug die Königin ihrerseits ihre "ganz persönliche Bitte" vor, ein oder 

mehrere deutsche Kriegsschiffe zu den Philippinen zu entsenden.12 Am spanischen Hof kalku­

lierte man offenbar, dass das von den Grossmächten so offen gezeigte Interesse seinerseits die 

USA von kriegerischen Aktionen abhalten würde. 

Die Nachricht über den Einsatzbefehl amerikanischer Schiffe war in relativ hohem Masse ab­

gesichert, weil Hol leben, nach seinen eigenen Worten, darüber in einer Londoner ·Zeitung ge­

lesen habe. Der Gesandte glaubte jedoch nicht an die kriegerischen Absichten des Weissen 

Hauses, auch wenn die Vorbereitungen liefen. Im US-Aussenministerium wurde ihm versichert, 

verschiedene Pläne in bezug auf die Philippinen entsprächen nicht der Regierungspolitik. Auch 

alle anderen offiziellen Verlautbarungen waren völlig friedlich, worauf man sich, nach Holleben, 

7. Tirpitz an den kommandierenden Admiral 18.1.97. Nr. 19. PA. Span. Bes. in Asien Nr. 1. Bd. 4; Leyden
an Hohenlohe 23.3.97. A 50. lbid. Bd. 5. A 5614.

8. Spitz an Hohenlohe 17 .3.97. Nr. 22. lbid., A 5080; Spitz an Hohen lohe 29.3.97. Nr. 27. lbid. A 5615.
9. Spitz an Zey (Kommandeur des Kreuzergeschwaders) 28.4.97. lbid., A 9922. 
10. Radowitz an Hohenlohe 29.10.97. Nr. 203. The Times vom 26.10.97 als Anlage. PA. Spanische Besit­

zungen in Amerika. Nr. 2. Akten betreffend: Intervention der Europäischen Mächte zu Gunsten der Er­
haltung Kubas für die Spanische Monarchie. A 12834. Bd. 1.

11. Langer5 Telegramm Nr. 3 an A.A. 2.3.98. PA. Spanische Besitzungen in Asien Nr. 1, Bd. 6. A 2564.
12. Radowitz an A.A. 4.3.98. Telegramm Nr. 18. lbid., A 2676.
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nicht ganz verlassen könne. Ein Angriff nur mit vier Kriegsschiffen sei vom Standpunkt der 

Amerikaner "abenteuerlich" und recht "bedenklich". Andererseits konnte der Plan auch gut 

sein, falls die USA sich einen wichtigen Stützpunkt in Ostasien sichern wollten und Spanien 

Gebiete an sie abtreten musste. Letztere Meinung kommentierte Wilhelm II. mit einer ener­

gischen Randbemerkung: "Das dürfen die Yankees nicht, denn Manila müssen wir einmal 

haben!"1 3  

Obwohl solchen Randbemerkungen des Kaisers keine orakelhafte Bedeutung zugemessen 

werden kann, war es eine Tatsache, dass man im Auswärtigen Amt unter der Leitung des Kai­

sers anfing, die Möglichkeiten zu untersuchen, wie die ganze Inselgruppe oder Teile davon zu 

erwerben seien. In seinem Memorandum an das Auswärtige Amt zeigte der frühere langjährige 

deutsche Gesandte in Peking und Kenner der ostasiatischen Politik, Max von Brandt, die Ull­

möglichkeit des Gedankens auf, die ganze Inselgruppe an Deutschland abzutreten. Nach Brandt 

könnte der Erwerb der Philippinen durch eine andere Macht als Spanien zu einem Konflikt mit 

Japan führen. Auch die USA wären gegen eine solche Lösung, und Deutschland würde keine 

Verbündeten gegen die Amerikaner finden. Auch von englischer Seite war eine feindselige Reak­

tion zu erwarten. Somit würden alle drei Mächte gegen Deutschland handeln. Neben diesen 

Reaktionen der Grossmächte hielt Brandt einen Erwerb der ganzen Inselgruppe wegen der an­

dauernden Unruhen für ungünstig. Mit den die Unabhängigkeit anstrebenden Eingeborenen 

käme es zu nur schwer zu lösenden Schwierigkeiten. Ebenso wenig war nach Brandt die Er­

richtung von Stützpunkten zu empfehlen, weil, um diese zu halten, dies die ununterbrochene 

Präsenz starker Marineeinheiten wegen konkurrierender Flotten voraussetzen würde.14 

Das Auswärtige Amt wurde auch Über Meinungen unterrichtet, die die Errichtung von 

Stützpunkten befürworteten. Der Kommandeur des deutschen Asien-Geschwaders, Prinz 

Heinrich, telegrafierte von Hongkong aus, ein deutscher Geschäftsmann habe "in glaubwür­

digster Weise" versichert, dass der Aufstand berechtigt sei und die Filipinos sich die Protektion 

einer anderen europäischen Macht, besonders die Deutschlands wünschten. In dieser Form 

ist das Telegramm auch in der Reihe 'Die Grosse Politik' abgedruckt worden,15 doch nicht 

seine Fortsetzung, in der Heinrich die Vermutung äusserte, dass dann der Höhepunkt,der 

Krise zu erwarten sei, wenn die amerikanischen Kriegsschiffe vor Manila auftauchen.16 Viel­

leicht wäre es nach der Meinung des Prinzen von Preussen besser gewesen, Deutschlands Inter­

vention vor dem Angriff der Amerikaner zu verwirklichen, doch der Kaiser vertrat die Ansicht, 

dass Deutschland auch leichter auf den Philippinen Fuss fassen könnte. Nach Bülow hatte Tir­

pitz im April 1898 dem Kaiser versichert, dass Deutschland Manila, das von gewaltigem Nutzen 

sein werde, erhalten müsse. Der Kaiser war jedoch überzeugt, dass die Amerikaner in Manila 

eine Niederlage hinnehmen müssen, aber Spanien den Aufstand nicht unterdrücken könne, 

sondern als Folge davon Manila verlieren würden. Dann "würde uns Manila als reife Frucht in 

den Schoss fallen".1 7  Der Kaiser wollte also eine ähnliche "Erntetechnik" anwenden wie die 

Amerikaner auf Kuba. Sogar die deutsche Presse konnte das neue Aufflammen des Aufstandes 

13. Holleben an A.A. 4.3.98. Telegramm Nr. 9 .  lbid., A 2639; Holleben an Hohenlohe 5.3.98. (eingeg. 

18.3.). A 42, lbid., A 3318. 

14. Brandt an A.A.,eingeg. 7 .4.98. lbid.,A 4248. 

15. Die Grosse Politik der Euro päischen Kabinette 1871-1914. Band XV. Berlin 1 9 24, S. 34, Fussnote. 

16. Prinz Heinrich an Bülow 11 .4.98. PA. Span. Bes. in Asien Nr. 1. Bd. 6. A 4430. 

17. Bernhard von Bülow, Denkwürdigkeiten 1. Hrsg. Franz von Stockhammern (Berlin 1930), S. 221.
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mit den amerikanischen Kriegsplänen in Verbindung bringen. So prophezeite die 'Vossische 
Zeitung' schon Ende März, dass die Philippinen der erste Kriegsschauplatz sein werden. Das Blatt 
war überzeugt, dass Spanien Kuba und die Philippinen verlieren würde, falls ein Krieg aus­
brechen sol lte.18 

6.1.2. Die die Teilung und/oder Neutralität der Philipp-inen betreffenden Pläne 

Die totale Niederla!]e Spaniens in der Manila-Bucht bedeutete einen Wandel auch in den 
Plänen der Deutschen, bzw. des Kaisers. Sowohl in den von der deutschen Presse in den auf die 
Schlacht folgenden Tagen, vorgebrachten Vermutungen, als auch in den Aktivitäten der aussen­
politischen Führung kam die Unsicherheit Über die Zukunft der Philippinen zum Ausdruck. Man 
glaubte n icht, dass die USA die Inselgruppe einnehmen würden, sondern dass sie ihren Erfolg aus­
nutzen würden, indem sie schwere Friedensbedingungen an Spanien stellten oder indem sie mit der 
Inselgruppe Tauschhandel mit den Grossmächten, vor allem mit England, betreibten würden.19

"Man war es nicht gewohnt, die USA als einen Konkurrenten im Fernen Osten zu betrachten, 
und man war am Anfang nicht imstande, einen solchen Möglichkeit einzukalkulieren. 

[s bestanden im Auswärtigen Amt Befi'ircht11ngen, da;s besonders England auf den Philip­
pinen Fuss fasst. Insbesondere die Spanier verbreiteten sehr gern Gerüchte dieser Art, um die 
anderen europäischen Mächte zum Bündnis gegen das proamerikanische England zu bewegen. 
Z.B. der Kolonialminister Moret äusserte die Vermutung, dass England Besitzungen auf den 
Philippinen erwerben würde, woraufhin die USA Kompensation von den Kanarischen Inseln er­
hielten.20 Es war auch im Einklang mit den Interessen Russlands, die Massnahmen Englands,
seines schlimmsten Konkurrenten in Ostasien, in Frage zu stellen. So vermutete der Aussen­
minister Murawiew, dass die USA von Manila Geld wollten. Da Spanien nicht zahlungsfähig war, 
würde England die Stadt aufkaufen. 21 Nach Gerüchten aus Washington glaubte man dort inner­
halb des diplomatischen Corps, dass England und die USA Über die Inselgruppe verhandeln. 
Bülow forderte Hatzfeldt auf, in London die Richtigkeit solcher Informationen zu untersuchen. 
Falls die Inseln des Pazifiks aufgeteilt würden, solle keine Unklarheit darüber bestehen, dass 
Deutschland nicht die Absicht habe, bei der Verteilung leer auszugehen.22 Hatzfeldt glaubte
nicht daran, dass England mit den Vereinigten Staaten eine solche Zusammenarbeit vereinbart 
hätte, fÜr die England als Belohnung Kompensationen von den Philippinen erhielte. Salisbury 
hatte auch sonst genug Schwierigkeiten mit den Kolonien. Es wäre etwas anderes, wenn Eng­
land Besitzungen ohne schwierige Gegendienste erhielte. Salisbury könnte sehr wohl bereit sein, 
die Philippinen einzunehmen, um so einen positiven aussenpolitischen Beweis als Gegengewicht 
fÜr seine in Ungnade gefallene, nachgiebige China-Politik zu erbringen. Der Gesandte stellte die 
Bitte, Salisbury ein solches Bild geben zu dürfen, dass er aus eigener Initiative, ohne offizielle 
Ermächtigung, die Frage diskutiert. Ausserdem hielt er es für einen Vorzug, schon Kompensa-

18. Vossische Zeitung 23. 4.1898, Nr. 140.
19. Siehe z.B. Vossische Zeitung 4.5.1898, Nr. 206; Kölnische Zeitung 5.5.1898, Nr. 434.
20. Radowitz an AA 3.5.1898. PA. Akten betreffend den Krieg zwischen Spanien und den Ver.St. von

Nordamerika im Jahre 1898. Spanien Nr. 71. Bd. 2, A 5369.
21. Radoli11 an AA 6.5.1898, Telegramm Nr. 106, lbid., A 5493.
22. Bülow an Hatzfeld\ 8.5.98. Nr. 140. PA. Span. Bes. in Asien Nr. 1. Bd. 6.
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tionen besprechen zu dürfen, die Deutschland bekommen sollte, falls die Philippinen von Eng­

land erworben würden. Nach Ansicht des Gesandten sei es nun der richtige Augenblick,· wenig­

stens auf Samoa Ansprüche zu erheben.23 1 n seiner Antwort hielt Bülow diesen Anspruch für zu

bescheiden, falls England in der Tat beabsichtigte, "die Hand auf den Philippinen-Archipel zu 

legen". Mit Rücksicht auf den bedeutenden deutschen Handel habe Deutschland wenigstens 

eine der wichtigsten Inseln der Philippinen für sich zu fordern ( Randbemerkung des Kaisers: 

"Ja!"). Dennoch behauptete Salisbury, dass in den Regierungskreisen nicht über solche An­

sprüche auf den Archipel verhandelt worden sei, was wiederum Wilhelm 11. in seiner Randbe­

merkung überhaupt nicht für wahr hielt. Der englische Premierminister meinte, er wisse nicht, 

wie die Regierung reagieren würde, wenn die USA ihr die Philippinen anbieten würden, weil dar­

über nicht diskutiert worden sei.24 

Als BÜiow Wilhelm II. den Gang der Verhandlungen darlegte, kam er zu dem Schluss, den 

Vorschlag zur Entsendung auch der restlichen Schiffe des deutschen Asien-Geschwaders von der 

chinesischen Küste zu den Philippinen zum Schutz der Handelsinteressen zu unterbreiten, wozu 

der Kaiser ohne Vorbehalt beistimmte.25 Die Entsendung der ersten beiden Schiffe, der "lrene"

und de "Cormoran", hatte der Kaiser schon Ende April verfügt.26

In seinen "Denkwürdigkeiten" beschuldigt Bülow den Kaiser allein des Geschwadermanövers, 

das sich später in bezug auf die amerikanisch-deutschen Beziehungen als ein misslungener Ver­

such erwies. Laut ihm wollte der Kaiser das Geschwader in die Nähe der Kriegsbühne haben, 

damit es nützliche Erfahrungen sammeln könnte.27 Diese Stelle der "Denkwürdigkeiten" kann

erstens deswegen kritisiert werden, weil sie nicht die wirklichen Ziele Deutschlands offenbart, 

und zweitens, weil sie ein falsches Bild von der Rolle Bülows selbst im Vorgang vermittelt. Auch 

Tirpitz gibt zweifelhafte Informationen in seinen Erinnerungen, wenn er behauptet, dass die 

Wahrnehmung der deutschen Machinteressen auf den Philippinen nicht ernsthaft in Erwägung 

gezogen worden wäre.28 Auch Vagts dürfte einen Fehlschluss ziehen, wenn er behauptet, das

Geschwader sei abkommandiert worden, weil Bülow den flottenpolitischen Forderungen Wil­

helms II. nachgegeben hätte.29 Ein einseitiges Bild von dem Vorgang, der zur Entsendung des

Geschwaders führte, wird auch von den Herausgebern der Reihe "Die Grosse Politik" gegeben, 

wenn sie schreiben, dass man nur bestrebt war, die wirtschaftlichen Interessen derjenigen Deut­

schen, die durch den Aufstand gefährdet waren, zu sichern.30 Es handelte sich um die Ver­

wirklichung der "Weltpolitik", für die auch Holstein in diesem Falle eintrat. In bezug auf die 

Philippinen-Frage schien es zu der Zeit möglich, den dem Monarchen günstigen Nationalismu5Zu 

23. Hatzfeldt an AA 9.5.1898, Telegramm Nr. 114. PA. Span. Bes. in Asien. Nr. 1. Band 6. A 5623. 

24. BUlow an Wilhelm II. 12.5.1898. lbid. Bd. 7. In der Korrespondenz zwischen Pauncefote und Foreign 

Office werden solche Verhandlungen nicht erwähnt. In seinem Brief an Lascelles. den enqlischen Ge­

sandten in Berlin, meinte Salisbury, er glaube nicht daran, dass die USA die Absicht haben, die Philip­

pinen England anzubieten, wozu - nach ihm - die Amerikaner auch kein Recht gehabt hätten. Salis­

bury an Lascelles 11.5.1898. P .R .0. Foreign Office. 244. Despatches from For. Off. Embassy and 

consular archive. Germany, correspondence,Secr. Nr.109 a. 

25. Bülow an Wilhelm 11. 12.5.1898. PA. Span. Bes. in Asien Nr. 1., Bd. 7. 

26. Jaischke (vom Büro des kommandierenden Admirals) an Bülow 20.8.1898. PA. Spanien Nr. 71. Bd. 10, 

A 9692.

27. Bülow 1, S. 221.

28. Tirpitz, S. 159. 

29. Vagts 11,S.1327. 

30. Die Grosse Politik, XV, S. 33, Fussnote. 
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erwecken, oder m.a.W. die Aussenpolitik zur Unterstutzung der Innenpolitik im sozialimperia· 
listischen Sinne zu benutzen.31

Die Grundlage aller weiteren Massnahmen Deutschlands bildete die Überzeugung, dass Spa­
nien die Philippinen verlieren würde, entweder dadurch, dass die USA die Inselgruppe erobern 
oder die Aufständischen die spanische Macht Überwinden würden. Fiir letztere Annahme sprach 
die Meldung Krügers (des deutschen Konsuls in Manila), nach der die spanische Herrschaft in­
folge des Aufstandes untragbar geworden sei. Die Aufständischen wollten Unabhängigkeit. Sie 
waren nicht bereit, die spanische Herrschaft gegen eine andere einzutauschen, aber sie wollten 
vielleicht die deutsche Protektion, indem sie einen deutschen Prinzen zum König wählen 
wollten. Der Bericht Krügers veranlasste Bülow, die Hauptzüge der zukünftigen deutschen 
Philippinen-Politik zu entwerfen. Dieser wies auf die Selbständigkeitsbestrebungen der Tagalen 
hin und prophezeite grosse Schwierigkeiten für England oder die USA, falls sie den Archipel in 
Besitz nehmen würden. Bülow erwähnte diese Alternative nur kurz und stellte dann fest, die 
Herrschaft über die Philippinen hänge letzten Endes von der Vorherrschaft auf den Weltmeeren 
ab. Der Aussenminister wusste, dass sein Kaiser ihm mit Sicherheit zustimmen würde,zumal er 
noch hinzufügte: "Auch hier bewahrheitet sich Euerer Majestät Wort, dass Seemacht Reichs­
macht ist."32 Dass Bülow die Mahansche Auffassung teilte, zeigt die aktive Beteiligung Bülows
an den die Philippinen betreffenden Plänen, obgleich es um rl ie 7 .T. tyrisr.hP. "BP.handlung" 
des Kaisers ging. 

Nach dem Plan des Aussenministers wäre Deutschland nicht in der Lage, die Philippinen 
allein zu erwerben, auch wenn es von allen Eingeborenen unterstützt würde. Die anderen Gross­
mächte würden es nicht zulassen. Diese seine Auffassung erläuterte Bülow im Sinne des oben 
angeführten Zitats: "Auch hier zeigt sich wieder, wie sehr die wahren deutschen Nationalinter­
essen dadurch geschädigt worden sind, dass Unverstand und Trägheit solange die Verwirkli­
chung für die Verstärkung der deutschen Seemacht verhindert haben."33

Admiral Diederichs sollte jedoch auf die Philippinen entsandt werden, um die Situation der 
Spanier sowie die Gesinnung von Eingeborenen und Fremden zu analysieren. Das Geschwader 
sollte auch die deutschen Interessen schützen. Man vermutete, dass Deutschland mehr be­
komme, wenn es auch anderen etwas anbiete, als wenn es alles selbst beanspruche. Es würde der 
Seemacht-Taktik entsprechen, wenn Deutschland sich mit England und den USA, die nach 
Bülows Verdacht zusammenarbeiteten, oder allein mit England verbündete. Der Minister liess 
die früheren Verbündeten Deutschlands im Fernen Osten, Frankreich und Russland, ausser 
acht, weil ihre Seemacht schwächer war. 

Durch die Zusammenarbeit der Grossmächte sollte der Archipel neutralisiert, bzw. die 
Garantie der Unabhängigkeit des Archipels unter dem Schutz der Seemächte angestrebt werden. 
Die Lösung war insofern interessant, als dadurch die Grossmächte die "stille Hoffnung" hegen 
konnten, nach und nach ihren Einfluss auf den Archipel zu stärken. Das war besonders für 
Deutschland günstig, weil sein Einfluss auf den Weltmeeren kräftig zunahm. 

Mit Verhandlungen sollte erst angefangen werden, nachdem der Krieg schon entschieden sei, 

31. Peter Winzen, Die Englandpolitik Friedrich von Holsteins 1895-1901 ( Köln 1975), S. 187-88.
32. Bülow an Wilhelm 11.14.5.1898. G.P.XV, Nr. 4145.
33. lbid., S. 37.
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z.B. nach der Niederlage der spanischen Atlantik-Flotte.34 Hatzfeldt sollte sich informieren
lassen, ob England für den Neutralisierungsplan sei, oder ob es den Standpunkt vertrete, dass
keine Grossmacht Besitzungen auf den Philippinen bekäme. In seinen Anleitungen erklärte BÜ­

iow, die Neutralisierung bilde einen Übergang zur Teilung des Archipels.35 Wie Lepsius und
andere darstellen, legte der Gesandte den Plan nicht vor - offensichtlich auf Grund einer frü­
heren Begegnung mit Sal isbury.36 Auch in den Akten des Foreign Office wird der Plan nicht er­

wähnt.
Der Krieg schritt nach der Schlacht in der Manila-Bucht vielleicht langsamer voran als er­

wartet. Besonders auf der Kriegsbühne der Philippinen geschah nichts Entscheidendes, was da­
zu beitrug, dass die Grossmächte nicht Über die Zukunft des Archipels untereinander verhandel­

ten. 
Das Auswärtige Amt erhielt in erster Linie Informationen Über die spanischen Lösungs­

modelle. Während einer Diskussion mit Radowitz schlug der spanische politische Schriftsteller 
und Kenner der Kolonien Reparaz eine Zusammenarbeit zwischen Frankreich, Deutschland und 
Russland sowie einen kollektiven Besitz der Philippinen vor. Reparaz deutete noch an, dass der 
spanische Gesandte in Paris sehr freundschaftlich Frankreich gegenüber gesinnt sei und gern bei 
einem französischen Erwerb des Archipels mitwirke.37 In seinem Bericht an den Kaiser erklärte 
Bülow, dass diese Andeutung den vom Gesandten Münster aus Paris übermittelten Informa­
tionen widerspreche, nach denen Aussenminister Hanotaux die Gerüchte Über die die Philippi­
nen betreffenden Verhandlungen zwischen Frankreich und Spanien entschieden dementierte. 
England verfügte Über eine übermächtige Flotte - auch im Vergleich mit der gemeinsamen 
Macht vieler europäischer Mächte. Nach Meinung Bülows hinderte ausschliesslich diese Tatsache 
Frankreich, allein die Philippinen, oder Teile davon, in seinen Besitz zu bringen. Russland 

wiederum liess die Kooperation seiner Verbündeten mit seinen schlimmsten Konkurrenten 
nicht zu.38 Der italienische Aussenminister Lanza erzählte dem dortigen deutschen Gesandten, 

der spanische Gesandte habe den Wunsch seiner Regierung vorgebracht, dass alle Grossmächte 
die Philippinen teilten, damit sie nicht den Aufständischen oder den Vereinigten Staaten in die 
Hände fielen. Lanza glaubte nicht daran, dass ein solcher Plan verwirklicht werden könnte.39

Auch der Generalgouverneur der Philippinen war bestrebt, die Unterstützung der Gross­

mächte für sein Land zu erhalten. Seiner Meinung nach würden die Tagalen Spaniens Vor­
schläge zu einer Reform akzeptieren, wenn deren Verwirklichung durch einige Grossmächte 
garantiert wäre. Bülow hielt in erster Linie England, Frankreich und Deutschland für diese Auf­
gabe geeignet. Uber die Standpunkte Londons und Paris' sollte man sich informieren lassen, 
wenn Spanien offiziell einen diesbezüglichen Vorschlag machen würde.40 Der spanische Appell 
an die Grossmächte wegen einer Intervention war jedoch anders begründet. Er enthielt nur 

34. lbid. Zur Entsendung Diederichs' auf die Philippinen siehe Tirpitz an Knorr 28.5.98. BA - MA,RMA 

4332. Als Anlage Bülow an Tirpitz 18.5.98. BA - MA. F. 5085/11. Am. 11a. Admiralstab der Marine. 

Friedensakten betr. Kriegsführung zwischen Amerika und Spanien. Bd. 1; Telegramm von Berlin nach 

Na�asaki 3.6.98. BA - MA. F 7537 /1.15. Kommando des Kreuzergeschwaders. Philippinen, Bd. 2a. 

35. B'ulow an Hatzfeldt 18.5.1898. G.P. XV. Nr. 4146. 

36. G .P .XV, S. 39-40, Fussnote. 

37. Radowitz an Hohenlohe 28.5.1898. Nr. 134. PA. Span. Bes. in Asien Nr. 1 Bd. 8, A 6549. 

38. Bülow an Wilhelm II. 2.6.1898. lbid., ohne Nummer. 

39. Otto Bülow an AA 16.6.1898. Telegramm ohne Nummer. lbid.,A 7127. 

40. Bülow an Wilhelm II. 18.6.1898. lbid., A 7166.
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einen Hinweis auf die den Staatsbürgern dieser Länder durch Bombenangriffe der Amerikaner 

zugefügten Leiden und darauf, dass Spanien nicht bereit war, Manila dem Feind auszuliefern. 
Der Vorschlag wurde England schon am 11. Juni und etwa zu derselben Zeit wohl auch Frank­

reich, Russland, Italien und Österreich unterbreitet, weil der englische Gesandte in Mc1drid, 

Wolff, vom englischen Aussenministerium die Information erhielt, diese Länder hätten Spanien 
eine ablehnende Antwort gegeben, indem sie sich auf ihre Neutralität berufen hätten. Die 
Haltung Deutschlands war in London nicht bekannt, doch glaubte man nicht daran, die Deut­

schen würden Massnahmen gegen die USA ergreifen.41 Kennzeichnend für die verzweifelte

Lage Spaniens war, dass der spanische Gesandte - bei der Ubermittlung des Appells an Deutsch­

land etwa eine Woche später - die Vermutung äusserte, dass Frankreich und Russland zu der 

Besetzung von Manila bereit gewesen seien. Der spanische Aussenminister Almodovar legte die 
Sache Radowitz in gleicher Weise vor und sagte, dass auch Berlin sich positiv zum Vorschlag ver­

halte. Als Bülow seine Gesandten die Angelegenheit Überprüfen liess, versicherten sowohl der 

russische als auch der französische Aussenminister, sie hätten den Vorschlag Spaniens als "un­

praktisch" und mit dem Hinweis auf ihre Neutralität abgelehnt.42 Ausserdem teilte Hatzfeldt

mit, dass kein Vorschlag Über Massnahmen zur Garantie der Verwirklichung der Reformen aus 

Madrid in London eingegangen sei. Eine ähnliche Information erhielt Berlin von Münster in 

P,iris. Hanotaux betrachtete einerseits solche Massnahmen europäischer Mächte als untra11bar 

für neutrale Länder und andererseits herrschte Unsicherheit darüber, welche Reformen "in 

diesem wilden Land" helfen würden.43

6.1.3. Deutschlands direkte Verhandlungen mit den USA 

Da für eine Zusammenarbeit zwischen den Grossmächten offenbar die Voraussetzungen fehl­
ten, entschloss sich das Auswärtige Amt,über die Philippinen mit den USA direkt zu verhandeln. 

Die Ausgangsposition der Deutschen bei den Verhandlungen wurde verschlechtert durch den i11 

der amerikanischen Presse und Marine geäusserten Unmut Über das im Juni vergrösserte, nun fünf 

Schiffe umfassende deutsche Geschwader. Die Präsenz eines starken Geschwaders bedeute, dass 

Deutschland versuche, einen Stützpunkt auf den Philippinen zu errichten. Holleben wurde auf 

die Artikel in der amerikanischen Presse aufmerksam und fügte seinen Berichten Beispiele da­
von bei. Kennzeichnend für die Artikel, besonders der Londoner Korrespondenten dieser 

Zeitungen, war ihre Deutschfeindlichkeit. Dies unterstützte seinerseits Beschuldigungen der 

Deutschen, England versuchte ihr Verhältnis zu den USA zu missdeuten.44

Die deutsche Presse war nach Whites Berichten im grossen und ganzen offenbar zufrieden 

mit der Anwesenheit eines starken deutschen Geschwaders in der Manila-Bucht. Das Kaiserreich 

brauche mehr Stützpunkte im Osten, sowohl wegen seiner Handels- als auch seiner militärischen 
Interessen Deswegen sei es begrüssenswert, dass das Geschwader auf den Gewässern der 

Philippinen von einem erfahrenen und erprobten Kommandeur wie dem Admiral Diederichs, 

41. Foreign Office an Wolff, Telegramm Nr. 72. (undatiert) und 16.6.1898 Telegramm Nr. 77. P.R.O. For.
Off. 72. General correspondence. Spain . Dipl. telegrams to Wolff ,rnd Barclay. Bd. 2067.

42. Bülow an Wilhelm II. 21.6.1898. G.P.XV, Nr. 4149.
43. Bülow an Wilhelm 11. 23.6.1898. PA. Span. Bes. in Asien Nr. 1. Bd. 8, o. Nr.
44. Hol leben an Hohenlohe 17.6.1898. A 126. PA. Beziehungen der Ver. St. von Nordamerika zu Deutsch­

land. Ver. St. Nr. 16. Bd. 2; G.P .XV. Nr. 4148.
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dem der deutsche Erwerb von Kiautschou zu einem grossen Teil zu verdanken war, befehligt 
wurde. White habe keinen direkten Vorschlag Über die Einmischuna der USA in den Krieg be­
merkt, doch wurden statt dessen aus Gründen der Humanität, der Zivilisation und des Handels des 
eigenen Landes die Pflichten Deutschlands hervorgehoben. Deshalb solle das Reich seinen Ein­
fluss auf den Inseln sichern, falls sie in den "Zustand der Anarchie" nach dem Ende der spa­
nischen Verwaltung geraten. White warnte seine Regierung vor der Gefahr einer deutschen Ex­
pansion. Obwohl Deutschland genau auf seine Neutralität geachtet hatte, galt es, die von ihm 
erworbenen Besitzungen in China und Afrika nicht zu vergessen. Zudem hatte das Kaiserreich 
angefangen, eine grosse Flotte zu bauen, und der Aussenminister des Landes hatte in der 
Öffentlichkeit erklärt, Deutschland wolle an dem Wettbewerb um den Welthandel teilnehmen. 
White betonte weiter, die nächsten Berater des Kaisers seien junge und energische Männer, die 
bei der Konkurrenz um die Kolonien nur Erfolge zu verbuchen hatten. Der Gesandte hielt es 
für einen grossen Irrtum, den Kaiser selbst nur als einen "fitful and versatile man" zu be­
zeichnen. Der Kaiser sei unter anderem eine sehr ideenreiche Person mit einem starken Willen, 
der zu all dem die Leidenschaft der Hohenzollern zur Ausweitung Preussens und der deutschen 
Macht geerbt habe. Wegen dieses Expansionsdrangs riet White der Regierung zum starken Aus­
bau der Flotte. Blosse Drohungen in der amerikanischen Presse hatten seiner Meinung nach 
keinen Einfluss auf die Deutschen, weil sie es gewohnt waren, solches von den Grossmächten zu 
hören. Der Neubau ausreichender Seestreitkräfte sei die Voraussetzung einer fruchtbaren Dis­

kussion der zukünftigen Probleme, die mit dem Fernen Osten zusammenhingen.45

Die Regierung der USA hatte also Grund genug, den Verhandlungsangeboten der Deutschen 
mit Vorbehalt zu begegnen. In der Wilhelmstrasse begann man, eine konsequente Kompensa­
tionspolitik im Sinne der von BÜiow Anfang Juli an Holleben nach Washington übermittelten 
1 nstruktionen zu führen: 

'Seine Majestät der Kaiser erachtet es für eine Hauptaufgabe der deutschen Politik, keine in­
folge des spanisch-amerikanischen Konflikts sich etwa bietende Gelegenheit zur Erwerbung 
maritimer Stützpunkte in Ostasien unbenutzt zu lassen: 

Bülow beauftragte den Gesandten, sich darüber zu informieren, welche Staaten einen Erwerb 
der spanischen Gebiete durch die USA be�ürworteten, wer ihn ablehnte, und wie der Einfluss 
beider Gruppen war. Holleben solle auch untersuchen, ob grössere, verwaltungsmässig einheit­
liche Gebiete angestrebt wurden, oder ob sich die Vereinigten Staaten damit begnügten, nur 
Kohlestationen zu errichten. Weiterhin solle die Unterstützung der England gegenüber freund­
lichen Politik einerseits, die der deutschfreundlichen andererseits geklärt werden. Das letztere 
setzte ausdrücklich voraus, dass man bei der Teilung von Kohlestationen, Meeresstützpunkten 
u.dgl. Rücksicht aufeinander nahm. Um eine deutschfreundliche Einstellung bei den Ameri­
kanern zu erreichen, musste Holleben zeigen, wie die französische und russische Presse gegen
einen neuen Konkurrenten in Ostasien eingestellt war. Nicht einmal England wäre bereit, den
Vereinigten Staaten bei dem Erwerb neuer Besitzungen zu helfen, wenn es Gefahr liefe, in einen
Konflikt mit den oben erwähnten Mächten zu geraten.46 In den einige Tage später gegebenen
zusätzlichen Instruktionen wurde die Vermeidung von Schwierigkeiten mit den USA betont.

45. White an Day 18.6.1898. NA/44/85/460. 

46. Bülow an Holleben 1.7.1898. G.P.XV. Nr. 4151. 



104 

Deshalb musste geklärt werden, wie gross die Unterstützung der Expansionisten war und worauf 

sie achteten, damit man in der Lage wäre, diese öffentlich nicht zu fordern.47 Diese recht aus­

führlichen Instruktionen stammten ursprünglich von Holstein, der Holleben Mangel an Initia­

tive anlastete und ihm seine schlechten Beziehungen zu einflussreichen amerikanischen Kreisen 

vorwarf .48 

Die Einstellung zu den Aufständischen während des Krieges zeugte für ihren Teil von der 

vorsichtigen Vorgehensweise Deutschlands. Nach einer Besprechung mit Aguinaldo und seinen 

nächsten Mitarbeitern in Manila schien Konsul Rieloff an den Erfolg und die Befreiung der Auf­

ständischen von den Spaniern und Amerikanern zu glauben. Nach der Unabhängigkeit wollten 

die Aufständischen einen "eigenen Anschluss" an Deutschland abschliessen. Der in London 

tätige Vertreter der Aufständischen, Antonio Regidor, hatte schon im Juni eine schriftliche 

Vollmacht zu Verhandlungen mit der Regierung in Berlin erhalten.49 Der seinen Sommerurlaub

verbringende Kaiser teilte jedoch dem Aussenministerium mit, dass Regidor erst nach der Unab­

hängigkeit der Philippinen nach Berlin kommen könne.50 

Mit Diederichs wollten die Aufständischen nicht verhandeln. Die spanische Propaganda be­

hauptete nämlich, dass die Anwesenheit des deutschen Geschwanders auf philippinischen Ge-

wässern eine für Spanien freundliche Tat sei, was nach der Meinung des Admirals das Verhalten 

der Aufständischen und rlP.r Amerikaner zu ihm abgekühlt habe. Um sich Über die Zukunfts­

pläne der Aufständischen klar zu werden, nahm Diederichs Kontakt mit einigen ihrer Führer 

auf. Diederichs hielt die ihm mitgeteilten Pläne für recht schwach und wirr. Es wurde Unab­

hängigkeit gefordert; die Chancen waren jedoch sehr gering. Die europäischen Geschäftsleute 

unterstützten nach Auffassung des Admirals jede andere Verwaltung, nur nicht die spanische.51

Ein Weg, positive Ergebnisse mit den USA zu erzielen, bestand darin, die Gefährlichkeit eines 

Bündnisses mit England aufzuzeigen. In dem seinem Freund Hatzfeldt übermittelten Tele­

gramm stellte Richthofen, Stellvertreter des Aussenministers, eine Theorie vor, hinter der nach 

den Redakteuren der "Grossen Politik" Geheimrat Holstein, die mit sowohl Richthofen als 

auch Hatzfeldt eng verbundene "graue Eminenz" der politischen Abteilung des Auswärtigen 

Amtes, stand. Nach dem Telegramm plante England möglicherweise ein starkes Militärbündnis 

mit Portugal, was zu einer Ausweitung der-Kriegsgefahr führen könnte. In dieser Situation müsste 

England die USA als Verbündeten haben, die das Angebot Englands akzeptieren könnten, weil 

sie die europäischen Mächte wegen der spanischen Kolonien als eine Gefahr betrachteten. Das 

politische Ziel Deutschlands war es, die Vereinigten Staaten von der Gefährlichkeit des Bünd­

nisses zu Überzeugen. Durch Erschütterung des europäischen Kräftegleichgewichts würde das 

Bündnis sowohl das als Englands Gegengewicht geltende Bündnis zwischen Frankreich und 

Russland als auch das "neutrale" Deutschland dazu bewegen, ihre Kriegsrüstung zu beschleuni­

gen. Die Vereinigten Staaten würden sich veranlasst sehen, das gleiche zu tun. Dagegen wäre 

eine Zusammenarbeit mit Deutschland sicherer, weil das in erster Linie an seinem Lebensraum 

47. Richthofen an Holleben 5.7.98. lbid., Nr. 4153. 
48. Holstein an Eulenburg 5.7.98. BA. Nachlass Eulenburg. Eine preussische Familiengeschichte. Corres­

pondenz. Bd. VII. Nr. 51; Holstein an Hatzfeldt 2.7.98. In: Gerhard Ebel, Botschafter Paul Graf von
Hatzfeldt-Wildenburg. Nachgelassene Papiere 1838-1901. Zweiter Teil (Bobbord 1976), S. 1176-78. 

49. Rieloff an AA, Telegramm 4.7.98. PA. Span. Besitz. in Asien Nr. 1. Bd.1. A 8038. 
50. Eulenburg an AA 13.7 .98. lbid. A 8226. 
51. Knorr an Bülow 3.8.98. In der Anlage Diederichs an Knorr 25.6.98. PA. Span. Besitz. in Asien Nr. 1. 

Bd. 2. A 9125. 
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in Europa interessierte Deutschland nicht bestrebt war, grosse Besitzungen im Pazifik zu er­

werben, und somit nicht in Konflikt mit konkurrierenden Mächten geraten würde.52 Auch

Hatzfeldt empfahl seiner Regierung, sich direkt an die Amerikaner zu wenden. Das beste Ein­

flussmittel sei der Gesandte White in Berlin. Der zu der Zeit als Gesandter der USA in London 

tätige John Hay "hatte offenbar englische Sympathien". Hatzfeldt versprach jedoch, seine per­

sönlichen Auffassungen diesem "schweigsamen Mann" darzulegen.53

Die Wahl Whites zum Verhandlungspartner ging auf seine bekannte deutschfreundliche Ein­

stellung zurück. Dazu trug auch ein aktueller Grund bei, denn White hielt am vierten Juli in 

Leipzig eine Rede, in der er die oft unsachlichen Artikel in der deutschen Presse missbilligte. 

Doch betonte er das korrekte Verhalten der deutschen Regierung, das er für die beste Garantie 

für den Erfolg der territorialen Expansion sowie der Ausweitung des Handels, nach der Deutsch­

land mit Recht strebte, hielt.54

Im Hintergrund der Pläne, Forderungen und Verhandlungen der aussenpolitischen Führung 

Deutschlands standen für ihren Teil die Ansichten der Militärs, der Vertreter der Flotte. Nach­

dem die politischeF Ührung das Ziel Deutschlands als Erwerb von Stützpunkten in Ostasien defi­

niert hatte, erwogen die Meeresstrategen verschiedene Alternativen. In dem Memorandum, das 

Anfang Juli 1898 im Flottenstab verfasst worden war, wurde der Kaiser darauf aufmerksam ge­

macht, dass an dem Erwerb von Stützpunkten ein politischer und ein wirtschaftlicher Bedarf 

bestehen sollte. Das Memorandum schloss mit der Ansicht, dass es möglich sei, Teile der spa­

nischen Besitzungen im Pazifik zu erwerben. Die wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten 

der Philippinen seien ausserordentlich gut, wenn nur eine ausreichend fähige Regierung ge­

bildet werden könnte, die in der Lage wäre, die Entwicklung zu beschleunigen. Deutschland 

habe nach England Interessen bei der Kontrolle der Entwicklung des Archipels wahrzunehmen. 

Bei näherer Betrachtung der eventuellen deutschen territorialen Wünsche auf den Philippinen 

wurde als erste die Hauptinsel Luzon ausser Betracht gelassen, da die Interessen der anderen 

Grossmächte dort zu gross waren. Mit dem Erwerb des an Naturschätzen reichen Mindanao, das 

zudem mit einem guten Hafen versehen war, sei ein solches Risiko nicht verbunden. Am leich­

testen sei es, die südlich von den Philippinen befindlichen Sulu-lnseln sowie die westlich von 

diesen gelegenen Palawan-lnseln einzunehmen. Ein Erwerb von Mindanao, den Sulu-lnseln und 

den Palawan-lnseln sei wegen der schon existierenden deutschen Besitzungen im Pazifik wichtig. 

Auf jeden Fall müssten die Sulu-lnseln erworben werden.55

Als Richthofen die Verhandlungen mit White eröffnete, stellte Richthofen die Forderung, 

dass Deutschland neben Samoa und den Karolinen Stützpunkte auf den Philippinen und den 

Sulu-lnseln erhalten müsste. Richthofen war überzeugt, dass White den Inhalt der Diskussion 

korrekt nach Washington Übermitteln würde, zumal White sagte, dass er persönlich gegen eine 

amerikanische Expansion sei. Die Vermutung des Aussenministers war richtig, denn White 

empfahl möglichst weitgehend Zugeständnisse an Deutschland, um eine freundschaftliche Zu­

sammenarbeit zu gewährleisten und um Schwierigkeiten vorzubeugen. Der Gesandte vertrat 

52. R ichthofen an Hatzfeldt 6.7 .98, G .P .XV., Nr. 4154, und Fussnote, S. 49-50. 

53. Hatzfeldt an AA 8.7 .98. lbid., Nr. 4155. 

54. White an Day 16.7 .98. NA/44/85/449; G.P .XV, S. 54-55, Fussnote. 

55. Von Knorr (kommandierender Admiral) an Wilhelm II. 1.7 .98. Al. 234. 1. BA - MA. F 3419/67345. 

Akten des Kaiserlichen Marine-Kabinets betr. Kolonien; dasselbe wurde von Jaeschke seinem Bericht an 

Bülow 14.9.98. PA. Deutschland Nr. 167. Kolonien und Flottenstationen. Bd. 1. A 10691, beigefügt. 
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ausserdem die Ansicht, dass der Erwerb der östlichen Gebiete durch energische Handels- und 

Kulturstaaten eine gute Sache sei.56 Obwohl White der Meinung war, dass eine expansionistische

Politik den Vereinigten Staaten nicht zugute komme, akzeptierte er so das allgemeine Prinzip 

des Imperialismus. Dass Deutschland eine solche Politik betrieb, war eine Tatsache, die durch 

flexible Verhandlungen berücksichtigt werden sollte. 

Aus deutscher Sicht liefen die Verhandlungen also mit grossen Hoffnungen an. Vielleicht 

wurde der persönliche Charakter der Verhandlungen nicht genug berücksichtigt. White hatte 

nämlich keine Instruktionen von seiner Regierung zu Verfügung, was auch Richthofen bekannt 

war. Die Deutschfreundlichkeit des Gesandten wurde dann in Washington auch schroff be­

handelt. Day telegrafierte, dass der Präsident sehr erstaunt war Über Forderungen nach Garantien 

in bezug auf völlig in der Zukunft liegende unsichere Dinge. Die Philippinen befanden sich noch 

nicht im Besitz der USA, und Über ihr Los war noch keine Entscheidung gefallen. Die amerika­

nischen Truppen hatten auch die Karolinen noch nicht erobert. Die Samoa-Frage habe nach 

Day nichts mit der gegenwärtigen Krise zu tun. Die USA habe das Recht, eine freundliche 

Neutralität auf Grund der langjährigen guten Beziehungen der Länder. ohne irgendwelche Ver­

sprechungen in bezug auf Territorien zu erwarten.57 Der letztgenannte Kommentar Days

durfte z.T. der Kritik Hollebens Recht geben, wonach die Amerikaner nur wenig Bereitschaft 

auf "Gegenseitigkeit" hätten. Zwar waren sie bereit, gute Beziehungen mit Deutschland anzu­

streben, doch wollten sie keine Gegenleistung erbringen. Die Philippinen-Frage war nach Hol­

lehP.ns Information noch völlig unsicher. Falls die USA sich mit einem Stützpunkt auf Manila 

zufrieden gäben, hätten sie wahrscheinlich nichts gegen Erwerbungen Deutschlands oder anderer 

europäischer Länder einzuwenden.58 Weil der unnachgiebige Standpunkt des Aussenministe­

riums der USA offenbar nicht bekannt war, liessen auch Informationen aus London die Hoff­

nungen Berlins auf Kompensation nicht schwinden. Nach einer Diskussion mit dem Gesandten 

der USA, Hay, zog Hatzfeldt nämlich den Schluss, dass die USA sich den deutschen Wünschen 

nicht entgegenstellen würden, wenn sie nicht die ganze Inselgruppe beanspruchten.59

In den amerikanisch-deutschen Beziehungen gelangte die Philippinen-Frage in ihrer zuge­

spitzten Form im Zusammenhang mit dem sog. "lrene"-Konflikt in die Öffentlichkeit. Der 

deutsche Kreuzer "lrene" evakuierte spaAische Zivilisten, nachdem die Aufständischen eine 

Insel in der Subic-Bucht stürmten. Als Dewey Über das Geschehene unterrichtet wurde, schickte 

er zwei amerikanische Schiffe dorthin. Die Schiffe begegneten sich, doch kam es zu keiner 

Schlacht. Die Deutschen hatten nicht die Absicht, es zu Feindseligkeiten kommen zu lassen. 

Dennoch schickte Dewey einen seiner Offiziere, um eine Erklärung zu verlangen. Der Admiral 

verhielt sich sehr beherrscht und versicherte, dass er sich nicht in die Operationen Deweys ein­

mische. Er brachte dann seinerseits vor, dass die Amerikaner die "lrene" angehalten hätten und 

ohne Anlass an Bord gegangen seien, worauf hin Dewey völlig die Fassung verlor und erklärte, 

die USA seien zum Krieg bereit, falls Deutschland ihn wünsche. Diederichs verhielt sich jedoch 

gelassen gegenüber diesem Ausbruch.60 Als Diederichs später der Flottenleitung im allgemeinen

56. R,chthofen an Hatzfeldt 10.7.98. G.P.XV. Nr. 4156 und 4157; Whites Telegramm an Day 12.7.98.
NA/44/85; White an Day 13.7.98. NA/85/494.

57. Days Telegramm an White 13.7 .98. NA/77: Germany/71, S. 655-656.
58. Holleben an AA, eingetroffen 13.7.98. G.P.XV, Nr. 4158.
59. Ha tzfeld! an AA 13 7 .98, \bid., Nr. 4159; vgl. Hay an Day 11.7 .98. NA/30/181 /454.
60. T.A. Bailey, Dewey and the Germans at Manila ßay, American Historical Review XLV, Oct. 1939, S.

66-68.
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über seine Tätigkeit auf den Philippinen berichtete, nahm Diederichs an, Deweys schroffes Be­

nehmen den Deutschen gegenüber sei auf die unerwünschten Sympathieäusserungen der Spanier 

und auf Artikel in der englischen Presse zurückzuführen.61 Holstein hielt den Zwischenfall für

überflüssig und schädlich für die deutsch-amerikanischen Verhandlungen. Die englische Presse 

habe dadurch nur neues Propagandamaterial gegen Deutschland erhalten. Verärgert forderte er 

auch der Flottenleitung eine Erklärung ab.62 Doch geht aus der Korrespondenz zwischen den

Marineoffizieren sowie zwischen Dewey und Diederichs hervor, dass der Konflikt sich durch 

Zufall und nicht auf Befehl der Flottenleitung entfaltete.63

In der amerikanischen Presse wurde dem Zwischenfall grosse Aufmerksamkeit gewidmet. Die 

Washington Post behauptete, dass die Deutschen verhindern wollten, dass die Subic-Bucht den 

Aufständischen in die Hände fiel, um sie nach Kriegsende selbst in Besitz zu nehmen. Nach den 

Informationen, die dieselbe Zeitung aus London erhalten hatte, verhandelten die europäischen 

Regierungen über eine Intervention auf den Philippinen. In den ebenfalls aus London eingeholten 

Nachrichten der New York Tribune wurde die Behauptung aufgestellt, dass Dewey sich ge­

weigert habe, alle Informationen Über den Konflikt preiszugeben, weil er fürchtete, dass dies 

Spannungen zwischen den USA und Deutschland verursachen könnte.64

Nach dem "lrene"-Zwischenfall beruhigte sich die Lage in der Manila-Bucht. Der Seesieg von 

Santiago und der Rückruf des spanischen Geschwaders aus Suez, das sich auf dem Weg zu den 

Philippinen befand, stärkten die Lage Deweys. Zudem kamen amerikanische Truppen in drei 

Expeditionen im Juli auf den Inseln an.65

Die deutschen territorialen Ansprüche und die Anwesenheit eines starken Geschwaders in 

den philippinischen Gewässern verursachten vielleicht heftigere Reaktionen im Marineministe­

rium als im Aussenministerium der USA. Als Ergebnis der Diskussionen zwischen Richthofen 

und White schlug der Marineattache' Barber die Verdoppelung von Deweys Geschwader als in­

offizielle Antwort auf die territorialen Ansprüche der Deutschen vor. Obwohl eine solche Ein­

mischung in die ministerialen Angelegenheiten keinen Beifall im Aussenministerium fand, 

wurde Day durch die darauffolgende Diskussion in Marinekreisen und vielleicht für seinen Teil 

auch durch den Zwischenfall mit der "lrene" auf das Anliegen aufmerksam. Er beauftragte 

White, sich informieren zu lassen, ob die Absicht bestand, das Geschwader, das in der amerika­

nischen Presse viele negative Kommentare hervorgerufen hatte, zum Teil oder ganz zurückzube­

ordern.66 White stellte diese Frage sehr vorsichtig und als seine persönliche Erkundigung an

Richthofen. Der stellvertretende Aussenminister begnügte sich nur mit der Feststellung, die 

Schiffe seien zum Schutz deutscher Handelsinteressen und deutscher Bürger entsandt worden. 

Für die Operationen der Schiffe in diesem Gebiet war Diederichs zuständig. Als White die 

Diskussion kommentierte, meinte er, dass Richthofen den von ihm vorgebrachten Standpunkt 

61. Jaeschke an Bülow 27.9.98. PA. Span. Bes. in Asien Nr. 1. Bd. 8. A 11193.
62. Holstein an Eulenburg 16.7 .98. BA. Nachlass Eulenburg, Bd. VI 1. Nr. 51; -Holstein an Bülow 25.7 .98.

BA. Nachlass Bülow. Fr. v. Holstein, Heft 11.
63. Bericht des Kommandeurs der "lrene" an Diederichs 7 .7 .98, Diederichs an Oberkommando 9.7 .98,

Diederichs an Dewey 10.7 .98. Alle Akten: BA - MA. F 7537 /1. 15. 2a.
64. Hol leben an Hohenlohe 18.7 .98. A 154. Als Anlage Washington Post 14.7. und 15.7. sowie New York

Tribune 16.7 .98. PA. Vereinigten Staaten Nr. 16. Bd. 2.
65. Bailey, Dewey and the Germans, S. 71.
66. William Reyno/ds Braisted, The U.S. Navy in the Pacific 1897 -1907,(Austin 1958),39-41; Days Tele­

gramm an White 22.7 .98. NA/77 Germany/71.
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vollkommen verstanden habe, doch sollte nicht vergessen werden, dass die deutsche Regierung 
das Gefühl hatte, an Prestige in den Augen Europas und des eigenen Volkes zu verlieren, wenn 
sie aus der Lage im Osten keinerlei Vorteile ziehen könnte. Nach Meinung Whites wollten die 
Deutschen jedoch Konflikten aus dem Wege gehen, während sie ihr Ziel anstrebten.67 Dies
wurde auch von Holleben betont, als er für seinen Teil günstige Voraussetzungen für Ver­
handlungen Über die Philippinen zu schaffen versuchte. Während der Diskussionen mit McKin­
ley sagte der Gesandte, dass die möglicherweise existierenden Schwierigkeiten zwischen den 
beiden Ländern vor allem zollpolitischer Art und nicht so sehr allgemeinpolitische Probleme 
gewesen seien. Deutschland beneidete die Kriegserfolge der USA keineswegs; die Welt sei doch 
für beide Länder gross genug.68

Auf Grund der Information, die das Auswärtige Amt aus Washington, London und aus 
Diskussionen mit White bis Anfang August eingeholt hatte, schien es, dass die USA sich damit 
begnügten, Manila oder andere Stützpunkte und Kohlestationen erwerben zu wollen.69 Auf
der anderen Seite schienen die Verhandlungskontakte mit dem wichtigsten Partner, den USA, 
abzubrechen, als White - wiederum in gemilderter Form - mitteilte, dass seine Regierung die 
Diskussionen als etwas verfrüht erachte. Aus diesem Umstand und aus Whites Widerwillen 
gegenüber dem Thema, konnten die Deutschen schliessen, dass die US-Regierung nicht daran 
interessiert war, Über die Philippinen-Frct!JP. 711 vP.rh,mdeln. Als Richthofen die daraus folgenden 
eventuellen schädlichen Auswirkungen bedauerte, versprach White, noch einmal die Verhand­
lungen in Gang zu setzen.7° Auf der anderen Seite zog es Holstein vor, auf territoriale Dinge
nicht zurückzukommen, da die Amerikaner es nicht wünschten.71

6.1.4. Rückkehr zu den Plänen zur Regelung der Lage auf den Philippinen durch 

internationale Zusammenarbeit 

Das Desinteresse Washingtons an direkten Verhandlungen und die Ungewissheit über die Ab­
sichten der Amerikaner in bezug auf die Philippinen bewogen das Auswärtige Amt, zu seinem 
ursprünglichen Plan zur Neutralisierung des Archipels zurückzukehren. Ohne die Unterstützung 
Englands war es nicht möglich, den Plan iu verwirklichen. Richthafen äusserte die Vermutung, 
dass es Möglichkeiten zur Einwilligung Englands gebe, weil eine Übermässige Einflusszunahme 
der USA im Pazifik auch die Interessen Grossbritanniens gefährde. Englands internationale 
Lage würde auch gestärkt, wenn dazu noch das Einverständnis mit Deutschland Über die portu­
giesischen Kolonien und die Ostasien-Frage erreicht würde. Zu den anderen an der Neutralisie­
rung interessierten Ländern wären auch die USA und Japan sowie Frankreich und damit auch 
Russland zu zählen.72

Gleichzeitig mit dem ursprünglich deutschen Neutralisierungsplan erwogen die Franzosen, 
bzw. zumindest der französische Gesandte in Washington, Cambon, eine europäische Konferenz 
einzuberufen, die als Schiedsgericht Über den Besitz der spanischen Kolonien im Pazifik ent-

67. R ichthofen (Aufzeichnung) 25.7 .98. G .P .XV, Nr. 4160; Whites Telegramm an Day 25.7 .98 und M ittei-
lung 30.7 .98. NA/44/85/506. 

68. Hollebens Telegramm an AA, eingetroffen 23.7.98. Nr. 74. PA. Spanien Nr. 71. Bd. 8, A.S. 2033.
69. Z.B. Hol leben an AA, eingetroffen 28.7 .98. G.P .XV, Nr. 4162; Hatzfeldt an AA 3.8.98. lbid., Nr. 4164.
70. R ichthofens Aufzeichnung 30.7 .98. lbid., Nr. 4163; vgl. White an Day 30.7. NA/44/507.
71. Holstein an Bülow 25.7 .98. BA. Nachlass Fürst von Bülow. Friedrich Holstein. Heft II.
72. Richthofen an Hatzfeldt 5.8.98. G.P. XV. Nr. 4165.
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scheiden sollte. Ein mit internationelem Recht vertrauter amerikanischer Beamter des State 
Department, Moore, hielt offenbar eine solche Lösung für möglich. Wie aus den Randbe-

•merkungen zu schliessen ist, war Wilhem II. gegen den Plan.73 In seinem Brief an Hatzfeldt gab
Holstein seiner Überzeugung Ausdruck, die US-Regierung nehme eine ablehnende Haltung zu
der Frage ein. Für Deutschland sei die Konferenz vorteilhaft, weil die Expansion der USA da­
durch ins Stocken käme - und zwar so, dass die deutsch-amerikanischen Beziehungen sich nicht 
verschlechterten, während sich die Beziehungen Englands zu den USA abkühlen würden. 
Holstein hielt es für natürlich, dass Deutschland eine Kohlestation für seine Beteiligung am 
"Schutz" der Philippinen erhielte.74 Da die Franzosen am 23. Juli das spanische Ersuchen um
Waffenstillstand schon vermittelt hatten, waren sie nun nicht mehr bereit, die Friedensverhand­
lungen durch eine Konferenzidee zu gefährden.75 In der Wilhelmstrasse wurde es nun als vor­
rangig betrachtet, aus den Philippinen in Zusammenarbeit mit den USA ein neutrales Gebiet zu
gestalten. In seinen zusätzlichen Instruktionen an Hatzfeldt zum Erlangen von Englands Zu­
stimmung wurden von Richthofen einige hervorzuhebende Gesichtspunkte dargelegt. Die
Neutralisierung bedeutete u.a., dass dadurch die USA gehindert wären, zu leicht die Vorherr­
schaft im Pazifik zu erlangen. Falls Frankreich Russland bewegen könnte, den Plan zu unter­
stützen, würde das die Lage verbessern. Den Vereinigten Staaten solle d_ie Angelegenheit so dar­
gestellt werden, dass die Neutralisierung keineswegs gegen die Interessen der USA, sondern
gegen die einiger europäischer Mächte gerichtet sei. Richthofen behauptete, dass die Schmeiche­
lei gegenüber den Vereinigten Staaten, die aus der Konkurrenz zwischen England und Russland
resultierte, die Teilung der Philippinen verhindert habe, was eine optimale Lösung für die euro­
päischen Mächte in bezug auf den Nutzen aus dem Krieg gewesen wäre.76

Der deutsche Plan scheiterte an der negativen Einstellung Salisburys, nach dem England kein
besonderes Interesse an der Zukunft der Philippinen gehabt habe. Der Premierminister hatte
zudem schlechte Erfahrungen mit einer gemeinsamen Aktion geplanter Art aus der Zeit der
Kreta-Krise gemacht. Ausserdem glaubte er nicht daran, .:dass Japan bereit wäre, eine Bündnis­

politik vor dem Jahre 1902, in dem seine Flotte fertig wäre, zu betreiben.77 In Wirklichkeit war
England an den Philippinen, aber nicht an einem Bündnis gegen die USA interessiert. So teilte
Hay die Bereitschaft der Briten zum Handel um Territorien mit, falls die USA die Inseln nich.t
behalten wollten. Ähnliche Äusserungen gelangten auch aus Japan nach Washington.78 Diede­
richs nahm in seiner umfangreichen Darstellung über die zukünftige Regelung der Besitzver­
hältnisse der Philippinen vorsichtig Stellung. Seiner Meinung nach waren die Tagalen nicht vor­
bereitet auf die Selbständigkeit, sondern aus der Unabhängigkeit würden ein Bürgerkrieg und
weiter eine Intervention ausländischer Mächte erfolgen. Wenn die Amerikaner die Philippinen
einnähmen, müssten sie gegen die Eingeborenen kämpfen. Dadurch wären auch die deutschen
Handelsinteressen in Gefahr. Für die beste Lösung hielt Diederichs den Erwerb der Inseln durch
England, dessen Erfahrung mit der Kolonialverwaltung Friede und Ordnung garantierte. In der
Obhut der den Freihandel befürwortenden Briten würde sich aus den Philippinen schliesslich

73. Hol leben an Hohen lohe 21.7 .98. Nr. 155. PA. Spanien Nr. 71. Bd. 9, A.S. 2134.
74. Holstein an Hatzfeldt 6.8.98. o.Nr. lbid., Bd. 9.
75. Holleben an Hohenlohe 5.8.98. A 173. lbid., Bd. 10. A 9620.
76. Richthofen an Hatzfeldt 7.8.98. Telegramm Nr. 233. lbid., Bd. 9. 
77. Hatzfeldt an AA 9.8.98. G.P. XV, Nr. 4166.
78. Hays Telegramm an Day 28.7 .98. NA/30/182; Buck an Day 6.9 .98. NA/133/72/191.
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ein unabhängiges Land entwickeln, in dem alle Mächte die gleichen Chancen im Konkurrenz­

kampf hätten. Deutschland hatte zu der Zeit weder ausreichende moralische noch sachliche 

Gründe, sich an der Verwaltung der Inseln zu beteiligen. Die Reichtümer und die hervor­

ragenden Verwendungsmöglichkeiten der Inseln zu militärischen Zwecken verpflichteten jedoch 

nach Diederichs' Meinung auch zum Erwerb politischer Rechte dort, was am besten dadurch 

geschehen könnte, dass man zuerst die, deutsche Aktivität in Handel, Technik und Wissenschaft 

anwachsen liesse.79 Die Ansichten des Admirals können wirklich nicht als expansionistisch

�elten,ebensoweni� haben sie die Eroberungspolitik der Regierung initiiert. Statt des "formalen" 

Imperialismus unterstützte er den "informalen" Imperialismus. Diederichs hatte sich mit der 

Situation an Ort und Stelle vertraut gemacht und nun war er vorsichtig geworden, denn noch im 

Mai war er bereit gewesen, "trotz Hitze und Taifunen" von Nagasaki aus zu den Philippinen zu 

eilen, falls es für den Erwerb eines Stützpunktes nötig gewesen wäre.80 In den Ansichten

Diederichs' sowie auch des kommandierenden Admirals kam die Mahansche seestrategische 

Lehre zum Vorschein, nach der der Erwerb von Stützpunkten sich nur lohnte, falls sie 

unter allen Umständen gehalten werden konnten. 

Der von den USA mit Spanien am 12. August 1898 geschlossene Waffenstillstand bedeutete 

das endgültige Scheitern der deutschen Bemühungen um Erwerb von Besitzungen auf den 

Philippinen per gemeinsamer Aktionen. Ebensowenig waren po$itive Ergebni$$e durch direkte 

Verhandlungen mit den USA zu erwarten, denn nach den von Day an White übermittelten 

Instruktionen war nach dem Waffenstillstandsabkommen die Philippinen-Frage vollkommen ein 

Anliegen, das nur die Vereinigten Staaten und Spanien betraf. Die USA konnten mit keiner 

anderen Macht Über die Inselgruppe verhandeln, ohne Spanien zu Übergehen.81

Deutschland war bemüht, innerhalb seines politisch neutralen Spielraums seine Kompensa­

tionspolitik zu realisieren. Die Deutschen versuchten zunächst vergebens, auf den Inseln Fuss zu 

fassen, indem sie die Möglichkeiten prüften, die USA mit gemeinsamen Aktionen der Gross­

mächte unter Druck zu setzen, um dann direkt mit den Amerikanern zu verhandeln. Nach 

seinem Misserfolg betrieb Deutschland Neutralitätspolitik, indem es alle Vorschläge zur Zu­

sammenarbeit zwischen Spanien und den Aufständischen ablehnte. Die deutschen Interessen 

und Kraftreserven waren nicht gross genug, um die mit der Zusammenarbeit verbundenen 

Risiken auszugleichen. Die Philippinen-Frage vermehrte jedoch das schon bis dahin rege Inter­

esse der Deutschen an anderen Möglichkeiten der Kompensationspolitik im Fernen Osten. 

6.2. Die Karolinen, Marianen und Palau-lnseln 

6.2.1. Das geheime Abkommen zwischen Deutschland und Spanien über die 

Hauptinseln der Karolinen 

Schon Ende April machte die Jaluit-Gesellschaft das Auswärtige Amt auf die Gefährdung der 

deutschen Interessen durch den Krieg aufmerksam. Die hauptsächlich auf den Marshall-lnseln 

79. D,ederichs an den kommandierenden Admiral 2.8.98. (eingetroffen 17.9.) BA-MA. F 7537/1. 15. 2b.
Kommando des Kreuzergeschwaders. Philippinen. Dasselbe als Anlage, von Jaeschke an Bülow 22.9.98.
PA. Span. Besitz. in Asien. Nr. 1. Geheim. Bd. 2. A 11121.

80. Oiederichs an Senden-Bibran 18.5.98. BA-MA, Nachlass 160: Gustav Frh. v. Senden-Bibran.
81. Oay an White 15.8.98. NA/77: Germany/71 /556.
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tätige Gesellschaft hatte auch Niederlassungen auf allen grossen Inseln der Karolinen, auf Ponape 

eine Faktorei sowie eine Postschiffverbindung zwischen Jaluit und Ponape. In der Gesell­

schaft fÜrchtete man, dass die spanische Garnison von Ponape wegen des Krieges nicht imstande 

wäre, fÜr geordnete Verhältnisse zu sorgen, sondern dass die Eingeborenen zu rebellieren an­

fingen und so auch den deutschen Geschäften Schäden zufügten. Die Gesellschaft ersuchte um 

Entsendung eines Kriegsschiffes zum Schutz ihrer lnteressen.82 Kanzler Hohenlohe hielt die

Bitte der Jaluit-Gesellschaft für sehr begründet und hob in seinem Brief an den Kaiser auch den 

kolonialpolitischen Gesichtspunkt hervor. Nach ihm würden die deutschen Interessen nicht 

darunter leiden, falls die Inseln im Besitz des wirtschaftlich konkurrenzunfähigen Spanien blie­

ben, aber ihr Erwerb durch eine dritte Macht sei nicht wünschenswert.83

Nach dem Anfang Juni 1898 im Auswärtigen Amt verfassten Memorandum wurden vom r 

deutschen Standpunkt aus neben mindestens einer der philippinischen Inseln das portugiesische 

Timor, Samoa, die Sulu-lnseln und die Karolinen als wertvolle mögliche Besitzungen in Asien 

und im Pazifik erachtet.84 Es bestand Anlass zu der Vermutung, dass der Krieg die Besitzver­

hältnisse der ausdrücklich von Spanien regierten Inselgruppe verändern könnte. Der deutsche 

Gesandte in London, Hatzfeldt, schlug schon im Juni Holstein vor, dass Deutschland ohne Um­

stände die betreffenden Inselgruppen übernehme. Hatzfeldt bemerkte, dass Deutschland einmal 

die Karolinen aus "gutem Willen" Spanien gegeben habe. Weil es den Anschein hatte, dass Spa­

nien sie nicht halten konnte, bestand kein Grund, dass sie an irgend einen dritten Staat abge­

treten würden.85 Die Politik, die Inseln "ohne Umstände" zu übernehmen, konnte Deutschland

nicht verwirklichen, weil die Pläne des stärkeren Kriegsbeteiligten, der USA, im Pazifik nicht be­

kannt waren. Nach der Vermutung Hatzfeldts waren die Amerikaner an die Karolinen nicht so 

interessiert, "dass sie sich deshalb mit uns anbinden würden".86 Obwohl das Hauptanliegen des

Auswärtigen Amtes in bezug auf den aus dem Krieg zu ziehenden Nutzen darin bestand, alle 

möglicherweise sich bietenden Gelegenheiten zum Erwerb von Seestützpunkten in Ostasien 

wahrzunehmen, sollten Schwierigkeiten mit den USA vermieden werden. Als Richthofen seine 

"nicht amtlichen sondern privaten Äusserungen" White vorbrachte, meinte er - mit dem Hin­

weis auf die früheren ( 1885) deutsch-spanischen Verhandlungen Über die Karolinen -. dass man 

damit rechnen könne, dass die Amerikaner nicht gegen einen Erwerb der Inseln durch Deutsch­

land wären. Um seine Position zu stärken, bemängelte er noch den Wert der lnseln.87 Als sich

Holleben Über die Pläne Washingtons in bezug auf die Karolinen und Sulu-lnseln informierte, 

kam er zu dem Ergebnis, dass ihr Erwerb noch nicht diskutiert worden war. Ein Erwerb der 

Inseln durch ein anderes Land würde jedoch ungünstig für die USA interpretiert.88 In London 

erhob einer der starken Männer in der Aussenpolitik der USA, der Gesandte Hay, keine Ein­

wände, als Hatzfeldt die Karolinen als ein mögliches Objekt Deutschlands erwähnte.89

82. Hernsheim an Kolonialabteilung 29.4.98. ZStA, Reichskolonialamt, Nr. 2649, BI. 110-111.
83. Hohenlohe an den Kaiser 12.5.98. ZStA, Auswärtiges Amt, Nr. 33744, BI. 39-40.
84. Memorandum des AA 8.6.98. PA. England Nr. 78. Nr. 1. Geheime Akten betreffend Verhandlungen

zwischen Deutschland und England und zwischen Deutschland und den Vereinigten Staaten von Nord­
Amerika über eine evtl. Aufteilung des Kolonial-Besitzes anderer Staaten. Bd. 1. A.S. 1649. 

85. Hatzfeldt an Holstein 17.6.98. Die geheimen Papiere Friedrich von Holsteins. Herausgegeben von Nor-
man Rich und M.H. Fisher. Bd. IV. Nr. 663 (Göttingen 1962).

86. Hatzfeldt offenbar an Holstein 27 .6.98. BA. Nachlass Bülow Nr. 23.
87. Richthafen an AA 10.7.98. G.P. XV, Nr. 4157. 
88. Hollebens Telegramm an AA 13.7 .98. lbid ., Nr. 4158. 
89. HatzfeldtsTelegramm an AA 13.7.98. lbid., Nr. 4159. 
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Nach den so durch das Auswärtige Amt aus Berlin, Washington und London eingeholten 

Auskünften schienen die USA zu der Zeit nicht bemüht, aktiv die Karolinen zu erwerben, und 

hatte andererseits offenbar auch nichts gegen die territorialen Ansprüche Deutschlands einzu­

wenden. Im Gegenteil, White hatte gesagt, dass er es sogar wünscht, dass Deutschland neue Ge­

biete im Pazifik erhält. Nachdem das Vorgehen des Gesandten vom Aussenministerium verur­

teilt worden war, fanden keine Verhandlungen Über die Inselgruppe vor Abschluss des Waffen­

stillstandes statt. (siehe S. 106). 

Trotz Abbruch der direkten Verhandlungen mit den Amerikanern verwirklichten die Deut­

schen ihre Pläne weiterhin. So wurde der Kreutzer "Arcona" bestimmt, aut seiner Fährl vorn 

Stützpunkt Tschintao nach Manila Über die Marianen und die Karolinen zu fahren, um festzu­

stellen, ob die Gerüchte Über eine Besetzung durch Amerikaner stimmten. Das Schiff wurde be­

auftragt, bei Bedarf die Interessen der deutschen Bürger zu schützen.90 Die Wünsche der Jaluit­

Gesellschaft gingen auch insofern in ErfÜllung, als S.M.S.'Falke"ab Mitte Juli auf den Gewässern 

der östlichen Karolinen kreuzte.91

Deutschland wurde bei seinen Bemühungen, die spanischen Kolonien zu teilen, durch den 

spanischen Aussenminister Almodovar unterstützt, als dieser Radowitz deutlich zu verstehen 

gab, dass sein Land die Kolonien, die Philippinen ausgenommen, günstig loswerden wollte.92

Auch von seiten der Amerikaner sr.hien Deutschland für seine Gebietserwerbungen nichts im 

Wege zu stehen, denn im Waffenstillstandsabkommen zwischen den USA und Spanien ( 12. 

August) befand sich keine Erwähnung der Inseln im Pazifik, ausser der von den USA einge­

nommenen Guam-lnsel der Marianen-Gruppe. 

Nachdem Deutschland seine Hoffnungen verloren hatte, auf den Philippinen Fuss zu fassen, 

bemühte es sich zielstrebig, Stützpunkte auf anderen spanischen Inselgruppen zu erwerben. Die 

politische Führung Deutschlands sah sich berechtigt, Kompensationen zu erhalten. Radowitz 

wurde beauftragt, sich zuerst in Madrid zu erkundigen, ob und zu welchem Preis die Karoli­

nischen Inseln Kusai, Ponape und Yap käuflich wären.93 Aussenminister Almodovar und Kö­

nigin Maria drückten bald ihre Bereitwilligkeit zum Verkauf aus, der jedoch bis zum endgültigen 

Friedensvertrag vollkommen geheim bleiben sollte. Falls diese Informationen durchsickerten, 

konnte dies nach Bülow zur Folge haben., dass "diese oder jene Seemacht" die Inseln Spanien 

abnehmen würde, ohne Ersatz zu leisten.94 Beide Seiten fürchteten offenbar die Reaktionen

der Vereinigten Staaten. Die Informationen Über die die Karolinen betreffenden Verhandlungen 

hätten sehr wohl das Interesse der Amerikaner an der Inselgruppe erwecken können, was viel­

leicht das Scheitern der Pläne sowohl Spaniens als auch Deutschlands bedeutet hätte. Trotz Ge­

heimhaltung wurden die Verhandlungen von der Wilhelmstrasse aus eifrig weitergeführt. Die 

Bedenken in bezug auf die Pläne der Amerikaner Über die Karolinen liessen nach, als sowohl 

90. Hollzendorf aus dem Büro des kommandierenden Admirals an Bülow 23.7.98. PA. Südsee Nr. 3. Ge­

heime Akten betr. die Karolinen- und Ladronen (Marianen-lnseln). Bd. 1. A 8612.
91. Der kommandierende Admiral v. Knarr an AA. 8.10.98. ZStA, Reichskolonialamt, Nr. 2650, BI 9-10;

vgl. Jahresberichte der Jaluit-Gesellschaft 1898. Das Staatsarchiv Hamburg. Firmenarchive 621-1.
92. Radowitz an Hohenlohe 8.8.98. G.P. XV. Nr. 4167.
93. R ichthofens Telegramm an Radowitz 13.8.98. G .P. XV. Nr. 4169.
94. Radowitz' Telegramm an AA 15.8.98. lbid., Nr. 4170; Bülows Telegramm an Radowitz 3.9.98. lbid., 
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Konsul Krüger als auch Admiral Diederichs berichteten, dass Dewey den Befehl erhalten habe, 
sich der Inseln nicht zu bemächtigen.95

Als Folge des raschen Handelns Radowitz' schlossen Spanien und Deutschland am 10. Sep­
tember 1898 ein geheimes Abkommen, in dem Deutschland das Vorrecht zum Kauf der Haupt­
inseln der Karolinen, Kusai, Ponape und Yap, garantiert wurde. Die endgültige Form des Ver­
trags sollte nach dem Abschluss des Friedensvertrags bestätigt werden. Ausserhalb des Ab­
kommens versicherte der spanische Aussenminister, dass Spanien sich positiv gegenüber Ange­
boten Deutschlands Über möglicherweise später zu verkaufende Gebiete verhalte. Bülow schrieb 
dem Kaiser enthusiastisch, dass nun ein neuer Stein gelegt sei "für den stolzen Bau des grösseren 
Deutschlands". "Bravo! Bin hocherfreut und beglückt,"96 lautete der Kommentar des Kaisers.
Die Gültigkeit des geheimen Abkommens schien nicht einmal wegen des in Spanien bevor­
stehenden Regierungswechsels gefährdet, nachdem Radowitz die Zustimmung der Oppositions­
führer für die Verhandlungen erhalten hatte.97

Im Auswärtigen Amt wurden Informationen zur Schätz�ng des Preises für die Karolinen und 
die sonstigen Gebiete beschafft. Wie schon oben (S. 105) dargestellt worden ist, vertrat der Flot­
tenstab die Meinung, dass weit entfernte Seestützpunkte nur erworben werden sollten, wenn es 
den wirtschaftlichen und politischen Bedürfnissen entsprach. Es sei ja besonders wichtig, die 
Sulu-lnseln zu erwerben. 

Legationsrat lrmer verfasste ein Memorandum Über die Karolinen. Nach dem Memorandum 
war Deutschland zum Kauf der Inseln berechtigt, da es im Jahre 1885 freiwillig auf sie ver­
zichtet hatte. Die Inselgruppe sei nur eine Belastung für die spanische Wirtschaft, weil dort 
keine geordneten Verhältnisse geschaffen werden konnten, die Voraussetzung für das Blühen 
des wirtschaftlichen Lebens seien. Das deutsche Kaiserreich dagegen sei imstande, die Verhält­
nisse zu stabilisieren. lrmer behauptete auch, dass die Jaluit-Gesellschaft nur den Erwerb der 
Inselgruppe durch Deutschland abwarte, um daraus ein ebenso ergiebiges Handelsgebiet zu 
machen wie aus den Marshall-lnseln. Diese hatten keinen ordentlichen Hafen, so dass es für ihre 
Verwaltung und Weiterentwicklung von grossem Vorteil wäre, die guten Häfen von Ponape und 
Kusai zu erhalten. Kusai sei schon deshalb wertvoll, weil es das Zentrum der auf das deutsche 
Schutzgebiet gerichteten amerikanischen Missionsarbeit war. Die Palau-lnseln bilden die west­
lichste Gruppe Mikronesiens, doch seien sie zu den Karolinen zu zählen. Auf den Marianen be­
fanden sich nach lrmer keine deutschen Geschäftsleute; die Japaner dominierten den Kopra­
markt. lrmer bedauerte. dass es nirht mö�lich schien. die Marianen tür Deutschland zu er.,: 
werben.98 Das Auswärtige Amt erhielt auch von der Jaluit-Gesellschaft Versicherungen
über den Nutzen das geheimen Abkommens. In der Gesellschaft fürchtete man, dass die 
Karolinen in den Besitz der Vereinigten Staaten gerieten. Die Vorstandsmitglieder der Gesell­
schaft, Hernsheim und Grösser vertraten die Ansicht, dass "die Gruppe ... durch ihre Lage, ihre 
Bodenverhältnisse und Bevölkerung eine ausserordentlich wichtige Ergänzung unseres an und 

95. Krügers Telegramm an A.A. 13.8.98. PA.Südsee Nr. 3. Bd. 1. A.S. 2211; Jaeschke an Bülow 8.10.98. Als
Anlage Diederichs an Jaeschke 28.8.98. PA. Spanische Besitzungen in Asien Nr. 1. Bd. 9. A 12078;

- Vaqts 11, S. 1369.
916. Bülows Telegramm Nr. 5 an den Kaiser 13.9.98. PA. Sudsee Nr. 3. Bd. 1. A.S. 2355. Text des Abkom­

mens, s. Derenthall (Vertr. des Aussenmin.) an Wilhelm II 12.9.98. G.P. XV. Nr. 4172.
97. Radowitz an Hohen lohe 11.11.98. PA. Südsee Nr. 3. Bd. 1, A.S. 2554.
98. lrmers Memorandum 9.10.98. PA. Deutschland Nr. 167. Kolonien und Flottenstationen. Bd.1.
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für sich viel zu kleinen Schutzgebietes bildet". Auf den Marshall-lnseln könne man erfolgreich 
nur die Kokospalme anbauen, doch sei der Plantagenanbau in den gesunden klimatischen Ver­
hältnissen der Karolinen sehr wohl möglich. Die wirtschaftlichen und kolonialpolitischen 
Gründe waren nach der Auffassung der Verfasser des Schreibens so überzeugend, dass sie glaub­
ten, sie könnten ihre Darstellung mit folgenden nachdrücklichen Worten beschliessen: "Unter 
diesen Umständen können wir nicht dringend genug bitten, dass eine maritime Machtentfaltung 
auf den Karolinen-lnseln beschlossen würde."99

6.2.2. Deutschland ist zu weiteren Erwerbungen bereit 

Das schwierigste Problem der Pariser Friedenskonferenz bildete die Philippinen-Frage. Am 
wesentlichsten für Deutschland war jedoch, Über andere spanische Inselgruppen im Pazifik zu 
entscheiden. Die endgültige Form des September-Abkommens sollte ja von dem Friedensvertrag 
abhängen, wobei die Befürchtung bestand, dass die USA das Recht des Siegers rücksichtslos aus­
nutzten. Die Anfang November bekannt gewordenen Ansprüche der USA auf alle Phi,lippinen­
lnseln war eine unangenehme Überraschung für Spanien. Die Deutschen wiederum, nachdem sie 
schon früher auf ihre Bestrebungen in bezug auf die Philippinen verzichten mussten, fühlten 
sich offenbar noch mP.hr hP.stiirkt in ihrem Anspruch auf Kompensationen als früher. Nachdem 
die offizielle spanische Zeitung "Correro" geschrieben hatte, dass es sich für Spanien nach dem 
Verlust der Philippinen nicht lohne, auch seine anderen Inseln im Pazifik zu behalten, stellte 
Wilhelm 11. fest, dass Deutschland sie alle kaufen könne.1 OO

Es war jedoch nicht bekannt, welche neuen Ansprüche die Amerikaner beim weitere�_ 
Verlauf der Pariser Verhandlungen stellen würden. Die Deutschen bemühten sich, sie herauszu­
finden, ohne ihr Abkommen mit Spanien preiszugeben. Der deutsche Gesandte in Paris, Müns­
ter, war durch seinen Bekannten Whitelaw Reid, der Mitglied der amerikanischen Delegation 
war, gut informiert. In einer vertraulichen Besprechung brachten die amerikanischen Unter­
händler zum Ausdruck, dass es ihre Absicht gewesen sei, auch auf die Karolinen Anspruch zu er­
heben, wo sie Kabelstationen bauen wollten. Aus Rücksicht auf Deutschland hätten sich die 
USA mit dem Erwerb nur einer Insel begnügt. Was die anderen Inseln betraf, würden die Ab­
kommen zwischen Deutschland und Spanien respektiert.1 o 1 Aus der Mitteilung des Gesandten
war also zu schliessen, dass die Amerikaner Über das geheim gehaltene September-Abkommen 
informiert waren. Weil sie die Angelegenheit nicht zur Diskussion brachten, konnte man an­
nehmen, dass die USA nichts gegen die Pazifik-Pläne Deutschlands hatten. 

Der Kaiser, der sich auf der Rückreise aus dem Nahen Osten befand, glaubte nach Bülow 
jedoch nicht, dass die Amerikaner Über das Abkommen Bescheid wussten. Er, oder vermutlich 
Bülow, nahm an, dass die amerikanischen Mitglieder der Friedenskommission auf frühere 
( 1885) Verhandlungen zwischen Deutschland und Spanien hingewiesen hätten, auf Grund deren 
Deutschland zu territorialen Forderungen berechtigt sei. Es war .also besser, immer noch nichts 
Über die Existenz des Abkommens zu erwähnen. Münster wurde beauftragt, den Amerikanern 
in Paris mitzuteilen, dass, falls die Karolinen in den Besitz Deutschlands gerieten, die Vereinigten 

99. Hernsheim und Grösser an AA 21.9.98. ZStA Reichskolonialamt, Nr. 9038, BI. 114-117; vgl. Staats­
archiv Hamburg. Firmenarchive 621-1. Jaluit-Gesellschaft , Sitzungsprotokolle 26.9.98.

100. Seefried (Geschäftsträger in Madrid) an Hohenlohe 4.11.98. PA. Südsee Nr. 3. Bd. 1. A 12855.
101. Münsters Telegramm an AA 16.1'1.98. G .P. XV. Nr. 4177.
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Staaten dort eine Kabelstation erhielten, wenn sie sie wünschten. Bei dem Erwerb auch anderer 
spanischer Kolonien sollten, wenn möglich, die deutsch-amerikanischen Beziehungen freund­

licher gehalten werden.102 Es ging nun darum, ob Deutschland den Vereinigten Staaten direkt
mitteilen konnte, welche Inseln es wünschte. So konnte man verfahren, wenn man glaubte, dass 

die Amerikaner Über das geheime Abkommen informiert waren. Sonst sollte man versuchen, 
vorsichtig Auskünfte Über die territorialen Forderungen der USA einzuholen. Im Auswärtigen 
Amt entschied man sich für die erstere Alternative, nachdem Münster mitgeteilt hatte, dass die 
amerikanischen Unterhändler ihre Instruktionen Über die Respektierung des deutsch-spanischen 
Abkommens direkt von Präsident McKinley erhalten hätten. Wenigstens Richthofen glaubte 
den Informationen des Gesandten. Er schlug vor, entsprechende Instruktionen an Münster zu 
schicken und erinnerte noch daran, dass nur drei Karolinische Inseln im September-Abkommen 

erwähnt worden seien.103 Bülow war von einer ausgezeichneten Gelegenheit zum Bau eines
"grösseren Deutschlands" überzeugt. Es war offenbar, dass Deutschland zumindest die Karo­
linen erhielte, die es_ wollte. Die spanische Regierung musste nun dazu gebracht werden, auch 
die anderen Kaufpläne Deutschlands zu akzeptieren. In dieser Absicht sollte Radowitz die An­
teilnahme der Deutschen, und besonders des Kaisers, an der schwer geprüften spanischen 
Monarchie zum Ausdruck bringen. Während Frankreich und Russland sich vollkommen gleich­
gültig - und England feindselig - gegenüber Spanien verhielten, konnte Deutschland wegen der 
Schwäche seiner Seestreitkräfte Spanien nicht helfen. Doch zur wirtschaftlichen Hilfe war man 
bereit. Mit anderen Worten, man war bereit, nach dem Verlust der Philippinen die anderen 
Kolonien zu kaufen, die nur eine Belastung für Spanien waren. Neben den Karolinen sei es 
wichtig für Deutschland, später Fernando Po und eine Kohlestation auf den Kanarischen Inseln 
zu erhalten. Vorher sollte noch geklärt werden, ob die Zustimmung der Amerikaner zum Er­
werb der Palau-lnseln sowie der Kohlestationen auf den Sulu-lnseln und den Marianen eingeholt 
werden konnte.104

Nachdem das Auswärtige Amt sich von dem Wohlwollen der Amerikaner überzeugt hatte, 
verlängerte es schnell seinen Wunschzettel Über neue Gebiete. Obwohl die USA ihre territorialen 
Forderungen im Pazifik später nicht erhöhten, ist es nicht unbegründet anzunehmen, dass man 
im Weissen Haus und noch weniger in der US-Botschaft in Berlin nicht Über das September-Ab­
kommen informiert war. Eine solche von Münster genannte Instruktion von McKinley zur Re­
spektierung des betreffenden Vertrags ist zumindest in der Reihe "Foreign Relations" nicht 
gedruckt. Im Zusammenhang mit dem Über den Besitz von Kusai_ entstandenen Meinungsaus­
tausch im November behaupteten die Deutschen, dass man versprochen habe, ihre Interessen zu 
respektieren. Nun teilte Aussenminister Hay der Friedenskommission mit, dass der Präsident 
sich einer solchen Garantie nicht bewusst sei, doch forderte er die Kommission auf, sich an Ver­
sprechen zu halten, die sie möglicherweise gegeben hatte.105 Im Herbst 1898 war es allerdings 
kein Geheimnis mehr, dass Deutschland die Karolinen und auch andere spanische Inselgruppen 

haben wollte. Es war jedoch etwas anderes, Vermutungen zu äussern - was auch in der ameri­
kanischen Presse zu finden war 106 - als abgesicherte Meldungen Über die Pläne Deutschlands 

102. Bülows Telegramm (von Messina) an AA 18.11.98. PA. Südsee Nr. 3. Bd. 1. A.S. 3285. 

103. R ichthofens Telegramm Nr. 234 an BUlow 19.11.98. PA. Südsee Nr. 3, Bd. 1; G .P. XV. Nr. 4178. 

104. BUlows Telegramm Nr. 190 an Richthofen 20.11.98. PA. SUdsee Nr. 3. Bd. 1. A.S. 3305. 

105. Earl S. Pomerov, Pacific Outpost. American strategy in Guam and Micronesia (Stanford 1951), S. 16. 

106. Z.B. New York Times 13.11.98. Nr. 15239. 
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zu ve1·breiten. Auch der Geschäftsträger der USA erhielt in einer Unterredung mit Richthofen 

keine genaue Information. Auf seine direkte Frage, ob Deutschland mit Spanien Über die Karoli­

nen verhandele, erhielt Jackson eine ausweichende Antwort, nach der Spanien zwar gut über die 

Bereitschaft Deutschlands, die Karolinen zu jeder Zeit zu kaufen, informiert sei, doch Verhand­

lungen gerade zu der Zeit nicht geführt würden.107 Als Jackson Ende Dezember mit Bülow

Über die Intentionen der USA zum Erwerb einer Kabelstation verhandelte, hörte er zum ersten 

Mal Über das Vorhandensein des September-Abkommens, als Bülow erzählte, dass Reid und 

Münster über das Abkommen in Paris diskutiert hätten.108 Allem Anschein nach waren die

Amerikaner üuer die Exislt:ml des September-Abkommens nicht informiert. Die Deutschen 

hatten also den Weg von umfangreichen Forderungen auf Grund einer falschen Annahme einge­

schlagen. 

6.2.3. Der Streit über die Sulu-lnseln und Kusai 

Als Deutschland 'mit offenen Karten zu spielen' begann, wollte es zuerst absichern, dass es 

die im Abkommen erwähnten Inseln Kusai, Ponape undYap erhält. Münster sollte den Amerika­

nern die Bereitschaft des Kaisers versichern, "in Frieden und Freundschaft" mit den Vereinig­

ten Staaten zu leben. Deutschland wollte in keiner Weise die Siegesfrüchte der USA auch des­

halb nicht mindern, weil "die Welt für beide Reiche Raum genug biete". Es bestand lediglich 

der Wunsch, dass die Amerikaner Deutschlands langfristige und wohlbegründete Ansprüche auf 

die Karolinen respektierten. Münster wurde noch Über das durch den US-Gesandten in Berlin 

übermittelte Versprechen an Bismarck aus dem Jahr 1885 informiert. Danach würden die Ame­

rikaner nie koloniale Projekte auf den Karolinen haben. Münster sollte sich noch informieren 

lassen, ob die Amerikaner die Sulu-lnseln und die ganzen Marianen forderten.109

Reid versicherte, dass die deutschen Ansprüche auf die Karolinen respektiert würden. Doch 

hatte es den Anschein, dass die Vereinigten Staaten für das von San Francisco Über Honolulu, 

Guam und Manila nach Hongkong geplante Kabel gerade Kusai haben wollten, das in den Land­

karten der Amerikaner auch Namen wie Strong und Youulla trug. Die Sulu-lnseln rechnete man 

zu den Philippinen. Von den Marianen würden die Vereinigten Staaten eine Insel beanspruchen. 

Die Antwort rief in der Wilhelmstrasse keine Zufriedenheit hervor. Die Lage Kusais wurde für 

so zentral in bezug auf die Schutzgebiete der Marshall-lnseln und Neu Guineas einerseits und 

die Karolinen andererseits gehalten, dass seine Annexion durch eine fremde Macht nicht 

wünschenswert sei. Nach Meinung Richthofens war das Hauptmotiv der Amerikaner zum Er­

werb der Insel ihre Bedeutung für die von Boston aus betriebenen Missionsarbeit. Münster sollte 

der Mission weitgehende Zugeständnisse versprechen, wenn die Amerikaner ihre Forderung auf­

gäben. Es wurde die Ansicht vertreten, dass Deutschland nach Spanien zum Besitz der Sulu­

lnseln berechtigt sei, nachdem der Sultan der Inseln sich der Schutzherrschaft des Königs von 

Preussen im Jahre 1866 unterworfen hatte. Aus diesem Grund hatte Deutschland später nur 

zögernd die Souveränität Spaniens anerkannt. Deutschland war jedoch bereit, seine Ansprüche 

auf die Sulu-lnseln aufzugeben, wenn die USA die deutschen Wünsche in bezug auf die Karoli-

·107. Jackson an Hay 28.11.98. NA/44/86/630.
108. Jackson an Hay 29.12.98. NA/44/86/681._
109. Richthofen an Münster 21.11.98. G.P. XV. Nr. 4178.
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nen respektierten.110 Die Chancen, die Sulu-lnseln und Kusai zu erhalten, schienen immer 
weiter zu sinken, nachdem Radowitz berichtet hatte, der spanische Premierminister habe mitge­
teilt, dass die Amerikaner unnachgiebig an ihren Forderungen festhielten, in die Spanien zur Er­

zielung des Friedens offenbar einwilligen musste.111 Auch Münster erreichte die erwünschten 

Ziele nicht. Er empfahl, in Washington Über das Anliegen zu verhandeln.112 In den nach 
Washington übermittelten Instruktionen des Auswärtigen Amtes wurde die Berechtigung der 
Eindeutschung der Karolinen auf mancherlei Weise begründet. Zunächst berief man sich auf 

die historischen Rechte, die von den amerikanischen Friedensunterhändlern anerkannt worden 

waren. Zudem würde die öffentliche Meinung in Deutschland heftig reagieren, falls die Inseln in 
den Besitz der USA gerieten. Weiterhin wurde die Bedeutung der Angelegenheit für die guten 
amerikanisch-deutschen Beziehungen hervorgehoben. Eine Annexion des für die Vereinigten 
Staaten unbedeutenden, aber für Deutschland wichtigen Kusai durch die USA wäre "ein Pfahl 

im Fleische" .113 Die öffentliche Meinung in Deutschland wurde hier als beeinflussender Faktor 
der öffentlichen Meinung in den USA gleichgestellt. In Wirklichkeit blieben die Verhandlungen 
über die Karolinen geheim. Nur einige Zeitungen stellten Vermutungen auf, dass solche Ver­

handlungen im Gange wären. Die Annexion der Inseln durch die USA hätte in Deutschland 
kaum grosses Aufsehen erregt. Der Geschäftsträger Sternburg besprach die Angelegenheit mit 
Aussenminister Hay, der erklärte, dass die Insel wegen ihrer Eignung als Kabelstation gewählt 
worden sei. Irgendeine andere Insel, z.B. eine der Marshall-lnseln, würde sich zu dem gleichen 

Zweck eignen. Es war nicht die Absicht der Vereinigten Staaten, sich den deutschen Interessen 
in den Weg zu stellen. Um der guten Beziehungen willen wäre der Präsident bereit, die Ver­
sicherungen, die die Friedensunterhändler Münster gemacht hatten, zu akzeptieren, aber ver­
bindliche Versprechungen konnte Hay nicht machen, weil die Regierung Über die Angelegenheit 
nicht gut genug informiert war. Die Übergabe einer Kohlestation auf den Sulu-lnseln werde er­

wogen, aber Deutschlands Rechte auf die ganze Inselgruppe wurden jedoch von den USA nicht 
anerkannt.114 Der Gedanke an eine Kabelstation auf den Marshall-lnseln stammte vermutlich 
von Jackson, dem Geschäftsträger der US-Botschaft in Berlin, von dem Hay auch anderweitige 
Informationen für seine Unterredung mit Sternburg erhalten hatte. Die Deutschen äusserten 
auch Jackson gegenüber ihre Wünsche hinsichtlich der spanischen Kolonien und insbesondere 
Kusais. An der Eignung der Insel als Kohlestation bestanden Zweifel, weil es nicht auf gerader 
Linie zwischen Honolulu und Guam liegt.115 Die Amerikaner hielten Kusai jedoch für wert­
voll, wegen seines guten Hafens und seiner günstigen Lage in Hinblick auf Australien. Für die 
Insel wurde eine Million Dollar noch einen Tag vor dem Abschluss des Friedensvertrags ge­

boten, doch die Spanier wollten nicht verkaufen.116 Die USA wollten wegen Kusai keine Ge­
walt anwenden, und die Insel, sowie auch die anderen Karolinen-lnseln wurden dann im Frie-

110. Richthafen an Bülow 22.11.98. G.P. XV. Nr. 4179; Morgan, The Diary of Whitelaw Reid, S. 162-64; 

Pomerov S. 12-16. 
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densvertrag nicht erwähnt. Deshalb konnten die Deutschen davon ausgehen, dass ihr Ab­
kommen hinsichtlich der Karolinen nicht mehr gefährdet war. 

Bülow drückte in einer Unterredung mit Jackson seine Zufriedenheit aus. Er sprach Über die 
guten Beziehungen zwischen den Ländern und sagte, dass er alles tue, um sie zu bewahren. Zum 
Zeichen des guten Willens war Deutschland bereit, Gaspar Rico, die nördlichste der Marshall­
inseln, als IKabelstation anzubieten. Dieses Angebot war nicht uneigennützig, sondern Bülow 
wollte handeln, um die Besitzungen des Kaiserreiches mit einem Stützpunkt auf den Sulu-lnseln 
711 vP.rmehrnn.117 Die Bitte des deutschen Konsuls in Manila, Gewalt zum Schutz deutscher In­
teressen gegen die Aufständischen anzuwenden, gab BÜiow die Möglichkeit, seine Taktik, es den 
Amerikanern recht zu machen, weiterzutreiben. Er erzählte White, dass er die Gewaltanwen­
dung verboten habe, bevor er sich nicht Über das Verhalten der Amerikaner habe unterrichten 
lassen. Nachdem der Gesandte vor dem Einsatz von Waffen gewarnt hatte, versprach Bülow, 
den Konsul in dieser Hinsicht zur Enthaltung aufzufordern. Die Taktik des Aussenministers 
machte Eindruck auf White, der später empfahl, u.a. zur Erleichterung der Handelsbesprechun­
gen mit Deutschland weiter zu verhandeln.118 Auch aus Washington wurden gute Nachrichten
gemeldet. Aussenminister Hay habe nach Holleben Über die Pläne erzählt, die Wake-Insel als 
Kabelstation zu nehmen. Die Insel eignete sich jedoch nicht zu diesem Zweck, so dass die Ame­
r ikä11e1 gern über eine der Marshall-1 nseln verhandeln würden. Zur Übergabe eines Stützpunktes an 
Deutschland auf den Sulu-lnseln sei Hay positiv eingestellt gewesen.119

Obwohl die Verhandlungen sich günstig zu entwickeln schienen, wurde das Auswärtige Amt 
zur Vorsicht ermahnt. Brandt 3tclltc 3cinc Richtlinien zur Rückgewinnung der K(lrolincn vor 
und betonte die Bedeutung der öffentlichen Meinung für die amerikanische Politik. Auch wenn 
man davon ausgegangen wäre, dass McKinley der Annexion der Karolinen positiv gegenüberge­
standen hätte, musste man berücksichtigen, dass die öffentliche Mein.ung und der Kongress den 
Präsidenten zur Meinungsänderung zwingen konnten. Vor dem Abschluss des Friedensvertrags 
wäre es wichtig, die amerikanische Presse nicht zu irritieren. Die deutsche Presse sollte sich aller 
Kritik der amerikanischen Aussenpolitik enthalten. Noch wichtiger war es,die Behandlung der 
schwersten der amerikanisch-deutschen Streitfragen, die Beschrär.kung der Einfuhr amerikani­
scher Lebensmittel, zu vermeiden! 20 Holleben warnte seinerseits davor, die deutschen Bestre­
bungen r.insichtlich der Karolinen in die Öffentlichkeit gelangen zu lassen, bevor der Friedens­
vertrag vom Kongress ratifiziert worden war .1 21

Die Pläne Deutschlands hinsichtlich der Sulu-lnseln waren nicht besonders erfolgreich. Die 
Amerikaner waren zum Tausch nicht bereit, trotz den immer besseren Angeboten Deutschlands. 
Um Palawan, Jolo oder Tawitawi zu erhalten, wäre Deutschland bereit gewesen, Gaspar Rico, 
die Brown-lnsel (Eniwetok) oder die Parey-lnsel von dem Marshall-Archipel preiszugeben. 
Besonders die Parey-lnsel hätte sich nach Bülow zu den Zwecken der Amerikaner sehr gut ge­
eignet, weil sie auf demselben Breitengrad liegt wie Guam und einen guten Binnenhafen hat-

117.Jackson an Hay 29.12.98. NA/44/86/681; Mühlberg an AA 27.1 2.98. PA. Südsee Nr. 3. Bd. 2. A.S. 
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te.
122 Kommandeur Bradford, der die amerikanischen Friedensunterhändler über die Philip­

pinen informiert hatte, war gegen die Akzeptierung des deutschen Angebots. Er hielt die vor­

geschlagenen Inseln als Stützpunkte für ungeeignet. Andererseits waren die Sulu-lnseln wichtig 

hinsichtlich der Verteidigung der Philippinen. Die Regierung lehnte dann das deutsche Angebot 

ab und kehrte zu ihrer Forderung Kusais zurück. Was die Sulu-lnseln betraf, wollte man in 

Washington wissen, ob Deutschland einen Pachtvertrag oder die Souveränität anstrebe. Holleben 

empfahl die erste Alternative, weil der Senat die leztere nicht annehmen würde. Als Hay mitteil­

te, dass der Präsident keine verbindlichen Verträge vor der Ratifizierung des Friedensvertrags 

abschliessen würde, riet Holleben seiner Regierung, geduldig zu warten, um zu vermeiden, dass 

sich das Misstrauen der deutschen Ostasien-Politik gegenüber wieder verstärkt.1 23

In der Wilhelmstrasse erregten die von Holleben übermittelten Nachrichten Verärgerung. 

Hays "frostige und sehr reservierte" .Stellungnahme sei im Grunde auf die Propaganda der 

amerikanischen Fleischexporteure und der englischen Presse zurückzuführen. Der verärgerte 

Bülow war der Ansicht, dass die Amerikaner ihr Versprechen Über einen Stützpunkt auf den 

Sulu-lnseln gebrochen hatten. Es bestehe kein Anlass mehr, Über Kusai zu verhandeln, weil es 

im Friedensvertrag nicht erwähnt war. Ausser den oben erwähnten Schwierigkeiten waren un­

angenehme Nachrichten von Ponape, der Hauptinsel der Karolinen, in Berlin eingetroffen. Nach 

diesen Informationen hätten die Eingeborenen - auf das Hetzen der amerikanischen Missions­

arbeiter hin - die spanische Festung zerstört. Wenn diese unbestätigten Meldungen stimmten, 

war damit zu rechnen, dass die USA sich auf Forderung der Missionskreise in die Unruhen ein­

mischten. Deshalb bat Bülow den Kaiser nachdrücklich, ein Kriegsschiff zu den Karolinen zu 

entsenden .124

BÜlows Freundschaft erwies sich somit als eine recht eigennützige. Trotz früherer Versiche­

rungen war er nun, als Meinungsverschiedenheiten aufkamen, bereit, das nachbarliche Einver­

nehmen zu brechen, bevor die Nachbarschaft erst richtig angefangen hatte, denn der Friedens­

vertrag war noch nicht ratifiziert. Der Zorn Bülows ist zwar recht verständlich, doch die Leich­

tigkeit, mit der er zu Gewaltmitteln greifen wollte, war dagegen schwerer zu begreifen. Viel­

leicht spiegelt die Reaktion Bülows die harte Konkurrenz der Grossmächte und ihre macht­

politischen Bestrebungen in dieser Zeit wider. Man vertraute der Wirkung der neuen mili­

tärischen Rüstung zu sehr und scheute vor deren Einsatz nicht zurück, weil man keine Er­

fahrungen von ihrer Auswirkung in Konflikten zwischen den Grossmächten hatte. Nach der 

Reihe "Grosse Politik" nahm der Kaiser zuerst den radikalen Vorschlag seines Aussenministers 

auf, liess ihn aber wegen des drohenden Faschoda-Konflikts unverwirklicht. Zudem wollte der 

Kaiser "unter allen Umständen" eine Konfrontation mit den USA vermeiden.125 Die genannte

Quelle lässt jedoch den abschliessenden Teil der zitierten Akte aus, in dem Wilhelm 11. nach 

Bülow gesagt habe: "Würde unsere Marine erst das Ubergangsstadium überwunden haben, so 

122. Whites Telegramm an Hay 12.1 .99. NA/44/86; Bülows Telegramm an Hol leben 12 .1 .99. G .P. XV. Nr.
4193. 

123. Hollebens Telegramm an AA 15.1.99. G .P. XV. Nr. 4194; Braisted, S. 56-57. 
124. Bülow an Wilhelm II. 15.1.99. G.P. XV. Nr. 4195. 
125. G.P. XV., Fussnoten S. 101. 
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wäre vielleicht der Augenblick gekommen, um mit den Vereinigten Staaten abzurechnen."126

Der Kaiser dürfte also nicht "alle" gemeint haben, sondern die derzeitigen Umstände, als er kein 

Kriegsschiff zu den Karolinen entsandte. 

Nachdem l(ommandeur Taussing am 17. Januar 1899 die herrenlose Insel Wake für die USA 

eroberte, kam man in Washington nicht mehr auf die Forderungen hinsichtlich Kusais zurück. 

Zugleich verlor Deutschland seine Chancen, durch Tausch gegen eine der Marshall-lnseln einen 

Stützpunkt auf dem Sulu-Arch ipel zu erhalten. Wake und das 1867 annektierte M idway reichten 

als Stationen für das amerikanische Honolulu-Manila-Kabel aus.127

6.2.4. Der deutsch-spanische Südseevertrag über die Karolinen, Marianen und 

Pa lau-Inseln 

Als sich im Verlauf der Pariser Friedensverhandlungen herausgestellt hatte, dass die USA die 

Philippinen für sich beanspruchen würden, aber hinsichtlich anderer spanischer Besitzungen im 

Pazifik sich vielleicht mit der eroberten Guam-lnsel begnügten, fing man in Berlin zu planen an, 

neben den Karolinen und den Sulu-lnseln auch die restlichen spanischen Inseln zu erwerben. 

Im September-Abkommen waren nämlich nur Kusai, Ponape undYap genannt. Spanien war 

nicht bereit, den USA die anderen Inseln zu verkaufen, aber Aussenminister Almodovar fragte 

an, ob Deutschland bereit sei, alle Inseln der Karolinen zu kaufen, um dann mit den USA über 

eine Kabelstation zu verhandeln.128 Nachdem Spanien die Initiative ergriffen hatte, konnten 

die Deutschen alle ihre Pläne hinsichtlich der spanischen Kolonien enthüllen. Radowitz sollte -

unter äusserster Geheimhaltung seiner Verhandlungen - herausfinden, ob Spanien bereit sei, 

seine lnseIgruppen aufzugeben.129 Almodovars Haltung zum Verkauf der Karolinen, Marianen

und Palau-lnseln an Deutschland war von Anfang an positiv. Die Königin dagegen hielt die Auf­

gabe der Übrigen Inseln - neben den Karolinen - für gefährlich für die Krone, die schon sonst 

Verluste hatte hinnehmen müssen. Auf die k'anarischen Inseln wollte Spanien nicht verzichten, 

weil es Englands Reaktionen fürchtete. Ebenso wenig wollte man Fernando Po verkaufen.130

Die Verhandlungen, die von Radowitz ununterbrochen geführt wurden, waren erfolgreich, denn 

schon eine Woche nach der ersten Besprechung teilte Premierminister Sagasta die Einwilligung 

der Königin mit, Über die Marianen und Palau-lnseln zu verhandeln. Zudem war Radowitz 

126. BÜlows Konzept 19.1.99. PA. Südsee Nr. 3. Bd. 3. A.S. 142. Als sich die spanisch-amerikanische Krise
verschärfte, begann der Admiralstab der Marine Deutschlands, im Winter 1897-98 jungen Offizieren
Planungsübungen, die die potentiellen Kriegsgebiete wie z.B. die kubanischen und philippinischen Ge­
wässer betrafen, zu erteilen. Die "Winterarbeit" Leutnant 'Eberhard von Manteys umfasste einen theore­
tischen Kriegsplan gegen die Vereinigten Staaten. Zum grossen Teil auf der Grundlage seiner Arbeit
wurde im März 1899 im Stab ein erster offizieller Operationsplan gegen die USA verfertigt. Ein ent­
sprechender Plan der USA fÜr den Fall eines Kriegs gegen Deutschland wurde erst 1913 gemacht. (Holger 

H Herwig, and David F. Task, Naval Operations Plans between Germany and United States of America
1898-1913. A Study of Strategie Planning in the Age of lmperialism. In: Militärgeschichtliche Mittei­
lungen 2/1970, S. 6-13.). Diese Übungsarbeiten und Pläne zeugen ihrerseits von der Neueinschätzung
der weltpolitischen Macht der USA, aber sie stellen keinen Beweis für eine aktuelle Kriegsgefahr·zwi­
schen Deutschland und den USA dar.

127. Braisted, S. 56-57.
128. Radowitz' Telegramm an AA 2.12.98. G.P . XV. Nr. 4182.
129. BUlows Telegramm an Radowitz 3.12.98. lbid. Nr. 4183.
130. Radowitz' Telegramme 5. und 8.12.98. G.P. XV. Nummern 4184-85.
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sicher, dass es auch keinem anderen Land gelingen würde, über Fernando Po und die Kana­
rischen Inseln mit Spanien Übereinzukommen.131

In der Wilhelmstrasse war man nun bereit, mit den drei Inselgruppen am "grösseren Deutsch­
land" weiterzubauen. Bei der Marine hingegen fand der Plan keine einstimmige Unterstützung. 
Die Ansichten der Marineführung stützten sich z.T. auf den Bericht des Kommandeurs des 
Kreuzers "Arcona" Über seine Fahrt von Kiautschou zu den Marianen, den Palau-lnseln und den 
Karolinen von Juli bis Oktober 1898. Nach dem Rapport lebten nur einige Deutsche auf den 
Marianen, kein einziger auf den Palau-lnseln. Auf Ponape, wo die Bevölkerung durch den Ein­
fluss der Missionarbeiter sehr amerikanisch gesinnt war, wirkten drei deutsche Staatsbürger. 
Als Diederichs den Rapport nach Berlin vermittelte, wollte er auf Grund des geringen Material­
umfangs weder eine Aussage Über,_den Wert der Inselgruppen noch Über deren Entwicklungs­
möglichkeiten machen. Trotz des Berichts, dessen Inhalt zuAJl/enig Begeisterung Anlass gab, 
empfahl Diederichs - hinsichtlich der Kriegsflotte und der Grossmachtpolitik -, gegebenenfalls 
die Inselgruppen oder deren Teile zu erwerben. Seiner Meinung nach würden sie in erster Linie 
als Kohlestationen und Stützpunkte die deutschen Schutzgebiete in der Südsee stärken. Der 
kommandierende Admiral Knorr dagegen war gegen den Erwerb von Kolonien, an denen in 
diesem Fall weder wirtschaftlicher noch politischer Bedarf bestehe. Der Admiral hielt einen Er­
werb der Inselgruppen für wirtschaftlich nicht rentabel, weil sie zu klein seien. Zudem be­
hauptete er, dass die Inselgruppen für eine militärische Nutzung zu weit entfernt seien.132

"Von wo zu weit entlegen·?", fragte man im Auswärtigen Amt etwas entrüstet, denn hinsicht­
lich des Schutzgebiets in del\ Südsee war die Lage insbe�ondere der Karolinen sehr gut. Ausser­
dem war dort der sicherste Hafen des ganzen Gebiets. Vo{) den expansiven Zukunftsplänen der 
Kolonialpolitik zeugt die Festst13llung, nach der die Lage der Karolinen und der Palau-lnseln 
hinsichtlich der holländischen Kolonien günstig sei. Die Nachbarschaft war wichtig, weil ein Zu­
sammenbruch der holländischen Kolonialmacht jederzeit zu erwarten war. Die nördlichen 
Marianen wiederum lagen günstig zu Japan und China. Der strategische Wert der Inseln wurde 
noch durch das Auftauchen eines neuen gefährlichen Nachbarn, der USA im Pazifik 
erhöht. Wirtschaftlich wäre eine grosse Insel natürlich wertvoller. doch musste man sich mit 
einer kleinen begnügen, wenn sonst nichts- zu bekommen war. Die Direktoren der Jaluit-Gesell­
schaft behaupteten jedoch, dass die Gebiete wertvoll seien.133

Auf weitere Polemiken weisen weder die Akten des AA noch des BA-MA hin. Es folgte die 
weitere Behandlung der Sache, Verhandlungen mit Spanien Über den Inhalt des Vertrags. Aus 
mehreren Gründen lag beiden Seiten daran, die Besprechungen geheim zu halten. Die spanische 
Regierung fürchtete die Reaktionen der konservativen Opposition und die Gefährdung der 
Ratifizierung des Friedensvertrags. In Berlin wollte man vermeiden, dass andere Grossmächte 
um die spanischen Kolonien konkurrieren würden. Dazu war es für beide Seiten von Vorteil, die 
Verhandlungen gegenüber den USA geheimzuhalten. Die Verhandlungen wurden hauptsächlich 
in Madrid, zwischen der spanischen Regierung und Radowitz geführt. Wegen der Spanien 
drohenden Regierungskrise bestand die erste Aufgabe darin, das September-Abkommen durch 

131. Radowitz' Telegramm an AA 14.1 :;/.98. PA. SUdsee Nr. 3. Bd. 2. A. S. 3543.
132. Knorr an Bülow 10.12.98. Als Anlage: äer Kommandeur von '"Arcona" an Oiederichs 16.10. und Diede­

richs an Knorr 29.10.98. PA. SUdsee Nr. 3. Bd. 2. A.S. 3562. Vgl. Reineke an Diederichs 16.10.98. BA­
MA. Admiralstab der Marine. F 7537/1. 15. 2b.

133. Kommentar hierzu. v·ermutlich Bülow oder Holstein. Ohne Datum. PA. Südsee nr. 3. Bd. 2.
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einen neuen, provisorischen Vertrag zu ersetzen. Dies gelang ohne Meinungsverschiedenheiten 
schon am 21. Dezember 1898. Nach dem provisorischen Vertrag verpflichtete sich Spanien, 
die Karolinen, die Marianen (ausser Guam) und die Palau-lnseln für einen später zu verein­
barenden Preis an Deutschland zu übergeben. Der spanische Handel und die landwirtschaft­
lichen Betriebe sowie die Missionsarbeit sollten auf den Karolinen die gleichen Rechte geniessen 
wie die Deutschen. Der spanischen Kriegs- und Handelsflotte wurde auch während des Krieges 
auf den Karolinen und den Marianen das Recht auf eine Kohlestation garantiert. Beide Regie­
rungen verpflichteten sich, den Vertrag bis zu seiner Behandlung im Parlament geheim zu 
halten.134 Von Kusai abgesehen wurde die Frage in Besprechungen mit den Amerikanern vor 
der Veröffentlichung des Vertrags nicht erörtert. 

Der Abschluss eines endgültigen Vertrags zwischen Deutschland und Spanien wurde in erster 
Linie durch die Frage nach der Höhe des Kaufpre_i,ses und die Regierungskrise in Spanien ver­
zögert, auf die die Auflösung der Cortes folgte. Uber den Kaufpreis wurde ein Kompromiss 
erreicht. Die Deutschen waren bereit, 25 Millionen Peseta (ca. 16 Millionen Mark) zu zahlen, 
doch musste Spanien seinerseits eine geheime Klausel im Vertrag akzeptieren, nach der Deutsch­
land ein Vorkaufsrecht an Fernando Po hätte, falls Spanien es irgendwann verkaufte. Ausser­
dem verpflichteten sich die Länder, in ihrem gegenseitigen Handel ein Meistbegünstigungsprin­
zip anzuwenden.135 Mit diesem Vertrag waren nun die Handelsstreitigkeiten zwischen Deutsch­
land und Spanien endgültig beendet. Vom Standpunkt der europäischen Politik bedeutete der 
Vertrag ein Anwachsen des deutschen Interesses an der Beibehaltung der Stellung Spaniens im 
Mittelmeer.-, 36

Dem Vertrag stand nur die konservative Opposition entgegen. Als es bei der Tagung der· 
Cortes im Februar sicher schien, dass die Regierung zurücktreten würde, hielt es Radowitz für 
das beste, die Oppositionsführer Silvela und Tetuan Über die geführten Verhandlungen zu unter­
richten. Um sie zu Überreden, bat Radowitz auch noch um die Hilfe von Königin Maria. Nach­
dem Silvela und Tetuan versicherten, dass sie in den Cortes für die Billigung des Vertrags ein­
treten würden, konnten die Deutschen gelassen der Anfang März ausgebrochenen Regierungs­
krise gegenüberstehen .1 37 Die Konservativen bildeten unter Silvela die neue Regierung. Der
Premierminister erklärte, dass seine Regier.ung den Südseevertrag vollkommen unterstütze und 
ihn den neuen Cortes zur Behandlung vorlege, sobald sie tagen.138 

6.2.5. Der Südseevertrag im Reichstag 

Der Vertrag blieb bis Anfang Juni geheim, als er durch die spanische Regierung zur Behand­
lung vorgelegt wurde.139 

Dies veranlasste Deutschland, die Angelegenheit auch im Reichstag
zur Behandlung vorzulegen. Bülow stellte den Inhalt des Vertrags dar, äusserte aber auch den 

134. Radowitz' Telegramm an AA 19.12.98, Bülows Telegramm an Radowitz 20.12.98, Radowitz' Tele­
gramm an AA 21.12.98. G.P. XV. Nummern 4187-4189.

135. Bülows Telegramm an Radowitz 4.2.99. G.P. XV. Nr. 4196; Radowitz' Telegramm an AA 8.2.99. G.P.
XV. Nr. 4197.

136. BÜlows Telegramm an Radowitz 15.2.99. G .P. XV. Nr. 4198. Vg\.Jerussalimski, Die Aussenpolitik, S. 649.
137. Radowitz' Telegramm Nr. 28 an AA 23.2.99. PA. SUdsee Nr. 3. Bd. 3. A.S. 414; derselbe an denselben

Nr. 29. 26.2.99. lbid. A.S. 437.
138. Radowitz' Telegramm Nr. 35 an AA. 4.3.99. G.P. XV. Nr. 4200.
139. Bülows Telegramm Nr. 39 an Wilhelm II. 2 .6.99. PA. SUdsee Nr. 3. Bd. 4. A.S. 1071.
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Wunsch, dass dieser erst behandelt werden solle, nachdem der Verkauf von den spanischen 
Cortes akzeptiert worden sei. Erst dann solle die Angelegenheit dem Reichstag zur Behandlung 
vorgelegt werden.140 Trotz BÜlows Wunsch konnte sich Richter, der Vorsitzende der Freisinni­
gen Volkspartei, dessen nicht enthalten, während der Besprechung des Nachtragsbudgets zu 
bemerken, dass der Preis für jeden auf den Inseln wohnhaften deutschen Staatsbürger mindes­
tens 170 000 Mark betragen werde.141

Nachdem die Mehrheit des spanischen Parlaments für den Vertrag eingetreten war, wurde er 
im Reichstag im Zusammenhang mit dem zweiten Nachtragsbudget behandelt. Auf den Inhalt 
des Vertrags konnten die Abgeordneten keinen Einfluss ausüben. 1 hre Aufgabe bestand nur 
darin, die dazu von der Regierung vorgeschlagenen finanziellen Mittel des Budgets entweder zu 
bewilligen oder abzulehnen. Im Auftrag des Auswärtigen Amtes waren kurze Memoranden 
Über die Südseeninseln sowohl für die Abgeordneten als auch für den Bundesrat erstellt worden. 
Sie enthielten Informationen Über Lage, Grösse, Bewohner, Naturschätze und Klima der Insel­
gruppen. Gerade die wirtschaftlichen Möglichkeiten, die die Karolinen und die Palau-lnseln 
boten, wurden hoch geschätzt. Dass das Gebiet unerschlossen geblieben war, sei nur auf die Unfä­
higkeit der Spanier, auf den Inseln die für die Entfaltung des wirtschaftlichen Lebens notwendigen 
geordneten Verhältnisse zu schaffen, zurückzuführen. Unter Leitung der Deutschen, insbeson­
dere der Jaluit-Gesellschaft, die auf den Marshall-lnseln koloniale Erfahrungen gesammelt hatte, 
sollte das Land wieder produktiv werden. Nennenswerte Rivalen waren kaum in Sicht. Ausser 
einer spanischen Firma und zweier amerikanischer Privatpersonen hatten die Japaner, jedoch 
ohne nennenswerten Erfolg, versucht, mit den Eingeborenen Handel zu betreiben. Es war die 
Absicht der Jaluit-Gesellschaft, gerade die deutschen Kolonialunternehmen dazu zu bewegen, 
auf den Inseln Plantagen zu gründen, von deren Rentabilität man wegen des fruchtbaren Bodens 
überzeugt war. Ausser der Kokospalme galt Baumwolle als eine gut gedeihende Pflanze, die 
schon in Neupommern mit Erfolg angebaut worden war. Der Anbau von u.a. Tabak und Kaffee 
schien auch vielversprechend. Um das Gebiet wirtschaftlich besser nutzen zu können, sollte es 
möglichst bald mit der australischen Seefahrt und dem Handel verbunden werden. Pläne Über 
die Entwicklung des Verkehrs hatten auch schon sowohl der Norddeutsche Lloyd in Bremen 
als auch die Jaluit-Gesellschaft in Hamburg.142

Bei seinem Eintritt für den Vertrag konzentrierte sich Bülow in erster Linie auf die Er­
klärung des vorgelegten Memorandums. Er stellte fest, dass der Halbkreis der deutschen pazifi­
schen Besitzungen nun zu einem einheitlichen Gebiet geschlossen sei, dessen Verwaltung und 
Nutzung sich erschwert hätte, wenn Teile davon in Besitz einer fremden Macht geraten wären. 
Der Aussenminister betonte dennoch, dass Deutschland gute Beziehungen mit seinen Südsee­
nachbarn, den USA und Japan anstrebe. Es gab keinen Grund, die Amerikaner zu stören, und 
für das "begabte" japanische Volk spürten die Deutschen - nach Bülow - wirkliche Sympa­
thie.143

Die Diskussion nach BÜlows Einleitungsvortrag blieb, ziemlich ruhig. In den den Vertrag be­
fürwortenden Wortmeldungen der Konservativen und Nationalliberalen wurde das Auswärtige 

140. Bülow aut dem Reichstag 6.6.99. Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstags. X. 

Legislaturperiode. 1. Session 1898/99. 3. Bd. Berlin 1899, S. 2338-39.
141. Stenographische Berichte, S. 2347.
142. Denkschrift (ganz geheim) betreffend die Inselgruppen der Karolinen, Palau und Marianen. Bundesrath 

16.6., Reichstag 20.6.99. PA. Südsee Nr. 3. Bd. 4. A.S. 1223.
143. Stenographische Berichte, S. 2696.
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Amt und seine Vertreter tür einen durch geschickte Verhandlungen erzielten diplomatischen 
Sieg belobigt, dessen Ertrag auf dem Vertragsweg und nicht mit Waffengewalt hatte herbeige­
führt werden können.144 Die letztgenannte Bemerkung war eine deutliche Anspielung auf die
Art und Weise, wie die Amerikaner Kolonien ervvärl.itm. Die Gegner, die Vertreter der frei­
sinnigen Volkspartei und der Sozialdemokraten, richteten ihre Kritik auf zwei Hauptpunkte, 
auf die Erwerbung von Kolonien im allgemeinen und auf den Vertrag als eine politische und vor 
allem wirtschaftliche Fehlentscheidung. So hielt der Abgeordnete Wiemer, der sich während der 
Abwesenheit Richters zu Wort meldete, die aus dem Vertrag ersichtliche Staatskunst Bülows 
fÜr mehr als fragwürdig. Wiemer versuchte, die von dem Aussenminister dargestellten vielver­
sprechenden wirtschaftlichen Prognosen zu widerlegen. Die neuen Besitzungen würden die 
Staatskasse nicht nur durch den äusserst hohen Kaufpreis sondern auch in Form jährlich stei­
gender Zuschüsse, die schon für das Jahr 1899 fast eine halbe Million Mark ausmachten, be­
lasten.145 Wiemer hatte die Südseeinseln nicht selbst kennengelernt. In seiner Antwort stellte
BÜiow fest, dass auch er die lnsel!l nie besucht habe, aber er auf Grund der Berichte der Marine­
offiziere, denen die Inseln vertr�ut waren, von dem Wert der Inseln überzeugt sei. Er las dann 
kurze Auszüge aus Meldungen von Knorr, Diederichs und dem Kommandeur der "Arcona" vor. 
Wie oben (S. 121) dargestellt ist, waren diese 'Empfehlungen' als Ganzes sehr reserviert, wobei 
Knnrr gP.r;11ie7u vom Erwerb der Inseln abriet. Bülow versuchte, die Opposition mit bewusst 
irreführenden Begründungen zu Überzeugen, indem er nur die seinem Zweck dienlichen Stellen 
aus den Berichten vorlas. Das hinderte ihn nicht, seine Antwort auf die Angriffe mit folgenden 
pathetischen Worten zu schliessen: "Ich bin aber überzeugt, dass, ... wenn wir alle längst unter 
dem grünen Rasen schlafen, des vielen Haders müde, unsere Kinder und Kindeskinder an 
unserem schönen Südseebesitz, an dew Karolinen und Marianen, ihre Freude haben werden." 
Von rechts, der Mitte und den Nationalliberalen wurde begeistert Beifall gespendet. Die Linken 
antworteten mit Lärm und Gegenrufen .146

Der Vertrag und die deutsche Kolonialpolitik im allgemeinen wurde am heftigsten von dem 
Sozialdemokraten Liebknecht kritisiert. Seiner Meinung nach habe Deutschland nur von ande­
ren Übriggebliebene wertlose Gebiete erwerben können. Die afrikanischen Kolonien hätten nur 
Ärger gebracht. Durch die Eroberung voFJ Kiautschou sei eine hochgeachtete Stellung in der 
Weltpolitik angestrebt worden, doch in Wirklichkeit sei Deutschland nun zwischen englischen 
und russischen Gebieten zusammengepresst. Jetzt hatte die Regierung die Südseeinseln, die die 
USA nicht für erobernswert gehalten hatten, zu einem so hohen Preis gekauft, dass Deutschland 
die Rolle eines im Geschäft Betrogenen zugewiesen werden könne. Indem die Regierung neue 
Kolonien erwarb, habe sie Motive für ihre Flottenpolitik bekommen, die sonst schwer zu ver­
teidigen wäre. Nach Liebknecht bestand die Zukunft der Völker nicht auf dem Wasser, sondern auf 
eigenem Boden. Das Gegenteil zu behaupten sei ein Teil der gegen Sozialisten gerichteten 
chauvinistischen Innenpolitik. Bitter behauptete der Redner, dass Kriegsschiffe zum Schutz 
einiger deutscher Bourgeois geschickt werden, während Menschen im eigenen lande als Parias 
behandelt wurden.14 7

144. Siehe Wortmeldungen von Lieben, Hasse und Paasche 21.6.99. lbid., S. 2697. 2699, 2709.
145. Stenographische Berichte, S. 2701-03.
146. lbid , S. 2703--05.
147. Stenographische Berichte, S. 2707-08.
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Die Wortmeldung Schraders, eines Vertreters des Zentrums, war gemässigter und "runder". 
Seine Partei habe häufig die Kolonialpolitik kritisiert. Jetzt hoffe sie, dass man aus begangenen 
Fehlern gelernt habe. Die deutschen Interessen in der Südsee seien auch viel bedeutender ge­
worden als sie früher gewesen seien. Der Redner vertrat noch die Ansicht, dass die Aufgabe der 
Deutschen darin bestehe, das Volk zu bilden und den christlichen Glauben zu verbreiten. Aus 
diesen Gründen empfahl er,den Vertrag anzunehmen.148 

Die Diskussion, die im Reichstag Über den Vertrag geführt wurde, zeugt von der zunehmen­
den Frontenbildung der Sammlungspolitik, als nun auch das Zentrum sich der Kolonialpolitik 
anschloss. Nur insgesamt zwölf Abgeordnete ergriffen das Wort zum Südseevertrag. Ein Grund 
zum farblosen Auftritt der Opposition bestand in der deutlich voraussagbaren Tatsache, dass sie 
in die Minorität gedrängt würden. Für die Bildung �inerOpposition reichte auch dieZeit kaum 
aus. Die Inseln wurden ja nicht nach einem langen Krieg erobert, sondern im Reichstag wurde 
ein fertiger, friedlich zustandegekommener Vertrag eingebracht, der nach seiner Veröffentlic­
hung schnell zur Debatte gestellt wurde. Als das zweite Nachtragsbudget des Staatshaushaltes 
und das Nachtragsbudget für die Schutzgebiete zur dritten Lesung kamen, wurden sie als solche 
angenommen.149 Von der überschwenglichen Dankbarkeit des Kaisers zeugt sein aus Kiel an
Bülow Übermitteltes Telegramm, in dem der Kaiser nach Gott seinem Aussenminister dank­
te: " ... dass Sie dieses Perlenjuwel meiner Krone haben erwerben helfen. Um meinem Dank 
hierfür besonderen Ausdruck zu verleihen, erhebe ich Sie in den Grafenstand."150

6.2.6. Die Reaktionen der Vereinigten Staaten und anderer Grossmächte auf den 

Vertrag 

Nachdem Spanien den Vertrag veröffentlicht hatte, warteten die Deutschen mit Interesse auf 
die Reaktionen der Amerikaner. Auf diplomatischer Ebene waren die Amerikaner zwar häufig, 
aber indirekt und inoffiziell Über die deutsch-spanischen Verhandlungen informiert worden. In 
Washington war man nach Aussenminister Hay jedoch nicht auf so schnelle und umfangreiche 
R.esultate gefasst.151 Holleben schilderte die offizielle Meinung der USA teils als "freundlich
neidisch", teils als "vornehm resignativ". Die amerikanische Regierung habe das Gefühl gehabt,
in der öffentlichen Meinung eine diplomatische Niederlage erlitten zu haben. Die unangenehm­
ste zu erwartende Konsequenz daraus könne in der Gefährdung der deutschen Bestrebungen in
bezug auf Samoa entstehen.152

Ebensowenig war für die amerikanische Presse der Kaufvertrag eine vollständige Überra­
schung. Z.B. hatte die New York Times ziemlich zutreffende Mutmassungen Über die deutsch-spa­
nischen Verhandlungen im laufe des Herbsts 1898 anstellen können.153 Dennoch sah die
Washington Post die Nachricht als eine Sensation in der Diplomatenwelt an. Die Zeitung hielt 
die von Deutschland gekauften Inselgruppen für strategisch wichtig und bedauerte, dass die 
US-Regierung sie nicht während der Friedensverhandlungen erworben hatte, obwohl es durch-

148. lbid., S. 2710-12.
149. Stenographische B erichte, S. 2767.
150. Telegramm Wilhelms II an BUlow 22.6.99. PA. SUdsee Nr. 3. Bd. 4.
151. Hollebens Telegramm Nr. 111 an AA 3.6.99. lbid. A 6629.
152. Holleben an Hohenlohe 5.6.99. lbid. A 7189.
153. Z.B. New York Times 13.11.98. Nr. 15239; 2.12.98. Nr. 15256.



126 

aus möglich gewesen wäre.154 Im Weissen Haus wurde das Thema in Gesprächen mit Holleben

vermieden, denn es findet sich keine diesbezügliche Erwähnung in seinem Rapport und auch der 

Gesandte wollte das Thema nicht berühren. Als Wilhelm II im Zeichen der neuen nachbarschaft­

lichen Beziehungen ein Begrüssungstelegramm an McKinley schicken wollte und Bülow sich 

nach der Angemessenheit dieser Geste erkundigte, antwortete Ho lieben, dass die Angelegenheit 

den Amerikanern noch unangenehm sei. Ein solches Telegramm konnte ausserdem den Ein­

druck erwecken, die Deutschen suchten übereifrig die Freundschaft Amerikas.
1 55 Das Begrüs­

sungstelegramm wurde nicht übermittelt, so dass auf der offiziellen Ebene nicht einmal auf diese 

Weise der Ankauf der Karolinen, Marianen und Palau-lnseln durch Deutschland notiert wurde. 

Als Garantie zum Erwerb der Südseeinseln war es den Deutschen opportun erschienen, ihre 

Verhandlungen mit den Spaniern auch vor anderen Grossmächten geheim zu halten. Man konn­

te doch davon ausgehen, dass gerade die Engländer ihre Informationen nach Washington weiter­

geleitet hätten. Ausserdem könne man auf Grund des englisch-deutschen Vertrags aus dem Jahr 

1886 - wie der englische Gesandte Lascelles Bülow auf einer Party in Berlin versicherte - der 

Loyalität Englands den deutschen Erwerbungen gegenüber sicher sein.156 Die Vertreter der

Grossmächte waren natürlich am Verlauf der Verhandlungen interessiert. Auf die diesbezüg­

lichen Fragen der französischen, russischen und englischen Gesandten gab der Aussenminister 

Almorlovilr jedoch die fÜr ihn typische ausweichenrle Antwort, rl,1ss keine verhinrllichen Ver­

träge abgeschlossen worden seien.157 Auch Wolff, der englische Gesandte in Madrid, war noch

Anfang Dezember 1898 lediglich in der Lage, unbestätigte Meldungen Über die Bestrebungen 

Deutschlands um die Karolinen weiterzuleiten. Er hielt das deutsche Interesse deshalb für glaub­

würdig, weil Deutschland in dem betreffenden Gebiet eine Kohlestation brauchte und zudem 

die Versorgung mit Kopra wichtig fÜr die deutsche Industrie sei.158 Salisbury dagegen zeigte

kein Interesse an den Karolinen. Trotzdem gab Hatzfeldt den Rat, die Verhandlungen vor den 

Engländern geheim zu halten, weil diese in Washington versuchen würden, sie nur zu erschweren 

und Kompensationsforderungen zu stellen.159 England hatte seine Gründe, sich den deutschen

Erwerbungsvorhaben nicht zu widersetzen. England wollte weiterhin gute Beziehungen zu 

Deutschland, da sich das Verhältnis zu Frankreich anspannte und der Südafrika-Konflikt 

drohte . The Times schrieb dann auch Über- den von Deutschland vermutlich getätigten Kauf der 

Karolinen in einer Weise, die von grossem Verständnis zeugte. Die neue Situation schade nicht 

den britischen Interessen. Die Karolinen lagen ja nicht an ihren wichtigsten Handels- und Kriegs­

flottenrouten zwischen Amerikas Westküste und Asien sowie Australiens Ostküste. Die Linie 

British Kolumbien - Yokohama - Schanghai lag 2 000 Meilen nördlich der Karolinen, die 

Linie San Francisco - Hawai - Sidney wiederum etwa 2 000 Meilen südöstlich. Die Philippinen 

und Borneo isolierten die Karolinen vom Schiffsverkehr im Südchinesischen Meer.160 Der Par-

154. Washington Post 3.6.99. Als Anlage im Bericht Hollebens an Hohenlohe 5.6.99. PA. Südsee Nr. 3. Bd. 4.
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lamentssekretär der Regierung antwortete auf die im Unterhaus gestellte Anfrage mit der Ver­
sicherung, dass die Regierung sich der Absicht Deutschlands, die Karolinen anzukaufen, nicht 
bewusst gewesen sei. Seiner Meinung nach sollte England wegen seiner Interessen hinsichtlich 
Austral iens und Neu Seelands die Situation genau verfolgen .161

Die Reaktionen der Engländer blieben in erster Linie positiv zur Kenntnis nehmend, auch 

nach der Bekanntmachung des Kaufvertrags. So betrachtete The Morning Post das Geschehene 
gewissermassen als natürliche Folge einer der bedeutendsten Phänomene des 19. Jahrhunderts, 
der Expansion Deutschlands. Das deutsche Volk sei in Schulen, Universitäten und im Staats­

dienst effektiv ausgebildet worden, seine Interessen denen des Vaterlands gleichzusetzen.162

The Times hielt wiederum die Erwerbung von Kolonien durch Deutschland für einen modernen 

Zug, weil "the nation which colonizes the most is the first nation in the world, or will be so 
to-morrow, if it is not to-day". Die Zeitung prophezeite den Deutschen jedoch praktische 
Schwierigkeiten in der Produktivität der weitentlegenen Kolonien. Vor allem glaubte sie nicht 
an die Fähigkeit der deutschen Regierung, wirklich qualifizierte Teile der Bevölkerung zum Aus­
wandern in die Südsee zu bewegen.163

Die Briten stellten also kein Hindernis für den Bau 'eines grösseren Deutschlands' im Pazifik 
dar. In der Wilhelmstrasse nahm man dagegen die Sondierungen des belgischen "Kolonialaktivi­
sten", König Leopold II, seine Kolonien durch spanische Inseln zu vermehren, sehr ernst. Nach­

dem die spanische Königin die Verhandlungen mit Deutschland von November bis Dezember in 
die Länge gezogen hatte, erfuhr Radowitz, dass auch Leopold II Angebote für die Inseln unter­
breitet hatte. Nach der Information, die Radowitz "auf sehr vertraulichem Wege erfahren" 
habe, sei es die Absicht der Belgier und der Regierung des Kongo, eine Handelskompanie zu 
gründen, die tür den gesamten Handel auf den Südseeinseln zuständig sein würde, indem die 
spanische Souveränität in dem Gebiet erhalten bliebe. In einem langen Gespräch gab Königin 

Maria zu, dass der Königin von Belgien seine Bereitschaft geäussert habe, die Handelsherrschaft 
zumindest auf einige Inseln auszubreiten. Nachdem Radowitz die Nachteile eines solchen Ver­
trags für Spanien - die Handelskompanie würde ja den Gewinn fÜr sich beanspruchen, während 
Spanien für die Sicherheit des Gebiets verantwortlich wäre - angeführt hatte, versprach die 
Königin zu versuchen, über alle Kolonialfragen eine Verständigung mit Deutschland zu er­
zielen.164 Nach Radowitz habe das Angebot der Belgier zuerst nur die Philippinen betroffen,
aber später habe es alle spanischen Inselgruppen umfasst. Nach Meinung des Gesandten würde 
Deutschland bald den geplanten Kauf abschreiben können, wenn es nicht bald möglich sei, den 
Belgiern "ein 'hands oft' fÜr die Südseearchipele zuzurufen".165 Der Konkurrent war keine
Grossmacht; dieser Umstand wurde dann bei der Wahl der Mittel berücksichtigt. Bülow beauf­
tragte Alvensleben, den deutschen Gesandten in Brüssel, sich Über die Vorhaben Belgiens infor­
mieren zu lassen und in einem unnachgiebigen Ton davor zu warnen, sich den deutschen Inter­
essen in den Weg zu stellen.166 Sowohl der belgische Premierminister als auch der Aussenmini-

161. Hatzfeldt an Hohenlohe 17.3.99. lbid. Bd. 4. A.S. 620.
162. The Morning Post 5.6.99. Als Anlage in Hatzfeldts Meldung an Hohenlohe 5.6.99. lbid. A 6771. 
163. The Times 24.6.99. Als Anlage in Hatzfeldts Meldung an Hohen lohe 24.6.99. PA. Deutschland Nr. 167. 

Bd. 2. A 7675.
164. Radowitz' Telegramm Nr. 239 an AA 9.12.98. PA. SUdsee Nr. 3. Bd. 2. A.S. 3495.
165. Radowitz' Telegramm Nr. 240 an AA 10.12.98. lbid. A.S. 3499.
166. Bülows Telegramm Nr. 75 an Alvensleben 10.12.98. lbid.
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ster versicherten, dass sie nichts von der ganzen Sache wussten. Auch der König sagte, dass sich 
weder die Regierung noch die Regierung des Kongos der Angelegenheit bewusst gewesen seien. 
Der König erklärte, dass es sich eigentlich nicht um irgendwelche Verhandlungen handelte. Er 
habe nur den Gesandten in Madrid gebeten, Informationen Über die spanischen Südseeinseln 
und Über diesbezügliche eventuelle Pläne der spanischen Regierung für ihn einzuholen. Als aus­
reichenden Grund zur Beendigung der Sondierungen hielt er das Bewusstsein, dass Deutschland 
eine Einmischung in das Schicksal der Inseln als unfreundlichen Akt auffasste. Alvensleben 
präzisierte am Ende des Gesprächs noch, dass die kaiserliche Regierung in diesem Zusammen­
hang die Aktionen Belgiens und des Kongo gleichsetzte. 1 6'

Der von der deutschen Regierung unnachgiebig vertretene Standpunkt führte bald zu Er­
gebnissen. Der belgische Gesandte in Madrid zog seinen Vorschlag schon am Tag nach dem Ge­
spräch zwischen Leopold und Alvensleben zurück. Am qleichen Tag kam der Premierminister 
auf Veranlassung der Königin mit der Meldung zu RadoWitz, dass Spanien bereit sei, alle seine 
Südseebesitzungen an Deutschland zu verkaufen. Radowitz war nur noch über den Kaufpreis 
besorgt, denn er vermutete, dass der Preis infolge des belgischen Angebotes gestiegen sei.168 Es
ist in diesem Zusammenhang nicht möglich gewesen, genauer zu klären, wie der Vorschlag der 
Belgier war. Oben ist nur das Bi!d dargestellt worden, das die Deutschen sich Über die Lage ver­
schafft hatten. Doch dn$ be$timmte ja ihr Handeln, was an diesem Punkt wesentlir.h ist. DiP. 
Episode zeigt in ihrer Art, welch grosser Wert in der Wilhelmstrasse auf die Ausweitung des 
pazifischen Machtbereichs gelegt wurde. Da der Konkurrent ein kleines Land war, hielt man 
nicht einmal Verhandlungen für nötia, viP.lmP.hr Wllrden die eigenen Bedingungen diktiert. 

Erheblich versöhnlicher wurden die Stellungnahmen der wachsenden Grossmacht Japan 
berücksichtigt, gerade die Marianen liegen ja geographisch ziemlich dicht an Japan. Nach Be­
richten des Gesandten Leyden sei in der japanischen Presse Bereitschaft zur Expansion nach 
Süden zu Beginn des Krieges zwischen den USA und Spanien zum Ausdruck gebracht worden, 
doch später sei der Enthusiasmus abgeebbt. Dem Gedanken eines Erwerbs der Karolinen durch 
Deutschland gegenüber war man nicht negativ eingestellt. 169

Wegen des von Spanien geforderten hohen Kaufpreises bestand die Furcht, dass der Reichstag 
keine Mittel zum Ankauf aller drei Inselgruppen gewährte. Nachdem Guam in den Besitz der 
USA übergegangen war, waren die Marianen von der betreffenden Inselgruppe weniger wichtig 
für Deutschland. Deshalb hielt man es in der Wilhelmstrasse für möglich, sie an Japan zu ver­
kaufen. Aus Tokio erhielt man jedoch kein präzises Kaufpreisangebot. Aussenminister Aoki 
erklärte zwar, dass die Marianen keineswegs wertlos für Japan seien, doch die Regierung sei 
nicht bereit gewesen, einen Sonderetat zu diesem Zweck zu gewähren.170 Die Angelegenheit
verlor ihre Aktualität, als auch die Marianen per geheimem Kaufvertrag zwischen Spanien und 
Deutschland vom 9. Februar 1899 in deutschen Besitz übergingen. 

Aufgrund des verfügbaren Quellenmaterials hat es den Anschein, dass Frankreich und Russ­
land weder in St. Petersburg und in Paris noch in Berlin Interesse daran zeigten, dass die spa­
nischen Inseln in den Besitz des Deutschen Reiches gerieten. Diese Auffassung wird durch einen 
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aus der deutschen Botschaft in Paris eingetroffenen Bericht unterstützt, nach dem die fran­
zösische Presse einem Erwerb der Inselgruppe durch Deutschland kaum Aufmerksamkeit wid­

mete. Nur die "Temps" schrieb in einer fÜr sie typischen, deutschfeindlichen Art Über das 

Thema und versuchte in jeder Weise den Wert der neuen Besitzungen ihres Nachbarn herunter­

zuspielen .1 71

Es kann kurz festgestellt werden, dass Deutschland seine Kompensation in der auf den Krieg 

zwischen den USA und Spanien folgenden Gebietsteilung ohne Widerstand durch irgendwelche 
aussenstehenden Mächte erhalten hatte. Die Vereinigten Staaten hätten Spanien vielleicht zu 

noch grösseren Opfern drängen können als es schon gegeben hatte, aber schon die Abtretung 

der Philippinen und anderer 'Kriegsbeuten' an die USA hatte eine starke Opposition im lande 
entstehen lassen. Wegen der Besitzungen Neu Guinea und der Marshall-lnselgruppe hatte 

Deutschland ohne Zweifel grösseres Interesse an der Erbteilung der pazifischen Besitzungen 

Spaniens als andere Grossmächte. Die Initiative zum Erwerb der Inseln war von der politischen 
Leitung ausgegangen. Von massivem Druck aus dem Wirtschaftsleben kann man nicht reden, ob­
wohl ab Herbst 1898 in der Jaluit-Gesellschaft der Wunsch aufkam, die Karolinen für Deutsch­
land zu erwerben. In Marinekreisen war man geradezu gegen die grosszügigen Pläne der Wilhelm­

strasse. Ebensowenig verlangte die öffentliche Meinung die Eindeutschung der Inseln, denn das 

Auswärtige Amt kümmerte sich um die Angelegenheit auf geheimem diplomatischem Wege. Die 

Motive der Wilhelmstrasse waren z.T. wirtschaftlicher Art. Durch neue Besitzungen, insbeson­

dere mit Hilfe der Karolinen, sollte schon die Ausnutzung des früheren Südseeschutzgebiets 

intensiviert werden. Dem strategischen Standpunkt gemäss wollte man das Stützpunktnetz in 
Richtung Japan und China sichern. Zumindest-Wilhelms II. und Bülows Handlungsweise wurde 

weitgehend auch durch prestig.epolitisches Denken geleitet. Der Erwerb der Südseeinseln war 

ein Weg zur Schaffung eines grösseren und international mehr geachteten Deutschlands. "Nun 
wehe die Flagge des Deutschen Reiches Über diesen Inseln für alle Zeit, dem Reiche zur Ehr und 

dem Feinde zur Wehr", verkündete Gouverneur Bennigsen auf Ponape, als er am 13. Oktober 
1899 die östlichen Karol inen zu Deutschland gehörig erklärte.1 72 

6.3. Hawaii und Samoa 

Wie oben dargestellt worden ist, versuchte Deutschland, Hawaiis immer stärkere Einbindung 

in den Einflussbereich der USA zu Kompensationsforderungen mit Samoa zu nutzen. Bis Ende 

des Jahres 1897 war es schon klar gewesen, dass die englische Regierung ihre Beziehungen zu 
Washington nicht gefährden wollte, indem sie mit dem Deutschen Reich Samoa teilten, wenn 

die USA Hawaii beanspruchen würden. 

Nach Kriegsausbruch wurden die Philippinen nicht nur Gegenstand der Kolonialpolitik der 
Wilhelmstrasse, sondern auch Mittel der Kompensationspolitik, um Gebietserwerbungen mit 

Samoa zu bezwecken. Besonders am Anfang des Krieges zirkulierten Gerüchte Über den Erwerb 

der Philippinen durch England als Ergebnis der amerikanisch-englischen Verhandlungen. Der 

Gesandte Hatzfeldt, der später eine der Schlüsselpersonen in den Samoa-Gesprächen zwischen 

Deutschland und England wurde, war schon zu der Zeit der Meinung, dass nun der richtige 
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Augenblick gekommen war, in London Samoa als Kompensation zu fordern.173 Trotz dem
"Frühling" der englisch-deutschen Beziehungen verhieit sich Salisbury jedoch "zurückhaltend" 
zu Hatzfeldts Sondierungen, was - wie der Gesandte meinte - sowohl durch innen-als auch 

durch aussenpolitische Gründe bedingt sei. Die Gegner Salisburys lüitten einen VerLid,t auf jede 
Kolonie als Zeichen der Schwäche abgestempelt. Andererseits war England während des Krieges 

noch weniger bereit, die Amerikaner zu irritieren, als zuvor.174

Der Krieg sicherte die Annexion Hawaiis durch die USA. Mit der Philippinen-Frage wurden 
die Möglichkeiten, die der Ferne Osten überhaupt bot, ins Bewusstsein der Amerikaner ge­
bracht. Man hatte schon trüher die Lage Hawaiis als "Schlüssel zum Pazifik" begriffen, doch 

jetzt gerieten die Skeptiker in die Minderheit. Das Repräsentantenhaus stimmte am 4. Mai für 
die Annexion, nur einige Tage nach dem Sieg Deweys. Der Senat kam am 6. Juli zu der gleichen 
Lösung, und am 9. Juli 1898 unterschrieb der Präsident den Vertrag.175

Deutschland versuchte aus dem Hawaii-Vertrag der USA Nutzen zu ziehen, indem es Kom­

pensationen sowohl zu Samoa als auch zu die Philippinen forderte. Die Amerikaner waren 
schon im April und Mai davor gewarnt worden, dass Deutschland infolge des Krieges seine dies­

bezüglichen Pläne wieder aufgreifen könnte. Botschaftssekretär Spring aus der englischen Bot­

schaft in Berlin, der die Warnungen vorgebracht hatte, schlug in seinem privaten Brief an seinen 
Freund Hay eine umgehende Annexion Hawaiis durch die USA vor. Hay empfahl auch seiner 
Regierung, auf diese Weise zu handeln, so dass Deutschland keine Gelegenheit gegeben würde, 

die Situation dadurch zu belasten, dass es seinen Ansprüchen auf die Philippinen und Samoa 

noch Hawaii hinzufügte.176 Washington vertrat einen streng autonomischen Standpunkt hin­
sichtlich aller erwähnten Inseln vor dem Abschluss des Friedensvertrags. Als Hatzfeldt in seinen 

Gesprächen mit Hay die Kompensationsmöglichkeiten sondierte, hatte er Hawaii und Samoa 
lediglich erwähnt, als Hay ihn unterbrach und sagte, dass.die Annexion Hawaiis nur eine Ange--· 

legenheit zwischen den USA und Hawaii sei und seine Regierung ebensowenig von den Über 

Samoa geschlossenen Verträgen absehen könne.177 Aussenminister Day untersagte dem Ge­

sandten White, in Berlin Über die Auswirkungen des Krieges auf die Besitzverhältnisse der pazi­

fischen Inseln im allgemeinen und Samoas im besondere zu verhandeln, weil es nichts mit der 
Krise zwischen den USA und Spanien zu tun habe ,(siehe S. 106). 

Unter Berufung auf den spanisch-amerikanischen Krieg oder die Annexion Hawaiis hatte 

Deutschland offenbar !keine Chancen zur Vermehrung seines Einflusses auf Samoa. Die Aktivi­
täten der Amerikaner Und die innenpolitische Situation der Inselgruppe verliehen den Plänen 

der Deutschen zur Teilung des Archipels noch mehr Nachdruck. Schon vor dem Krieg war die 

Marine der USA auf die strategische Lage Samoas aufmerksam geworden. Der Präsident ent­
schloss sich schon vor Abschluss des Waffenstillstandes zum Bau des Marinestützpunktes Pago 

Pago. Die Vereinigten Staaten hatten schon seit 1878 das Recht zum Bau eines Stützpunktes. 

Nach Ansicht der Deutschen würde das Aufrüsten von Pago Pago eine Störung im Gleichge­
wicht zwischen den drei Mächten bedeuten. Als Gegenmassnahme schlug Holleben die Be­

festigung des Hafens Saluafata vor, wo Deutschland, dem Beispiel der Amerikaner folgend, 
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177. Hay an Day 11.7 .98. NA/30/181 /454. Vgl. Hatzfeldt an AA 13.7 .98. G .P. XV. Nr. 4159.
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gleiche Rechte erhalten hatte. Der Kaiser, die Berliner Kolonialverwaltung und die Marine­
führung pflichteten Holleben bei und forderten die Ausführung dieser Massnahme. Wegen des 
Standpunktes des Auswärtige� Amtes wurde dennoch der Ausbau von Saluafata aufgegeben, 
weil er die Amerikaner provoziert :und die auf die Teilung der Inseln zielenden Pläne Deutsch­
lands gefährdet hätte.178 

Der gegenseitige Kampf der Eingeborenen um Macht und die daraus folgenden Nachteile 
für die Kondominatsmächte erwiesen sich schliesslich als die besten Gründe für die von 
Deutschland geförderten Teilungspläne. König Malietoa Laupepa war im Sommer 1898 tot­
krank. Sein schlimmster Konkurrent Mataafa, dessen Anhänger allerdings nicht an dem Auf­
stand gegen Malietoa teilnahmen, lebte im Exil auf der Insel Jaluit. Nach dem Tod Malietoas 
waren heftige Machtkämpfe zu erwarten. In der Rivalität unter den lokalen Beamten der 
Kondominatsmächte um den Einfluss auf die Samoaner, versuchten alle Seiten, ihren eigenen 
Günstling zum König zu erheben. Sowohl die deutschen Plantagenbesitzer als auch die Ver­
treter der Verwaltung wollten Frieden. In Berlin strebte man die Teilung der Inseln an.179 Es 
war die Zeit gekommen, sich an den Rat Hollebens vom Dezember 1897 zu erinnern: 

" ... dann kann - eine vorherige Verständigung mit England vorausgesetzt - ein schnelles 
Eingreifen unsererseits wohl eine Situation schaffen, in welche man sich hier finden würde. 
Eine Veranlassung zu einem solchen Eingreifen yvUrde sich eventuell ja wohl aus den Verhält­
nissen in Samoa selbst konstruieren lassen."180

Die deutschen Pläne begannen, konkrete Formen anzunehmen, als die Kondominatsmächte auf 
Vorschlag der Konsuln beschlossen, Mataafa aus dem Exil zu befreien, um seine Anhänger zu 
hindern, zu den Aufständischen Überzulaufen.181 Nur das deutsche Schiff "Bussard" lag im 
Hafen von Apia bereit, so dass es beauftragt wurde, Mataafa von der Insel Jaluit abzuholen. Die 
Deutschen führten das Manöver gern durch, weil sie so das Vertrauen des als aussichtsreichster 
Königskandidat geltenden Mataafa erzielen wollten.182 Malietoa starb Ende August, und die 
Ankunft Mataafas auf den Inseln im September bedeutete eine noch härtere Rivalität um die Kö­
nigswu'rde. Weil Mataafa auch als Kandidat Deutschlands galt, verschärfte sich die Konkurrenz­
situation auch zwischen den Kondominatsmächten. Deutschland war die Samoa-Situation ge­
nehm, weil nun von der Teilung der lf'!seln behauptet werden konnte, dass sie die einzige 
brauchbare Lösung in dieser Situation bot. Deutschland ,�schlug dann auch England vor, die 
Samoa-Frage so zu lösen, dass die Vereinigten Staaten Tutuila (mit Pago Pago) und Manua, 
Deutschland Upolu (mit Apia) und Savaii erhielten. England sollten die früher als neutral be­
trachteten Tonga-1 nseln zukommen.183 

Für den Beginn der Verhandlungen mit England und mit den USA lagen mehrer Gründe vor. 
Der Plan war ja günstig für die USA, so dass es zu erwarten war, dass Washington sich dazu 
positiv verhielte. Auf der anderen Seite wollte man die Angelegenheit nicht vor Abschluss des 
spanisch-amerikanischen Friedens zur Diskussion stellen. Englands positive Stellung war unbe-

178. Vagts 1, S. 803-806. 

179. Die innenpolitische Situation Samoas wird ausführlich behandelt von u.a. Vagts 1, S. 797-815; Kenne­

dy, The Samoan Tangle, S. 145-155. 

180. Hol leben an Hohen lohe 9.12.97. Nr. 695. PA. Südsee Nr. 1. Die Beziehungen Hawaiis zu den Ver. St. 

v. Nord-Amerika. Bd. 6. A 14728. 

181. Pauncefote an Day 14.6.98. Foreign Relations 1899, S. 604. 

182. Hay an Pauncefote 5.10.98. lbid., S. 610-12; Richthofen an den kommandierenden Admiral 19.7.98.

BA-MA. F. 5079/Samoa Bd. 2; Knarr an Wilhelm 11. 8.11.98. BA-MA, F 3419/67345; Vagts 1, S. 801. 

183. Bülow an Hatzfeldt 31.8.98. G .P. XIV. Nr. 4028. 
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dingt die Voraussetzung zur Durchführbarkeit des Plans. Von den Engländern konnte man 

Kompromissbereitschaft erwarten, weil in Fragen sowohl die portugiesischen Kolonien in 

Afrika als auch den Eisenbahnplan von Shantung betreffend, von beiden Seiten befriedigende 

Ergebnisse erzielt worden waren. 

Die innere Situation auf Samoa wurde noch unruhiger als zuvor. Im Herbst 1898 wählte ein 

Teil der Samoaner mit Unterstützung der deutschen Beamten Mataafa zu ihrem König. Auf Be­

treiben der englischen Missionsmitarbeiter erklärte die Partei Malietoas wiederum den Sohn des 

verstorbenen Königs, Tanu, zum König der Inseln. Der amerikanische Oberrichter Samoas er­

klärte die Wahl Mataafas auf Grund des internationalen Samoa-Vertrags ( 1889) für- nichtig und 

erkannte die königliche Würde Tanus an. Es kam zum Bürgerkrieg, an dem die örtlichen Aus­

länder teilnahmen, indem die Deutschen Mataafa und die Engländer sowie Amerikaner Tanu 

unterstützten. Die von den Konsuln zusammengerufene provisorische Regierung war nicht in 

der Lage, die Situation zu beruhigen. Während der kriegerischen Auseinandersetzung beschossen 

die englischen und amerikanischen Schiffe die Küstenbevölkerung und zerstörten auch deut­

sches Eigentum.184 Der Konflikt blieb lokal begrenzt und breitete sich nicht auf die aussenpo­
litische Führung der drei Mächte aus. Die in der amerikanischen Presse geäusserten und auf den 

Krieg zurÜckzufÜhrenden Antipathien gegen die Deutschen verstärkten sich in einem solchen 

Masse. rlris P.s ßiilnw für angebracht hielt, im Reichstaq eine Rede zur Entspannung der Lage 

zu halten.185

Die Deutschen unterbreiteten in London die ganze Zeit Über Vorschläge zur Teilung Samoas. 

Unter Berufunq auf den Standpunkt Australiens machte die englische Regierung Gegenvorschlä­

ge, auf die man wiederum in Berlin nicht einging. 186 Nach dem Krieg begannen die Deutschen,·

auch die Amerikaner Über die Teilungspläne zu informieren, in denen Tutuila weiterhin den 

Vereinigten Staaten zuerkannt wurde. Als Bülow die Angelegenheit zur Sprache brachte, konn­

te White nicht ohne Instruktionen seiner Regierung darüber diskutieren. White meinte, dass die 

deutsche Regierung mit den neuen Besitzungen ausser Handelsinteressen auch die 'raison d'etre' 
für ihre Flottenpolitik erreichen wollte.187 Nachdem Deutschland im September 1899 die Gewiss­

heit über die Einwilligung der Amerikaner in die Teilung der Inseln erhalten hatte, forderte es 

von England die Lösung der Samoa-Frage unter Androhung des Abbruchs der diplomatischen 

Beziehungen .188 Unter Ausnutzung des Standpunkts der USA und die Gefahr des Burenkriegs

gelang es Deutschland, England am 14. November zur Annahme des Vertrags zu bewegen, nach 

dem Deutschland Upolu und Savaii erhielt. England bekam die Tonga-lnseln und den grössten 

Teil der deutschen Salomon-lnseln. Die USA schlossen sich am 2. Dezember dem Vertrag an, 

wobei sie Tutuila mit dem Hafen Pago Pago erhielten.189

184. Vagts 1, S. 815-21 ; Leusser, S. 34-35.
185. Leusser, S. 34.
186. Siehe G.P. XIV. Nummern 4029-4063. Ein ausfUhrliches, sowohl auf das deutsche als auch englische

und amerikanische Material gestütztes B ild wird von Kennedy, The Samoa Tangle, gegeben.
187. White an Hay 25.1.99. NA/44/87/714.
188. H ill (stellvertr. Aussenmin.) an White 27 .9.99. NA/77: Germany/72/938; G .P. X IV. Nr. 4064.
189. Hatzfeldt an Salisbury 27 .10 .99. G .P. XI V. Nr. 4115; Leusser, S. 37; zum deutsch-englischen Vertrag, s.

z.B. Fore ign Relations 1899, S. 665-66:, zum Vertrag zwischen USA, Deutschland und England, s. ibid.
S. 667-69. 
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In dem zielbewussten Vordringen der deutschen Regierung zum Erwerb der Samoa-Besit­

zungen drückt sich die Grossmacht- und Machtpolitik aufs deutlichste aus. Samoa war schon zu 

der Zeit für die Marine als Etappe von Kiautschou Über die deutschen Südseebesitzungen nach 

Südamerika strategisch wertvoll. Der strategische Wert sollte nach dem Bau des mittelamerika­

nischen Kanals noch steigen. Weiterhin sollte Samoa, um Tirpitz' Gedanken zu zitieren, eine 

wichtige Station bei der Verlegung des deutschen "Weltkabels" von Südamerika Über die pazi­

fischen Inseln nach Afrika sein.190

190. Tirpitz an Bülow 11.10.99. G.P. XIV. Nr. 4107.
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7. DIE PRESSE UND DIE SPANISCH-AMERIKANISCHE KRISE

7 .1. Presse und Aussenpolitik 

Für c.lie Presseinformation des Reichs waren in dem hier zu berücksichtigenden Zeitraum drei 
Ämter zuständig: das Literarische Bureau des Königlichen Staatsministeriums, das Pressereferat 
des Auswärtiges Amtes und das Nachrichtenbureau des Reichsmarineamtes. 

In den Aufgabenbereich des Literarischen Bureaus, das dem preussischen Innenministerium 
unterstellt war, gehörten neben der Presseinformation Preussens auch die innenpolitischen 
Fragen des Reichs. Die Pressebeziehungen der höchsten Ämter des Reichs wollte man in den 
neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts auf das Bureau konzentrieren, doch war der Erfolg 
gering.1 Die beiden anderen Pressebüros widersetzten sich dem Plan. Die Tätigkeit des Presse­
referats des Auswärtigen Amtes hatte sich intensiviert, nachdem der erfahrene Journalist Otto 
Harnmann, der schon im Literarischen Bureau gearbeitet hatte, im Jahre 1894 zum Leiter des 
Pressereferats berufen worden war. Der Aufgabenbereich des Pressereferats wurde von der 
technischen Übersetzungs- und Vermittlungstätigkeit auf die Auswertung der Berichterstattung 
und auf die Presseinformation erweitert. Diese Art der Tätigkeit des Referats wurde verstärkt 
und sein Personal wurde vermehrt, nachdem Bülow Aussenminister geworden war.2

Die wichtige Stellung der Marine in der deutschen Weltpolitik kam auch auf dem Gebiet der 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit zum Ausdruck. Das .1897 unter Tirpitz gegründete Nach­

\ 

richtenbureau erhielt neben den eben genannten eine gleichwertige Stellung als amtliche Presse-
stelle, das natürlich hauptsächlich für Marineangelegenheiten verantwortlich war.3

Von allen Berliner Korrespondenten der grossen 'Regional-Zeitungen' hatte Harnmann ein 
besonders gutes persönliches Verhältnis zu Arthur v. Huhn von der Kölnischen Zeitung und zu 
August Stein von der Frankfurter Zeitung._Dieselben Personen genossen auch die Gunst Bülows, 
der die Beziehungen zur Presse Überhaupt sehr schätzte. Zu den Günstlingen Holsteins zählten Dr. 
Franz Fischer, der Chef des Berliner Büros der Kölnischen Zeitung, und Professor Schiemann, 
der politische Kommentator der Kreuz-Zeitung. Vom Auswärtigen Amt wurden im allgemeinen 
die der Regierung loyalen Zeitungen sowie einige Oppositionszeitungen mit Hilfe persönlicher 
Beziehungen ihrer Redakteure informiert. Als amtliches Forum des Auswärtigen Amtes kann 
nur die Norddeutsche Allgemeine Zeitung gelten, die hinsichtlich ihrer aussenpolitischen 
Schriften von Bülow sofort nach seiner Ernennung zum Aussenminister streng kontrolliert 

1. Innenminister von Köller an das Auswärtige Amt 24.11.94. PA. Deutschland Nr. 126, Nr. 8. Das litera­

rische Bureau, Bd. 1; Memorandum des Innenministeriums 1.4.98. BA. R 43 F/1559. Akten betreffend 

amtliche und halbamtliche Blätter. Genauer zum Literarischen Bureau siehe z.B. Walter Vogel, Die 

Organisation der amtlichen Presse- und Propagandapolitik des Deutschen Reichs von den Anfängen 

unter Bismarck bis zum Beginn des Jahres 1933 (Berlin 1941), S. 14-17. Zur Rolle Harnmanns siehe 

Günther Heidorn, Monopole-Presse-Krieg.(Berlin 1960), S. 70-74. 

2. Vogel, S. 9-14. 

3. William Deist, Flottenpolitik und Flottenpropaganda. Das Nachrichten-Bureau des Reichsmarineamtes 

1897-1914 (Stuttgart 1976), S. 130-131. 
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wurde. Was die Aussenpolitik betraf, genoss auch die Kölnische Zeitung den Ruf eines offi­

ziellen Blatts, weil es bekannt war, dass sie Bülows Aussenpolitik unterstützte.4 Es handelte

sich jedoch nur um "Anregungen", und nicht darum, dass die K.Z. vollkommen vom Auswärti­

gen Amt gesteuert worden wäre. Das Auswärtige Amt sei nur für den Reichsanzeiger und die 

Norddeutsche Allgemeine Zeitung verantwortlich .5

Die Zeitungen erhielten ihre Auslandsnachrichten entweder von ihren eigenen Korrespon­

denten oder im allgemeinen durch die Vermittlung Wolffs (Continental Telegraphen Com­

pagnie oder Wolff's Telegraphisches Bureau) von verschiedenen Nachrichtenagenturen. Nach 

dem Abkommen (1887) zwischen Reuter und Wolff war Reuter u.a. für den Fernen Osten zu­

ständig. Die Nachrichten, die Wolff aus den USA erhielt oder auch dorthin lieferte, gingen Über 

das Londoner Büro der amerikanischen Associated Press.6

TABELLE 3.D ie Zeitungen der Parteien und/oder Parteirichtungen und ihr relativer Anteil an 

den Stimmenzahlen bei den Reichstagswahlen 1898.7

Partei/Partei- Anzahl der % aller % der 
richtungen Zeitungen Zeitungen Stimmen 

Konser vative 807 24.1 15.4 

Liberale 656 19.5 23.6 

Zentrum 318 9.5 18.9 

Sozialdemokr. 54 1.6 27.2 

Sonstige 1052 45.3 14.9 

lnsg. 3337 100.0 100.0 

Zu den Beziehungen zwischen Presse und Regierung, siehe z.B. Heidorn, S. 55-89; Otto Groth, Die 
Zeitung. Ein System der Zeitungskunde (Journalistik). Bd. 11. (Berlin, Leipzig 1929), S. 219-232; 
Walter kaupert, Die deutsche Tagespresse als Politicum (lnaug. Diss. Uni. Heidelberg. Freudenstadt 
1932) ,S. 172-173; lsolde Rieger, Die Wilhelminische Presse im Überblick 1888-1918 (MUnchen 1957), 
S. 97-98; siehe auch "Auswärtige, hier (Berlin) vertretene politische Tageszeitungen". PA. Deutschland 
122, Nr. 3. Journalisten. Bd. 6. 

5. So wurde die Sache vom geheimen Legationsrat von Mumm, dem österreichischen Geschäftsträger Velics 
dargestellt, als dieser sich Uber die Österreich-Artikel in der K.Z. beschwert hatte. Mumms Anzeige 25.9. 
98. PA. Deutschland Nr. 126. Nr. 3. Die Presse in Deutschland (excl. Berlin) Bd. 4. Zur Stellung der 
K .Z. siehe auch Klaus Wernecke, Die Weltstellung Deutschlands in der deutschen öffentlichen Meinung 
1911-1914 (Diss. Phil. Hamburg 1970), S. 20-21 und Kurt Weinhold, Die Geschichte eines Zeitungs­
hauses 1620-1945 (Köln 1969), S. 222-223. 

6. Jorma Ahvenainen, The Ouestion of German Information Services in the Far East before the First 
World War. Acta Societatis Historicae Ouluensis. Scripta Historica II (Oulu 1969), S. 237; Gunilla, 

fngmar, Monopol pä nyheter. Ekonomiska ach politiska aspekter pä svenska ach internationella nyhets­
byräers verksamhet 1870-1919. Studia Historica Upsaliensia II (Uppsala 1973), S. 19-27; Heidorn, 

(S. 63-69) vertritt die Meinung, dass gerade durch die Nachrichtenvermittlung die Regierung am wirk­
samsten die öffentliche Meinung beeinflussen konnte und dies auch tat. 

7. Groth, S. 468; Tormin, Anlage. 
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Wenn man die Parteigänger der Anzahl der Zeitungen gegenüberstellt, fällt die starke Unter­
repräsentation der sozialdemokratischen Zeitungen auf. Nur bei den Konservativen war der 
relative Anteil der Zeitungen grösser als der der Stimmenzahl. Zu den "Sonstigen" sind von den 
Parteirichtungen vor allem die Polen, Elsctss-Lull1ri11ger und die Welfen zu zählen. Die Zeitungs­
statistik dagegen bezieht sich in diesem Zusammenhang in erster Linie auf die Unabhängigen. 

Über die wirkliche Auflagenhöhe der Zeitungen gibt es keine Statistiken; deshal.b muss man 
sich mit einzelnen Informationen begnügen. Nach Sperling war die Auflagenhöhe der Kölni­
schen Volkszeitung im Jahre 1899 15 250, die der Vossischen Zeitung 24 500 und die des Vor­
wärts 50 000.8 Die Auflage der Kölnischen Zeitung betrug schon im Jahre 1879 32 000 und im
Jahre 1914 116 000.9 Die Deutsche Tageszeitung soll im Jahre 1895 Über 40 000 Abonnenten 
gehabt haben.10 Die Auflage der Weser-Zeitung war im Jahr 1886 ca 5 00011 und die der
Münchner Neuesten Nachrichten im Jahr 1889 ca. 65 000.12

In der einzigen systematischen Zeitungsstatistik aus dieser Zeit, die greifbar war, werden nur 
die Zahlen der durch die Post vertriebenen Exemplare an�egeben. Die Auflagenzahlen in Tabelle

TABELLE 4.Zahl der durch die Post vertriebenen Exemplare (a), Zahl der wöchentlichen Aus­
gaben (b) und Gewicht des Jahrgangs (c, in kg.)\Jer benutzten Zeitungen.13

Zeitung a b C 

A. In Berlin herausgegebenen

Deutsche Tageszeitung 28 612 6 
Kreuzzeitung 6 252 12 31 
Vossische Zeitung 4 379 12 59 
Vorwärts 2 770 6 17 
Norddeutsche Allgemeine 871 7 29 

8. Regionalzeitungen

Kölnische Zeitung 11 997 18 30 
Kölnische Volkszeitung 8 731 16 20 
Frankfurter Zeitung 5 092 19 36 
Weser-Zeitung 1 723 18 27 
Hamburgischer Correspondent 1 704 12 39 

dürften die Zahl der Zeitungen angeben, die ausserhalb des Erscheinungsortes abonniert worden 
waren. Die Zahlen zeigen das Interesse, das den Zeitungen ausserhalb ihres Verbreitungsgebiets 
entgegengebracht wurde, nur zum Teil, denn offenbar beinhalten die Zhalen der per Post vertrie-

8. Adressbuch der Deutschen Zeitschriften und der hervorragenden politischen Tagesblätter. Hand- und 

Jahrbuch der deutschen Presse. Herausgegeben von H .0. Sperling. Stuttgart 1899.
9. Die bürgerlichen Parteien in Deutschland, Bd. 11., S. 345; Deicke, S. 101-02; Leupolt, S. 7, 19.
10. Rudloff (von der Deutschen Tageszeitung) an Hohen lohe 11.2.1895. BA. R 43 F /1556. Angelegenheiten 

der Presse im Allgemeinen. 

11. Gebhardt, S. 69, 78.
12. Harrer, S. 83.
13. PA. Deutschland No. 126. No. 2. Akten betreffend die Berliner Presse. Bd. 6. Die Statistik wurde von 

Harnmann für die Staatsministerialsitzung im Juni 1898 zusammengestellt. Die Statistik umfasst insge­

samt 680 Zeitungen, die in zehn Klassen unterteilt sind. Aus einem nicht näher bestimmbaren Grund 

sind die Münchner Neuesten Nachrichten nicht vertreten. 
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benen Exemplare nicht den Verkauf von einzelnen Exemplaren (auf Bahnhöfen, an Zeitungs­

ständen usw.). Die grosse Auflagenhöhe der Deutschen Tageszeitung lässt sich auf ihre Funktion 

als Organ des Bundes der Landwirte zurückfÜhren. 

7 .2. Das Verhältnis der deutschen Presse zur amerikanischen Expansion 

7 .2.1. Kuba-Krise 

7 .2.1.1. Woodfords Note 

Die Ernennung Woodfords zum neuen Gesandten der USA in Madrid und die durch ihn im Sep­

tember 1897 der spanische Regierung überreichte Note bedeuteten einen deutlichen Wendepunkt 

im Verhalten der Regierung McKinleys zur Kuba-Frage. Auch die deutsche Presse wurde auf den 

Wandel aufmerksam und sie fing an, die Weiterentwicklung der Krise in regelmässigen Beiträgen 

zu verfolgen. Die Zeitschriften dagegen - mit Ausnahme der 'Nation' - fingen erst im April 

1898 an, die Krise zu behandeln, und auch dann bis zum Ausbruch des Krieges nur in geringem 

Umfang.14

Seit der Note Woodfords im September hielt die Frankfurter Zeitung die Ungeduld der 

Amerikaner fÜr natürlich und deshalb das Eingreifen in die Lage auf Kuba im Prinzip fÜr be­

rechtigt.15 Die Vereinigten Staaten waren nun ohne Zweifel bestrebt, den Kriegszustand zu

beenden, wobei das Volk die Regierung unterstützte. Wenn die Spanier nicht in der Lage wären, 

sich auf Kuba zu behaupten, würde dies nur zeigen, dass sie ihr Recht auf die Insel verloren 

hätten. Durch militärische Aktionen würden die Spanier die Lage nicht unter ihre Kontrolle 

bringen.16 Die Zeitung glaubte nicht daran, dass die Amerikaner wegen Kuba einen Krieg be­

ginnen würden. Die Frage sei in erster Linie eine innenpolitische, und es entsprach den Inter­

essen der beiden rivalisierenden Seiten, nicht Über Drohungen hinaus zu gehen, um eine Zu­

spitzung der Lage zu vermeiden.17 Die Zeitung stand also den Forderungen der Amerikaner

recht verständnisvoll gegenüber und erwähnte nichts von Eroberungsabsichten, die eventuell 

dahintersteckten. 

Die linksliberale Vossische Zeitung berichtete sehr sachlich und knapp in Kommentaren Über 

die Note Woodfords und ihre Folgen. Auch sie stellte die fragwürdigen Methoden der Spanier 

auf Kuba dar und glaubte an die Möglichkeit der amerikanischen Intervention, falls es Spanien 

nicht gelänge, die Ruhe auf Kuba wiederherzustellen. Das Ziel der Amerikaner bestand jedoch 

nicht nur in der Befriedung der Insel, sondern es entsprach den Interessen der Anhänger der 

Schutzzollpolitik in den Nordstaaten und des Zuckertrusts, die Insel der USA anzugliedern.18

Die Weser-Zeitung schrieb relativ viel Über die Kuba-Frage, aber in fast allen Artikeln wurden 

entweder die Verhältnisse auf der Insel oder die innenpolitische Situation in Spanien beschrie-

14. Die Alldeutschen Blätter brachten eine kurze Meldung Uber den Schiffbruch der "Maine" (27.2.1898,
Nr. 9); Die Zukunft einen Artikel (9.4.1898, Bd. 23); die Preussischen Jahrbücher und die Grenzboten 
behandelten die Frage vor Kriegsausbruch Uberhaupt nicht. 

15. F .z. 21.9.97. Nr. 262, Abendblatt, S. 1.
16. F.Z. 25.9.97. Nr. 266, Leitartikel, S. 1.
17. F.Z. 24.9.97. Nr. 265, Leitartikel A, S. 1.
18. V .Z. 15.10.97. Nr. 484, Leitartikel, S. 1.
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ben; die Interessen Deutschlands oder der Vereinigten Staaten fanden kaum Beachtung. Aus 

dem ersten Leitartikel zu diesem Thema ging jedocn hervor, dass die Zeitung für freien 

Handel und freie Seefahrt eintrat. Nach dem Leitartikel wäre die Erhaltung des Friedens das 

beste für Deutschländ. Die Zeitung hätte l<uba eine vollständige Unabhängigkeit "aufs wärmste" 

empfohlen, wenn es eine Garantie für eine bessere Verwaltung gegeben hätte als in anderen 

Republiken Lateinamerikas. Eine Annexion Kubas durch die USA hätte bedeutet, dass die Insel 

in den Bereich des amerikanischen Schutzzollsystems geraten wäre, was nicht wünschenswert 

sei.19

Der Madrider Korrespondent der Köln isd1en Zei Lung stand dem Auftrag Woodfords recht 

negativ gegenüber, ehe dieser in Spanien eingetroffen war. Mit Hinweis auf die von den Verei­

nigten Staaten aus organisierte Unterstützung der Aufständischen schrieb er, dass die Ameri­

kaner auch ohne eine Kriegserklärung einen Krieg gegen Spanien führen kÖnnten.20 In einem

Artikel der Redaktion, der als eine richtigere Stellungnahme der Zeitung betrachtet werden 

kann, wurde dagegen den Amerikanern das Recht eingeräumt, Spanien wegen der den Ameri­

kanern durch den Aufstand zugefügten Schäden unter Druck zu setzen.21

Die Münchner Neuesten Nachrichten vermieden es, zu der Kuba-Politik der USA selbst 

Stellung zu nehmen, und brachten ihren Lesern Meldungen aus Kuba und Spanien. Auf ihrer 

Vorderseite brachte die Zeitung den Artikel eines Frank Dewey, in dem dieser auf Grund seines 

Interviews mit McKinley schrieb, dass das Weisse Haus trotz der "Jingos" im Kongress und in 

der Presse Spanien nicht zum Krieg provoziere.22

Auch die Norddeutsche Allgemeine Zeitung brachte ihren Lesern allgemeine und kommentar­

lose Meldungen Über die Entwicklung der amerikanisch-spanischen Beziehungen und auch sie 

glaubte n icht daran, dass eine Provokation zum Krieg den amerikanischen Interessen entsprochen 

hätte, weil schon in Spanien Forderungen aufgekommen waren, die Kuba-Politik zu ändern.23

Nur in einem Artikel der N.A.Z. wurde ein deutlich positiver Standpunkt Spanien gegenüber 

eingenommen, indem die Zeitung schrieb: "Der Friede auf Kuba werde sofort herzustellen sein, 

wenn die Unterstützungen aufhören, die den Aufständischen aus den Vereinigten Staaten zu­

fliessen."24

Die katholische Kölnische Volkszeitung zeigte den USA gegenüber kein Verständnis. Ihre 

Schriften waren entweder streng sachlich oder schon in dieser Entwicklungsphase antiameri­

kanisch. Die Zeitung schrieb, dass die Regierung der USA die Entwicklung der Situation auf 

Kuba "mit Argus-Augen und begehrlichen Blicken" verfolge.25

Die in erster Linie für die Interessen der Grossgrundbesitzer eintretende Deutsche Tages­

zeitung kommentierte Woodfords Note in folgendem, aggressivem Ton: " ... was ist denn das 

anderes, als ein Ultimatum? Jedenfalls ist die Absicht der Vereinigten Staaten, auf Cuba einzu­

schreiten, mit dürren Worten ausgesprochen worden .. .''26

19. Weser-Zeitung 8.10.98. Nr. 18277, zweite Morgen-Ausgabe (2.M), Leitartikel, S. 1.
20. K.Z. 2.9.97. Nr. 795, S. 1. 
21. K.Z. 30.9.97. Nr. 878, S. 1. 
22. Münchner Neueste Nachrichten 15.10.97, Nr. 477. Morgen-Blatt (M), S. 1. 
23. N.A.Z. 14.9.97.Nr. 314,S. 1.
24. N.A.Z. 22.9.97. Nr. 322, Leitartikel, S. 1. Die Zeitung brachte auch mehrere Meldungen über Proteste

der Spanier wegen der Freiwilligenexpeditionen. Z.B. 25.10.97. Nr. 355.
25. K.V.Z. 18.9.97. Nr. 680, S. 1.
26. Deutsche Tageszeitung 24.9.97. Nr. 448, S. 2.
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Die Kreuzzeitung, Organ der Konservativen und Agrarier, brachte ihren Lesern viel Material 
über die Anfangsphasen der amerikanisch-spanischen Krise. Professor Schiemann behandelte die 
Frage vielseitig und im allgemeinen antiamerikanisch in seinen wöchentlichen aussenpolitischen 
Übersichten. Seiner Meinung nach schienen die Chancen Spaniens, Kuba zu halten, gering, weil 
die USA offenbar den Krieg wolle. Die "Jingoisten" sahen in dem innerlich uneinheitlichen und 
äusserlich schutzlosen Spanien einen passenden Gegenstand. Obwohl es in erster Linie um Spa­
nien ging, warnte der Verfasser vor der Gefahr einer ungezügelten amerikanischen Expansion 
für ganz Europa.27 Woodfords Note habe diejenigen nicht überrascht, die die "chauvinistische"
Entwicklung nach der Wahl McKinley zum Präsidenten verfolgt hatten. Der Kubanische Auf­
stand werde von den Kriegshetzern ausgenutzt. Sie wollten dem "alternden Europa" ihre Uber­

legenheit demonstrieren.28 Schiemann meinte, dass die Kuba-Frage eine Lebensfrage für Spa­
nien sei. Mit Kuba würde die Grossmacht-Stellung Spaniens verloren gehen und die Existenz der 
Monarchie wäre in Gefahr.29

7 .2.1.2. Die spanische Politik der Nachgiebigkeit

Auf die Note Woodfords hin verfolgte Spanien eine Politik der Nachgiebigkeit, weshalb sich 
die amerikanisch-spanischen Beziehungen nicht zuspitzten, bevor es im März bis April 1898 
offensichtlich war, dass der Aufstand vor der nächsten Regenzeit nicht niederzuschlagen war. 
In der deutschen Presse war man sich der provisorischen Natur der friedlichen Beziehungen be­
wusst, und über die Kuba-Frage wurde regelmässig Bericht erstattet. 

Die Frankfurter Zeitung hielt die spanischen Aktionen für ein gutes Zeichen, wenn auch -
so die Zeitung - sich die Aufständischen nicht mit der Autonomie zufrieden gaben, sondern 
Unabhängigkeit forderten.30 Völlig kritiklos nahm das Blatt die Artikel seines Korrespondenten
in Amerika, die die amerikanische Expansionspolitik befürworteten, nicht auf. Als in dem aus 
Washinton übermittelten Bericht behauptet wurde, der Annexionsvertrag Hawaiis gehe auf die 
Bitte der Regierung von Hawaii und auf den Umstand zurück, dass die Amerikaner fürchteten, 
die Inseln gingen in den Besitz einer anderen Macht Über, bemerkte die Redaktion, dass die 
Spekulanten bei dem Erwerb von Besitzungen der USA eine entscheidende Rolle gespielt hätten. 
Das Blatt kommentierte jedoch nicht den Kuba betreffenden Teil des Artikels, in dem u.a. 
behauptet wurde, dass die USA Kuba nicht nehmen würden, auch wenn Spanien es anbieten 
würde.31  Sehr häufig erschienen in dem Blatt Artikel des New Yorker Korrespondenten, die die
friedlichen Absichten der Amerikaner betonten. 1 m Dezember prophezeite er, dass die Krise 
sich nicht zu einer ernsten Auseinandersetzung entwickeln würde, wenn keine besonderen 
Konflikte aufkämen. Der Korrespondent hielt die Veröffentlichung des Briefs von De Lome für 
einen misslungenen Versuch der kubanischen Junta, einen Konflikt heraufzubeschwören. Nach 
der Explosion der "Maine" lobte er in einer naiven Weise die Sachlichkeit der amerikanischen 
Volksnatur, weil seiner Meinung nach die Amerikaner dem Vorfall gelassen gegenüberstanden. 

27. Krzztg. 15.9.97.Nr. 431,S.1.
28. Krzztg. 21.9.97. Nr. 442, Leitartikel, S. 1.
29. Krzztg. 6.10.97. Nr. 467, Leitartikel, S. 1. 
30. F.Z. 5.10.97. Nr. 276. Leitartikel, S. 1; 17.10.97. Nr. 288, 2. Morgen-Blatt (2.M.) S. 1.

31. F.Z.19.11.97.Nr.321,1.M.,S.1.
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Das Verhalten der Amerikaner sei für ihn wieder ein Zeichen des "fair play", das gleichwohl 
den Feinden und Freunden zuteil werde.32

Die Vossische Zeitung stand den Reformen Spaniens positiv gegenüber. Nach ihr bedeute die 
Krise eine unablässige Gefahr, doch sei sie infolge spanischer Aktionen im Hintergrund ge­
blieben .33

Auch die Kölnische Zeitung schätzte die Reformfreundlichkeit der liberalen Regierung 
Spaniens hoch, doch reiche die Autonomie den Separatisten nicht mehr aus.34 Andererseits
hätten Autonomiebestrebungen kaum Erfolgsaussichten, weil das Wirtschaftsleben der Insel 
völlig lahmgelegt sei, uie Kubaner unfähig Lu Verwaltungsaufgaben seien, und zwischen Weissen 
und Schwarzen viele Streitigkeiten herrschten.35 Nach Meinung des Madrider Korrespondenten
der Zeitung, dem in grosszügiger Weise Extraspalten zur Verfügung gestellt wurden, zähle der 
Autonomie-Erlass in seinem politischen Teil zu den bedeutendsten Verträgen der Kolonialge­
schichte des 19. Jahrhunderts. Die wirtschaftliche Macht werde jedoch von dem Mutterland aus­
geübt, dessen Cortes u.a. Über die auswärtigen Handelsbeziehungen Kubas entschieden.36 In der
Kuba-Übersicht, die McKinley im Dezember 1897 dem Kongress unterbreitete, wurde eine 
Intervention nicht für aktuell und auch in der Zukunft nur aus humanen Gründen für not­
wendig gehalten. Nach dem Korrespondenten sei die Übersicht "machiavellistisch geschickt", 
womit er meinte, dass sie den Aufständischen Mut gab, weiterzukämpfen und den Autonomie­
vorschlag abzulehnen, weil nun schliesslich Unterstützung von Amerikanern zu erwarten sei.37

Auch die Norddeutsche Allgemeine Zeitung hatte keine Zuversicht auf Autonomie und be­
trachtete die farbigen Aufständischen als Banditen, die zum Regieren unfähig seien. Zur Ver­
besserung der Situation auf der Insel sei vor allem Geld nötig, doch nur Amerikaner hätten es 
gehabt.38 Die Reformen Spaniens seien hoffnungslos, weil die Amerikaner deswegen ihre
"beutegierig ausgestreckten Hände" nicht zurückziehen würden.39 Das Zitat aus der N.A.Z. ist
eines der stärksten, denn die Artikel des Blatts zu diesem Thema waren im allgemeinen recht 
nüchtern gehalten. Im Gegensatz zur Kölnischen Zeitung war die N.A.Z. der Ansicht, dass 
McKinley sich gut gegenüber den Forderungen der Jingo-Presse behauptet habe.40 Die Zeitung,
die ziemlich unparteiisch von amerikanischen und spanischen Quellen Gebrauch machte, stellte 
fest, dass es sehr schwer sei, im Konflikt dle Wahrheit herauszufinden.41

Die Münchner Neuesten Nachrichten verfolgten im Herbst und Winter neutral die weitere 
Entwicklung der Krise, liessen ihr aber regelmässig in ihrer Rubrik "Politische Übersicht" auf der 
Titelseite erst ab Ende März Platz. In einem aus den USA der Zeitung übermittelten Artikel 
wurden die Boulevardpresse, Politiker und Berufssoldaten angeklagt, eine kriegerische Stim­
mung, den "Jingoismus" und "Chauvinismus" zu schüren. Die Mehrheit der US-Bürger sei da­
gegen weit davon entfernt.42

32. F .Z. 7 .12.97. Nr. 339, 1.M, S. 1; 11.2.98. Nr. 41, 3.M, S. 1; 5.3.98. Nr. 63, 1.M, S. 1.
_33. V.Z. 27.1.98.Nr.43,S. 1.
34. K.Z. 13.10.97, Nr. 917, S. 1.
35. K.Z. 16.10.97.Nr. 926,S.1.
36. K.Z. 3.12.97. Nummern 1070 und 1071. 
37. K.Z. 16.12.97. Nr. 1116. 
38. N.A.Z. 15.10.97. Nr. 345, S. 1. 
39. N.A.Z. 5.11.97.Nr. 366,S. 1. 
40. N.A.Z. 11.12.97. Nr. 401, S. 1.
41. N.A.Z. 29.3.98. Nr. 74.
42. M.N.N. 19.3.98. Nr. 130, S. 3. 
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In Einklang mit den meisten anderen Zeitungen betrachtete auch der Hamburgische Corre­

spondent die Einstellung der Amerikaner als entscheidend für die Durchführbarkeit der spani­
schen Politik des Nachgebens. In dem von dem New Yorker Korrespondenten verfassten Leit­

artikel wurde schon im November 1897 vorausgesagt, dass die Aufständischen ein Autonomie­
angebot nicht annehmen würden, weil sie sich auch dann noch der Unterstützung der Ameri­
kaner sicher sein könnten. So würde die Situation unausweichlich zum Krieg führen, was nach 
der Zeitung - als einem Vertreter der Wirtschaft - dem amerikanischen Wirtschaftsleben 

schade.43

Die Kölnische Volkszeitung betrachtete die spanischen Zugeständnisse als Fehler. Das Blatt 
verteidigte sogar den ehemaligen Kommandeur der spanischen Kuba-Truppen, General Weyler. 
Weyler hatte nicht nur gegen die Aufständischen, sondern auch gegen deren Unterstützer, die 
Vereinigten Staaten, kämpfen müssen. Der Gedanke an Autonomie sei nach dem Blatt sinnlos, 
weil die Kubaner zur Autonomie nicht fähig seien.44

Schiemann schrieb in der Kreuzzeutung, dass der Dollar eine immer grössere Rolle in der 

amerikanischen Politik spiele und die Gewinnsucht vor allem anderen komme. Tabak- und 
Zuckerindustrie unterstützten den Aufstand, um Kuba und Puerto Rico von Spanien loszulösen. 
Der Verfasser richtete seine Anklage jedoch nicht gegen die Regierung der USA.45 Schiemann
glaubte nicht daran, dass die USA Kuba mit dessen farbiger Bevölkerung in ihrem Besitz hätte 

haben wollen. Deshalb sei für die Amerikaner die Unabhängigkeit die beste Lösung.46

7.2.1.3. Die Zuspitzung der Krise 

Nachdem der Kongress im März 1898 dem Präsidenten einen Wehretat von 50 Millionen 
Dollar zur Verfügung stellte, hielt die Frankfurter Zeitung den Kriegsausbruch zum ersten Mal 
für möglich.47 Die Zeitung gab zu, dass der Aufstand geendet hätte, falls die Aufständischen

keine materielle und moralische Unterstützung erhalten hätten. Über die Motive der Unterstüt­
zung konnte man jedoch verschiedener Meinung sein, und das Blatt stellte fest, dass die Regie­

rung der USA keinen Anteil an den Aktionen gegen Spanien gehabt habe.48 Die Vereinigten
Staaten seien genauso berechtigt, ihre Interessen und Handelsrechte auf Kuba, wie Deutschland 

in Schleswig-Holstein zu verteidigen.49

Nach der Gewährung von 50 Millionen Dollar hielt auch die Vossische Zeitung die Situation 

für ernst. Spanien habe allen Forderungen der Amerikaner nachgegeben. Deshalb könne man 
Spanien nicht für denjenigen halten, der die Hauptschuld am eventuellen Kriegsausbruch tragen 

würde. Die Spanier hätten "bis an die äusserste Grenze" Enthaltsamkeit geübt, was von den 
Amerikanern leider nicht gesagt werden konnte. In den USA spielte man leichtsinnig mit dem 
Gedanken an einen Krieg.50 Der Zuckertrust finanzierte den Aufstand, doch historisch gesehen

43. H .C. 23.11.97. Nr. 547. A. Leitartikel, S. 1.
44. K.V.Z. 13.10.97. Nr. 744; 25.12.97, Nr. 936.
45. Krzztg. 10.1 1.97.Nr. 527,S. 1.
46. Krzztg. 24.1 1.97.Nr. 549,S. 1.
47. F.Z. 9.3.98.Nr. 67.A.,S. 1.
48. F.Z. 26.3.98. Nr. 84. Leitartikel, A. S. 1.
49. F .Z. 28.3.98. Nr. 86, A. S. 1.
50. V .Z. 8.3.98. Nr. 112, S. 1; 9.3.98. Nr. 114, S. 1.
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liege der Grund für Unruhen auf der Insel jedoch in der schlechten Kolonialverwaltung Spa­
niens.51

In Einklang mit der Vossischen Zeitung vertrat ebenso die Weser-Zeitung die Meinung, dass 
in der Zuckerindustrie der USA Interesse an der Annexion vorhanden sei. Auch die industriellen 
Kreise der Nordostküste wollten die Insel in ihr mit einer Zollmauer geschütztes Wirtschafts­

gebiet integrieren.52 Als sich die Krise zuspitzte, begann man in der Weser-Zeitung, auch zur
Politik der Regierung McKinleys deutlich Stellung zu nehmen, und man kritisierte deren "si vis 
pacem, para bellum"-Methode.53 Noch unmittelbar vor Kriegsausbruch war die Weser-Zeitung
besorgt, wie sich der Krieg auf den Wohlstand, die Produktivität und Kaufkraft oder aut den 
Handel und die Seefahrt neutraler Länder auswirken würde.54 Die Zeitung urteilte Über die
moralischen Standpunkte, mit denen die Amerikaner den Krieg begründet hatten, recht mate­
rialistisch, als es in ihrem Leitartikel hiess: " ... die Amerikaner täuschen sich, wenn die glauben 
mit einigen Phrasen von Humanität dem vom Zaune gebrochenen Handel eine moralische Weihe 
in den Augen der Welt geben zu können ... "55

Als der Hamburgische Correspondent die Krise verfolgte, schrieb er über die den Krieg an­
strebenden Jingo-Partei und den friedlichen Präsidenten,56  doch nachdem der Kongress dem
Präsidenten 50 Millionen Dollar zur Lösung der Kuba-Frage zur Verfügung stellte, liess die 
Zeitung ihren Korrespondenten in Madrid die Motive der offi7iell1:m US-Politik kritisieren. Wenn 
man früher daran geglaubt hatte, dass die Forderungen der USA "von reiner Humanität, von der 
Liebe zur Freiheit und Demokratie" abgehangen habe, so laufe nun "alles auf die heftige 
Begierde hinaus, Cuba selbst zu beherrschen!"57

Nach dem "Maine"-Zwischenfall schrieb die Kölnische Zeitung, dass die Mehrheit der Ameri­
kaner die Annexion der Insel durch die Vereinigten Staaten nicht wünsche. Die Kuba-Frage 
blieb in den USA wegen des Wahlkampfes der Parteien im Vordergrund. In einem von Washing­
ton übermittelten Artikel befürchtete man, dass die Situation gefährlich werde, wenn sich im 
laufe des Sommers die Zeichen für einen Rückgang der Unterstützung der republikanischen 
Partei zeigten. McKinley könnte dann "eine kleine napoleonische Ablenkung" in der Aussen­
politik versuchen.58 Die in den Reden des Kongresses und in der "Hetzpresse" der östlichen
Staaten vorgebrachten Verleumdungen Spaniens seien nur in den USA möglich, wo "unge­
bildete Emporkömmlinge und rohe Geldprotze" Über die Politik bestimmten. Der Präsident sei 
offenbar wirklich, wie De Lome geschrieben hatte, ein willenloses Werkzeug der Kriegsfana­
tiker.59 So wich die K.Z. von der allgemeinen Auffassung der deutschen Presse ab, nach der
McKinley zielbewusst den Frieden anstrebte. Der Korrespondent der Zeitung in Washington 
nannte den Präsidenten "William the Silent", als er dessen unbestimmtes Verhalten zu der 
Frage behandelte. Der Korrespondent schätzte auch Sherman und Day gering und hielt Roose-

51. V .Z. 16.3.98. Nr. 125, Leitartikel, S. 1.
52. W.-Z. 8.3.98. Nr. 18426, 2.M., Leitartikel, S. 1.
53. W.-Z. 10.3.98. Nr. 18428, 2.M., Leitartikel, S. 1.
54. W.-Z. 19.4.98. Nr. 18467, 2.M., Leitartikel, S. 1.
55. W.-Z. 17.4.98. Nr. 18465, 2.M., Leitartikel, S. 1.
56. H .C. 11.2.98. Nr. 70. A. S. 3.
57. H.C. 18.3.98. Nr. 130. A. Leitartikel, S. 1.
58. K.Z. 3.3.98. Nr. 205, S. 1.
59. K.Z. 8.3.98. Nr. 221.
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velt für einflussreicher als diese.60 Im ganzen lassen sich die Artikel der Kölnischen Zeitung als

neutral betrachten, aber durch ihre Korrespondenten polemisierte das Blatt gegen die USA und 

erstreckte seine Kritik bis auf das politische System und den Präsidenten des Landes. 

Als die Krise sich im März zuzuspitzen begann, kritisierte die Kölnische Volkszeitung scharf 

die Motive der Amerikaner. Das Ideal von der politischen Unabhängigkeit Kubas hätte mit 

diesen Motiven nichts zu tun, es handelte sich vielmehr um das amerikanische "business" und 

Spekulationen, um Kuba zu erhalten. Die Politik Sagastas habe keine Chancen. Der Aufstand 

könne nicht beendet werden, weil er aus den USA stark unterstützt werde,61 wo der "Chauvi­

nismus seine Orgien feierte", und zwar nicht nur gegen Spanien, sondern vor allem gegen 

Deutschland.62

Nach Auffassung Schiemanns erntete Spanien im Aufstand seine sinnlose Ausbeutungs­

politik, doch nutzten einige amerikanische Kreise den Aufstand rücksichtslos aus. Als erster der 

Kommentatoren verglich Schiemann die Streitkräfte der Beteiligten. Wenn Krieg ausbräche, 

wäre Spanien zur See stärker, aber schwächer auf dem lande und Spaniens "Rolle wäre ausge­

spielt" .63 Den von McKinley benutzten Terminus "humanitarian intervention" hielt Schiemann

für merkwürdig. Er änderte seine frühere Auffassung bald und behauptete, dass die Amerikaner 

Kubas Unabhängigkeit nicht wünschten, sondern die Annexion der Insel anstrebten. Sonst 

würden nämlich Unruhen und sich wiederholende Revolutionen das unabhängige Kuba genauso 

charakterisieren, wie die anderen süd- und mittelamerikanischen Republiken.6 4

Als der Kriegsausbruch offensichtlich schien, erschienen auch im Vorwärts Artikel zu dieser 

Frage; früher hatte er sich damit begnügt, in erster Linie mit dem Nachrichtenmaterial die 

Situation zu verfolgen. Das Blatt schloss sich nun der Kritik der Kolonialpolitik an, die von den 

linksliberalen betrieben wurde. Der Vorwärts nahm an, dass die USA vor allem wegen der 

Rassenfrage Kuba nicht wollten. Die Zeitung glaubte nicht daran, dass europäische Grossmächte 

sich in irgendeiner Weise in die Krise einmischten.65 Auch der Vorwärts betrachtete die Ameri­

kaner als Kriegshetzer, während die Spanier "Langmuth, was dem Volkscharakter gar nicht ent­

spricht" zeigten, um als Angegriffener von Europa moralische Unterstützung zu erhalten.66 In

einem zukünftigen Krieg habe Spanien keine Chancen zum Sieg. Ein Krieg, wie er sich dann 

auch entwickelte, wäre ein schweres Unglück, und auch die "dollarsüchtigen Amerikaner" 

würden ihn nicht fÜr ein gutes Geschäft halten.67 So begann nun auch der Vorwärts, die Ameri­

kaner des Materialismus in der politischen Beschlussfassung anzuklagen. 

Die Frankfurter Zeitung engagierte sich stark in der Kriegsschuldfrage. Sie erkannte auch die 

Berechtigung der Amerikaner an, die Befriedung der Insel zu beschleunigen. Nachdem Spanien 

in seiner Antwort auf die Note der USA versprach, die Verhandlungen über den Waffenstill­

stand aufzunehmen, falls die Aufständischen die Initiative ergriffen, sei es möglich, den Frieden 

auf Kuba zu erzielen und den Frieden zwischen den USA und Spanien aufrechtzuerhalten. Die 

60. K.Z. 15.3.98. Nr. 248.
61. K.V.Z. 3.3.98.Nr. 159,S. 1. 
62. K.V.Z. 15.3.98. Nr. 196, S. 1. 
63. Krzztg. 16.3.98. Nr. 125, S. 1.
64. Krzztg. 30.3.98. Nr. 149, S. 1.
65. Vorwärts 1.4.98. Nr. 77, Leitartikel, S. 1.
66. Vorwärts 19.4.98. Nr. 90, S. 1.
67. Vorwärts 21.4.98. Nr. 92, S. 1.
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spanische Regierung könne auf keinen Fall des Kriegsausbruchs beschuldigt werden.68 In ihrer

typischen Weise stellte die F .Z. auch den amerikanisch'"11 Standpunkt dar. Demgemäss sei die 

Antwort Spaniens unbefriedigend, weil darin keine Zustimmung zur Unabhängigkeit Kubas ge­

geben worden sei .69 1 n ihren folgenden Artikeln vor dem Krieg legte die F .Z. deutlich dar, dass

die USA nicht berechtigt seien, sich mit Waffengewalt in die innere Situation Kubas einzu­

mischen oder Spanien den Krieg zu erklären. Das Blatt hielt die Annexion der Insel aus amerika­

nischer Sicht für unangenehm, nachdem die kubanische Junta ihren Widerwillen geäussert hatte, 

der Macht der USA unterworfen zu werden.70

Die deutsche Presse hielt die schlechte spanische Verwaltung auf Kuba für den historischen 

Grund der Kriegsgefahr, doch als aktueller Anlass wurde sehr deutlich die Interessenpolitik der 

USA angeführt. Vor allem die demokratische 'Frankfurter Zeitung und die linksliberale Presse 

schrieben mit Verständnis Über die Leiden der amerikanischen Wirtschaftsinteressen, aber sie 

verurteilten mit Entschiedenheit den Krieg als Mittel zur Verbesserung der Situation. Sie 

schlossen sich damit der Kritik der konservativen Presse und der ultramontanen Kölnischen 

Volkszeitung an, die die Motive der amerikanischen Politik für brutal materialistisch hielten. 

Andererseits war das Verhalten der Zeitungen zumindest der Hansestädte durch materielle 

Gesichtspunkte bedingt, denn sie sorgten sich, dass Kuba möglichweise in den Schutzzoll­

bereich der USA hineingezogen würde. Die für diese Zeit charakteristische sozialdarwinistische 

Denkweise und Rassenlehre dürfte sich darin ausdrücken, dass keine der Zeitungen irgend einer 

Partei oder Bewegung sich für die kubanischen Unabhängigkeitskämpfer eingesetzt hätte. Man 

war der Meinung, dass sie nicht reif für eine autonome Stellung seien oder man vermutete auch, 

dass die USA wegen der Rassenfrage Kuba nicht annektieren würden. 

7.2.2. Die Vermittlung 

Trotz ihrer Kriegsfeindlichkeit stand die Frankfurter Zeitung der Vermittlungsfrage ab­

lehnend gegenüber. Teilweise ging dies auf die feindliche Einstellung der Zeitung zum Papst 

und überhaupt zum Katholizismus zurück. So schrieb die Zeitung, dass der Papst, der sich ein 

Vertreter Christi auf Erden nenne, die Situation ausgenutzt habe, um politische Macht zu ge­

winnen, die wiederum Christus nicht gewollt habe. Das Blatt stand auch sonst geradezu mit 

zynischem Zweifel den Chancen der Vermittlungstätigkeit gegenüber.71  Schon schwache Ver­

suche der Grossmächte zur Verhinderung des Krieges wurden von der Zeitung als einseitige 

Druckmassnahmen gegen die USA angesehen. Ihrer Meinung nach hätte der Friedensappell 

nicht nur in Washington, sondern auch in Madrid vorgelegt werden sollen. Es entspreche den 

deutschen Interessen, neutral zu bleiben.72

Obwohl die F .Z. in mehreren Artikeln die zum Krieg führende Politik der USA verurteilt 

hatte, nahm sie nach dem Kriegsausbruch ihre amerikafreundliche Haltung wieder ein. Das Blatt 

stellte fest, dass materielle Interessen und Spekulationen zum Kriegsausbruch beigetragen 

hätten. Diese Faktoren hätten jedoch nicht das Volk der USA dazu bewogen, die Aktionen ihrer 

68. F .Z. 2 .4.98. Nr. 91, Leitartikel. A., S. 1.
69. F.Z. 4.4.98.Nr. 93,A.S. 1. 
70. F.Z. 6.4.98. Nr. 95, 3.M. S. 1; 12.4. Nr. 100, Leitartikel A. S. 1; 14.4. Nr. 102, Leitartikel, A. S. 1. 
71. F .Z. 6.4.98. Nr. 95, A. S. 1. 
72. F .Z. 7.4.98. Nr. 96, A. S. 1; 9.4. Nr. 98. A. S. 2.
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Regierung zu akzeptieren, sondern das Hauptmotiv war die Forderung nach Humanität zur Been­
dung des kubanischen Aufstandes. Humanität schien den europäischen Mächten dagegen ein leeres 
Wort gewesen zu sein, nachdem sie das Abschlachten der Armenier erlaubt hatten. 1 n einem, langen 
Leitartikel wurde der Geschichte die Rolle des Richters zugewiesen. Spaniens "Mörder- und 
Räubergeschichte" in Amerika würde nun bestraft werden. Die innenpolitische Orientierung der 
F .Z. kam bei der Beschreibung der auf kubanischen Gewässern herrschenden zwei Weltanschau­
ungen und Kulturstufen zum Ausdruck. Die nordamerikanische bestand aus Freiheit, Gleichheit, 
Unabhängigkeit sowie Ent\lVicklungsfreudigkeit und Hochschätzung der Arbeit. Als Gegenteil 
wurde die spanische Monarchie gesetzt, die unter dem Klerikalismus autokratisch Über das un­
wissende und arme Volk herrschte.73 1 ndem der Artikel zum Zeitpunkt des Kriegsausbruchs
von der allgemeinen Amerikafeindlichkeit der Presse abwich, rief er ein positives Echo in den 
USA hervor. Hol leben wünschte mehr solcher Schriften, weil nur England Nutzen aus den sich 
verschlechternden Beziehungen zwischen Deutschland und den USA ziehen würde.74

Obwohl der Sprachrohr des Bremer Fernhandels, die Weser-Zeitung, gewöhnlich das Wirt­
schaftsleben als Ausgangspunkt ihrer Stellungnahmen in der Vermittlungsfrage hatte, gefiel es 
vielleicht den norddeutschen protestantischen Lesern, dass die Zeitung den Katholizismus 
schmähte, indem sie eine Teilverantwortung für den Zustand der Erniedrigung dem "geistigen 
Stumpfsinn" der katholischen Kirche zuschob. Eine allgemeinere Kritik der katholischen Kirche 
betrieb die Zeitung, als sie schrieb: "Unserer Zeit wird ja die Kirche als grosse Macht in der 
Volkserziehung angepriesen: ihren Erfolg kann man nirgends deutlicher erkennen als in Spa­
nien."75 Deutschland habe keinen Grund, "auch nur eine einzige Flintenkugel an die Verteidi­
gung der spanischen Herrschaft auf Cuba zu wenden". Obwohl der Umstand, dass Kuba und 
Puerto Rico hinter die amerikanische Schutzzollmauer kämen, ungünstig für den deutschen 
Handel wären, sei es jedoch ein kleineres Übel als wegen der Kuba-Frage den gesamten und 
wichtigen Handel mit den Vereinigten Staaten zu gefährden.76 So wie die Vossische Zeitung die
Zuspitzung der Krise verfolgte, erkannte sie den Amerikanern das Recht ab, als bewaffneter 
Richter in der Kuba-Frage zu fungieren. Das Blatt hoffte auf Erhaltung des Friedens Spaniens 
wegen, weil es "Blut und Geld" verloren hatte; zudem wegen der mit ihrer Machtpolitik gegen 
rätselhafte Schicksale steuernden Vereinigten Staaten und für die Weiterführung der fried­
lichen kulturellen Entwicklung. Der europäische Frieden oder das Wirtschaftsleben wären 
jedoch nicht in gleichem Masse durch den Krieg gefährdet wie durch den Konflikt auf Kreta. 
Wie im Falle Kretas würde auch der neue Krieg Deutschland sehr wenig betreffen. Im Namen 
der Humanität könntc;1 die Grossmächte versuchen, der Krieg zu verhindern.77 Beide Seiten 
seien schuld am Kriegsausbruch, doch die Vereinigten Staaten und gerade die "Zuckerspeku­
lanten" trugen die grössere Verantwortung. Der Kuba-Politik der USA ermangele es völlig einer 
idealistischen Grundlage.78

Als die Kölnische Zeitung über das Verhalten der Grossmächte zur Krise schrieb, hob sie her­
vor, dass die Amerikaner von keiner europäischen Macht aktive oder moralische Unterstützung 

73. F.Z. 22.4.98. Nr. 110. A., Leitartikel,S. 1.
74. Ho lieben an Hohenlohe 5.6.98 (eingetroffen 16.6.). A 114. PA. Spanien _Nr. 71. Bd. 6. A. 7107.
75. W.-Z. 15.4.98. Nr. 18463. 2.M. Leitartikel, S. 1.
76. W.-Z. 22.3.98. Nr. 18440. 2.M. Leitartikel, S. 1.
77. V.Z. 8.4.98. Nr. 165; zwei Artikel, S. 1.
78. V.Z. 20.4.98. Nr. 182, Leitartikel, S. 1.
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erwarten könnten.79 Andererseits sei auch keine Intervention der Mächte zugunsten Spaniens
in Sicht. Auf Grund der Äusserungen von Hanotaux zog das Blatt den Schluss, dass Frankreich 
sich nicht in die Krise einmischte. Russland würde wie seine Verbündeten handeln, und England 
hätte im Fernen Osten die Hände voll zu tun.80 Der Pariser Korrespondent der Zeitung zog
daraus den Schluss, dass die Unentschiedenheit Europas in der Vermittlungsfrage ein Hinweis 
auf den Willen sei, billig Erfahrungen über die Seekriegsführung zu sammeln.81 Die Waffen­
stillstandserklärung Spaniens sei ein bedeutendes Opfer, wonach kein Zweifel an dem Schul­
digen bestehe, falls der Krieg ausbrechen sollte.82 Wenn der kubanische Aufstand auch eine
Folge der schlechten spanischen Verwaltung sei, haben die USA kein recht, sich mit Waffen in 
die Situation einzumischen und noch grössere Schäden anzurichten. Auch die Kölnische Zeitung 
hielt es für gut, dass andere Grossmächte keinen Grund sahen, in dieser Frage zu intervenieren. 
Das Blatt war sicher, dass sich die Mächte auch weiterhin an die Neutralität halten würden. Die 
eventuell im Krieg entstandenen wirtschaftlichen Verluste würden im Aufschwung der Nach­
kriegszeit wieder ausgeglichen.83

Die Münchner Nachrichten hielten den Papst "als Souverän ohne weltliche Macht" für ge­
eignet zur Vermittlungsaufgabe. Für die Unparteilichkeit des Papstes sprach, dass er Spanien 
aufgefordert hatte, das Blutvergiessen auf der Insel zu beenden.84 Auf die Wirksamkeit der Ver­
mittlungstätigkeit vertraute die Zeitung dennoch nicht, denn ihrer Meinung nach liessen sich 
weltgeschichtlich unausweichliche Zusammenstösse am grünen Tisch nicht verhindern.85 Als
der Kriegsausbruch sicher schien, brachte die Zeitung wegen der deutsch-amerikanischen Han­
delsbeziehungen und der in Amerika ansässigen Deutschen die Neutralität des offiziellen 
Deutschlands nachdrücklich zum Ausdruck. Die Amerikaner sollten sich jedoch nicht über­
rascht fühlen, falls die �resse und die öffentliche Meinung einstimmig "die gleissnerische 

, Habgier und beispiellose Anmassung brandmarken, die die Machthaber in Washington in den 
ie,tzten Tagen vor Freund und Feind bekunden".86

Die Norddeutsche Allgemeine Zeitung dementierte die in der ausländischen und auch deut­
schen Presse vorgebrachten Behauptungen Über die Parteinahme der Regierung für Spanien. Die 
Kaiserliche Regierung habe im Gegenteil alle Stellungnahmen VP.rmieden, die der "hundert­
jährigen Freundschaft" mit den Vereinigten Staaten geschadet hätten. Die N.A.Z. war über­
zeugt, dass die ganze öffentliche Meinung Deutschlands hinter der Neutralität der Regierung 
stehe.87

Die Einschätzung der N .A.Z. stimmte zumindest für die weit verbreitete Kölnische Volks­
zeitung nicht. Der Wiener Korrespondent der Zeitung war der Meinung, dass die Rechtsauffas­
sung der europäischen Diplomatie in ein sehr schiefes Licht komme, falls die Informationen 
über die Ablehnung der von Spanien gestellten Bitte um Vermittlung stichhaltig deshalb waren, 
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weil man eine eventuelle Verschlechterung der Beziehungen zu Amerika fürchtete.88 Die
K .V .Z. zitierte auch andere Zeitungen und polemisierte gegen deren amerikafreundliche' oder 
die Neutralität betonende Artikel im katholischen Sinn. Die Kritik richtete sich indirekt auch 
gegen die Neutralität der Regierung. Damit sei die Neutralitätsversicherung der N.A.Z., die von 
der K.V.Z. als "Kanzlerblatt" bezeichnet wurde, unnötig. Charakteristisch für die gegenseitigen 
Beziehungen zwischen den Ländern sei nicht so sehr die "hundertjährige Freundschaft" als 
vielmehr die Konkurrenz. Die K.V.Z. war von der Passivität der Regierung in der Vermittlungs­
frage enttäuscht; gerade diese Passivität hatte die protestantische Presse sehr erfreut.89 Die
Polemik des Blatts richtete sich vor allem gegen den Artikel "Kulturkampf" in der F.Z �o (S. 145). 

Die Haltung des Hamburgischen Correspondenten zur Vermittlung und zur Mitwirkung 
Deutschlands dabei änderte sich im Verlauf der Krise. Obwohl man in der Zeitung im Oktober 
1897 an eine Zusammenkunft des "europäischen Konzerts" wegen Kuba nicht glaubte, so hatte 
die Zeitung im Prinzip nichts gegen eine gemeinsame Aktion�1 Das Bemühen des ganzen "Kon­
zerts" um Erhaltung des Friedens kam der Zeitung Anfang April schon übertrieben vor. Frankreich 
könnte die Vermittlungsaufgabe ubernehmen, zum einen, weil es Spaniens Nachbar und ein katho­
lisches Land sei, zum andern, weil es eine den Vereinigten Staaten ähnliche Republik war.92

Nach der gemeinsamen Note der sechs Mächte wurde in einem Leitartikel kurz festgestellt, dass 
gerade Deutschland keinen Grund habe, "sich besonders für das Schicksal Spaniens zu er­
wärmen ."93 Warum es sich so verhielt, darauf antwortete die Zeitung nach Kriegsbeginn. Der 
Wert des deutschen Handels mit Spanien hatte im Jahr 1896 etwas über 75 Millionen Mark, mit 
den Vereinigten Staaten im Jahr 1895 hingegen fast 870 Millionen Mark betragen. Spanien habe 
auch keine guten politischen Beziehung. zu Deutschland herbeiführen wollen, während die 
USA als einzige Grossmacht dem "Einigungskampf" Deutschlands wohlwollend gegenüberge­
standen habe.9 4

Die Kreuzzeitung, die handelspolitisch als Gegner der USA aufgetreten war, vermengte als 
Organ der "Junker" Religion oder gar Zollpolitik nicht mit ihrer Einstellung zum amerikanisch­
spanischen Konflikt. Schiemann schrieb zwar, dass die Sympathien überall in Europa Spanien 
galten, was jedoch keine Unterstützung Spaniens bedeute.95 Er schloss sich der Kritik an 
McKinley an, indem er den Präsidenten für unsicher und verantwortungsscheu hielt. In der Ver­
mittlungsfrage habe Europa nach den formalen Appellen keine dem internationalen Recht ent­
sprechenden Mittel, in der Krise einzugreifen. Auch Schiemann erinnerte daran, dass die tiefere 
Ursache der Unruhen in der Unfähigkeit der spanischen Kolonialverwaltung bestanden habe, 
wenn auch die moralische Verantwortung für den Kriegsausbruch die Vereinigten Staaten 
trugen. Auch für den Fall, dass andere europäische Mächte intervenieren würden - was Schie­
mann für unwahrscheinlich hielt-, war er sich der Neutralität Deutschlands sicher.96

Die Deutsche Tageszeitung kritisierte nach dem Kriegsausbruch scharf die Amerikaner: "Der 
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Krieg Amerikas gegen Spanien ist der Krieg des Geldsacks gegen die nationale Ehre", und des­
wegen sei die Sympathie der europäischen Völker gegenüber Spanien verständlich und erfreu­
lich. Die deutsche Diplomatie solle dennoch ihre Neutralität beibehalten.97 Um sich des Stils
der Zeitung zu bedienen, könnte man sagen, dass sie mit der Stimme des "Kornsacks" gegen 
den "Geldsack" geschrieben hat. 

Von den Zeitschriften verfolgte die Nation den Verlauf der Krise in ihren politischen 
Wochenübersichten und den Artikeln Th. Barths am genauesten. Danach sei die Eignung des 
Papstes als Vermittler nicht zu bestreiten. Sowohl die Spanier als auch die Kubaner sind 
Katholiken, und es wäre für Spanien leichter, auf die Forderungen des Papstes einzugehen als 
auf die von weltlichen Vermittlern gestellten. Die Vereinigten Staaten sollten nicht in den Krieg 
ziehen, denn Spanien sei bis an die Grenzen des Tragbaren bereit zu Zugeständnissen gewesen. 
Der Krieg wäre an Stelle der früheren Kabinettskriege ein Krieg der "demokratischen Strassen­
politik". Die Theorie von der Friedfertigkeit der Völker unc! der Streitlust der Regierungen 
würde sich damit als falsch erweisen. Es würde sich auch herausstellen, dass eine demokratische 
Regierungsform keinen Frieden gewährleisten würde. Die "gelbe Presse" habe die Amerikaner 
aufgehetzt, und der Kongress hörte auf die Stimme der öffentlichen Meinung.98 Die Vereinig­
ten Staaten hatten durch ihre Einstellung die Aufständischen dazu gebracht, vollständige Un­
abhängigkeit zu fordern. Darauf würde Spanien nicht einlenken, was wiederum den Aufstand 
in einen Krieg zwischen den USA und Spanien verwandeln würde. Die Sympathien wären auf 
der Seite Spaniens wegen dessen Politik der Nachgiebigkeit, obwohl seine frühere Kolonial­
politik verurteilt würde. Schuld an dem Schicksal des 'romanischen' Volks sei weitgehend die 
klerikale Herrschaft.99

Der Kriegsausbruch stellt� für Barth ein Faktum da\ weshalb ein "formal-rechtlicher" und
"emotional-humane" Standpunkt aufgegeben und der '{<onflikt nun unter dem Aspekt der 

historischen Notwendigkeit betrachtet werden musste. Fo'r��l-rechtlich besass Spanien Kuba,
aber es würde es aus der historischen Notwendigkeit, deren );;lauptelemente aus dem Misserfolg 
der spanischen Kolonialverwaltung und der Expansion der US'A bestanden, verlieren. Die Sym­
pathien sollten nun der "gesünderen" Kultur, also den USA gelten. Barth nahm an, dass'die 
deutsche Regierung strikt neutral bleibe und Schwierigkeiten mit den Amerikanern ver­
meide.100

In der Zukunft beschränkte man sich darauf, nur Über den amerikanischen Standpunkt der 
Zweckdienlichkeit zu berichten. Der jahrzehntelange Wunsch nach Erwerb Kubas sei nun der 
Erfüllung nahe. Es bestehe dennoch kein Grund, die spanischen "Konquistadoren" zu bemit­
leiden.1 °1 

Der Kommentator der Zeitschrift, der unter dem Pseudonym "Pluto" Über die Wirtschaft 
schrieb, wies auf den Vertrag zwischen der kubanischen Junta und den amerikanischen Geld­
leuten hin. "Pluto" meinte, dass die Amerikaner eine vollständige Unabhängigkeit für Kuba 
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forderten, damit keine fremden Regierungen sich in deren Spekulationen einmischen könnten. 

Für das kubanische Volk bedeute diese Lösung nur einen Wechsel des Ausbeuters.102

Auf die eventuellen wirtschaftlichen Folgen des Krieges machte Hans Delbrück in den 

"Preussischen Jahrbüchern" aufmerksam. Falls die USA in kurzer Zeit den Krieg gewönnen, 

würden der deutsche Handel und die Industrie davon profitieren. Zöge der Krieg sich aber in 

die Länge, würde der Geldbedarf die Goldreserven Europas strapazieren, was einen Anstieg des 

Diskontsatzes und Geldknappheit zur Folge hätte. Wenn alles Gold nach Europa zurückflösse 

und die USA ihren ganzen Zahlungsverkehr mit Papiergeld und Silber durchführen müssten, 

würde das vielleicht zu einer neuen Depression mit nachfolgender inflatorischer Entwicklung 

führen.103

Zur Vermittlungsfrage nahmen die Zeitungen mit zynischem Realismus Stellung. Es wurde 

angenommen, dass der Krieg kaum andere als die daran Beteiligten angehe. Andererseits kam in 

. der Einstellung der Mangel an internationalem politischen Denken, an einer Friedensidee und 

dem internationalen Verantwortungsgefühl zum Ausdruck. Nur die Kölnische Volkszeitung, 

die katholische Loyalität gegenüber Spanien fühlte, forderte, dass man die päpstliche Vermitt­

lung ernster nehme. Die K.V .Z. zeigte als einzige Zeitung auch deutlich ihre Unzufriedenheit 

mit der Neutralität der Regierung. Die Einstellung Deutschlands zur Krise wurde in der Presse 

überhaupt sehr wenig behandelt, die Neutralitätspolitik der Regierung wurde akzeptiert und es 

wurden keine eigenen Vorschläge für Aktionen unterbreitet, was vermutlich den Einfluss des 

Auswärtigen Amts nicht nur auf die der Regierung loyalen, sondern auch auf die Zeitungen der 

Opposition widerspiegelte. Mehrere Berliner Korrespondenten der letztgenannten gehörten 

nämlich zu denen, die von dem Auswärtigen Amt regelmässig informiert wurden. Die innen­

politischen Richtungen kamen dagegen z.T. auch in dieser Phase der Krise zum Vorschein. So 

brachten die linksliberalen, und vor allem die Frankfurter Zeitung der Demokraten, die Be­

wunderung der amerikanischen politischen Freiheit zum Ausdruck. Andererseits bedeutete der 

Kriegsausbruch eine Enttäuschung, was das demokratische System als Garantie des Friedens an­

belangt. Die in Deutschland wichtige religiöse Zweiteilung drückte sich vor allem in der Polemik 

zwischen der Frankfurter Zeitung und der Kölnischen Volkszeitung aus. 

7.2.3. Die Philippinen 

7 .2.3.1. Während des Krieges 

Obwohl in der deutschen Presse auch umfassendere historische Gründe zur amerikanisch­

spanischen Krise dargelegt worden waren, wurde die Auffassung vertreten, dass der künftige 

Krieg vor allem Kuba betreffe und das Auftauchen der Amerikaner im Pazifik kaum vorauszu­

sehen war. In den Zeitungen wurden auch recht wenige Meldungen über die Philippinen als eine 

mögliche Kriegsszene gebracht. Die Frankfurter Zeitung brachte zwar aus englischen Zeitungen 

Nachrichten Über die Einsatzbereitschaft eines amerikanischen Geschwaders im Hafen von Hang· 

kong doch forderte sie ihre Leser auf, die durch die Amerikaner und Engländer verbreiteten 

Sensationsmeldungen nur unter Vorbehalten zu lesen. Auch die Vossische Zeitung und der 

102. Zukunft 23.4.98. Bd. 23, S. 180. 
103. Preussische Jahrbücher 23.4.98. Bd. 92. Heft 2, S. 381-83.
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Hamburgische Correspondent machten darauf aufmerksam.1 04 Die Berliner Korrespondenten 
der F .Z. und der Münchner Neuesten Nachrichten schrieben, dass die Ausländer unter einer 
eventuellen Blockade Manilas mehr leiden würden als die Spanier, weil der Aussenhandel im 
wesentlichen in den Händen von Engländern und Deutschen liege. Es war bekannt, dass das spa­
nische Geschwader auf den Philippinen alt und unfähig zum Widerstand war.105 Die Vossische 
Zeitung war einige Tage vor der Schlacht von Cavite davon überzeugt, dass die erste Schlacht 
in philippinischen Gewässern stattfinden würde.106 Schiemann erwies sich in der Kreuzzeitung 
wieder als Experte, indem er schrieb, dass der Krieg auch Über das Schicksal der Philippinen und 
der anderen spanischen Pazifik-Inseln entscheiden könne. Die Annexion Hawaiis würde nun 
ebenfalls schneller erfolgen. Die europäischen Mächte und Japan würden ihre neutrale Haltung 
bewahren, wenn auch die Rivalen England und Russland offenbar das Einverständnis der USA 
mit ihrer Fern Ost-Politik erzielen wollten.107

Nach der Seeschlacht von Cavite richtete sich das Interesse der Presse unaufhörlich auf die 
Philippinen-Frage. In ihren ersten Kommentaren nach der Schlacht betrachtete die Vossische 
Zeitung Kuba immer noch als Hauptkriegsszene. Die Philippinen würden von den Amerikanern 
vielleicht als ein Mittel zum Tausch, um die Unabhängigkeit Kubas zu erzielen, benutzt.108

Auch die Kölnische Zeitung mass zunächst den Kriegsereignissen auf den Philippinen keine 
grosse Bedeutung zu.109 Die Kölnische Volkszeitung stand auch der Philippinen-Frage in einer 
Weise gegenüber, die ihrer antiamerikanischen Haltung entsprach. Die Zeitung wollte keine ge­
trennte deutsche Intervention, aber sie schlug eine gemeinsame Aktion der Grossmächte vor, 
um den Sieg der USA nicht übermächtig werden zu lassen. Eine Gemeinschaftsaktion könnte 
auf den Philippinen, wo die Amerikaner nach der Zeitung nichts zu suchten hätten, zu einem 
ähnlichen Ergebnis führen wie es bei der Intervention der Grossmächte im Krieg zwischen China 
und Japan der Fall war.11 o Wegen seiner bedeutenden Handelsinteressen sollte Deutschland 
nicht leer ausgehen, falls Über die Besitzverhältnisse der Inseln in diplomatischen Verhand­
lungen entschieden würde. Vom deutschen Standpunkt aus sei eine Teilung der Philippinen 
zwischen Mächten mit den grössten Handelsinteressen akzeptabel, falls Spanien nicht in der 
Lage wäre, die Inseln zu halten.111 Die Informationsquelle des Berliner Korrespondenten der 
Zeitung dürfte eine offizielle gewesen sein, weil das von ihm Berichtete eine starke Ähnlichkeit 
mit den damaligen Plänen des Aus\1'1/_ärtigen Amtes aufwies (vgl. S. 100-01). 

Die Einstellung der Frankfurter Zeitung zu der Frage wich von der der anderen ab. Der von dem 
Blatt veröffentlichte Artikel des Berliner Korrespondenten Über die auf den Philippinen tätigen 
deutschen Geschäftsleute, die eine Intervention von Grossmächten befürworteten, wurde von 
der Redaktion mit einem Kommentar versehen. Danach hatten die Mächte kein Recht zur Inter­
vention. Sie könnten mit den Amerikanern höchstens Über das Recht der Ausländer, dieses Ge­
biet zu verlassen, verhandeln.112 Die F .Z. meinte, dass die Amerikaner und Aguinaldo zusam-
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men anstrebten, für die Philippinen die Unabhängigkeit zu erreichen. Das Blatt glaubte, dass die 
Eingeborenen gebildet genug seien, um sich selbst zu verwalten. Falls dieser Versuch ohne Er­
folg bleiben sollte, müssten die USA - und nicht Deutschland oder andere europäische Mächte 
- für weitere Schritte sorgen.113 Die Zeitung glaubte nicht an eine Annexion der Philippinen
durch die USA. Falls das wider Erwarten der Fall sein sollte, würden die "Befreier" Schwierig­
keiten mit den "Befreiten" haben, genauso wie auf Kuba.114 Nachdem die Waffenstillstands­
verhandlungen in Gang gebracht worden waren, gab die F .Z. zu, dass die an den Philippinen
interessierten Mächte Grund genug haben, am Schicksal der Philippinen Interesse zu zeigen. Die 
Zeitung hielt die Unabhängigkeit - welchen Grades auch immer - der Eingeborenen und die 
Sicherung der Handelsinteressen der Grossmächte für die beste Lösung.115

Die Vossische Zeitung hob hervor, dass die Vereinigten Staaten moralisch nicht berechtigt 
seien, die Philippinen zu erwerben oder ihre Unabhängigkeit anzuerkennen. Die USA hätten 
guten Grund, Über ihre Philippinen-Politik nachzudenken, denn die Zukunft der Inseln sei den 
im Fernen Osten rivalisierenden Grossmächten nicht gleichgültig.116

Sofort nach Manila warnte die Weser-Zeitung Europa, die Möglichkeit zu unterschätzen, dass 
im US-Kongress der "Geist des Jingoismus" zur Eroberung der Philippinen führte.117 Die Be­
ziehungen zwischen Deutschland und den USA durften wegen der Philippinen jedoch nicht 

· gefährdet werden, wie ein Teil der deutschen Zeitungen es versuchte, indem sie im Namen der
Vaterlandsliebe eine Beteiligung Deutschlands an der Aufteilung der Welt forderten und da­
durch im Ausland Verdacht erregten. Die deutsche Regierung habe gezeigt, dass sie sich so
stark um die Interessen des Landes in Übersee gekümmert habe, dass es nicht nötig sei, sie zu 
stimulieren.118

Die Kölnische Zeitung betrachtete die Gerüchte Über deutsche Spekulationen hinsichtlich
der Philippinen als einen Versuch der Engländer, die deutsch-amerikanischen Beziehungen zu
trüben. Die Grossmächte waren vorläufig nicht daran interessiert, sich in die Ereignisse auf den
Philippinen einzumischen. Falls jedoch Manila den Aufständischen in die Hände fallen sollte,
würde es sich damit anders verhalten. Da wären die Ausländer gezwungen, ihre Interessen zu 
verteidigen, wenn die Amerikaner dazu nicht in der Lage wären.119

Die Konkurrenz zwischen Deutschland und England machte sich auch in der Philippinen­
Frage bemerkbar. So nahmen die Münchner Neuesten Nachrichten zum Gerücht Über die Bil­
dung eines englisch-amerikanischen Protektorats auf den Philippinen schroff Stellung. Deutsch­
land könne keinen Einfluss darauf nehmen, was die USA in den Friedensverhandlungen mit 
Spanien mit der Inselgruppe vorhabe, doch England habe auf den Philippinen nichts zu su­
chen.120

Die Kölnische Volkszeitung setzte ihre frühere, gegenüber den Bestrebungen Deutschlands
'aufgeschlossene' Linie,nicht fort, da nach ihr das deutsche Asien-Geschwader nur zur Sicherung
von wirtschaftlichen Interessen zu den Philippinen entsandt worden sei. Diskussionen über
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deutsche Annexionsabsichten seien grundlos. Die von Spaniern geäusserten Wünsche änderten 

nichts an der Tatsache, dass Deutschland sich in dei Philippinen-Frage nicht mehr engagierte 

als andere Länder, die die Interessen ihrer Bürger sichern wollten.121 Die Zeitung beklagte,

tl,m rnc:111 c:111 die deutsche Neutralitätspolitik offenbar nicht glaubte, obwohl sie von offiLieller 

Seite mehrfach versichert worden sei. Das Blatt wich von seiner früheren Haltung ab, als es 

schrieb, dass die anderen nichts zu sagen hätten, wenn die USA die Philippinen einnähmen. 

Andernfalls wären natürlich alle Grossmächte an der Inselgruppe interessiert.122

Auch die Kreuzzeitung, deren wichtigste Artikel Über die Philippinen aus der Feder Schie• 

manns stammten, versicherte, dass Deutschland unabhängig von Sympathien der Einzelnen 

neutral bleiben werde.123 Schiemann betrachtete die Präsenz europäischer Kriegsschiffe auf

den Philippinen als berechtigt, indem er überzeugt war, dass die USA die Philippinen nicht ein­

nehmen würden, indem er an der Fähigkeit Spaniens, die Kolonie zu halten, zweifelte und 

indem er die Fähigkeit der Eingeborenen, einen unabhängigen Staat zu schaffen, in Frage 

stellte.124 Die deutschen Schiffe würden die Interessen des Landes "im weitesten Sinne des

Wortes" schützen, wenn auch von einer Annexion des im spanischen Besitz befindlichen Ge­

biets keine Rede sein konnte. Naturgemäss würde Deutschland zu den eventuell eintretenden 

grossen territorialen Veränderungen Stellung nehmen.125

Derselben Auffassung war auch das Sprachrohr des Fernhandels, der Hamburgische Corre­

spondent, als er schrieb, dass weder eine Möglichkeit noch ein Wille vorhandel sei, die deutschen 

Interessen fortwährend auf den Philippinen leiden zu lassen, sei es unter dem Krieg, sei es unter 

späteren staatsrechtlichen Veränderungen.126

Während andere Zeitungen die deutschen Interessen auf den Philippinen sachlich darstellten, 

benahm sich die Deutsche Tageszeitung auch weiterhin wie ein Elefant im Porzellanladen der 

deutsch-amerikanischen Beziehungen. Die Zeitung vertrat nämlich die Auffassung, dass Deutsch­

land ein oder mehrere Objekte auf den Philippinen in Besitz nehmen sollte, falls sich durch 

die Zusammenarbeit mit den Amerikanern und Engländern kein befriedigendes Ergebnis er­

zielen liesse. Die D.T. behauptete zudem noch, dass ein solches Verfahren das Neutralitäts· 

prinzip nicht verletzen würde, weil keine der kriegsführenden Seiten zu der Zeit die Philippinen 

besass.127

Die Zeitschriften behandelten die Philippinen-Frage nur wenig und im allgemeinen, als sie 

die weiteren Folgen des Krieges betrachteten. Die Nation hat es nicht ausgeschlossen, dass die 

USA die Inselgruppe einnähmen. Auf jeden Fall sei das von Geistlichen geleitete spanische 

Chaos beendet, was als ein durch den Krieg bewirkter Fortschritt für die Zivilisation gelten 

könne.128

Delbrück war überzeugt, dass die Amerikaner sich mit dem Erwerb eines Stützpunktes zu. 

frieden gäben. Die USA wollten vor allem Über die westindischen Inseln wegen des künftigen 

Nicaragua-Kanals herrschen. Laut Delbrück zeugten die Siege der USA von einer moralischen 
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Überlegenheit gegenüber Spanien, denn er betrachtete den Krieg als den bedeutendsten Massstab 
tür die sittliche Kraft der Nationen. Deshalb sei ein Krieg durch seinen Erfolg gerechtfertigt.129

7.2.3.2. Vom Waffenstillstand bis zum Pariser Frieden 

Der Waffenstillstand ( 12.8.) brachte keine Klarheit in der Philippinen-Frage. Den USA wurde 
das Recht, Manila zu besetzen, eingeräumt, doch sollte die Zukunft der Inselgruppe in den 
Friedensverhandlungen von Paris entschieden werden. In der Presse kam die unklare Situation 
zum Ausdruck einerseits in Versicherungen der deutschen Neutralität, andererseits darin, dass 
die wirtschaftlichen Interessen Deutschlands auf den Philippinen zur Sprache gebracht wurden. 
Nach dem Vorwärts würden die USA keinerlei Eingriffe durch Grossmächte in die Frage akzep­
tieren, sondern sie würden in den Friedensverhandlungen die Inseln als ihre Trumpfkarte an­
sehen.130

Die beiden die Hansestädte vertretenden Zeitungen, die Weser-Zeitung und der Hambur­
gische Correspondent, betrachteten Deutschlands Einstellung zu dieser Frage aus der Sicht des 
Wirtschaftslebens. Dennoch waren die Positionen der Zeitungen nicht identisch. Wie bei der 
Kuba-Frage war die W.-Z. auch jetzt der Meinung, dass man das Risiko nicht eingehen sollte, die 
Handels- und politischen Beziehungen ··zu den USA zu gefährden.131 Der H.C. war dagegen
vorsichtiger als er schrieb, dass Deutschland keinen Anlass habe, sich in die Frage einzumischen, 
solange seine wirtschaftlichen Interessen in Manila nicht in Gefahr seien. Das seien sie auch 
nicht; im Gegenteil, die ausländischen Unternehmen zogen offenbar die amerikanische Herr­
schaft der spanischen vor .132

Die Kölnische Zeitung glaubte nicht an Interventionsabsichten der Grossmächte und ver­
sicherte, dass die deutsche Regierung ihre friedliche Politik weiter betreiben werde und eine Ge­
fährdung der Beziehungen zu Amerika vermeide, wenn auch entgegengesetzte Gerüchte ver­
breitet wurden, um die deutsch-amerikanischen Beziehungen zu verschlechtern. In Deutschland 
gab es zwar auch einige "chauvinistische Baumeister eines Grossdeutschlands", aber ihre Mei­
nung war nicht von Bedeutung.133 Die Zeitung publizierte den Brief eines deutschen Geschäfts­
manns, in dem eine amerikanische Herrschaft in Manila als günstig für Ausländer angesehen 
wurde. In der befriedeten Stadt kam das Geschäftsleben wieder in Gang und mit grossen Hoff­
nungen wartete man auf das "amerikanische Geld".134 Die Kölnische Zeitung selbst stand
jedoch einer Annexion der Philippinen durch die USA nicht positiv gegenüber. Die Zeitung 
hatte den Verdacht, dass die Engländer die amerikanische Kolonialpolitik in ähnlicher Weise 

129. P .Jb. 23.7 .98. Bd. 93, Heft 2, S. 383. Die Auffassungen DelbrUcks Uber die Berechtigung eines Krieges 
stammen von deutschen Philosophen der Wende des 18. zum 19. Jahrhundert. Siehe Kemiläinen, Auf­
fassungen, S. 265-66; Kemiläinen, Die historische Sendung, S. 62-63. Ähnliche Gedanken waren auch 
von dem Vorgänger DelbrUcks, Treitschke, vorgebracht worden. Siehe Winzen, Bülows Weltmacht­
konzept, S. 33-34. Zum Fortleben der Hegelschen Machtstaatsideologie, siehe Hubert Kiesenwetter, 

Von Hegel bis Hitler, Eine Analyse der Hegelschen Machtstaatsideologie und der politischen Wirkungs­
geschichte des Rechtshegelianismus (Hamburg 1974), bes. S. 190-95. 
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leiteten wie Bismarck seinerzeit die französische.135 Nach dem Madrider Korrespondenten sei
es nur natürlich, dass die Tagalen nicht bereit waren, die früheren "Unterdrücker und Blut­
sauger" durch neue ersetzt zu bekommen, deren diesbezügliche Eigenschaften sich in der 
Behandlung der nordamerikanischen Indianer offenbart hatten.136

Die Kölnische Volkszeitung betonte die Bedeutung der wirtschaftlichen Interessen Deutsch­
lands auf den Inseln. Es wäre ungünstig für Deutschland, wenn die ganze Insel Luzon in den Be­
sitz der USA geriete. Nach der Zeitung müssten Kuba und Puerto Rico die Funktion eines 
Preises für den gewonnenen Krieg erfüllen.137

In den 'New-Yorker Briefen' der Kreuzzeitung wurde Über den unaufhörlichen Aufstieg 
einer annektionistischen Tendenz berichtet. Der Verfasser, der sich häufig in seinen Briefen zu 
emotionaler Unsachlichkeit verleiten liess, nannte die Vereinigten Staaten das Land des 
"Humbugs", auch in der Politik. Obwohl in den USA Über den "Militarismus der europäischen 
Despotien" gesprochen werde, sei man doch bereit, in einem "in frivolster Weise vom Zaune 
gebrochenen Krieg" reich zu werden.138

Das Wissen Über die Forderung der Amerikaner, alle Inseln der Philippinen zu erhalten, 
brachte die Sicherheit Über die Besitzverhältnisse der Inseln, aber rief zugleich Kritik und Äusse­
rungen von Enttäuschung in der deutschen Presse hervor. Selbst der Vorwärts brachte einen 
Artikel, in dem eine Annexion der Inseln durch die USA als bedenklich angesehen wurde. Das 
Aufkommen eines neuen Rivalen spannte die politischen Beziehungen der Grossmächte an und die 
Zeitung bezweifelte die Bereitschaft der USA zum Freihandel.139 Verbittert wurden in einem

Artikel der Kölnischen Volkszeitung die USA einer "ungeheuerlichen Ausbeutung des wehr­

losen Gegners" angeklagt. Das Blatt erinnerte daran, dass es früher den Grossmächten geraten 
habe, eine Unterdrückung Spaniens zu verhindern, weil es sich schliesslich um die Interessen 
ganz Europas gegen die USA handelte.140 In seiner wöchentlichen aussenpolitischen Übersicht
sah Schiemann die Gefahr in der Verwandlung des Pazifiks in ein amerikanisches Meer, wenn es 

nicht gelänge, dem Expansionismus der USA Einhalt zu gebieten. Mit einer deutsch-englischen 

Zusammenarbeit liesse sich dies in besug auf die strategisch und handelspolitisch wichtigen 
Sulu-lnseln erreichen. Die beiden Länder hatten auf den Inseln die von Spanien übernommenen 
Handelsprivilegien, deren Beeinträchtigung Schiemann befürchtete.141 Auch die Kölnische

Zeitung protestierte scharf gegen die USA, weil diese die ganze Inselgruppe eingenommen 
hatten. Die Zeitung vertrat die Auffassung, dass die deutschen Interessen unter der Abschaffung 
des spanischen Freihandelssystems am meisten leiden. Auch menschlich gesehen sei die Forde­

rung der Amerikaner eine "unerhörte Aussaugung des zu Boden geworfenen Gegners" .142 Der
wirtschaftliche Standpunkt war wichtig für die Zeitung, dennoch moralisierte sie scheinbar, als 
sie schrieb: "Jeder andere civilisirte Staat würde sich heute schämen, so unerhörte Forderungen 

zu stellen, zu einer Zeit, wo die Mächte sich anschicken, Über die allgemeine Abrüstung zu be-
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raten." Die Maske der Humanität sei nun endgültig vom Gesicht der Amerikaner gefallen.143

Als die Weser-Zeitung den in scharfer Tonart gehaltenen Artikel der Kölner Zeitung 

kommentierte, schrieb sie, sie sei von wohl unterrichteten Kreisen informiert worden, dass dies 

nicht als die Auffassung der in Berlin bestimmenden Kreise anzusehen sei.144

Auch die Frankfurter Zeitung hielt die Kritik für zu scharf und schrieb, dass in den Vereinig­

ten Staaten kein Grund bestehe, die auch von grossen Zeitungen veröffentlichten, wegen ihrer • 

Privatinteressen die Amerikaner heftig kritisierenden Artikel als die Meinung der deutschen 

Regierung anzusehen .145

Die Münchner Neuesten Nachrichten schrieben, dass das Vertrauen in die USA wegen der 

Philippinen gestört sei, doch sollte Deutschland trotzdem seine guten Amerika-Beziehungen 

pflegen. Die Philippinen-Politik der USA könne man nicht ändern, weil das Einverständnis 

zwischen den Grossmächten, die Interessen im Fernen Osten hatten, fehle. Die Wirksamkeit des 

Protests wäre nur durch Gewaltanwendung gewährleistet gewesen, wozu Deutschland keinen 

Grund habe, denn es habe die Vereinigten Staaten nie als einen Feind angesehen und nach dem 

Wunsch der Zeitung sollte das auch nie der Fall sein. Deutschland sollte mit seinen Kräften 

sparsam umgehen, denn aus der immer härteren internationalen Konkurrenz habe sich ergeben: 

"Der ernste Augenblick wird früh genug kommen, der an Deutschland die Anspannung aller 

seiner Kräfte stellt und die Bereithaltung einer wehrkräftigen Flotte erheischt."146

Die Vossische Zeitung kritisierte nicht hart den für sie überraschenden Beschluss der Ameri­

kaner, alle Inseln der Philippinen zu behalten, aber bezweifelte den Sinn dieser Aktion, weil man 

der Reaktionen anderer Grossmächte nicht sicher sein konnte.14 7 Ziemlich bald kam die

Zeitung jedoch zu dem Ergebnis, dass die Inselgruppe ihren passendsten Besitzer gefunden habe. 

Spanien wäre nämlich nicht mehr in der Lage gewesen, die Inseln zu halten, und die Tagalen 

wären nicht reif genug für eine Selbstverwaltung gewesen. Von allen Mächten seien die USA 

auf Grund ihrer Eroberungen am ehesten berechtigt, Forderungen hinsichtlich des Archipels zu 

stellen. Eine Teilung der Inselgruppe sei nicht sinnvoll, weil Luzon, das sich in Praxis schon im 

Besitz der USA befinde, deutlich wertvoller sei als die anderen Teile der Inselgruppe. Die 

Zeitung äusserte den Wunsch, dass die Regierung umgehend Verhandlungen mit Washington 

aufnehme, um die wirtschaftlichen Interessen Deutschlands zu sichern.148 Die Deutsche Tages­

zeitung rechnete entsprechend der Kompensationspolitik damit, dass die Amerikaner den 

Samoa betreffenden Forderungen Deutschlands positiv gegenüberstehen würden. "Amerika 

dürfte dieser Preis für unsere Zustimmung zur Besitznahme der Philippinen kaum zu hoch 

sein." Auch in dem Falle, dass Frankreich und Russland sich auf die Seite Spaniens stellten, 

würde Deutschland weder gegen die USA noch gegen England handeln.149

Von den Zeitschriften behandelten die Grenzboten nicht direkt die Amerikanisierung der 

Philippinen. Die Nation, die Preussischen Jahrbücher und die Zukunft standen der neuen 

Eroberungspolitik der USA positiv gegenüber.Die Nation schrieb, dass sie nicht nur den deutschen 

Unternehmen sondern auch der allgemeinen kulturellen Entwicklung auf den Philippinen nütze; 
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somit fördere sie auch die Interessen der Filipinos.150 Delbrück wunderte sich über den
Annexionsbeschluss der USA, doch habe Deutschland keinen Grund, sich dazu negativ zu 
verhalten .151 Professor Lombroso aus Turin schrieb in der Zukunft, dass es nur erfreulich
sei, wenn die Priesterherrschöfl, die die moderne Entwicklung verhindert habe, zurückgetreten 

sei_ 152

Die Alldeutschen Blätter schrieben nichts Über die Ankunft der modernen Zivilisation oder 
das Zurücktreten der Priesterherrschaft. Gemäss dem Geist der Kompensationspolitik lag es 
dem Blatt daran, dass Deutschland bei der Teilung der spanischen Besitzungen im Pazifik nicht 
leer ausgehe. Das Blatt wiederholte die durch viele andere geäusserten Beschuldigungen Über 
die Brutalität des Kriegsbeginns und der Friedensbedingungen. Die A.B. waren bis zum letzten 
Augenblick davon überzeugt, dass die Grossmächte sich nicht damit abfinden würden, "mit 
leeren Händen" zuzusehen, doch gestanden sie andererseits die Gunst der Stunde der USA 
wegen der Konkurrenzsituation zwischen England und Rus�land zu. Frankreich und Deutsch­
land hätten bessere Chancen als die letztgenannten, Forde}ungen zu stellen. Die Zeitschrift 
begnügte sich damit, die militärische Bedeutung der Kohlestation und die Verwendung der 
Inselgruppe in einer Deutschland begünstigenden Weise als eine Waffe in Verhandlungen zur 
Lösung der Samoa-Frage hervorzuheben.153

Die politischen Zeitschriften, die Alldeutschen Blätter ausgenommen, standen "historisch­
philosophisch" der Philippinen-Frage gegenüber. Sie schrieben Über den amerikanischen Fort­
schritt gegen den Rückschritt der spanisch-katholischen Herrschaft. Die A.B. betrachteten die 
Frage als Sprachrohr des expansiven Deutschtums vom machtpolitischen und strategischen 
Standpunkt aus und forderten die Verwirklichung der Kompensationspolitik. 

In Zeitungen wurde die 'weltpolitische' Bedeutung der Philippinen für Deutschland wenig 
behandelt. Von links bis rechts waren die Zeitungen in erster Linie an den wirtschaftlichen 
Interessen Deutschlands interessiert, aus Furcht, dass sie unter der amerikanischen Schutzzoll­
politik leiden müssen. So wurde eine Annexion der ganzen Inselgruppe durch die USA als un­
berechtigt angesehen. Die amerikanische Expansion im Pazifik störte jedoch die Interessen der 
Deutschen nicht so sehr, dass man bereit gewesen wäre, die Beziehungen zwischen diesen 
Ländern durch Kritik der Neutralitätspolitik der Regierung und durch Forderungen einer Inter­
vention zu gefährden. Es ist anzunehmen, dass die zu der Zeit Bülows intensivierten Bezie­
hungen zu der Presse auch hier zum Vorschein kamen. Nur die Kölnische Volkszeitung und die 
Kreuzzeitung wiesen - und auch sie zurückhaltend - auf den Bedarf an einer internationalen 
Zusammenarbeit hin, um den amerikanischen Expansionismus einzudämmen. Die Zeitungen 
betrachteten die Situation auf den Philippinen kaum aus der Sicht der Eingeborenen. Nur die 
Frankfurter Zeitung verwies auf die Möglichkeit, den Philippinen Autonomie - welcher Art 
auch immer - zu gewähren. 

7 .2.4. Die Karolinen, Marianen, Palau-lnseln 

Vor der Schlussphase der Pariser Friedensverhandlungen widmeten die Zeitungen den 
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anderen spanischen Inselgruppen im Pazifik, ausser den Phil ippinen,nur geringe Aufmerksamkeit. 
Zuerst wurde das Thema von dem Berliner Korrespondenten der Münchner Neuesten Nach­
richten aufgegriffen, indem er die Auswirkungen des Krieges auf die "überseeischen Besitzungen 
Spaniens" behandelte. Er erinnerte an die deutschen Bestrebungen auf den Karolinen vor drei­
zehn Jahren und er meinte, dass Deutschland als erstes seine Forderungen stellen würde, falls 
Spanien die Inseln loswerden möchte.1 54 Als Schiemann im Mai das Schicksal der spanischen
Kolonialmacht behandelte, erwähnte er kurz, dass Deutschland an den Karolinen interessiert 
sei, falls Spanien auf sie verzichtete.1 55 Die Deutsche Tageszeitung schrieb in ihrer rücksichts­
losen Art:" ... anders (als mit den Philippinen) ist es mit den Karolinen, wo uns niemand in den 
Weg treten kann''. Auf jeden Fall müsse dafür gesorgt werden, dass Deutschland gegen Engländer 
und Amerikaner nicht der Unterlegene wäre in der Südsee auf dem Weg nach Ostasien, wo die 
Deutschen die Hauptkonkurrenten des englischen Handels seien.1 56

Die M.N.N. kehrten in ihrem Leitartikel in der Schlussphase der Pariser Friedensverhand­
lungen, wo Gerüchte Über deutsche Pläne zum Kauf einer Insel der Karolinen zirkulierten, auf 
das Thema zurück. Die Zeitung forderte nachdrücklich zu dieser Massnahme auf, weil die 
Amerikaner als eventuelle Besitzer der Inseln die weitere Entwicklung der deutschen Kolonial­
politik in der Südsee erschweren könnten.1 57

Die Vossische Zeitung, deren Haltung eine bemerkenswerte Ähnlichkeit mit der der Münch­
ner Zeitung aufwies, betrachtete die Karolinen nach dem Verlust der Philippinen als wertlos für 
Spanien. Wegen seiner Besitzungen von Neu Guinea und den Marshallinseln wäre Deutschland 
der natürlichste Erbe der Karolinen. Dank des in diesem Gebiet vorhandenen Handelsnetzes 
verfügten die Deutschen auch Über die besten Möglichkeiten, das Wirtschaftsleben der Inseln 
weiterzuentwickeln.1 58 Die Frankfurter Zeitung schrieb sehr knapp und kommentarlos Über
einen eventuellen deutschen Erwerb der Inselgruppe. Das Blatt nahm an, dass die Amerikaner 
nichts dagegen hätten.159 In der Kölnischen Volkszeitung wurde über die Gerüchte Über den
Kauf der Karolinen berichtet und es wurde festgestellt, dass die Deutschen schon seit 1885 
Interesse gezeigt hätten.160 Die Kölnische Zeitung wies auf die eventuellen Absichten Deutsch­
lands hinsichtlich der Karolinen zum ersten Mal Anfang Dezember 1898 hin, als sie den Ver­
dacht äusserte, dass die USA die Inselgruppe fordere, um ihren Erwerb durch Deutschland zu 
verhindern.161

Von den Zeitschriften schrieben nur die Alldeutschen Blätter vor dem Abschluss des Friedens 
Über die Karolinen. Die Zeitschrift wies auf die im Vertrag von 1885 erwähnte, nicht ge­
nutzte Möglichkeit hin, einen Stützpunkt auf den Karolinen oder den Palau-lnseln zu errichten. 
Das Blatt erinnerte an ihre früheren vergeblichen Hoffnungen und es glaubte nicht mehr an Ge­
rüchte Über die die Karolinen betreffenden Verhandlungen zwischen Deutschland und Spa­
nien.162
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Die durch Königin Maria in den Cortes bekanntgemachte Meldung (2.6.1899) über den Ver­
kauf der Karolinen, der Marianen (ausser Guam) unr:i der Palau-lnseln an Deutschland hat die 
Presse nicht völlig überrascht. Dies wurde auch von der Frankfurter Zeitung festgestellt und sie 
hielt die neuen [rwerbungen sowohl wirtschaftlich als auch machtpolitisch für wertlos. Positiv 
war jedoch, dass der Kauf als Zeichen für gute deutsch-amerikanische Beziehungen gelten 
konnte.163 Die Zeitung kritisierte die Höhe des Kaufpreises und die Unvorteilhaftigkeit des
Vertrags. Spanien standen umfangreiche Rechte zu, während Deutschland die Kosten trug.1 64

Die Rolle des Reichstages bestand in ihrer einzigen aussenpolitisch bedeutenden Aufgabe, die 
Kaufsumme zu akzeptieren oder abzulehnen. Die F .Z. war darüber verbitten, dass der Reid1s­
tag nicht früher Über den Vertrag informiert worden war, und sie forderte zugleich mehr aussen­
politische Macht für den Reichstag.165

Der fast nur mit innenpolitischen Fragen beschäftigte Vorwärts nutzte die Gelegenheit zur 
Kritik der Regierung nicht auf dieselbe Weise aus. Die Zeitung begnügte sich damit, über die 
Behandlung des Handelsvertrages und die neuen Verwaltungspläne für neue Gebiete in dem 
Reichstag ohne eigene Kommentare zu berichten. 166

Die Vossische Zeitung zeigte sich der Regierung gegenüber als loyal, indem sie die Kunst der 
deutschen Diplomatie, Geheimnisse zu verbergen, anerkannte, und sie hielt den Kauf der Insel­
gruppe für eine wohl gelungene Überraschung.167 Nachdem der Handelsvertrag vor die Öffent­
lichkeit gebracht worden war, kritisierte die Zeitung den Preis und überhaupt die wirtschaft­
liche Seite des Vertrags.168 Das Blatt wollte nicht ein begeisterter Anhänger der Kolonialpolitik
sein, doch fand sie es ungerecht, alle Versuche zur Gründung deutscher Kolonien zu bekämp­
fen. Die Weltgeschichte sei nämlich Geschichte einer ewigen Wanderung, Verwandlung, und die 
erfolgreichsten Völker der Weltgeschichte seien wandernde Völker gewesen.169

Die Weser-Zeitung sah keinen Anlass, wegen der neuen Besitzungen die Kolonialpolitik 
zu unterstützen, denn die Zeitung hielt sie nicht für wirtschaftlich bedeutungsvoll.Denn­
noch fand die Zeitung den Erwerb der Inseln "erfreulich". Ohne die Beziehungen zu den 
USA und England zu gefährden, sei es gelungen, Gebiete zu erwerben, in denen nur deut­
sche Unternehmensaktivität existiere und die als Kohlestationen und Nothäfen dienen 

konnten. Der Dank für das geglückte Manöver gebührte ausschliesslich dem Auswärtigen Amt, 
gar nicht den "arroganten Grossprechereien des Alldeutschen Verbandes und der agrarisch­
frondistischen Presse".170 Laut dem Hamburgischen Correspondenten sollte auch die wirt­
schaftliche Bedeutung der neuen Gebiete nicht unterschätzt werden, vorausgesetzt, dass "der 
erprobten Tüchtigkeit unserer Kaufleute ein offenes Feld ungestörter und intensiver Thätig­
keit bereitet wird ."171 Wie die Weser-Zeitung benutzte auch der H .C. die Gelegenheit, um seine
politischen Rivalen zu kritisieren. Gegenstand der Kritik war Eugen Richter wegen seiner kriti­
schen Haltung zum Kauf der Inselgruppe. Die Zeitung zeigte extreme Intoleranz, als sie schrieb: 
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"Denn was soll der Freisinn, der am Ende des 19. Jahrhunderts Über eine namhafte Erweiterung 
unseres Kolonialbesitzes nichts anders zu sagen weiss - was soll er anders thun, als sich be­
graben lassen."172

Die Kölnische Volkszeitung lobte weder den Vertrag noch kritisierte sie ihn. Die Zeitung 
stellte fest, dass die wirtschaftliche Bedeutung der Inseln gering sei, und sie erwartete Schwie­
rigkeiten mit den USA.173

Die Kölnische Zeitung wiederum betrachtete das Zustandekommen des Vertrags als ein 
Zeichen der guten deutsch-amerikanischen Beziehungen. Die Ehre gebühre Bülow für seine 
Amerika-Politik während des Krieges. Das Blatt dankte der Regierung für die Erwerbung neuer 
Besitzungen .1 7 4

Die Kreuzzeitung vermied es, Über den Kaufpreis �u schreiben. Der Vertrag, der nach der 
Zeitung trotz Gerüchten eine vollkommene Überraschung,gewesen sei, habe dem deutschen Ruf 
und der deutschen Macht im Fernen Osten eine neue R

t

iichweite verschafft. Die strategische 
Lage der neuen Besitzungen sei hinsieht! ich der früheren deutschen Besitzungen sowie derjenigen 
Japans und der USA sehr gut. Schiemann war zufrieden, dass die Einigung Über den Vertrag die 
deutsch-amerikanischen Beziehungen nicht gefährdet habe und hoffte, dass sie sich durch die 
neue Nachbarschaft noch verbesserten.175

Die Alldeutschen Blätter waren vielleicht noch positiver überrascht. Auch sie wollten auf die 
wirtschaftliche Bedeutung des Vertrags nicht näher eingehen. Die Regierungspolitik habe den 
deutschen Anteil bei der Neuverteilung der Welt gesichert.176 Die Zukunft dagegen schrieb in
bitterem Ton: "Die Kolonien aber, die das Deutsche Reich unter dem Beifall der Briten und 
Amerikaner erwirbt, sind schwerlich dazu angethan, sein internationales Ansehen zu fördern 
und seinen Volkswohlstand zu heben."177

Deutschland fiel schliesslich ein grösser Teil des spanischen Koloniallerbes zu als irgendeine 
der oben erwähnten Zeitungen und Zeitschriften erwarten konnte. Die Regierung betrieb 'Welt­
politik' in grösserem Umfang als es die öffentliche Meinung forderte. Der Hinweis Bülows auf 
den Druck der öffentlichen Meinung Deutschlands in den Verhandlungen über die pazifischen 
1 nseln mit den Amerikanern war also nicht sehr leicht zu begründen. Andererseits lassen sich 
das Stillhalten der Presse und die Aufrechterhaltung der Beziehungen zu den USA als Unter­
stützung des durch das Auswärtige Amt heimlich durchgeführten Manövers interpretieren. 

7 .2 .5. Über Charakter und Bedeutung der Expansion der Vereinigten Staaten 

Der Krieg zwischen den USA und Spanien verschärfte nicht die Beziehungen der Gross­
mächte, da er keine umfassenderen internationalen wirtschaftlichen Folgen hatte, und andere 
Länder sich nicht darin einmischten. Mit dem Krieg drang jedoch die früher unauffälliger fort­
schreitende amerikanische Expansion deutlich ins internationale Bewusstsein. Der Verzicht der 
USA auf ihre frühere Isolierung und ihre Beteiligung an der europäischen Konkurrenz um Kolo-
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nien wurde als ein "Wendepunkt in der Weltpolitik",178 als eine "völlig neue Weltlage",179 als

ein Ereignis, "neben dem nur das Emporkommen Deutschlands eine gleich grosse, bleibende 

Bedeutung für die internationale Politik der Zukunft haben wird" ,
180 angesehen. Die wirt­

schaftliche Stärke und Konkurrenzfähigkeit der USA war in Deutschland sehr wohl bekannt. 

Sie wurde als eine die Expansion in Gang setzende und fortwährend in Gang haltende Kraft 

bezeichnet. Die Frankfurter Zeitung und der Vorwärts sahen darin die Tendenz einer gesunden 

Entwicklung. Die Vereinigten Staaten seien auf den "Grundpfeilern von Arbeit, Freiheit und 

Toleranz" gebaut,181 und es sei gut, dass nicht mehr "heilige Allianzen und Monarchenzu­

sammenkünfte" Über das Schicksal der Welt allein entschieden.182 Die Kölnische Volkszeitung

dagegen zitierte die konservative Zeitung den Reichsboten, nach dem die Grosskapitalisten voll­

kommen über die Richtung der Aussenpolitik der USA bestimmten. Kuba stelle nur einen 

Anfang dieser Politik dar .183 1 n den New Yorker Briefen der Kreuzzeitung wurde in ähnlicher

Weise behauptet, dass der Zuckertrust, der Papiertrust und der Eisentrust die republikanische 

Partei regierten .184

Die Deutsche Tageszeitung stempelte die amerikanische Aussenpolitik noch deutlicher als 

materialistisch ab, indem sie behauptete, dass der Zuckerring mit seinem Kapital die Regierung, 

die Presse und das Vo!k regiere. Auch hinter dem Kriege stecke nur das Streben dieser Kreise, 

ihren Gewinnanteil zu vergrössern. Es handele sich gar nicht um Ehrgeiz oder Eroberungsdrang 

"wie es wohl jugendlichen Völkern mit kriegerischer Veranlagung oder Erziehung inne­

wohnt".185

Im laufe des Krieges fing man an, die amerikanische Politik "imperialistisch" zu nennen; 

neben wirtschaftlichen Bestrebungen habe sie auch machtpolitische Ziele. Die Frankfurter 

Zeitung schrieb, dass in Washington "Grossmachtphantasien" herrschten. Die Leute seien vom 

Eroberungs- und Militarismusfieber befallen, aber zum Glück sei Washington nicht gleich die 

Vereinigten Staaten.186 Wie die F .Z. betrachtete auch die Kölnische Zeitung den Sieg von

Cavite als einen Wendepunkt der amerikanischen Gesinnung gegen die "Ausdehnungs- und 

Eroberungs-, Seemacht- und Kolonialpolitik". Die Reden McKinleys während der Kongress­

wahlkampagne verstärkten diese "sogenannte imperialistische" Tendenz. Trotz ihrer Verluste 

behielten die Republikaner die Mehrheit tm Repräsentantenhaus. Die Partei erhielt zusätzliche 

Senatorensitze, was nach der Kölnischen Zeitung davon zeuge, dass die Nation den Imperialis­

mus akzeptiert habe.
187 Nach der Vossischen Zeitung habe sich der Erfolg der republikanischen

Politiker auf die "nationale Eitelkeit", den Imperialismus, gestützt, dessen Inhalt darin bestehe, 

neue Länder und Völker zu erobern, Ehre und Einfluss sowie Absatzgebiete zu gewinnen.188

Die Demokraten würden bei dieser neuen "wesentlich die Weltpolitik und den Militarismus 

bedeutenden imperialistischen Politik" mitwirken, schrieb der Korrespondent der Kölnischen 
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Volkszeitung in New York.189 Als Theodor Barth klagte, dass sich die Amerikaner durch die

kriegerische Gemütsverfassung vom Territorium der USA auf den Weg der Eroberung haben ver­

leiten lassen, stellte Schiemann seinerseits fest, dass die Prinzipien den Forderungen der politi­

schen Folgerichtigkeit und der geographischen Lage gewichen seien.190

Noch deutlicher wurde die imperialistische Politik in einem Artikel der Münchner Neuesten 

Nachrichten akzeptiert: 

... die junge nordamerikanische Nation, die das stolze Wort Imperialismus auf das Sternen­

banner geschrieben hat ... Nun ... wird für die nordamerikanische Republik eine Aera der 

Kulturmission beginnen, der die Übrigen Staaten, und nicht zuletzt Deutschland, mit neid­
losem Wohlwollen, doch mit berechtigter Erwartung entgegensehen.191

In fast allen Zeitungen wurde festgestellt, dass die neue Stellung der USA eine effektive 

Weiterentwicklung des Heers und der Flotte oder mit anderen Worten den Anfang des Milita­

rismus voraussetze, obwohl die Kölnische Zeitung glaubte, dass die Mehrheit der Amerikaner 

gegen die Zunahme der Aufrüstungsausgaben sei .192 Die Grenzboten behandelten das Ver­

hältnis zwischen Demokratie und Grossmacht. Das Blatt konnte nicht auf seine eigenen Fragen 

antworten, die die Ambivalenz des durch den Ausbau von Armee und Flotte bedingten milita­

ristischen Geistes und der Demokratie sowie die Fähigkeit einer unausgebildeten und an einem 

wirklichen Pflichtbewusstsein mangelnden Beamtenschaft, Grossmachtpolitik zu betreiben, 

betrafen. Die Zeitung hielt es für eine Tatsache, dass eine reine Demokratie in keiner Gross­

macht lange bestanden habe.193 Andererseits zeige das Beispiel Englands, so die Weser-Zeitung,

dass sich ein Nationalstaat auch unter einer demokratischen Verfassung über seine ursprünglichen 

Grenzen ausdehnen könne. Eine Expansion würde eine grössere Flotte voraussetzen, was jedoch 

nach der Zeitung keinen Einfluss auf die inneren Verhältnisse der Vereinigten Staaten ausgeübt 

hätte, weil die materiellen Voraussetzungen für eine Flottenerweiterung schon vorhanden seien. 

Geld, Schiffsbauindustrie, Leute und Häfen standen genug zu Verfügung. In der ersten Voraus­

setzung zeigten sich die von der Zeitung vertretenen Interessen des Fernhandels und des Schiffs­

baus. Die für die Freisinnigen Parteien Deutschlands typische Einstellung zum Militarismus kam 

wiederum zum Ausdruck, als die Zeitung meinte, dass es sich für die Amerikaner nicht lohne, ihre 

republikanischen Institutionen und bürgerlichen Freiheiten dadurch zu gefährden, ein H
0

eer zu 

schaffen, wie es in Europa üblich war .194 Die Deutsche Tageszeitung wiederum schrieb spöttisch,

die vollständige Freiheit und Gleichheit gehöre in den USA denen, die eine volle Brieftasche 

hatten. Die Amerikaner hätten die Unrichtigkeit der in "demokratischen Zeitungen" aufgestellten 

Behauptungen bewiesen, nach denen Fürsten Kriege verursachen und es keine Kriege mehr 

gäbe, falls alle Staaten in Republiken verwandelt würden.195

Die Haltung der deutschen Zeitungen zum Militarismus zeigte sich auch in ihren Berichten 

Über die Kriegsereignisse und Streitkräfte der USA. Der Vorwärts schrieb, dass die Kriegs-
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erfolge der Vereinigten Staaten die Vitalität einer demokratischen Republik gegenüber einer 

klerikal-militärischen Monarchie gezeigt hätten. Da� Fehlen einer aktiven Armee war kein 

Hindernis für den Kriegserfolge gewesen. Die Vereinigten Staaten verfügten Über unerschöpf­

lid,e Kräflreserven, weil sie weder ein Kasernen- und Polizeistaat seien noch die Lebenskrafl der 

Bürger dadurch gefesselt werde, dass sie nur zu blind gehorchenden Soldaten erzogen worden 

wären.1 96 Eine aktive Armee sei ein Mittel der Machthaber, Über die Mehrheit zu herrschen.197

Die Einstellung der Kreuzzeitung als eines Organs der "machthabenden Klasse" war dann 

auch abweichend. Schiemann schätzte die Leistungsfähigkeit der amerikanischen Miliz bei den 

Vorbereitungen zur Invasion auf Kuba gering: "Denken wir uns in Key West ein deutsches 

Armeekorps, so wäre es ohne Zweifel längst auf Kuba gelandet." Eine solche Einsatzbereit­

schaft könne man von ungeübten, undisziplinierten Truppen auch nicht erwarten.198 Das

Kriegswesen sollte auch in Ordnung sein, weil die "Kriegsbereitschaft die beste Friedensbürg­

schaft" sei. Die Erhaltung des Friedens wäre stets gefährdet, falls die öffentliche Meinung die 

Slc1c1lsµulilik l.Jeslir11111er1 kürrr1le. Ei11 slc1rker Herrsdrer verhindere einen Konflikt, aber er führe 

auch im Krieg zum Sieg.199

Die deutsche Propaganda für das Flottenbauprogramm nutzte die Tatsache aus, dass die ent­

scheidenden Schlachten auf dem Meer entschieden wurden. Es sei wieder einmal nachgewiesen 

worden, dass eine Seemacht Voraussetzung der politischen Kraft sei. Deutschlands Flotte dürfte 

nie die schwächste Flotte der Grossmächte sein, wenn es seine internationale Position beibe­

halten wolle. Um die Aktionsfähigkeit der Flotte zu gewährleisten, sei es notwendig, ein noch 

dichteres Netz von Kohlestationen zu schaffen.200 Die Stimmen der Zentrum-Partei hatten sich

bei der Abstimmung Über das Flottenbauprogramm im Jahr 1898 zersplittert. Zögern zeigte 

sich auch im Verhalten der Kölnischen Volkszeitung zu den Forderungen der Kreuzzeitung zur 

Verstärkung der Rüstung. An sich galten die Streitkräfte als Garantie für die Sicherheit des 

Vaterlandes, doch würde ihre Übermässige Verstärkung zum Wettrüsten führen, was keineswegs 

den Frieden zur Folge hätte, sondern eine Zwischenform von Krieg und Frieden.201

Der Krieg Übte kaum Einfluss auf Deutschlands Wirtschaftsleben aus, und auch die Zeitungen 

berücksichtigten ihn nur wenig. Der Vorwärts schrieb Über den die Lebensgrundlage der unteren 

Schicht bedrohenden Anstieg der Getreidepreise, die Frankfurter Zeitung über den geringen 

Einfluss des Kriegs auf die Börse und die Kreuzzeitung Über den Nutzen der Eisenindustrie.202

Die grösste Wirkung Übte der Krieg auf Deutschlands Zucker- und Tabakindustrie aus. Die Pro­

duktion von Zucker und Tabak sowohl auf Kuba als auch auf den Philippinen war infolge des 

Aufstandes und des Krieges drastisch gesunken. Da der grösste Teil des in die USA eingeführten 

Zuckers aus Kuba kam, rechneten die Zuckerproduzenten Deutschlands nun damit, immer 

mehr Fuss auf dem amerikanischen Markt fassen zu können. Dagegen fürchtete man, dass die 

deutsche Tabakindustrie unter dem Mangel an Havanna-Rohtabak leiden werde. Man sah ein, 
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dass der Anstieg des Zuckerexports nur so lange weitergeht, bis die Amerikaner die Zuckerpro­
duktion auf Kuba und den Philippinen wieder in Gang setzen könnten.203 Danach wären die 
USA wieder vom europäischen Zucker unabhängig, was auch für den deutschen Handel, die 
Industrie und Landwirtschaft ein schwerer Schlag wäre.204

Obwohl die Zeitungen die Vereinigten Staaten wegen des Kriegsausbruchs verurteilten und 
die Friedensbedingungen kritisierten, fingen sie langsam an, sich nach Siegen der Amerikaner 
auf die Seite des Stärkeren zu schlagen. Der Sieger wies Charakteristika auf, die auch die eigene 
Nation kennzeichneten. "Dass ... die Vereinigten Staaten protestantisch, das unterliegende Spa­
nien aber katholisch ist, das ist kein Zufall, sonder es gehört wesentlich zum System." In letzter 
Zeit hatten sich die protestantischen Länder überhaupt gegenüber den katholischen als Über­
legen erwiesen. Preussen hatte Über Österreich, Deutschland über Frankreich gesiegt.205 Die
katholische Kirche Spaniens band den Einzelnen in zu hohem Masse. Indem sie die Entwicklung 
einer freien und begabten Persönlichkeit verhinderte, stand sie zugleich dem Erfolg des ganzen 
Volkes im Wege. In den hauptsächlich unter protestantischer Führung stehenden Deutschland 

hatte sich der Katholizismus nicht isoliert, sondern sich auch als eine entwicklungsfähige po­
litische Macht erwiesen.206 Die Kölnische Volkszeitung wehrte sich gegen die Kritik am 
Katholizismus. Sehr häufig schrieb die Zeitung Über die Deutschenfeindlichkeit der Vereinigten 
Staaten. Die Zeitung wollte die Antipathien der Amerikaner sowohl gegen den Katholizismus 
als auch gegen das Deutschtum beweisen, indem sie behauptete, dass ein nach seinem religiösen 
Glauben lebender Katholik als ein genauso schlechter Amerikaner betrachtet werde wie ein an 
seinem Deutschtum festhaltender Einwanderer .207

In der Einstellung zum Sieger und zum Besiegten kam auch das für diese Zeit Typische deut­
lich zum Ausdruck, die Rassenlehre und der Sozialdarwinismus. Trotz ihrem Antiamerikanis­
mus schrieben die Grenzboten, dass der Krieg "die Verdrängung der längst von der Welt verur­
teilten Herrschaft eines tief gesunkenen Volkes durch ein kräftiges, leistungsfähiges ... " be­
deute.208 Weil Spanien seine Aufgaben in Amerika schlecht ausgeführt habe, sei es wegen des
"weltgeschichtlichen Rechts und menschlicher Entwicklung" ganz richtig, dass es nun auf Kuba 
sowie früher auf seine anderen Kolonien in Südamerika verzichten müsse .209 "Im Interesse 
der Selbsterhaltung" hätten die Vereinigten Staaten, wie die europäischen Völker auch, Völker 
niedriger Rasse und Zivisationsstufe unterworfen.21 o Die angelsächsische Rasse sei durch eine 
Neigung zur inneren Disziplin gekennzeichnet, was den Verlauf des Krieges wesentlich beein­
flusst habe.211 Der Hamburgische Correspondent sah in Frankreichs Vermittlungstätigkeit
auch einen Grund rassischer Art. Zuerst habe Frankreich als führendes Land der lateinischen 
Rasse eine Niederlage gegen Deutschland erlitten, dann "ist auch die erhoffte Wiedergeburt 
Italiens zweifelhaft geworden", und nun führte Spanien einen sowohl militärisch als auch wirt­
schaftlich hoffnungslosen Krieg. Frankreich sollte versuchen, die Reste der Ehre der lateini-

203. K.Z. 10.8.98. Nr. 762; Zukunft 4.6. Bd. 23, S. 447-49. 
204. M.N.N. 27.4.98. Nr. 192, S. 2. 
205. F.Z. 13.8.98. Nr. 222, Leitartikel.
206. P.J. 23.7.98. Bd. 93. Heft 2, S. 385.
207. K.V .Z. 7 .8.98. Nr. 677, S. 3; 15.8.98. Nr. 703, S. 1; 16.10. Nr. 907. S. 1; 23.11. Nr. 1029, S. 1.
208. Grenzboten 5.1.99. Nr. 1,S. 1-2.
209. W.-Z. 7.4.98. Nr. 18456, 2.M. Leitartikel, S. 1.
210. Krzztg. 4.1.99. Nr. 5, Leitartikel.
211. Grenzboten 27.4.99. Nr. 17, S. 169-79; Nr. 18, S. 231 -42.
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sehen Rasse in den Augen der Welt zu retten.212 Alle Verfasser von Zeitungsartikeln dieser
Zeit scheinen dennoch nicht an die Relevanz von Rassenfaktoren für internationale Beziehungen 
geglaubt zu haben. Als die Weser-Zeitung die Beziehungen zwischen Frankreich und den USA 
behandelte, hälle sie den Verdacht, die Französen hätten Über "die loteinische Rasse ohne 
ernsthaften Hintergrund, mehr des rhetorischen Effects wegen" geschrieben .21 3

Hans Delbrück dürfte es ernst gemeint haben, als er - indem er das Bündnis Deutschlands 
mit England und den USA befürwortete - an Rassenverwandtschaft und Glaubensbrüderschaft 
appellierte. Delbrück behauptete, dass Russland eine Zusammenarbeit mit Europa wünsche, 
um die Expansion der USA im Fernen Osten einzudämmen, doch verneinte er die innere Ein­
heit der alten Welt und die Gegensätzlichkeit zur Neuen Welt.214

Als es immer sicherer wurde, dass die Vereinigten Staften bis in die Karibik und den Fernen 
Osten vordringen würden, brachten die Zeitungen immer'\ehr Artikel, die die guten deutsch­
amerikanischen Beziehungen betonten oder gar eine politis\he Allianz wünschten. Die Frank­
furter Zeitung beschuldigte die deutsche Regierung und Presse des Verlustes einer einzigartigen 
Gelegenheit, gute Beziehungen zu den Vereinigten Staaten - ähnlich der Englands - zu schlies­
sen.215 Die Vossische Zeitung erinnerte daran, dass Deutschland schon im Bürgerkrieg auf der
Seite der Union gestanden habe und hielt in schmeichlerischem Ton die Abschaffung der Skla­
verei für die grösste Tat des Jahrhunderts.216 Der früher das "Yankeetum" heftig kritisierende
Schiemann gab zu, dass "auf diesem Boden rücksichtslosen materiellen Wettbewerbes auch hier 
und da ein Idealismus seine Blüten treibt". Einer der Gründe für die Sympathie bestand auch in 
der Tatsache, dass in Amerikanern mehr deutsches Blut floss als in irgendeinem anderen nicht­
deutschen Volk. Trotzdem vertrat Schiemann die Ansicht, dass kein Bedarf an einer politischen 
Allianz bestand, und er begnügte sich mit der Hoffnung auf beidseitiges sachliches Verhalten 
zu den Zielen des anderen .21 7

Die von der deutschen Presse wegen des Krieges praktizierte Kritik der Politik der USA rief 
eine Gegenreaktion in der amerikanischen Presse hervor. Die öffentliche Meinung Deutschlands 
spiegele auch die Standpunkte der Regierung des Landes wider. Die moderate führende Zeitung, 
die New York Times, schrieb vor Kriegsausbruch, dass England der einzige Freund der USA in 
Europa sei. Nur die sich auf den Krieg be2iehenden Schlagzeilen der New York Times: "Berlin 
Dislikes America", "German Press Hostile", "German Press Still Hostile" usw. konnten ein 
recht einseitiges Bild von der Einstellung der deutschen Presse zu den USA vermitteln. In ihren 
Artikeln stellte die New York Times jedoch die geteilte Meinung der Deutschen sachkundig 
dar.218

In Deutschland wunderte man sich Über die nun in Übersee vorherrsc_hende Auffassung von 
Deutschlands Antiamerikanismus. Die Frankfurter Zeitung erklärte, sie rühre von der Knapp­
heit des deutschen Nachrichtenmaterials für amerikanische Zeitungen her. Die deutschen 
Zeitungen waren erst zehn Tage nach Erscheinen in den USA erhältlich, sie hatten ihre Aktuali-

212. H.C. 10.7.98. Nr. 317, M. Leitartikel, S. 1.
213. W .-2. 29.5.98. Nr. 18507. 2.M. Leitartikel, S. 1.
214. P.J. 21.5.98. Bd. 92, Heft 3, S. 556-68, Nov.-Dez. 98. Bd. 94. Heft 3, S. 569-71. 
215. F.Z. 28.7.98. Nr. 206, A. Leitartikel; 28.8. 1.M. Nr. 237,S. 1.
216. V .z. 19.7 .98. Nr. 332, S. 1.
217. Krzztg. 28.12.98. Nr. 605,S.1.
218. N.Y.T. 1.5.98. Nr. 15071; 25.9. Nr. 15095; 12.6. Nr. 15107.
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tät verloren, und sie wurden kaum gelesen .219 Die gegen den Beginn des Krieges gerichtete
Kritik wurde als wohl begründet angesehen und es wurde verneint, dass sie auf bösen Willen 
zurückzuführen sei. Allgemein gab man der englischen Presse und den englischen Nachrichten­
diensten die Schuld an dem "Missverständnis" der Amerikaner. Es sei die Absicht der Engländer, 
die Isolierung der Amerikaner und damit die Bedeutung des "einzigen Freundes" zu zeigen. 
Deutschfeindliches Material werde von der mit Engländern besetzten Europa-Zentrale von 
Associated Press in London weitergeleitet.220 Auch der Korrespondent der New York Times
in Berlin gab eine solche Praxis in London zu. Seiner Meinung nach habe es für die deutschen 
Zeitungen keinen Zweck, zu behaupten, dass sie innerhalb der Grenzen einer objektiven Kritik 
geblieben wären. Der Korrespondent hatte im wesentlichen recht, als er feststellte: "We are 
winning the war now and the Germans want to be our friends."221

Die Beteiligung der USA an der Weltpolitik sei nach den deutschen Oppositionszeitungen als 
eine hinsichtlich der internationalen Beziehungen willkommene Entwicklung zu bewerten. Die 
die Landwirtschaft, die Monarchie und den Katholizismus vertretenden Zeitungen hielten da­
gegen diese Erscheinung für gefährlich und sie behaupteten, dass die Triebkraft der amerika­
nischen Expansion ausschliesslich der brutale Materialismus sei. Die Einstellung zu den von den 
Amerikanern durchgeführten Eroberungen, der Praxi� der imperialistischen Politik, war durch 
Standpunkte bedingt, die in dem Über die deutsche "W�politik" geführten Streitgespräch an­
genommen worden waren. Die Opposition kritisierte sowohl die amerikanische als auch deut­
sche Expansion, während die der Regierung loyalen Zeitungen den Imperialismus unterstützten. 

In der Einstellung zum Militarismus kam der politische und wirtschaftliche Hintergrund der 
Zeitungen deutlich zum Vorschein. Der linke Vorwärts behauptete, dass die Kriegserfolge der 
USA auf die Freiheit ihres politischen Systems und die Freiwilligenarmee zurückzuführen seien. 
Die rechte Kreuzzeitung wiederum zog ein stehendes Heer unter einer starken Regierung vor. 

Als Faktoren, die zum Erfolg der Amerikaner beigetragen hätten, wurden in zunehmendem 
Masse die ihnen und den Deutschen gemeinsamen Züge, wie Religion, Rasse und Leistungsfähig­
keit, betrachtet. In sozialdarwinistischem Sinne galten der Sieg der USA und Spaniens Nieder­
lage als historisch berechtigt. Nur die die amerikanischen Werte scharf kritisierenden Zeitungen, 
die ultrakatholische Kölnische Volkszeitung und die agrarische Deutsche Tageszeitung, griffen 
unaufhörlich von allen Seiten die amerikanische Expansion an. 

Im allgemeinen benutzten die Zeitungen, die eine monarchistische Regierungsform befür­
worteten, für die Landwirtschaft eintraten oder den Katholizismus vertraten, die Gelegenheit, 
die Amerikaner von allen Seiten zu kritisieren. Die Zeitungen der Opposition wiederum kriti­
sierten die Verhältnisse in der Heimat, indem sie die positiven Seiten des amerikanischen 
Systems publik machten. 

219. F.Z.19.5.98. Nr. 137, 1.M., Leitartikel.
220. Krzztg. 7.6.98. Nr. 260, S. 1. Vgl. Notion 11.6. Nr. 37:, K.Z. 2.7. Nr. 635, S. 1; A.B. 4.12. Nr. 49.
221. N.Y.T. 26.6.98. Nr. 15119, S. 1.



166 

7 .3. Quantitative Analyse der Zeitungsartikel 

Die Artikel der untersuchten Zeitun11en Über die Krise der USA und Spaniens und damit zu­
sammenhängend Über die deutsch-amerikanischen Beziehungen und die amerikanische Expan­
sionspolitik waren zum grössten Teil neutral. Ne2ative Artikel gab es mehr als positive, was sich 
in den Werten des Mehrheitsindex manifestiert.222

TABELLE 5.Die Einstellungsverteilung in Leitartikeln und sonstigen Artikeln deutscher 
Zeitungen, die die Krise der USA und Spaniens behandelten (Einstellung zu den 
USA; Zahlen in Prozent, die absoluten Zahlen in der Anlage.). 

Positive Neutrale Negative Im 

Leitart i ke 1 8.78 68.02 23.20 -0.046

Sonstige Artikel 2.07 88.96 8.97 -0.008

Leit- und sonstige 
Artikel insg. 3.00 86.05 10.95 -0.011

Die Leitartikel nahmen deutlicher Stellung und in ihnen wurden häufi11er als in den sonstigen 
Artikeln solche prinzipiellen Fragen erörtert, aus denen die Einstellung des Verfassers hervorging. 
In einem grossen Teil der sonstigen Artikel begnügte man sich damit, Informationen zu bringen 
und z.B. ohne Kommentare über Kriegsereignisse zu berichten. Somit ist der relative Anteil der 
neutralen Leitartikel bedeutend kleiner als der der sonstigen Artikel. 

Die schon aus der qualitativen Darstellung hervorgegangenen Unterschiede zwischen der Ein­
stellung der verschiedenen Zeitungen kommen in der folgenden Tabelle deutlich zum Ausdruck: 

TABELLE 6.Die Einstellungen der die Krise zwischen den USA und Spanien betreffenden 
Schriften (Leit- und sonstige Artikel) in Zeitungen zu den USA (Verteilungen in 
verschiedener Zeitungen an allen Schriften (n = 3198), die absoluten Zahlen in der 
Anlage). 

Zeitung Positive Neutrale Negative Im % aller 
Schriften 

Fankfurter Z. 19.60 76.40 4.00 0.037 7 .82 

Vorwärts 18.75 71.88 9.37 0.026 1.00 

Münchner N. Nachrichten 1.02 96.94 2.04 - 0.000(3) 15.35 

x Norddeutsche Allg. Ztg. 1.39 95.83 2.78 - 0.001 4.50 

Vossische Ztg. 3.10 92.68 4.22 - 0.001 11.10 

Weser-Ztg. 2.49 93.56 3.95 - 0.001 15.04 

Hamburgischer Corresp. 0.37 87.32 12.31 - 0.015 16.76 

Kölnische Ztg. 0.97 85.26 13.77 - 0.019 12.95 

Deutsche Tagesztg. 0.00 83.33 16.67 - 0.028 4.13 

Kölnische Volksztg. 0.00 62.84 37 .16 - 0.138 5.72 

Kreuzztg. 2.78 55.00 42.22 - 0.178 5.63 

x} NAZ 1.9.1897-31.6.1898. Bei sonstigen Zeitungen stützen sich die Angaben der Tabelle auf
Artikel bis zum 31.12.1898.
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Am deutlichsten und zugleich am negativsten nahm die Kreuzzeitung, das Sprachrohr der 

Agrarier und der Monarchisten, Stellung. Noch strenger in ihrer negativen Einstellung waren der 

Vertreter der Interessen der landwirtschaftlichen Produzenten, die Deutsche Tageszeitung und 

die ultramontane Kölnische Volkszeitung, denn sie veröffentlichen keinen einzigen den USA· 

gegenüber positiven Artikel. Der Krieg und die Beteiligung der USA am Erwerb von Kolonien 

gaben den Organen der deutschen Wirtschaft, der Kölnischen Zeitung und dem Hamburgischen 

Correspondenten keinen Anlass zu positiver Berichterstattung. Die negative Haltung der erste­

ren war vielleicht sowohl auf die Interessen der Schwerindustrie als auch auf die Verpflich­

tungen der Sammlungspolitik gegen die amerikanische Wirtschaftexpansion zurückzuführen. 

Dem Hamburgischen Correspondenten lag es wiederum daran, einen möglichst grossen Markt 

fÜr den deutschen Fernhandel zu garantieren. Die Neutralität der Norddeutschen Allgemeinen 

Zeitung dürfte sich daraus erklären, dass die Zeitung der Kontrolle des Auswärtigen Amtes 

unterstellt war. Die Artikel in den I iberalen Zeitungen, der Weser-Zeitung, der Vossischen 

Zeitung und der Münchner Neuesten Nachrichten waren auch im grossen und ganzen recht 

neutral. Sie fühlten sich nicht dazu veranlasst, eine Lanze für den deutschen Staat und seine 

regierenden Kreise gegen das amerikanische Regierungs- und Wirtschaftssystem zu brechen. Die 

Stellung der Opposition in der Heimat zeigte sich in der deutlichen Sympathie der Frankfurter 

Zeitung und des Vorwärts gegenüber der Politik der USA und den Amerikanismus. 

Wenn das Interesse der Zeitungen an der Krise zwischen den USA und Spanien mit der Zahl 

der Artikel gemessen wird, zeigt sich, dass die liberalen Zeitungen an der Frage am meisten 

interessiert waren. Ihre geringe Anzahl in der extremen Frankfurter Allgemeinen Zeitung und 

der Kreuzzeitung springt noch mehr ins Auge, wenn die Zahl der wöchentlichen Ausgaben und 

der Umfang berücksichtigt werden (siehe Tabelle 4, S. 136). 

Im untersuchten Zeitraum fanden deutliche Änderungen sowohl in der Menge als auch in der 

Qualität der Zeitungsartikel statt. 

Die Entwicklung der Beziehungen zwischen den USA und Spanien sowie später die Kriegs­

ereignisse spiegeln sich in der Anzahl der Zeitungsartikel wider. Ein starker Anstieg begann im 

Februar 1898, nach der Veröffentlichung von De Lomes Brief und der Explosion der "Maine". 

Die meisten Artikel wurd1m im April geschrieben, als sich die Krise zum Krieg zuspitzte. Die 

Seeschlacht von Santiago im Juli I iess das Interesse noch mehr ansteigen als aus der Graphik 

hervorgeht, denn die Zahlen der NAZ ab Anfang Juli fehlen. Zur gleichen Zeit machte sich die 

Philippinen-Frage wegen der Präsenz eines deutschen Geschwaders geltend. 1 m September, nach

Abschluss des Waffenstillstandes und vor der Zusammenkunft der Pariser Friedenskonferenz, 

wurde Über die Sache sehr wenig berichtet. Das Interesse der Presse wurde dann durch die 

Friedensverhandlungen und vor allem durch die Frage der Besitzverhältnisse der Philippinen 

vermehrt. 

222. Mit dem Mehrheitsindex wird das gegenseitige Verhältnis auseinanderstrebender Einstellungsäusserungen 
beschrieben und er errechnet sich aus der Formel 1 _ (fp - fn) (ft - fo) 

m- 2 
wobei Im = Mehrheitsindex, fp = Anzahl der positiven, fn = die �er r,egativen, fo = die der neutralen und 
ft = die sämtlicher Äusserungen bedeutet. Variation des Index: +1 - -1. Siehe z.B. Vi!jo Rasila, Tilas­
tolliset menetelmät historiantutkimuksessa (Tampere 1973), S. 98. (Zur quantitativen Entwicklung in
chronologischer Hinsicht, siehe genauer Anlage), 
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Figur 1. Die quantitative monatliche Entwicklung aller Zeitungsartikel ( Leitartikel + sonstige 

Artikel = K) die Krise zwischen den USA und Spanien betreffend, sowie die Entwick­

lung der für die USA positiven (+), negativen (-) und neutralen (o) Artikel im Zeit­

raum 1.9.1897 bis 31.12.1898 (die absoluten Zahlen in der Anlage). 
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Figur 2. Die monatliche Verteilung (in Prozent) der Zeitungsartikel (Leitartikel + sonstige 

Artikel), die Krise zwischen den USA und Spanien betreffend, in für die USA positive 

(+),negative(-) und neutrale (o) Stellungnahmen im Zeitraum 1.9.1897 bis 31.12. 

1898 (die absoluten Zahlen in der Anlage). 
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Auch die Art der Schriften war durch die weitere Entwicklung der Krise bedingt. Die 

Note an Spanien im September 1897, die die Aktivierung der Kuba-Politik der USA be­

deutete, brachte die am deutlichsten Stellung nehmenden Artikel in der deutschen Presse 

mit sich, was sich darin zeigt, dass der relative Anteil der neutralen Artikel kleiner war als 

in anderen Monaten. Doch erweckte die Sache noch nicht sehr viel Interesse, wie Figur 1 zeigt. 

Die Zahl neutraler Artikel nahm zu, als sich die Situation infolge der spanischen Politik des 

Nachgebens beruhigte. Das Fehlen positiver Stellungnahmen lässt die Interpretation zu, dass 

dies von der Kritik der Machtpolitik der USA und/oder von der Hochschätzung der spanischen 

Zugeständnisse zeuge. Mit der Zuspitzung der Krise nahmen sowohl die befürwortenden als 

auch die ablehnenden Stellungnahmen zu. Im Mai und Juni wurden hauptsächlich Artikel Über 

Kriegsereignisse verfasst, während die Zahl der Stellungnahmen abnahm. Die schweren Friedens­

bedingungen riefen dann im November massive Kritik hervor, die sich schon im Dezember z.T. 

milderte, als nach dem Friedensschluss in Paris die Rolle der USA als die einer neuen Kolonial­

macht bewertet wmde. 

7 .4. Die Massnahmen der Regierungen zur Verbesserung der inoffiziellen deutsch­

amerikanischen Beziehungen 

Der Polemik in der Presse wurde natürlich auch von der offiziellen Seite Aufmerksamkeit 

gewidmet. Der Gesandte White glaubte, dass Missverständnisse und eine unrichtige Darstellung 

von Tatsachen eine gewisse Rolle bei der Entwicklung der Dinge gespielt hätten. So behauptete 

er, dass mehrere englische und amerikanische Zeitungen seine Aussagen bewusst verändert 

hätten.223 Aussenminister Day hielt es für eine bedauerliche Tatsache, dass die Einstellung der

deutschen Presse gegenüber dem Krieg das wegen des Handelsstreits gespannte Verhältnis noch 

weiter verschärfte. Obwohl der Aussenminister die durch offizielle Stellen ihm vermittelte In­

formation Über das korrekte Verhalten der deutschen Regierung als wahr betrachtete und der 

Meinung war, dass sie besser der tatsächlichen Einstellung Deutschlands entspreche, wollte er 

eine Verbesserung im Nachrichtenaustausch der Länder bewirken. In dieser Absicht nahm Day 

Kontakt mit einem in Amerika ansässigen Deutschen, dem Chefredakteur der in Chicago er­

scheinenden lllinois Staatszeitung, Joseph Brucker, auf, und bat ihn, Vorschläge zur Verbesse­

rung der Situation zu machen. In seiner Antwort behauptete Brucker auf Grund von "Hunder­

ten von Zeitungsausschnitten", die er gesammelt habe, dass die Presse sowohl der USA als auch 

Deutschlands Opfer von Intrigen sei, die von London aus systematisch gesteuert worden seien. 

Die Absicht der Engländer sei es, die amerikanische öffentliche Meinung so zu beeinflussen, dass 

sie die Allianz England - USA befürwortete. Auch der englische Chef des Londoner Büros von 

Associated Press arbeitete für dieses Ziel. Um den englischen Einfluss zu eliminieren, machte 

Brucker den Vo1·schlag, eine amerikanische Nachrichtenagentur sowohl in New York als auch in 

Berlin zu gründen. Die letztere sollte der Kontrolle des Gesandten unterstellt werden. Day teilte 

mit, dass Brucker nach Berlin fahren werde, um Ratschläge zu geben, wenn White den Plan 

223. \l'Jh1t� an Sherrnan 26.3.98. NA/44354.
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akzeptierte.224 Ohne die Realisierungsmöglichkeiten des Plans genauer zu behandeln, gab
White ihm nicht seine vorbeh.iltlose Unterstützung. Ursprung und Umfang der Polemik in der 
Presse liessen sich nicht durch die Tätigkeit von A.P. erklären. Andererseits sei die Haltung der 
deutschen Presse im Begriff, deutlich positiver für die USA zu werden. Somit nütze Bruckers 
Ankunft in Berlin nichts, bevor White sich genauer mit den Realisierungsmöglichkeiten des 
Vorschlags auseinandersetzte.225

In seinem relativ umfangreichen (17 - Seiten-) Bericht "German sentiment toward the U.S. 
as voiced in the press. lts causes and eure." stellte White fest, dass der Einfluss der englischen 
Presse und der Nachrichtenagenturen gering sei. Sowohl amerikanische als auch deutsche Kor­
respondenten verursachten Missverständnisse, indem sie sogar unbedeutende Dinge als Sensa­
tionen darstellten. White erwähnte sieben Hauptgründe für die ein bis zwei Jahre lang vorge­
kommene, den USA feindlich Einstellung deutscher Zeitungen, die Frankfurter Zeitung und die 
Nation ausgenommen. Die Gründe waren: 1) die protektionistische Politik der USA, 2) die 
grosse Produktivität der USA, vor allem die der Landwirtschaft, 3) der religiöse und politische 
Konservatismus Deutschlands, 4) die Enttäuschung der deutschen Liberalen Über das amerikani­
sche System, 5) das gleichgültige Verhalten der USA zu Europa, 6-7) das Nichtbeachten diplo­
matischer Spielregeln und der diplomatischen Repräsentation durch die USA in Deutschland 
und in anderen europäischen Hauptstädten. Dem Krieg zwischen den USA und Spanien als 
einem die öffentliche Meinung beeinflussenden Faktor mass White eine geringere Bedeutung zu. 
1 nfolge der Siege der Amerikaner und des Zusammenbruchs des spanischen Systems hatten viele 
Zeitungen den Ton in ihren Artikeln geändert und sie versuchten zu erklären, dass sie auch 
früher neutral gewesen seien. Ein Teil dieser Kampagne sei, die Schuld auf die Engländer zu 
schieben. Der Gesandte gab jedoch die Schwierigkeiten zu und versprach, Vorschläge zu ihrer 
Beseitigung zu machen.226 Als sich das Polemisieren in der Presse mit dem Ausgang des Krieges
legte, wurde zwischen dem Aussenministerium und der Botschaft keine weitere Korrespondenz 
mehr Über den nicht mehr aktuellen Plan Bruckers geführt. 

Ohne Days Wissen leitete Brucker seinen Plan und seine Korrespondenz mit Day Holleben 
zu. Dieser meinte, dass die amerikanischen Zeitungen ebenso schlecht über die Verhältnisse in 

Deutschland informiert seien wie die deutschen über die in den USA. Holleben wälzte die 
Hauptverantwortung für die schlechten Beziehungen nicht auf die Korrespondenten ab, da sie 
die Grenzen der Konvention nicht Überschreiten konnten, ohne von einer Ausweisung aus 
Deutschland bedroht zu werden. Auch Hol leben klagte das Londoner Büro von A.P. der Deutsch­
feindlichkeit an. Die Meinungsbeeinflussung hatte keine direkte Wirkung auf die Einstellung 
der US-Regierung, wohl aber auf die der Politiker im Kongress. Die Regierung konnte wiederum 
nicht gegen die Meinung des Kongresses und die öffentliche Meinung handeln. Hollebens Vor­
schlag zur Verbesserung der Situation war eine deutsche Version des Bruckerschen Plans: Grün­
dung von Nachrichtenagenturen mit deutscher Besetzung sowohl in New York als auch in 
Berlin.227

224. Day an White 18.7 .98. NA/77. Germany/522. Bruckers Vorschlag 12.7. siehe Holleben an Hohenlohe
27.7. (eingetroffen 12.8.) A. 163 PA. Europa Generalia. Nr. 86. Geheime Akten betr. Telegraphen-Insti­
tute des In- und Auslandes. Bd. 8.

225. White an Day 6.8.98. NA/44/85/509. ·
226. White an Day 12.8.98. NA/44/85/518.
227. Hol leben an Hohenlohe 27 .7 .98. A. 163. i�A. Europa Generalia, Nr. 86. Bd. 8.
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Im Auswärtigen Amt verfasste der Chef des Presseamtes Harnmann einen Bericht Über die 
Beziehungen zwischen Deutschland und den USA irn Spiegel ihrer Presse für Bülow. Er hielt die 
Gründung einer Nachrichtenagentur in New York wegen der damit verbundenen Kosten nicht 
für möglich. Harnmann glaubte nämlich nicht, dass Amerikaner sich anstatt der Dienste einer 
solchen Agentur zu bedienen auch weiterhin die billigeren Kabelnachrichten benutzten. Bei der 
Entwicklung des Nachrichtenverkehrs mit den USA müsse vor allem berücksichtigt werden, dass 
die Überseekabel in englischem Besitz seien, und A.P. das Monopol auf die Nachrichtenüber­
mittlung habe. Weil die Monopolstellung der A.P. unbrechbar sei, müsse eine Zusammenarbeit 
mit ihr angestrebt werden. lJie Nachrichtenagentur müsse zu der Einsicht gebracht werden, wie 
schädlich es sei, dass die Amerikaner Europa durch eine englische Brille sehen mussten. Es sei 
notwendig, den englischen Leiter der Agentur durch\einen Amerikaner abzulösen. Mit dem Hin-
weis auf Missbräuche während des Krieges hielt Ham�ann die Gelegenheit zur Aufnahme von 
Verhandlungen für geeignet.228 Hol leben betrachtete ·�e Vorschläge Harnmanns als unbrauch­
bar, vielmehr bestand er auf seiner Idee, zwei selbständi� Büros zu gründen. Als Leiter für das 
New Yorker Büro empfahl er den in Amerika ansässigen Deutschen D. Ph. Witte, der vor Grün­
dung des Büros als Wolffs Vertreter fungieren könnte.229\�s ist vielleicht auf die Tätigkeit
Harnmanns zurückzuführen, dass man in Berlin dennoch zu einer anderen Lösung gekommen 
war. Nach den Instruktionen des Auswärtigen Amtes sollte auch Holleben den als Wolffs Ver­
treter nach New York entsandten Dr. Haedicke unterstützen. Haedicke wurde von der Agentur 
beauftragt, die Über London nach Berlin laufende Nachrichtenübermittlung in Zusammenarbeit 
mit der Leitung von A.P. zu kontrollieren. Weiterhin gehörte es zu den Aufgaben Haedickes, ein 
amerikanisch-deutsches Nachrichtenblatt zu gründen und einen Telegrammdienst der ameri­
kanisch-deutschen Presse zu organisieren. Zudem sollte Haedicke versuchen, den Erwerb von 
Handels- und Finanznachrichten in New York von den Engländern in die Hände der Deutschen 
zu bringen sowie eine Organisation des deutschen Nachrichtendienstes in Mexiko und Mittel­
amerika zu planen.230 Witte, den Holleben als seinen Mitarbeiter anstellen konnte, sollte neben
Haedicke arbeiten, nie gegen ihn.231

Als Holleben später die Tätigkeit Haedickes und Wittes beurteilte, meinte er, dass dem erste­
ren seine Zusammenarbeit mit A.P. und die Kontrolle des nach Deutschland übermittelten 
Nachrichtenmaterials gelungen sei. Den sonstigen Tätigkeiten Haedickes mass Holleben keine 
besondere Bedeutung zu. Witte, der in Washington gearbeitet hatte, erwies sich für Holleben als 
sehr nützlich, obwohl ihm nach Hollebens Einschätzung die Fähigkeit zum selbständigen Den­
ken fehle. Durch die von Witte hergestellten Beziehungen zur Presse gelang es Holleben, Ein­
fluss auf viele Zeitungen auszuüben, Meldungen zu berichtigen und Themen für Leitartikel vor­
zugeben. Nach der Meinung des Gesandten könnten die amerikanischen Zeitungen am besten 
durch die Herstellung von guten Beziehungen beeinflusst werden.232

Wittes Aufgabe war provisorischer Natur, und der Zweck seiner Anstellung hatte darin be­
standen, die Darstellung der amerikanisch-deutschen Beziehungen in der Presse - die Krise 

228. Harnmann an Bülow 9.12.98. lbid. A. 14252.
229. Holleben an Hohenlohe 25.1.99. A. 17. lbid. A. S. 316, Bd. 9. 
230. Bülow an Holleben 25.1.99. Telegramm Nr. 14; Mantler (Wolffs Büro) an Bülow 30.1.99. A. S. 229; 

Bülow an Holleben 31 .1.99. A. 13. lbid. 
231. Bülow an Holleben 13.2.99. Telegramm Nr. 25. lbid. 
232. Holleben an Hohenlohe 10.4.99. A. 78. lbid. A. S. 878. 
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zwischen den USA und Spanien hatte negative Auswirkungen darauf -, wider zu verbessern. 
Nachdem sich die öffentliche Meinung beruhigt hatte, sei eine "amtliche Tätigkeit" auf diesem 
Gebiet nicht mehr nötig. Holleben wollte nicht das Bild geben, als ob die Botschaft einen eige­
nen "Presseattache" gehabt hätte.233

Die Deutschen vertraten ja die Auffassung, dass Nachrichten, die per Kabel Über das Londo­
ner Büro von Associated Press in die USA kamen, die deutsche öffentliche Meinung entstellten. 
Eine diesbezügliche Änderung wurde möglich, als die Vereinigten Staaten die Genehmigung er­
teilten, ein deutsches Kabel zur Küste der USA zu verlegen. Sowohl das Dankestelegramm 
Kaiser Wilhelms als auch McKinleys Antworttelegramm deuten darauf hin, dass man sich der 
Bedeutung des Nachrichtenverkehrs für die internationalen Beziehungen bewusst war. Als Wil­
helm II. schrieb:" ... May the new cable unite our two great nations more closely ... "234· ant­
wortete McKinley: " ,,, That the new cable will p\ove an additional bond between the two 
countries is my fervent wish and hope."235

Die Beeinträchtigung der deutsch-amerikanischen i'r\_offiziellen Beziehungen während des 
Krieges zwischen den USA und Spanien führte nicht nur\n den USA, sondern auch im Fernen 
Osten, wo im Krieg fal sehe Information über die deutsche Pol it{k vor allem durch Reuter verbreitet 
worden waren, zur Intensivierung der deutschen Öffentl ichkei'tsarbeit. Die im Herbst 1898 einge­
zogenen Erkundigungen über die Möglichkeiten einer Verbesserung der Informationsübermittlung 
führten im Jahre 1900 dazu, dass die private Zeitschrift "Der Ostasiatische Lloyd" (gegr. 1886) re­
organisiert und dass sie in Wirklichkeit der Leitung des deutschen Generalkonsulats in Schanghai 
unterstellt wurde.236

Die Beziehungen zwischen Deutschland und den USA waren durch die Polemik in  der Presse 
während der amerikanisch-spanischen Krise gespannt. Die Gründe für die kritische Berichter­
stattung der deutschen Presse lagen tiefer, wie auch der Gesandte White meinte, aber die 
aggressive Aussenpolitik der USA war ein geeignetes Mittel, um Aggressionen abzubauen. Beide 
Regierungen waren Über die Meinungsentwicklung ernsthaft besorgt, wodurch man in Deutsch­
land auf die Öffentlichkeitsarbeit nicht nur in den USA, sondern auch im Fernen Osten auf­
merksam wurde. 

233. Holleben an Hohenlohe 16.7.99. A. 160. (pr. 4.8.99.) lbid. A. S. 1600.
234. Telegramm Wilhelms II an Präsident McKinley 29.4.99. A. 5083. PA. Die Vereinigten Staaten Nr. 16.

Bd. 4. 
235. McKinleys Telegramm 29.4.99. A. 5084. lbid.
236. Richthofen an den Generalkonsul von Schanghai 15.11.98. A. 12078. lbid.; Ahvenainen, S. 263-265. 

Die deutsche Regierung hatte die Zeitschrift von deren Gründung an mit einer Zuwendung für 30 Jahr­
gänge finanziell unterstützt, die nach Preisen von 1897 792 M betrug. Der grösste Teil der Unterstüt­
zung in Ostasien war für die japanische Presse bestimmt. FUr die Veröffentlichung deutschfreundlicher
Artikel in japanischen Zeitungen steuerte Bismarck 1887 einen weiteren Posten von 3000 Mark bei. der
im folgenden Jahr in eine ständige jährliche Unterstützung von 25 Yen (ca. 1000 M) umgewandelt wur­
de. In der Praxis war die ausgeteilte Summe kleiner geworden. Ausserdem wurden die "Cobe Chronicle".
mit ca. 700 und die "Deutschen Mitteilungen aus Japan" mit ca. 540 M pro Jahr unterstUtzt. Mühlberg
an den Geschäftsträger von Treutler in Tokio. Konzept 14.5.97. ZStA, Auswärtiges Amt, Nr. 12975, Bd. 
69-70.
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8. SCHLUSSBETRACHTUNGEN

Die Gr'unde, die Realisierung und die Auswirkungen der imperialistischen Politik der Verei­
nigten Staaten und Deutschlands auf die Beziehungen zwischen diesen Ländern während der 
spanisch-amerikanischen Krise sind oben behandelt worden. Indem die Amerikaner Gebiete 

in der Karibik und im Pazifik eroberten, bedeutete für die USA der Krieg gegen Spanien im 
Jahre 1898 die Aufgabe des "indirekten." (informalen) Imperialismus zugunsten eines "indi­
rekten" (informalen). Der Krieg führte den Grossmächten deutlicher als früher vor Augen, dass 
die USA als potentieller Verbündeter oder Gegner in der sich verschärfenden internationalen 
Konkurrenz einzuschätzen seien. Nicht nur die Gleichzeitigkeit der "large policy" der USA und 
der Weltpolitik Deutschlands, die vor allerr im Flottenbauprogramm und in der Teilung Chinas 

zum Ausdruck kam, sondern auch die amerikanische Expansion in pazifischen, zum Teil alten 
Interessengebieten Deutschlands wirkten sich auf die Beziehungen zwischen beiden Ländern 
aus. 

Wä� war Fi.ir die Vereinigten Staaten der Anlass, einen Krieg zu beginnen und neue GP.hiP.tf! 

zu erwerben, und warum wollte Deutschland seine Besitzungen in Übersee erweitern? In der 
vorliegenden Arbeit wurde die Geschichte des Imperialismus nicht langfristig untersucht, 
sondern Gegenstand der Untersuchung sind die deutsch-amerikanischen Beziehungen während 

eines kurzen Zeitraums und in einer eingegrenzten Situation. Es ist hier der Versuch unter­
nommen worden, eine zeitlich und lokal begrenzte Erscheinung innerhalb ihres geschichtlichen 
Rahmens auch mit der in der Einleitung dargestallten Analyse der I mperialismustheorien in 
Beziehung zu setzen. Auch wenn ich das in erster Linie wirtschafts- und sozialgeschichtliche, 
den Zusammanhang zwischen Innen- und Aussenpolitik betonende Modell als Erklärung für den 
Imperialismus während der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts übernehme, bin ich jedoch 
davon ausgegangen, dass sich sowohl diese als auch andere al !gemeinere Theorien nur schwer 
anhand eines solchen speziellen Problems wie des hier behandelten verifizieren oder falsifiziere.n 
lassen. 

Wenn man sich mit den Gründen und Beweggründen einer imperialistischen Politik ausein­
andersetzt, ist zwischen dem historischen Stand einer Entwicklung und den aktuellen, tages­
politischen Entscheidungsgründen zu differenzieren. Die Wandlung sowohl des amerikanischen 
als auch des deutschen Imperialismus von einem indirekten in einen direkten kann aus den 
inneren Veränderungen der Länder erklärt werden. Das rapide wirtschaftliche Wachstum in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts erschütterte das Verhältnis zwischen den sozialen 
Klassen und erzeugte einen Druck in Richtung politischer Wandlungen. Die Position der Machtelite 
geriet ins Wanken. Aus ihrer Sicht wurde der gesellschaftliche Frieden vor allem während der Tal­
sohlen der grossen Depression gefährdet; zu dieser Zeit entstanden nicht nur Protestbewegungen 
unter Arbeitern und Bauern sondern auch die Front der "den Staat unterhaltenden Kräfte" zerfiel 

u.a. in das Lager der Anhänger des Freihandels und in das derjenigen, die Schutzzölle forderten.
Durch den Erwerb neuer Gebiete und eine imponierende Aussenpolitik wollte man wirtschaft­
liches Wachstum und dadurch stablle soziale Verhältnisse garantieren sowie die innere Unzu­
friedenheit in Loyalität gegenüber der politischen Führung umsetzen.
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Der Primat der Innenpolitik gegenüber der Aussenpolitik entkräftet nicht die geschichtliche 

Bedeutung des Gleichgewichts- und Prestigedenkens für r:lie Aussenpolitik der Grossmächte. Es 

hat dennoch den Anschein, dass ein solches Denken am Ende des letzten Jahrhunderts weit­

gehend wirtschaftspolitisch geprägt wurde. 

Als Ergebnis der geschichtlichen Entwicklung waren sowohl die Vereinigten Staaten als auch 

Deutschland bereit, neue Gebiete zu erwerben. Welches waren dann die aktuellen Faktoren, 

die die Beiden Staaten von der blassen Bereitschaft zum tatsächlichen Handeln führten? Der 

durch die Zollpolitik der Vereinigten Staaten ausgelöste und von den USA aus unterstützte 

kubanische Aufstand is, den Spanien nicht unterdrücken konnte, stellte fÜr die USA einen solchen 

Faktor dar. Der Aufstand wurde jahrelang in der Presse als eine Erscheinung behandelt, die den 

materiellen Interessen und der amerikanischen Auffassung von Freiheit schade. Schon zu 

Beginn der Amtsperiode McKinleys 1897 stand ausser Frage, dass die Lage auf Kuba normali­

siert werden musste, was wahrscheinlich die Abtrennung der Insel von Spanien bedeutete. 

McKinley war bestrebt, die Kuba-Frage mit friedlichen Mitteln zu lösen, doch die Unnachgiebig­

keit Spaniens gegenüber den Forderungen der USA und Spaniens Unfähigkeit zur Niederwer­

fung des Aufstandes einerseits sowie der Druck der amerikanischen Parteipolitiker, Strategen 

und der öffentlichen Meinung andererseits führten zum Krieg. Es lässt sich sagen, dass das Los 

McKinleys darin bestand, alle diejenigen Forderungen zu verwirklichen, die sich aus dem 

langen Entwicklungsprozess und den aktuellen Faktoren ergaben. 

Die strategischen und wirtschaftlichen Vorteile sprachen deutlich dafür, Kuba dem Inter-

essenbereich der USA einzugliedern. Indem man sich auf sie und die "Befreiung" Kubas berief, 

konnte man die öffentliche Meinung für eine Intervention gewinnen. Die Lösung der Kuba­

Frage kann weitgehend aus den aktuellen Gründen heraus verstanden werden. Die Annexion 

der Philippinen durch die USA dagegen erklärt sich vor allem aus dem Expansionsbedürfnis 

und der Expansionsbereitschaft, die sich aus der geschichtlichen Entwiklung der USA ergeben 

hatten. Bei der Eroberung der Philippinen spielten die langfristigen wirtschaftlichen Ziele unter 

Hinblick auf China eine wichtige Rolle. Die örtlichen Verhältnisse der Philippinen, das Streben 

nach Bildung eines wirtschaftlich und militärisch einheitlichen Verwaltungsgebiets sowie die 

Unterdrückung des Unabhiingigkeitskampfes der Eingeborenen waren die aktuellen Gründe, die 

dann zur Annexion des ganzen Archipels und nicht nur eines Teils führten. Das Endergebnis 

war auch durch die für die USA günstigen grossmachtpolitischen Beziehungen im Fernen 

Osten bedingt. 

Schon vor Ausbruch des spanisch-amerikanischen Krieges hatte sich die deutsche öffentliche 

Meinung den USA gegenüber ungünstig entwickelt. Der Grund dafür war hauptsächlich die 

amerikanische Schutzzollpolitik, die von der Schwerindustrie und der Landwirtschaft Deutsch­

lands benutzt wurde, ihre eigenen Interessen wahrzunehmen. Im Ganzen waren die wirtschaft­

lichen Beziehungen zwischen den Ländern jedoch so, dass Deutschland einen Zollkrieg gegen 

die USA nicht wagen konnte. Der Gedanke einer europäischen Einheitsfront gegen die ameri­

kanische Wirtschaftskonkurrenz flackerte bei Kriegsgefahr wieder auf. Die Lage war jedoch den 

USA günstig. Das durch viele aussenpolitische Schwierigkeiten belastete England hatte nach der 

Lösung des Venezuela-Grenzstreits seine Bereitschaft zu einer anglo-amerikanischen Zusammen­
arbeit deutlich zum Ausdruck gebracht. Eine gemeinsame Aktion gegen die USA war ohne 

Englands Beteiligung kaum möglich. Auch Russland wollte seine guten Beziehungen zu den 

Vereinigten Staaten weiterhin aufrechterhalten, und am allerwenigsten wollten die Russen, dass 
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ihr grossmachtpolitischer Hauptkonkurrent England allein Nutzen aus der amerikanischen 

Freundschaft ziehen würde. Nachdem die Deutschen keine Möglichkeiten zur Zusammen­

arbeit sahen, bestand auch fÜr sie kein Grund, ihre Beziehungen zu den USA zu gefährden. 

Vor dem Ausbrud1 Lies K, ieye� wurde die l(rise noch lokal begrenzt, und man war der Ansicht, 

dass sie keine gewichtigeren politischen Folgen habe. Die "platonische" Proklamation der 

Grossmächte blieb ihre einzige gemeinsame Aktion, um den Krieg zu verhindern. 

Als der Krieg ausbrach, wurde die Philippinen-Frage die wichtigste für die Grossmächte. 

Die USA begann den Krieg gegen Spanien nicht, um in China Fuss zu fassen. Während des 

Krieges wurden jedoch der Handel mit China und die strategische Bedeutung der pazifischen 

Inseln als wichtig erachtet, was zur Annexion der ganzen philippinischen Inselgruppe führte. 

Das Ziel Deutschlands war, einen möglichst grossen Anteil an den spanischen Besitzungen bei 

deren Verteilung zu erzielen. Der Entschluss der Amerikaner, die Inselgruppe mit niemandem 

zu teilen sowie die Unfähigkeit und/oder die Abneigung der Grossmächte, dies in Zusammen­

arbeit zu verhindern, bedeuteten das Scheitern der Bestrebungen Deutschlands inbezug auf die 

Philippinen. Der Zeitpunkt war für den Anfang und die Verwirklichung der amerikanischen 

Expansionspolitik im Fernen Osten, wo die europäischen Grossmächte und Japan sich in einer 

harten Konkurrenzsituation befanden, sehr günstig. Die USA waren als neuer Faktor der 

neutralste Besitzer der Philippinen, und es war für keine der anderen Grossmächte als ein­

zelne ratsam, allein sich den Plänen der Amerikaner zu widersetzen. 

Das der Zeit eigene darwinistische Denken kam in der Einstellung zu der eine Niederlage 

erlittenen Seite, Spanien, zum Ausdruck. Weil es sich als unfähig erwiesen hatte, sich um seine 

Kolonien zu kümmern, sollte es dem .Stärkeren weichen. Die Philippinos und Kubaner galten 

wiederum als unfähig zur Unabhängigkeit. Es verstand sich von selbst, dass sie unter Vor­

mundschaft eines weiter entwickelten Staates gestellt würden. Kaum jemand erwähnte den Frei­

heitskampf unterdrückter Völker. Die Rassenlehre und die Untersuchungen Darwins wurden -

in den Sozialdarwinismus umgewandelt - als ideelle Begründungen der imperialistischen Politik 

verwendet. Die gesellschaftlichen Verhältnisse und die internationalen Beziehungen befanden 

sich in einer solchen Entwicklungsphase, dass diese ihre Aufgabe gut erfüllten. 

Deutschland konnte alle seine die span.ischen Inseln betreffenden Pläne nicht verwirklichen. 

Dennoch erweiterte sich der deutsche Einflussbereich im Pazifik erheblich, als die Karolinen, 

die Palau-lnseln und die Marianen, ausser Guam, durch Kauf von Spanien in den Besitz Deutsch­

lands übergingen. Als Folge des Krieges erhielt Deutschland die Gelegenheit, seine Besitzungen 

im Pazifik zu vermehren, m.a.W., der Krieg war der erste, aktuelle Grund für die Ereignisfolge, 

die zum Erwerb der Inseln führte. Die grossmachtpolitische Lage war günstig für die Bestre­

bungen Deutschlands. Deutschland konnte ja auf Grund seiner Besitzungen, Neu Guinea, der 

Marshall-lnseln und seiner alten ererbten Interessen an den Karolinen, als der natürlichste Erbe 

der spanischen Inseln betrachtet werden. Die von der aussenpolitischen Führung vorgebrachten 
Begründungen waren strategischer und wirtschaftlicher Art, um die Nutzung der alten deutschen 

Besitzungen zu intensivieren und die an China gestellten Erwartungen zu verwirklichen. Bei dem 

Erwerb der pazifischen Inseln handelte es sich zum grossen Teil auch darum, seine internatio­

nale Anerkennung zu vermehren, um Prestigepolitik. Das Auswärtige Amt wurde nicht durch 

das Wirtschaftsleben, die Marine oder die öffentliche Meinung unter Druck gesetzt. Zwar fing 

die auf den Marshall-lnseln und Karolinen tätige Jaluit-Gesellschaft an, ab Herbst 1898 die 

Eindeutschung der Karolinen zu fordern, doch es lässt sich die Ansicht vertreten, dass diese 
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Aktion zwar das Handeln des Auswärtigen Amtes unterstützte, jedoch nicht initiierte. Im 
Flottenstab stiessen die grosszügigen Pläne der Wilhelmstrasse geradezu auf Widerstand. Ebenso­
wenig forderte die öffentliche Meinung eine Eindeutschung der Inseln, denn das Auswärtige 
Amt führte die etwa einjährigen Verhandlungen Über die Inseln mit Spanien und den USA 
geheim. 

Der Zerfall der spanischen Kolonialmacht, die geograpische Lage der Inseln zu den Schutzge­
bieten Deutschlands und zu China sowie die internationalen Beziehungen waren die aktuellen 
Gründe, die zum Erwerb der Karolinen, Marianen und Palau-lnseln durch Deutschland führten. 
Die aussenpolitische Führung Deutschlands berief sich dann auch auf diese Gründe, als sie ihren 
Erwerb im Reichstag und in internationalen Gesprächen begründete. Es ist schwer nachzu­
weisen, dass sich der historische Stand der inneren Situation Deutschlands und seiner internatio­
nalen Beziehungen in der bei der Verteilung der spanis�en Inseln betriebenen Politik direkt 
gezeigt hätte. Dies ist zum grossen Teil darauf zurückzuführen, dass es in der Tagespolitik, der 
Routinarbeit des Auswärtigen Amtes, nicht Üblich war,geschichtliche GrÜnde fÜr Aktionen zu er­
örtern; somit sind auch keine Quellenangaben erhalten. Aus der Korrespondenz der politischen 
Führung gehen die gleichgewichts- bzw. kompensations- und prestigepolitischen Begründungen 
hervor, die eine historische Kontinuität im Handeln aller Grossmächte aufweisen. Der geringe 
Druck von seiten der Wirtschaft und die geringe Anzahl der sozialimperialistischen Argumente 
bei dem Erwerb neuer Gebiete sind jedoch kein Bewies dafür, dass es sich in diesem Zusammen-

·. fassung auch um den Einfluss der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung Deutschlands auf
die Aussenpolitik gehandelt hätte. Die von der Linken betriebende Kritik und die positive Ein­
stellung des weiten Spektrums der Rechten bei der Behandlung des Südsee-Vertrags dürften 
ihrerseits beweisen, dass es sich um einen Teil derSammlungspolitik handelte. Die Sammlungs­
politik als Ganzes war wiederum ein deutlich er Ausdruck für eine soziale und politische Wandlung, 
die durch die wirtschaftliche Entwicklung bedingt war. 

Im Hinblick auf die deutsch-amerikanischen Beziehungen wurde der Erwerb der Inseln 
geschickt, geheim und ohne die Amerikaner zu provozieren, durchgeführt. Die Bewegungen 
eines deutschen Geschwaders bei den Philippinen und die von Deutschen geäusserten Forde-
rungen nach Stützpunkten im Archipel hatten die offiziellen amerikanischen Stellungnahmen 

etwas verschärft. Über andere pazifische Inseln verhandelten die Deutschen dagegen zum 
grossen Teil direkt mit Spanien. Die Aktionen der aussenpolitischen Führung Deutschlands zum 
Erwerb der genannten Inseln und Samoas waren durch Vorsicht und den Vorsatz, auf gutem 
Fuss mit den Vereinigten Staaten zu stehen, gekennzeichnet, hatten doch die Pläne schliesslich 
nur Erfolgschancen, wenn sich die USA ihnen nicht widersetzten. 

Der Krieg nutzte den grossmachtpolitischen Bestrebungen Deutschlands auch insofern, als er 
für die Flottenpropaganda benutzt werden konnte. Der Krieg zeigte doch, wie wichtig eine 
kampfbereite Flotte für eine Seemacht war. Nach den Seesiegen der Amerikaner wurde im 
deutschen Flottenstab der erste Operationsplan gegen die Vereinigten Staaten ausgearbeitet. 
Auch das zeugte von einer Neueinschätzung der Grossmachtstellung der USA, doch war es kein 
Beweis für eine akute Kriegsgefahr. 

Dennoch wurde von der Möglichkeit eines Krieges gesprochen, wie es in jener Zeit überhaupt 
in internationalen politischen Einschätzungen oft der Fall war. Deutschland sollte jedoch eine 
Verschärfung der Beziehungen aus vielen, vor allem wirtschaftlichen Gründen vermeiden. Aus 
Übersichten, die die aussenpolitische Führung Über die Entwicklung der Beziehungen zwischen 
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den Ländern erstellte, geht deutlich hervor, dass die Grossmachtpolitik in der Tat einen wirt­
schaftliche Gesichtspunkte betonenden Charakter hatte. Auch wurden die militärischen Möglich­
keiten Deutschlands gegen die Vereinigten Staaten als gering eingeschätzt. Zudem war Deutsch­
land gezwungen, die interm,Liunalen politischen Folgen seiner USA-Politik zu berücksichtigen. 
Vor allem die grossmachtpolitischen Pläne Deutschlands konnten in Gefahr geraten, weil sich 
die Beziehungen seines Hauptkonkurrenten England zu den USA während der spanisch-amerika­
nischen Krise deutlich verbessert hatten. Als optimale Lösung wurde die Aufrechterhalt'ung 
guter Beziehungen zu den beiden anglo-amerikanischen Staaten angesehen - zumindest so lange, 
bis das Fortschreiten des Flottenbauprogramms andere Möglichkeiten eröffnete. 

Als Gesamteinschätzung kann festgestellt werden, dass die aussenpolitische Führung Deutsch­
lands die sich durch den spanisch-amerikanischen Krieg bietenden Kompensationsmöglichkeiten 
geschickt ausnutzte, ohne die deutsch-amerikanischen offiziellen Beziehungen zu gefährden. 
Die politischen Beziehungen blieben vorsichtig korrekt. Die wirtschaftlichen Beziehungen ver­
loren dagegen wegen der grossmachtpolitischen Standpunkte etwas an ihrer Akutheit der Vor­
kriegszeit. 

Wenn die offiziellen deutsch-amerikanischen Beziehungen auch korrekt blieben, so war die 
in der Presse geführte Diskussion zeitweise sehr polemisch. Die deutschen Zeitungen und Zeit­
sr.hriften waren sich in ihrer Kritik an den Amerikanern nur einig, als sie die USA des Kriegs­
ausbruchs beschuldigten. In allen anderen Fragen teilten sich die Meinungen je nach dem wirt­
schaftlichen, politischen oder ideologischen Standpunkt, den die Zeitungen vertraten. Die Ein­
stellung zu der Politik der Vereinigten Staaten und den Amerikanern war weitgehend durch die 
Konflikte in der deutschen Gesellschaft bedingt. Die Zeitungen, die das herrschende System 
unterstützten, für die Interessen der Landwirtschaft oder Grossindustrie eintraten oder die 
katholische Kirche vertraten, nutzten die Gelegenheit, um die Amerikaner von allen Seiten an-
xugreifen. Die Zeitungen, die hauptsächlich die Kreise ausserhalb der Sammlung vertraten, ver-
hi�lten sich zur Politik der USA positiver. Sie kritisierten die Verhältnisse ihrer Heimat - zu­
mindest indirekt, indem sie die Seiten des amerikanischen Systems darlegten, die sie für gut 
hielten. 

Diese innenpolitischen •.md natürlich auch die Unterschiede, die von den wirtschaftlichen 
Beziehungen zu den USA herrührten, kamen in Artikeln Über die Eroberungen der USA und 
Deutschlands "Kompensationen" deutlich zum Ausdruck. Die Beteiligung der USA an der 
Weltpolitik wurde von den Oppositionszeitungen, besonders der Frankfurter Zeitung und dem 
Vorwärts, in bezug auf die internationalen Beziehungen als eine begrüssenswerte Entwicklung 
betrachtet, während vor allem die Deutsche Tageszeitung, die Kreuzzeitung und die Kölnische 
Volkszeitung diese Erscheinung für gefährlich hielten. Obwohl die Deutsche Tageszeitung und 
die Kreuzzeitung sich gern für materialistische Interessen engagierten, stempelten sie die ameri­
kanische Expansion in ihrer Kritik als brutal materialistisch ab. Zu neuen Eroberungen, der 
Praxis der imperialistischen Politik, verhielten sich die Zeitungen der Opposition mit Vorbehalt 
- gemäss der schon früher Über Deutschlands Weltpolitik geführten Diskussion. Die positive
Einstellung anderer Zeitungen zum Imperialismus drückte sich dadurch aus, dass durch die Siege

der Amerikaner ihr Erfolg durch einige mit den Deutschen gemeinsame Züge wie Leistungs­
fähigkeit, Rasse und protestantischen Glauben bedingt sei. 1 m sozialdarwinistischen Sinne
galten der Sieg der USA und die Niederlage Spaniens als historisch legitimiert. Nur die Deutsche
Tageszeitung und die ultramontane Kölnische Volkszeitung, die für materielle und geistige
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Werte gegen die amerikanische Gefahr kämpfenden Organe, griffen unaufhörlich alle Seiten der 

amerikanischen Expansion an. 

Als die amerikanische Presse scharf auf die deutsche Kritik antwortete, entwickelten sich die 

Beziehungen zwischen den Ländern auf der Ebene der öffentlichen Meinung ungünstig. Sowohl 

im Weissen Haus als auch in der Wilhelmstrasse war man ernsthaft besorgt. Die Massnahmen zur 

Verbesserung der Lage zeugen von der Bereitschaft der politischen Führung zum Einverständnis. 

Die deutsche Regierung traf bestimmte Massnahmen, um die in der internationalen Nachrichten­

Übermittlung während des Krieges aufgekommenen Missstände zu beseitigen. Dies zeigt, dass 

man sich überhaupt der Bedeutung 
0

d•Jr Presse für die auswärtigen Beziehungen eines Landes 

deutlicher als früher bewusst wurde. 
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TIIVISTELMÄ 

Saksa ja Yhdysvaltain ekspansiopolitiikka 1890-luvulla. Erityisesti Saksan suhtau­
tuminen Espanjan ja Yhdysvaltain väliseen kriisiin. 

Edellä on käsitelty Yhdysvaltain ja Saksan imperialistisen politiikan syitä, toteutusta ja vai­
kutuksia maiden välisiin suhteisiin Yhdysvaltain ja Espanjan välisen kriisin aikana. 

Sota Espanjaa vastaan v. 1898 mP.rkitsi Yhdysvaltain siirtymistä "epäsuorasta" (informal, 
indirekt) "suoraan" (formal, direkt) imperialismiin amerikkalaisten vallatessa alueita Karibian 
mereltä ja Tyyneltä mereltä. Sota sai suurvallat arvioimaan aikaisempaa selvemmin Yhdysvallat 
mahdollisena liittolaisena tai vastustajana kiristyvässä kansainvälisessä kilpailussa. Yhdysvaltain 
"laajan politiikan" (large policy) ja Saksan ennen muuta laivastovarusteluna ja Kiinan jakona 
ilmenneen "maailmanpolitiikan" samanaikaisuus sekä amerikkalaisekspansion suuntautuminen 
osittain Saksan vanhoille reviirialueille Tyynellä merellä vaikuttivat maiden välisiin suhteisiin. 

Mikä sai Yhdysvallat ryhtymään sotaan ja hankkimaan uusia alueita ja miksi Saksa lisäsi 
merentakaisia omistuksiaan? Edellä ei ole tutkittu imperialismin historiaa pitkällä aikavälillä, 
vaan on keskitytty Yhdysvaltain ja Saksan politiikkaan lyhyenä ajanjaksona, rajatussa tilantees­
sa. Ajallisesti ja paikallisesti rajallinen ilmiö on p�ritty liittämi.ii.in historiallisiin yhteyksiinsä 
myös johdannossa esitetyn imperialismin teorioiden analyysin avulla. Vaikka tekijä hyväksyy 
viime vuosisadan lopun imperialismin selityksenä lähinnä talous- ja sosiaalihistoriallisen, valta-
kuntien sisäisen kehityksen ja ulkopolitiikan yhteyttä �rostavan mallin, on lähdetty siitä, että 
se tai muut yleiset teoriat ovat vaikeasti todennettavissa ¾i kumottavissa kyseisenlaisen erityis-
kysymyksen avulla. \ 

Selitettäessä imperialistisen politiikan perusteita on erotettava historiallinen kehitys ja ajan­
kohtaiset, päivänpoliittiset syyt. Sekä Yhdysvaltain että Saksan "epäsuoran" imperialismin 
muuttuminen "suoraksi" voidaan selittää valtakuntien sisäisestä muutoksesta käsin. Nopea 
taloudellinen kasvu 1800-luvun jälkipuoliskolla järkytti sosiaal.iluokkien välistä tasapainoa ja 
aiheutti paineen kohti poliittista muutosta. Valtaapitävien aser.ia horjui. Yhteiskuntarauha 
vaarantui heidän kannaltaan katsoen erityisesti suuren lamakauden aallonpohjien aikana, jolloin 
esiintyi sekä työväestön ja talonpoikien protestiliikkeitä että "valtiota ylläpitävien" piirien 
rintaman hajoamista esimerkiksi vapaakaupan kannattajiin ja suojatulleja vaativiin leireihin. 
Uusien alueiden valloittamisella ja näyttävällä ulkopolitiikalla pyrittiin takaamaan taloudellinen 
kasvu ja samalla vakaat sosiaaliset olot sekä ohjaamaan tyytymättömyys lojaalisuudeksi poliit­
tista johtoa kohtaan. 

Valtakuntien sisäisen kehityksen asettaminen etualalle ulkopolitiikkaa määräävänä tekijänä 
ei kumoa tasapaino- ja arvovalta-ajattelun historiallista merkitystä suurvaltain ulkopolitiikassa. 
Ilmeistä kuitenkin on, että kyseisenlaisella ajattelulla oli viime vuosisadan lopussa paljolti 
talouspoliittinen luonne. 

Sekä Yhdysvallat että Saksa olivat historiallisen kehityksen tuloksena valmiit uusien alueiden 
valloittamiseen. Mitkä olivat sitten ne ajankohtaiset tekijät, jotka johtivat valmiudesta toimin­
taan? Yhdysvaltain kannalta sellainen oli Yhdysvaltain tullipolitiikan laukaisema ja Yhdysval­
loista tuettu pitkällinen Kuuban kapina, jota Espanja ei kyennyt tukahduttamaan. Vuosikausia 
kapinaa käsiteltiin lehdistössä amerikkalaisten aineellisia etuja ja vapauskäsitystä loukkaavana 
ilmiönä. Jo McKinleyn presidenttikauden alussa v. 1897 olikin selvää, että Kuuban tilanne oli 
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saatava rauhoitetuksi, mikä todennäköisesti merkitsisi saaren irroittamista Espanjalta, McKinley 
pyrki Kuuban kysymyksen ratkaisemiseen rauhanomaisin keinoin, mutta toisaalta Espanjan 
taipumattomuus Yhdysvaltain vaatimusten edessä ja kykenemättömyys kapinan tukahduttami­
seen, sekä toisaalta amerikkalaisten puoluepoliitikkojen, strategien ja yleisen mielipiteen painos­
tus johtivat sotaan. Voidaan sanoa, että McKinleyn osana oli toimia pitkän historiallisen 
kehityskulun ja ajankohtaisten tekijöiden asettamien vaateiden toteuttajana. 

Kuuban saattamisessa Yhdysvaltain etupiiriin strategiset ja taloudelliset edut olivat selvät. 
Niihin ja Kuuban "vapauttamiseen" vedoten yleinen mielipide oli saatu intervention puolelle. 
Kuuban kysymyksen saama ratkaisu onkin pitkälle ymmärrettävissä ajankohtaisten syiden pe­
rusteella. Sen sijaan Filippiinien joutuminen Yhdysvalloille selittyy lähinnä Yhdysvaltain histo­
riallisen kehityksen myötä syntyneestä ekspansiotarpeesta ja -valmiudesta. Filippiinien valloi­
tuksen taustalla olivat pitkän tähtäyksen taloudelliset tavoitteet Kiinaan nähden. Ajankohtaisina 

· syinä Filippiinien paikalliset olosuhteet; pyrkimys yhtenäisen talous- ja sotilashall intoalueen muo­
dostamiseen ja syntyperäisten itsenäisyystaistelun tukahduttaminen, johtivat sitten koko saariston 
eikä vain sen osien ottamiseen. Lopputulokseen vaikuttivat myös Yhdysvalloille edulliset suur­
valtapoliittiset suhteet Kaukoidässä.

Jo ennen Yhdysvaltain ja Espanjan välisen sodan puhkeamista saksalainen yleinen mielipide
oli kehittynyt Yhdysvaltoihin nähden epäedulliseen suuntaan. Syynä oli pääasiassa amerikka­
lainen suojatullipolitiikka, jota Saksan raskas teollisuus ja agraaripiirit käyttivät hyväkseen omia
etuja ajaessaan. Maiden väliset taloussuhteet kokonaisuutena olivat kuitenkin sellaiset, ettei
Saksa voinut ryhtyä tullisotaan Yhdysvaltoja vastac1t Ajatus eurooppalaisesta yhteisrintamasta
a,r;erikka;J;oen Luiouok:lp.:.ilur: vuoksi virisi 1111delle1m henkiin sorlan uhatess;i Tilanne oli kui­
tenkin Yhdysvalloille edullinen. Monien ulkopoliittisten vaikeuksien rasittama Englanti oli
Venezuelan kriisin selvittyä osoittanut selvästi halukkulf\ensa anglo-amerikkalaiseeh yhteistyö­
hön. liman Englannin mukaantuloa Euroopan valtojen yh�isesiintyminen Yhdysvaltoja vastaan 
ei juuri ollut mahdollista. Myös Venäjä halusi säilyttää hyvät suhteensa Yhdysvaltoihin, eivätkä 
venäläiset ainakaan halunneet suurvaltapoliittisen pääkilpaii'ijansa Englannin hyötyvän yksin
amerikkalaisten ystävyydestä. Saksalaisten havaittua yhteistyömahdollisuudet olemattomiksi ei
heidänkään ollut syytä va:irantaa suhteitaan USA:han. Ennen sodan puhkeamista kriisi lisäksi
rajattiin paikalliseksi, sillä ei nähty olevan laajempia poliittisia seurauksia. Suurvaltojen ponne­
ton julkilausuma jäi niiden ainoaksi yhteiseksi toimenpiteeksi sodan estämiseksi.

Sodan sytyttyä Filippiinien kysymys tuli suurvaltain kannalta tär,keimmäksi . Yhdysvallat ei 
ryhtynyt sotaan Espanjaa vastaan saavuttaakseen jalansijaa Kiinassa. Sodan aikana kuitenkin 
Kiinan-kauppa ja Tyynen meren saarten strateginen merkitys koettiin tärkeiksi, mikä osaltaan 
johti koko Filippiinien saariston ottamiseen. Saksan päämääränä oli hyötyä mahdollisimman 
paljon Espanjan omistuksia jaettaessa. Amerikkalaisten päätös pitää koko saariryhmä sekä suur­
valtain kykenemättömyys ja/tai haluttomuus sen estämiseen yhteistyössä merkitsivät Saksan 
pyrkimysten epäonnistumista Filippiineillä. Ajankohta oli varsin edullinen amerikkalaisen 
ekspansiopolitiikan alkamiselle ja toteuttamiselle Kaukoidässä, missä Euroopan suurvallat ja 
Japani olivat kireässä kilpailutilanteessa. Yhdysvallat oli uutena tekijänä Filippiinien neutraalein 
omistaja, eikä yhdellekään suurvallalle ollut edullista yksin vastustaa amerikkalaisten suunni­
telmia. 

Ajalle ominainen darwinistinen ajattelu tuli selvästi näkyviin suhtautumisessa hävinneeseen 
osapuoleen, Espanjaan. Koska se oli osoittautunut kykenemättömäksi huolehtimaan siirto-
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maistaan, sen tuli antaa tietä vahvemmalle. Filippiiniläisiä ja kuubalaisia pidettiin puolestaan 

epäkypsinä itsenäisyyteen. Pidettiin luonnollisena, että he joutuisivat jonkin kehittyneemmän 

valtion holhoukseen, eikä juuri kukaan puhunut sorrettujen kansojen vapaustaistelusta. Yleensä· 

ki11 ruluuppia ja Darwinin tutkimuksia sosiaolidorwinismik�i muutettuina käytettiin imperialiGti 

sen politiikan aatteellisina perusteluina. Yhteiskunnalliset ja kansainväliset suhteet olivat sellai· 

sessa kehitysvaiheessa, että ne sopivat tehtäväänsä hyvin. 

Saksa ei pystynyt saavuttamaan alueellisia enimmäistavoitteitaan Yhdysvaltain ja Espanjan 

välisestä sodasta hyötymiseksi. Kuitenkin saksalainen valtapiiri Tyynellä merellä laajeni huomat• 

tavasti, kun Karoliinit, f-'alau-saaret ja Märimmit GUcunia lukuunottamatta siirtyivät Espanjalta 

Saksalle oston kautta. Sodan seurauksena Saksa sai mahdollisuuden lisätä Tyynen meren omis· 

tuksiaan, eli sota oli saarten hankkimiseen johtaneen tapahtumakulun alkuunpaneva, ajankoh• 

tainen syy. Suurvaltapoliittinen tilanne oli Saksan pyrkimyksille edullinen. Voitiinhan Saksaa 

pitää Uuden Guinean ja Marshal-saarten omistustensa ja vanhaa perua olevien Karoliinien• 

intressiensä vuoksi Espanjan saarten luonnollisimpana perijänä. Ulkopolitiikan johdon esittä• 

mät perustelut olivat strategisia ja taloudellisia Saksan vanhojen omistusten käytön tehostami­

seksi ja Kiinaan kohdistuneiden odotusten toteuttamiseksi. Tyynen meren saarten ostamisessa 

oli myös paljolti kyse Saksan kansainvälisen arvostuksen lisäämisestä, arvovaltapolitiikasta. 

Talouselämän, laivaston tai yleisen mielipiteen taholta ulkoministeriöön kohdistetusta ulkopuo• 

lisesta painostuksesta ei ollut kysymys. Marshall-saarilla ja Karoliineilla toimineen Jaluit-yhtiön 

toimesta alettiin tosin vaatia syksystä 1898 lähtien Karoliinien saksalaistamista, mutta tällä 

toiminnalla voi katsoa olleen ulkoministeriön toimenpiteitä tukeva, ei alkuunpaneva merkitys. 

Laivaston esikunnassa Wilhemstrassen suurisuuntaisia suunnitelmia suorastaan vastustettiin. 

Myöskään yleinen mielipide ei ollut vaatimassa saarten saksalaistamista, sillä ulkoministeriö 

hoiti noin vuoden kestäneet neuvottelut saarista Espanjan ja Yhdysvaltain kanssa salaisena 

kysymyksenä. 

Espanjan siirtomaavallan mureneminen, saarten sijainti Saksan suojelualueisiin ja Kiinaan 

nähden sekä kansainväliset suhteet olivat niitä ajankohtaisia syitä, jotka johtivat Karoliinien, 

Mariaanien ja Palau-saarten joutumiseen Saksalle. Kyseisiin syihin Saksan ulkopolitiikan johto 

myös vetosi perustellessaan hankintojaan .valtiopäivillä ja kansainvälisissä keskusteluissa. Saksan 

sisäisen ja kansainvälisten suhteiden historiallisen tilan suoranainen näkyminen Espanjan saarten 

jakamisen yhteydessä harjoitetussa politiikassa on vaikeasti osoitettavissa. Tämä johtuu paljolti 

siitä, ettei ulkoministeriön päivänpolitiikassa, rutiinityöskentelyssä, ollut tapana harjoittaa toi· 

minnan historiallisten syiden pohdintaa, eikä siitä näinollen jäänyt myöskään lähdemainintoja. 

Poliittisen johdon välisestä kirjeenvaihdosta käyvät ilmi tasapaino- tai kompensaatio• ja arvo­

valtapoliittiset perustelut, joilla on historiallinen jatkuvuutensa kaikkien suurvaltojen toimin­

nassa. Talouselämän taholta tulleen painostuksen ja sosiaali-imperialistinen argumenttien vähäi· 

syys uusien alueiden hankkimisessa ei kuitenkaan todista, etteikö kyse olisi ollut myös Saksan 

taloudel Ii sen ja sosiaalisen kehityksen vaikutuksesta ulkopolitiikkaan tässäkin yhteydessä. 

Vasemmiston harjoittama kritiikki ja oikeiston laajan rintaman myönteinen asenne Etelämeren 

sopimuksen valtiopäiväkäsittelyn yhteydessä todistanevat osaltaan, että kyseessä oli "kokoa­

mis-" (Sammlung) politiikan eräs osa. Sammlung-politiikka kokonaisuutena puolestaan oli selvä 

ilmaus taloudellisen kehityksen aiheuttamasta sosiaalisesta ja poliittisesta muutoksesta. 

Saksalais-amerikkalaisten suhteiden kannalta saarten hankkiminen suoritettiin taitavasti, 

salassa ja amerikkalaisia ärsyttämättä. Saksan laivasto-osaston liikkeet Filippiineillä ja saksalais· 
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ten esittämät vaatimukset tukikohdista saaristossa olivat aiheuttaneet jonkin verran kireyttä 

myös virallisissa amerikkalaisissa kannanotoissa. Muista Tyynen meren saarista saksalaiset sen 

sijaan neuvottelivat pääasiassa suoraan Espanjan kanssa. Saksan ulkopoliittisen johdon toimin­

nalle mainittujen saarten sekä Samoan osien hankkimiseksi oli ominaista varovaisuus ja halu 

pysyä Yhdysvaltain kanssa hyvissä väleissä. Olihan suunnitelmilla onnistumisen mahdollisuuksia 

lopultakin vain, jos Yhdysvallat ei asettunut niitä vastustamaan. 

Saksan suurvaltapoliittisille pyrkimyksille sodasta oli hyötyä sikälikin, että sitä voitiin käyt­

tää laivastopropagandassa. Osoittihan sota, miten tärkeä taisteluvalmis laivasto oli merimahdille. 

Amerikkalaisten merivoittojen jälkeen Saksan laivaston esikunnassa tehtiin ensimmäinen ope­

raatiosuunnitelma Yhdysvaltoja vastaan. Sekin oli eräs osoitus Yhdysvaltain suurvalta-aseman 

uudelleenarvioinnista, mutta ei suinkaan todiste ajankohtaisesta sodanuhasta. 

Sodan mahdollisuudesta silti puhuttiin, kuten tuohon aikaan yleensäkin varsin helposti 

kansainvälispoliittisissa arvioinneissa. Saksan tuli kuitenkin varoa suhteiden kärjistämistä 

useista syistä, ennen muuta taloudellisista. Ulkopolitiikan johdon maiden välisten suhteiden 

kehityksestä esittämistä katsauksista käy selvästi ilmi, että suurvaltapolitiikalla oli taloudellisia 

näkökohtia korostava luonne. Myös Saksan sotilaallisia mahdollisuuksia Yhdysvaltoja vastaan 

pidettiin heikkoina. Lisäksi Saksa joutui ottamaan huomioon Yhdysvaltain-politiikkansa kan­

sainvälispoliittiset seuraukset. Ennen muuta Saksan suurvaltapoliittinen peli oli sekoittumassa 

siksi, että sen pääkilpailijan Englannin suhteet Yhdysvaltoihin olivat selvästi parantuneet es­

panjalais-amerikkalaisen kriisin aikana. Parhaana pidettiin hyvien suhteiden säilyttämistä kum­

paankin anglo-amerikkalaiseen valtaan -ainakin niin kauan, että laivastovarustelun eteneminen 

avaisi muita mahdollisuuksia. Yleisarviona voi todeta Saksan ulkopolitiikan johdon käyttäneen 

taitavasti Yhdysvaltain ja Espanjan välisen sodan suomat kompensaatiomahdollisuudet vaaranta­

matta Saksan ja Yhdysvaltain virallisia suhteita. Poliittiset suhteet pysyivät varovaisen korrek­

teina, mutta taloudelliset suhteet sen sijaan menettivät sotaaedeltävän ajan akuuttia luonnettaan 

suurvaltapoliittisten näkökohtien vuoksi. 

Jos viralliset saksalais-amerikkalaiset suhteet säilyivätkin korrekteina, niin lehdistökeskustelu 

oli ajoittain hyvinkin poleeminen. Yksimielisiä saksalaislehdet olivat amerikkalaisten kritikoin­

nissaan vain syyttäessään Yhdysvaltoja sodan aloittamisesta. Kaikissa muissa kysymyksissä 

mielipiteet jakaantuivat lehtien edustamien taloudellisten, poliittisten ja aatteellisten näkökoh­

tien mukaan. Suhtautuminen Yhdysvaltain politiikkaan ja amerikkalaisiin määräytyi paljolti 

saksalaisen yhteiskunnan ristiriidoista käsin. Yleensä ne lehdet, jotka puolsivat vallitsevaa jär­

jestelmää, ajoivat maatalouden tai suurteollisuuden etuja,tai jotka edustivat katolista uskon­

käsitystä, käyttivät tilaisuutta hyväkseen amerikkalaisten kaikenpuoliseen arvosteluun. Oppo­

sition, pääasiassa Sammlungin ulkopuolisia piirejä edustaneet lehdet, puolestaan suhtautuivat 

Yhdysvaltain politiikkaan myönteisimmin. Ne arvostelivat kotimaansa oloja ainakin epäsuorasti 

tuodessaan esiin amerikkalaisen järjestelmän hyvinä pitämiään puolia. 

Nämä sisäpoliittiset, sekä tietysti myös taloussuhteista Yhdysvaltoihin johtuvat erot, tulivat 

selvästi esiin kirjoittelussa Yhdysvaltain valloituksista sekä Saksan "kompensaatioista". Yhdys­

valtain mukaantuloa maailmanpolitiikkaan oppositiolehdet, etenkin Frankfurter Zeitung ja 

Vorwärts, pitivät kansainvälisten suhteiden kannalta tervetulleena kehityksenä, kun taas nimen­

omaan Deutsche Tageszeitung, Kreuzzeitung ja Kölnische Volkszeitung pitivät ilmiötä vaaralli­

sena. Niin materialististen etujen ajajia kuin Deutsche Tageszeitung ja Kreuzzeitung olivatkin, 

ne leimasivat kritiikissään arnerikkalaisekspansion luonteeltaan brutaalin aineelliseksi. Uusien 
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alueiden valloittamiseen, imperialistisen politiikan käytäntöön, oppositiolehdet suhtautuivat 
varauksellisesti jo aikaisemmin Saksan "maailmanpolitiikasta" käydyn keskustelun mukaisesti. Si­
tä vastoin muiden lehtien imperialismismyönteisyys näkyi siten, että voitollisten taisteluiden myö­
tä menestyksen taustavoimina alettiin pitää saksalaisten kanssa yhteisiä piirteitä, kuten suoritus­
kykyä, rotua ja protestanttista uskontoa. Sosiaalidarwinistisessa hengessä Yhdysvaltain voittoa 
ja Espanjan tappiota pidettiin historiallisesti oikeutettuna. Vain agraarien Deutsche Tages­
zeitung ja äärikatolinen Kölnische Volkszeitung, aineellisten ja henkisten arvojen puolesta 
amerikkalaista vaaraa vastaan taistelivat orgaanit, hyökkäsivät jatkuvasti amerikkalaisten eks­
pansion kaikkia puolia vastaan. 

Kun amerikkalaislehdistö vastasi kärkevästi saksalaisten arvosteluun, kehittyivät maiden 
väliset suhteet yleisen mielipiteen tasolla epäedulliseen suuntaan. Sekä Valkoisessa Talossa 
että Wilhelmstrassella suhtauduttiin tilanteeseen va�vasti. Toimenpiteet tilanteen korjaami­
seksi todistavat poliittisen johdon halukkuudesta yhteisymmärrykseen. Saksan hallitus ryhtyi 
toimiin sodan aikana kansainvälisessä tiedonvälityksessä \menneiden epäkohtien po'i�tamiseksi 
mikä osoittaa. etta aikd:,emuaa selvemmin tajuttiin julkisen sanan merkitys maan ul�omaan­
suhteille yleensäkin. 
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Anlage: Die Einstellung der Zeitungen zur USA im Zusammenhang mit der spanish-amer ican 

Deutsche Frankfurter Hamburg. 
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kanischen Krise 1.9.1897-31.12.1898 
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